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			Die verratene Mitte – 
eine Einleitung

			Knapp 38 Millionen Deutsche sind Mitglied einer christlichen Kirche – 20 Millionen bei den Katholiken, 18 Millionen bei den Protestanten –, und das entgegen der weitverbreiteten Annahme, wir würden in einem durchsäkularisierten Land leben, in dem nur noch ein paar Käuze an so etwas wie Gott glauben.

			Jeder zweite Deutsche ist Mitglied in einem Verein, obwohl das Vereinswesen als Inbegriff der Spießigkeit gilt. 70 Prozent der Kinder kommen nach wie vor in Ehen zur Welt, allen Vorträgen über die Vorzüge von Patchwork zum Trotz.

			Wer eine der führenden Zeitungen des Landes aufschlägt, muss zu dem Schluss gelangen, dass die Mehrheit der Menschen mit dem Gedanken an den drohenden Klimatod aufwacht und mit der Frage zu Bett geht, wie sie sich so ausdrücken können, dass sich niemand zurückgesetzt oder beleidigt fühlt.

			Der Häufigkeit nach zu urteilen, mit der über ihn berichtet wird, lebt der Durchschnittsbürger in durchgrünter Innenstadtlage auf gewachster Altbaudiele, wo man schon deshalb über den Autowahn der Deutschen den Kopf schüttelt, weil der Stellplatz vor der Tür seit Langem der radgerechten Stadt zum Opfer gefallen ist.

			Auch das entspricht nicht der Realität in Deutschland. Die Wahrheit ist: In Großstädten, also Städten mit mehr als 400 000 Einwohnern, leben lediglich 19 Prozent der Bundesbürger (was möglicherweise erklärt, warum der Bundeskanzler Friedrich Merz und nicht Robert Habeck heißt).

			Weshalb ich das schreibe? Weil die Fehlwahrnehmung, was normal ist und was nicht, Folgen hat. Wer nach einer Erklärung sucht, weshalb die Wahl der Juraprofessorin Frauke Brosius-Gersdorf ins Bundesverfassungsgericht so schrecklich schiefgehen konnte, findet sie in der Verwechslung von Mehrheit und Minderheit.

			Der grüne Parteivorsitzende Felix Banaszak ließ sich nach der Verschiebung der Richterwahl zu folgendem Statement hinreißen: »CDU und CSU haben sich heute aus der demokratischen Mitte unseres Landes verabschiedet. Man kann nur hoffen, dass sie den Weg zurückfinden.« Seine Parteifreundin Renate Künast setzte noch einen drauf, indem sie schrieb: »CDU auf Kurs Abschaffung der Demokratie und des Rechtsstaats.«

			Das ist der Stand der Debatte: Wer es nicht übers Herz bringt, eine Frau zu wählen, die die bisherige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Abtreibung für obsolet erklärt und den Abbruch in den ersten drei Monaten der Schwangerschaft zur reinen Privatsache machen will, hat den demokratischen Rahmen verlassen.

			Wer ist die Mitte? Die Mitte fährt Auto, und das ganz konventionell. Sie hört Helene Fischer und schunkelt auch im Bierzelt ohne schlechtes Gewissen mit. Wenn sie morgens aufsteht, fragt sie nicht als Erstes nach der Work-Life-Balance, sondern sorgt dafür, dass Deutschland einigermaßen funktioniert.

			Die Mitte benutzt Worte, für die man beim »Spiegel« sofort vor die Tür gesetzt wird, und lacht an Stellen, an denen es sich nicht gehört. Sie isst zum Frühstück Nutella, mag im Zweifel Volksmusik und dient bei der freiwilligen Feuerwehr. Kurz: Sie ist so, wie man links der Mitte als Eltern seinen Kindern immer gesagt hat, dass sie nie werden sollen.

			Die Bundestagspräsidentin Julia Klöckner berichtete neulich, wie sich die Reaktionen auf ihren Flaggenerlass unterschieden hätten. In Berlin herrschte Fassungslosigkeit, dass Klöckner die Regenbogenflagge nur noch einmal im Jahr auf dem Reichstag erlauben will. Im Bundestag gab es dem Vernehmen nach Tränen. Aber sobald Klöckner zu Besuch in ihrer Heimat in Bad Kreuznach ist, spielt das Thema keine Rolle. Oder die Leute bestärken sie in ihrer Auffassung, dass die Queer-Bewegung eine politische Bewegung wie andere sei, also nicht schlechter, aber auch nicht besser.

			Mir schreiben oft Leute: »Wie gut, dass es Sie gibt.« Das freut mich natürlich. Mich erreicht ja nicht nur Lob. Ich erwähne das allerdings nicht, weil ich vorsorglich etwaigen Vorbehalten begegnen will (obwohl auch das nicht schaden kann). Ich erwähne es, weil ich glaube, dass die Zuschriften auf etwas Grundsätzlicheres hindeuten. Viele Menschen haben offenbar das Gefühl, dass das, was sie so denken und wie sie die Dinge sehen, in den Medien deutlich unterrepräsentiert ist.

			Ich kann ihnen da nicht widersprechen. Mein Eindruck ist auch, dass die Welt, wie sie in den Medien abgebildet wird, und die Welt, die eine Mehrheit nach wie vor als ihr Zuhause begreift, immer weiter auseinanderfallen. Als Soziologe würde man von einer Repräsentationslücke sprechen.

			Im Land da draußen leben jede Menge Menschen, die weder Winnetou für eine rassistische Figur halten noch »Layla« für einen Song, den man unter Aufführungsverbot stellen muss. Wäre es anders, müssten sich die Grünen keine Sorgen machen, ob sie jemals ins Kanzleramt einziehen. Aber in dieses normale Deutschland setzen die meisten Journalisten selten einen Fuß. Es kommt auf den Stehempfängen und Dinnerpartys, auf denen die meinungsbildenden Leute zusammenstehen, praktisch nicht vor.

			Das normale Deutschland sind Orte wie Tuttlingen, Bitburg oder Wetzlar, jene als Provinz verspottete Welt, in der man zum Muttertag noch Blumen schenkt, Gendern für eine exotische Form der Fitness hält und nichts Verwerfliches an Gardinen und Häkeldeckchen findet. In dieser Welt sagt übrigens auch niemand: »Patchwork, ja, das ist mein Traum vom Glück. Das habe ich mir für meine Beziehung immer gewünscht.«

			Friedrich Merz hat das Thema vor seiner Wahl zum Bundeskanzler aufgenommen und gesagt, Kreuzberg sei nicht Deutschland. Riesenaufregung im besorgten Teil der Republik. Im »Spiegel« stand eine lange Philippika, warum sich Merz damit endgültig unmöglich gemacht habe. Merz betreibe das Geschäft der Ausgrenzung, so ein Mann dürfe nie Kanzler werden.

			Kreuzberg ist nicht Deutschland? Na gottlob, würde ich sagen. Die Aussichten sind ohnehin düster. Alle in Europa legen beim Wachstum zu, nur wir werden ärmer. Wenn Deutschland wie Kreuzberg wäre, könnten wir komplett einpacken.

			Was passiert, wenn die Mehrheit das Gefühl hat, am Rande zu stehen? Das ist das Thema, dem sich dieses Buch widmet.

			Der Mehrheitswille war noch nie so gut erforscht wie heute. Jede Woche fühlen Meinungsforschungsinstitute dem Wähler den Puls, fragen nach seinen Vorlieben, Abneigungen, Sorgen und Befürchtungen. Kein Politiker, der sich nicht auf den Bürger beruft. Sogar die Grünen führen bei der Durchsetzung ihrer Projekte gerne den Mehrheitswillen an. Und doch fühlt sich die Mehrheit ungehört. Mehr noch: Sie fühlt sich im Stich gelassen.

			Auch das lässt sich ja den Umfragen entnehmen. Eine wachsende Gruppe von Menschen hat den Eindruck, dass sie mit ihrer Meinung mehr oder weniger alleine stehen. Sie denken, dass es zunehmend gefährlich ist, offen zu äußern, was man denkt. Wenn man sie fragt, ob man sich in der Öffentlichkeit besser vorsehen sollte, was man sagt und was nicht, stimmen sie dieser Aussage zu. Mehr als die Hälfte der Deutschen denkt so. Dabei bildet sie in Wahrheit die Mehrheit.

			Die Sozialwissenschaft hat einen Namen für dieses Phänomen. Sie nennt es das »Mehrheitsparadox«. Der Einzelne glaubt, er sei mit seiner Meinung allein, obwohl in Wirklichkeit die meisten so denken wie er.

			Es ist ein sich selbst verstärkender Effekt. Da man glaubt, mit der eigenen Ansicht in der Minderheit zu sein, behält man sie lieber für sich, aus Angst, sich lächerlich zu machen. Weil die anderen aus demselben Grund schweigen, entsteht der öffentliche Eindruck, die Mehrheit stünde hinter einer Meinung, die in Wahrheit nur wenige teilen. Das wiederum führt dazu, dass am Ende kaum noch jemand den Mund aufmacht – was wiederum die vermeintliche Mehrheit noch stärker erscheinen lässt. Es kommt zur »pluralistischen Ignoranz«.

			In einer Demokratie gibt es Mechanismen, die der pluralistischen Ignoranz entgegenwirken. Der bekannteste Mechanismus sind Wahlen. Aber dieses Korrektiv ist außer Kraft gesetzt. Die Wähler geben ihr Votum ab, doch es interessiert nicht. Der Mehrheit wird gesagt, dass sie gar nicht die Mehrheit sei, weil man ein Viertel der Stimmen bei der Willensbildung lieber nicht mitzähle. Das ist das Mehrheitsparadox auf die Spitze getrieben. 

			Wir werden Zeuge eines unerhörten Experiments. Zum ersten Mal in der Geschichte der parlamentarischen Demokratie macht sich eine Minderheit daran, der Mehrheit nicht nur vorzuschreiben, wo es langgeht. Die Mehrheit wird auch noch dafür verspottet, dass sie nicht so weit ist wie die Minderheit, die den Ton angibt.

			Wie das oft ist bei Experimenten: Es ist nicht auszuschließen, dass es schiefgeht. Das unterscheidet ja das Experiment von der erprobten Lage. Wenn man Pech hat, fliegt alles in die Luft.

			Schauen wir uns die Versuchsanordnung also einmal genauer an. Es könnte lehrreich sein. Vorhang auf!

		


		
			Dem Volk kann man nicht trauen – 
oder wie wir zu unseren Politikern kommen

			Die meisten Menschen denken, sie würden alle vier Jahre die Leute wählen, die über ihr Leben bestimmen. Aber das ist ein Trugschluss. 50 Prozent der Abgeordneten, die im Parlament sitzen, sind nie vor den Wähler getreten. Deshalb agieren sie auch so, wie sie agieren.

			Ich bin im Winter 2017 nach Pullach in den Süden von München gezogen. Es war die klassische Geschichte: Erst kommt das erste Kind, dann das zweite. Man schiebt die Möbel von hier nach dort. Irgendwann geht’s nicht mehr, und eine neue Bleibe muss her.

			Auch Pullach ist nicht das, was man günstig nennen kann. Aber im Vergleich zu dem, was einem in München angeboten wird, kauft man wenigstens ohne das Gefühl, nur den Makler reich gemacht zu haben.

			So sind wir im Vorort gelandet. Doppelhaushälfte von 1995, mit ordentlichem Garten, jedenfalls verglichen mit dem Handtuchstück, das einem heute bei Neubauten als Garten verkauft wird. Ich habe den Umzug nicht bereut. Im Gegensatz zu vielen Umlandgemeinden hat Pullach einen schönen Ortskern, der zum Verweilen einlädt. Ich habe mit dem Gärtnern angefangen. Und wenn ich im Sommer den Kopf ins Wasser stecken will, muss ich mich nur aufs Rad schwingen und runter zum Kiesbett der Isar fahren.

			Auch politisch sind wir eine Insel der Seligen. Wenn ein Wahltag naht, bauen auf dem Kirchplatz alle ihre Stände auf – die CSU, die Grünen, die FDP, die Sozialdemokraten. Aber das ist es dann auch schon. Ich habe noch nie die AfD oder die Linkspartei gesehen. Es gibt sicher auch in Pullach AfD-Wähler, für einen Ortsverein hat es bislang nicht gereicht. Vielleicht sind die Leute hier zu träge. Vielleicht fehlt aber einfach der Untergrund an Ressentiment, Enttäuschung und Wut.

			Pullach wurde bis vor Kurzem von einer Grünen regiert, Susanna Tausendfreund. Auch das ist nicht selbstverständlich. In ganz Bayern gibt es bei insgesamt 2000 Gemeinden lediglich zwanzig grüne Bürgermeister. Im Landkreis München war sie die Einzige.

			Mein Umzug nach Pullach fiel ziemlich genau mit der Errichtung des Maibaums zusammen. Jeder, der aus Bayern stammt, weiß, was das für eine große Sache ist. Alle fünf Jahre muss der Maibaum ausgetauscht werden, weil das Holz morsch wird. Dann rückt die Feuerwehr an, und ein paar Monate später fährt der Kran vor, um den neuen Baum aufzurichten.

			Am Tag der Maibaumeinweihung war der halbe Ort zusammengekommen. Es gab eine kleine Bühne. Die freiwillige Feuerwehr war angetreten. Eine Blaskapelle spielte, dazu tanzten die Trachtengruppen – eine Mischung aus Heimatpflege und Brauchtum, wie sie in dieser Ungezwungenheit nur in Bayern denkbar ist. Nach dem katholischen und dem evangelischen Pfarrer trat dann die Bürgermeisterin ans Mikrofon. Und was sagte sie zur Begrüßung? »Ich freue mich so über unsere feschen Madln und kräftigen Burschen.«

			Ich dachte, mir fallen die Ohren ab. Unsere feschen Madln und kräftigen Burschen? Für so einen Satz würde man in Berlin-Kreuzberg bei den Grünen sofort hochkant aus der Partei fliegen, und zwar geteert und gefedert. In Berlin reicht es, dass man bekennt, als Kind davon geträumt zu haben, Indianerhäuptling zu sein, um ein Parteiausschlussverfahren am Hals zu haben. Und hier stellt sich eine Grüne hin und lobt völlig ungezwungen die traditionelle Geschlechterordnung?

			Ich habe Susanna Tausendfreund beim nächsten Mal ohne Zögern meine Stimme gegeben. Ich weiß, das ist ein Bekenntnis, das bei einigen meiner Leser Stirnrunzeln hervorrufen wird. Aber eine Grüne, die so redet, als ob sie als Kind in den Kessel mit dem CSU-Zaubertrank gefallen ist: Da kann man doch nicht Nein sagen.

			Mir hat die Maibaum-Geschichte viel über die Vorzüge der direkten Demokratie gesagt. Wer eine Mehrheit der Wähler hinter sich versammeln muss, ist gut beraten, sich nicht zu weit von ihnen zu entfernen. Ich würde sogar sagen, dass wir besser dran wären, wenn wir mehr direkte Demokratie in Deutschland hätten.

			Ich kenne die Gegenargumente. Im Kern läuft es darauf hinaus, dass man dem Volk nicht trauen könne. Deshalb brauche es Mittelsmänner und Mittelsfrauen, die dafür Sorge tragen, dass die rohen Leidenschaften nicht in die Politik schwappen. In Deutschland haben wir es mit einer Kombination aus Mehrheitswahlrecht und Verhältniswahlrecht so eingerichtet, dass zwischen dem Wähler und der in seinem Namen organisierten Politik möglichst viele Filter liegen.

			Die meisten Menschen denken, sie hätten die Politiker gewählt, die sie repräsentieren. Aber das ist nur zur Hälfte wahr. 50 Prozent der Abgeordneten sitzen im Parlament, ohne dass je ein Wähler für sie die Hand gehoben hätte. Wie sie trotzdem dort hinkommen? Über die Liste. So nennen die Parteien die für sie segensreiche Einrichtung der Umgehung des Wählerwillens durch den Parteitag. Der Listenabgeordnete muss nicht dem Wähler gefallen, sondern den Delegierten. Das sind zwei völlig verschiedene Dinge.

			Es gibt Spitzenpolitiker, die sich in ihrem Leben nie einer richtigen Wahl gestellt haben und trotzdem unaufhaltsam aufstiegen. Unser Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier war so ein Fall. Es gelang ihm auch so eine beispiellose Karriere, vom Kanzleramtsminister über den Außenminister bis zum Vizekanzler. Aber die Schmach, nie den Wähler überzeugt zu haben, blieb. Bis die SPD Potsdam ein Erbarmen hatte und Steinmeier mit einem Wahlkreis versorgte, in dem man als Sozialdemokrat praktisch nicht verlieren kann.

			Auch Ursula von der Leyen hat jedes Mal schrecklich Schiffbruch erlitten, wenn sie vor den Wähler trat. Einmal in ihrem Leben war sie erfolgreich, bei ihrer ersten Wahl als Landtagsabgeordnete für den Wahlkreis Lehrte. Da half noch der Name ihres Vaters, des langjährigen niedersächsischen Ministerpräsidenten Ernst Albrecht. Danach reihte sich Niederlage an Niederlage.

			Ich glaube, insgeheim zahlt sie es den deutschen Wählern jetzt heim, dass sie ihr immer die kalte Schulter gezeigt haben. Wer jedenfalls gehofft hatte, Deutschland würde davon profitieren, dass eine Deutsche die EU-Kommission leitet, sieht sich getäuscht. Im Gegenteil: An der Deindustralisierung des Landes hat Ursula von der Leyen einen erheblichen Anteil.

			Parteien lieben die Liste. Wenn es nach ihnen ginge, würden alle Mandatsträger ausschließlich von den Parteien nominiert. Die Liste hat den Vorteil, dass man auf die Abgeordneten nach Belieben Druck ausüben kann. »Was, du willst nicht so stimmen, wie es der Parteilinie entspricht? Dann müssen wir uns aber sehr gut überlegen, ob es nächstes Mal wieder für einen aussichtsreichen Listenplatz reicht.«

			Direkt gewählte Abgeordnete sind schwieriger zu steuern. Solange sie über ausreichend Unterstützung im Wahlkreis verfügen, kann ihnen so schnell keiner was, auch nicht der Fraktionsvorsitzende. Wenn der anruft, um ein Votum in seinem Sinne zu erbitten, hören sie sich das gerne an. Aber wenn sie den Eindruck haben, dass sie zu etwas genötigt werden sollen, was ihnen widerstrebt, stellen sie auf Durchzug. Im Zweifel berufen sie sich auf ihr Gewissen. Die Gewissensentscheidung ist das »Fuck you« der Politik.

			Warum viele Bürger eine solche Distanz zur Politik verspüren? Das hängt mit den Repräsentanten zusammen, die heute das Sagen haben. Man könnte auch umgekehrt fragen: Warum ist jemand wie Wolfgang Bosbach nach wie vor ausgebucht? Bosbach hat kein Amt mehr und kein Mandat. Das letzte Mal, dass er für die CDU im Bundestag saß, liegt acht Jahre zurück. Dennoch könnte er jeden Abend einen Wahlkampfauftritt bestreiten, wenn er wollte. Die Anrufe von Parteifreunden, die ihn gerne als Zugpferd in ihrem Wahlkreis hätten, reißen nicht ab.

			Der Grund dafür ist einfach: Die Leute hören ihm gerne zu. Er behumst sie nicht. Er packt sie nicht in Watte. Er überzieht sie aber auch nicht mit einer düsteren Suada, warum Deutschland dem Untergang geweiht sei. Bosbach verfügt über eine Mischung aus Frohsinn, Hemdsärmeligkeit und Aufrichtigkeit, die Menschen dazu bringt, ihre Stimme der CDU zu geben.

			Gerade die SPD war lange mit Leuten gesegnet, die ohne Umstände einen direkten Draht zum Wähler fanden. Gerhard Schröder, Kurt Beck, Peer Steinbrück, auch Sigmar Gabriel gehörte dazu. Es waren nicht von ungefähr alles Politiker, die sich nicht bei jeder Äußerung fragten, was wohl die Berliner Journaille dazu sagen würde. Unvergessen, wie Beck einem Arbeitslosen, der ihn bedrängte, entgegenhielt: »Wenn Sie sich waschen und rasieren, dann haben Sie in drei Wochen einen Job.« Die Medienleute waren indigniert. Aber Beck sagte: »S’Lebbe iss doch, wie’s iss.«

			Willy Brandt war noch einmal eine andere Kategorie. Brandt war Charismatiker, da gehört das Entrücktsein dazu. Aber so jemand taucht nur einmal in hundert Jahren auf. Auch Helmut Schmidt war kein geborener Volkstribun. Er wurde das dann in gewisser Weise, als er seine Rolle als Elder Statesman kultivierte, für den im Fernsehstudio sogar die Rauchgesetze außer Kraft gesetzt wurden. Aber in seiner Zeit als Kanzler war er eher geachtet als bewundert.

			Auch Angela Merkel war auf ihre Weise eine Frau des Volkes. Intuitiv erfassten die Wähler, dass es nicht gestellt war, wenn ein Reporter sie beim Einkaufen im heimischen Supermarkt ablichtete. Selbstverständlich waren draußen Bodyguards, während sie ihre Einkäufe erledigte und sich dann in die Schlange vor der Kasse einreihte. Aber sie stand eben in der Schlange und wartete geduldig, bis sie an der Reihe war. Als sie einmal gefragt wurde, was sie am Wochenende am liebsten tat, lautete die Antwort: ihrem Mann ein ordentliches Frühstück zuzubereiten. Wem geht da nicht das Herz auf?

			Leider trieb sie es dann mit der Volkstümlichkeit so weit, dass sie nur noch die Entscheidungen traf, von denen sie annahm, dass eine Mehrheit sie gutheißen würde. Niemand im Kanzleramt hat die Umfragebesessenheit so auf die Spitze getrieben wie die ewige Kanzlerin. Regieren nach Zahlen nannten wir das im Hauptstadtbüro des »Spiegel«. Hier liegt auch die Erklärung, weshalb sie erst die Atomkraft in Deutschland abschaltete und dann das Fracking verbot, obwohl sie besser als jeder andere wusste, was von Wladimir Putin zu halten war.

			Das politische Geschäft kennt den Parteiarbeiter und den Wahlkämpfer. Der Parteiarbeiter verlässt sich beim Aufstieg auf die Gremien, die über die Verteilung von Posten bestimmen. Hier zählt vor allem, wie zuverlässig jemand der Sache gedient hat, aus welchem Landesverband er kommt oder welchem politischen Flügel er angehört.

			Vor größerem Publikum packt diesen politischen Vertreter oft eine eigentümliche Scheu. Er wirkt dann gehemmt und hölzern. Aber das macht nichts. Da das deutsche Parteiensystem die für den Parteiarbeiter segensreiche Einrichtung der Listenwahl schätzt, ist er gegen die Unwägbarkeiten des demokratischen Auswahlverfahrens abgesichert, solange er auf der jeweiligen Liste nur weit genug oben steht.

			Der Wahlkämpfer hingegen sucht sein Heil auf der Straße. Er macht sein Fortkommen von der Zustimmung des Bürgers abhängig, was voraussetzt, dass er von diesem verstanden und auch gemocht wird. Der Parteiarbeiter nennt das »populistisch«, der Wahlkämpfer »populär«.

			Sie ahnen, bei wem meine Sympathien liegen. Ich hatte aus diesem Grund zum Beispiel immer ein Faible für Klaus Wowereit. Wie sein Vorbild Gerhard Schröder war auch Wowereit durch und durch ein Kind der Straße. Wie Schröder stammte er aus einfachsten Verhältnissen: der Vater abwesend, die Mutter ungelernte Hilfskraft, die ihre Kinder mit Putz- und Gelegenheitsjobs durchbrachte.

			Einmal war ich mit Klaus Wowereit im Wahlkampf unterwegs. Der erste Stopp: ein Einkaufszentrum in Berlin-Lichtenberg. Die Zeitungen waren wieder voll mit Nachrichten, was alles in Berlin schieflief, aber der Regierende Bürgermeister schnappte sich kurzerhand ein Bund Rosen vom Wahlkampfstand und rannte auf ein Rentnerpärchen am Eingang des »Ring-Center« zu.

			»Na«, sagte er, »wie jeht’s denn so?« Dann guckte er der Frau in die Einkaufstasche. »Passen Sie auf, dass Ihr Mann nicht vom Fleisch fällt. Es sei denn, Sie wollen ihn nicht mehr.« Allgemeines Gelächter.

			Nächste Station: ein Imbiss im ersten Stock. Vor Tellern mit riesigen Hawaii-Toasts zwei junge Frauen, die offenbar ihr zweites Frühstück einnahmen. Wowereit steuerte schnurgerade auf den Tisch zu und beugte sich hinunter.

			»Na, die Portion ist ja auch nicht zu klein geraten.« Kurze Schrecksekunde bei den beiden Imbisskundinnen. Dann erneut Gelächter.

			Man kann nicht behaupten, dass sich Wowereit beim Wähler angebiedert hätte. Aber natürlich hatte er am Ende die Nase vorn. Wenn er gewollt hätte, wäre er auch ein viertes Mal gewählt worden – trotz Flughafen-Debakel, mieser Pisa-Ergebnisse und brennender Autos. Er hat es dann vorgezogen, sich aus der Politik zu verabschieden, bevor andere meinten, es sei Zeit, zu gehen.

			Ich habe auch Christian Ude im Wahlkampf beobachtet. Bevor es zu den ernsten Themen kam: erst einmal zwei Gags zum Aufwärmen. So fing bei dem Münchner Oberbürgermeister der Abend an. Man kann das furchtbar unseriös finden, aber es ist eben sehr viel unterhaltsamer als diese papierenen Reden, in denen ein Programmpunkt nach dem anderen abgearbeitet wird.

			Der Straßenkämpfer verdankt das, was er ist, der Fähigkeit, mühelos Kontakt zu Menschen herzustellen und sie für sich einzunehmen. Oder diese, wenn sie sich als Gegner erweisen, in Schach zu halten und gegebenenfalls niederzustrecken. Er ist das, was man einen politischen Selfmademan nennen könnte.

			Wer seinen Aufstieg vor allem sich selbst verdankt, urteilt über Menschen, die aus dem Apparat kommen, leicht herablassend. Zur Loyalität ist der wölfische Typ nur begrenzt fähig. Schmerzhaft ist diese Erfahrung für diejenigen, die mehr erwartet hatten. »Dem ehemaligen Berliner SPD-Fraktionschef Klaus Böger merkt man noch heute die Erschütterung darüber an, mit welcher Kälte sein einstiger Protegé ihn abservierte, als er nicht mehr von Nutzen war«, schrieb ich in einem Porträt über Wowereit als Bürgermeister.

			Die Politik des Neides, die bei den Linken hoch im Kurs steht, liegt dem Selfmademan fern. Er ist sogar erstaunlich neidfrei. Der Erfolg oder Reichtum anderer stoßen ihn nicht ab, sie faszinieren ihn eher. Schröder brachte seine ostentative Hinwendung zum guten Leben den Beinamen »Brioni-Kanzler« ein. Wowereit konnte im Detail die Vorteile der verschiedenen Zimmer im »Oriental« in Bangkok benennen, was eine für einen Sozialdemokraten überraschende Kennerschaft der Luxushotellerie verriet.

			Wenn man sich fragt, warum die Politik so einen Ansehensverlust erlitten hat, wäre meine Antwort: weil immer mehr Leute in der ersten Reihe stehen, die sich den Parteitagsdelegierten verpflichtet fühlen.

			Ich bin überzeugt davon, das Land wäre in besserer Verfassung, wenn es mehr Politiker an der Spitze gäbe, in denen sich die Menschen wiederfänden. Es fängt mit der Sprache an. Die meisten Politiker sind völlig unfähig, so zu reden, dass man ihnen freiwillig länger als zwei Minuten zuhört. Weil das Reden aber zu ihrem Beruf gehört, reihen sie Phrase an Phrase.

			Oder noch schlimmer: Sie beten das Parteiprogramm nach. Deshalb klingt jede Rede so, als ob sie vor einer Delegiertenkonferenz gehalten würde. Der große Vorteil von Delegiertenkonferenzen ist: Egal, was man sagt, man wird trotzdem gewählt. Entscheidend ist, dass man sich bei den Tagesordnungspunkten als sattelfest erweist. Originalität ist ein Hindernis. Die Delegierten haken bei jeder Rede den Bezug zur Programmvorlage ab. Wer die meisten Phrasen unterbringt, gewinnt.

			Ich bin neulich über ein Interview mit Bärbel Bas gestolpert. Ich hatte die Fernbedienung nicht zur Hand, also war ich gezwungen zuzuhören. Die Frau wird einem immer als besonders bodenständig angepriesen. Vater LKW-Fahrer, Mutter Hausfrau, dazu Herkunft aus dem Ruhrpott. Also der klassische Schröder-Wowereit-Hintergrund. Ich glaube inzwischen, das wird deshalb ständig erwähnt, weil man etwaiger Kritik vorbauen will. Tatsächlich zeichnet die SPD-Parteivorsitzende eine merkwürdige Mischung aus Bollerigkeit und latentem Eingeschnapptsein aus.

			Bas ist der Beweis, dass Herkunft allein noch keinen Stimmenmagnet macht. Es sollte schon so etwas wie Persönlichkeit dazukommen. Weil Frau Bas das womöglich selbst ahnt, setzt sie auf die Frauenkarte. Die Frauenkarte ist der Joker der Linken. Wenn alles andere fehlschlägt, dieses Argument sticht immer.

			Die Bas-Geschichte geht so: Nach der Schule habe sie technische Zeichnerin werden wollen. Sie habe über achtzig Bewerbungen geschrieben, aber überall eine Absage erhalten, weil sie eine Frau sei. Wir haben keine Frauentoiletten, habe in den Absagen gestanden. Also schwere Kindheit in Duisburg plus Diskriminierung als Frau. Kein Wunder, dass sie bei der Wahl zur Parteivorsitzenden 95 Prozent holte, 30 Prozent mehr als der arme Lars Klingbeil, der leider nur eine Kindheit im niedersächsischen Munster vorzuweisen hat.

			Dummerweise kann die Geschichte so nicht stimmen. Die Arbeitsstättenverordnung, die bei Unternehmen mit mehr als fünf Mitarbeitern verschiedenen Geschlechts getrennte Toilettenräume vorschreibt, gibt es seit 1983. Kleinere Betriebe sind verpflichtet, eine zeitlich getrennte Nutzung sicherzustellen. Und nicht einmal in den Achtzigerjahren dürften Arbeitgeber so blöd gewesen sein, bei einer Absage das Geschlecht als Begründung zu nennen. Das wäre schon damals ein Klagegrund gewesen.

			Wenn Frau Bas der Ausbildungsplatz als technische Zeichnerin versagt blieb, lag es mutmaßlich an den Noten ihres erweiterten Hauptschulabschlusses. Das aber wäre eine Geschichte, mit der man auf keinem Parteitag reüssiert, nicht einmal bei der SPD.

			Der interne Proporzgedanke setzt sich bei der Personalauswahl fürs Kabinett fort. Wie kam eine Frau wie Christine Lambrecht ins Verteidigungsministerium? Oder Andi Scheuer auf den Posten des Verkehrsministers? Ich mochte den Scheuer, Andi, wirklich. Aber alle ahnten, dass er wohl nicht die hellste Kerze auf der Torte war. Doktortitel in Prag, der nur in Berlin und Bayern geführt werden durfte – muss ich mehr sagen? Mit den Folgen plagen wir uns noch die nächsten fünfzehn Jahre herum. Die Bahn war schon vor Scheuer ziemlich auf den Hund gekommen. Aber er hat ihr den Rest gegeben.

			Es gibt auch den tragischen Fall der unfreiwillig zum Sprechautomaten mutierten Spitzenpolitikerin. Viele haben sich bei Ricarda Lang über ihr Gewicht mokiert. Dass sie zu dick war, machte sie aus meiner Sicht eher sympathisch. Wer will schon Leute an der Spitze, die sich jeden Moment im Griff haben? Das Problem war eher, dass sie so sprach, als ständen hinter ihr fünf Pressesprecher, um jeden Satz auf Konkordanz mit der Parteilinie zu überprüfen.

			Ich habe Ricarda Lang nach ihrem Rücktritt vom grünen Parteivorsitz bei »Maischberger« kennengelernt. Wir standen nach der Sendung noch länger beisammen. Ich war überrascht, wie unverkrampft sie im persönlichen Gespräch sein kann. Sie selbst hat später darüber Auskunft gegeben, wie sehr sie sich als Parteivorsitzende eingeschnürt gefühlt habe. Wie sie bei jedem Satz darüber nachdachte, ob es irgendwo einen Fallstrick gebe, an dem man sie aufknüpfen könnte. So hat sie dann auch geredet.

			In gewisser Weise ist die frühere Ricarda Lang ein Ergebnis der medialen Dauerschleife. Ein Moment der Unachtsamkeit, irgendein Blödsinn, den man vor laufender Kamera erzählt, und schon ist man das Gespött der Nation. Früher, vor der Erfindung von YouTube und der ZDF-Mediathek, konnte man darauf hoffen, dass nicht alle den Fehltritt mitbekommen hatten. Das versendet sich, war ein beliebter Satz, wenn man jemanden über einen Fauxpas hinwegtrösten wollte.

			Franz Josef Strauß erkennbar beschickert aus München zugeschaltet, um mit schwerer Zunge die Ergebnisse der Bundestagswahl 1987 zu deuten: Das ist tausendfach beschrieben worden. Aber wer hat es tatsächlich gesehen? Wer nicht im Moment des Geschehens dabei war, der musste es sich berichten lassen. Das war auch schön. Aber wir wissen alle, welchen Eindruck die unmittelbare Anschauung hinterlässt.

			Heute versendet sich nichts mehr. Alles ist für die Ewigkeit festgehalten, um gegebenenfalls in Endlosschleife über unzählige Kanäle so lange wiederholt zu werden, bis auch der letzte Depp Bescheid weiß. Die meisten Wähler sind großzügiger im Umgang mit Fehlern, als wir annehmen. Es sind die professionellen Kommentatoren, die nicht verzeihen.

			Meiner Beobachtung nach haben mehr Politiker Angst vor Menschen, als man meinen sollte. Sicher, abstrakt finden sie das Volk prima. Demokratie heißt schließlich, den Mehrheitswillen zu organisieren. Aber wenn es konkret wird, bekommen viele Beklemmungen.

			Man sieht es an der verdrucksten Art, mit der sie sich dem Wähler nähern, so als gehe von diesem eine unbestimmte Gefahr aus. Da stehen sie dann am Obststand oder der Werkbank und stellen unbeholfene Fragen, weil ihnen die Berater gesagt haben, sie müssten sich zugänglicher zeigen. Entsprechend groß ist die Erleichterung, wenn alles vorbei ist und man wieder im Wahlkampf-Bus hockt.

			Hätte ich etwas zu sagen, würde ich den Bierzelttest einführen. Warum ist die CSU die letzte Volkspartei? Weil man bei der CSU nur in die erste Reihe kommt, wenn man im Bierzelt besteht.

			Wer war schon mal bei einem Bierzeltauftritt dabei? Den bayerischen Teil meiner Leser klammere ich hier wohlweislich aus. Zwei- bis dreitausend Leute passen in so ein Zelt, und zwar locker. Alle haben etwas zu essen auf dem Tisch, und wenn sie nichts zu essen vor sich haben, dann in jedem Fall etwas zu trinken. Das heißt: Wenn der Matador die Bühne betritt, hat er es mit einer Menschenmenge zu tun, die schon ohne ihn in Stimmung gekommen ist und jetzt keinen Stimmungsabfall erleben möchte.

			Ich habe beobachtet, wie das ist, wenn die Menge die Lust verliert. Das ist brutal. Der Lärm beginnt ganz hinten, wo der Redner die Zuhörer nur als Schemen ausmachen kann, und setzt sich nach vorne fort, immer lauter anschwellend, bis die Lärmwoge vor dem Rednerpult angelangt ist, wo die Honoratioren sitzen. Das sind die Einzigen, die den Mund halten, weil sie der Redner von oben in den Blick nehmen kann. Aber schon in der zweiten Reihe tobt die fröhliche Unruhe. Das ist wie bei einem Comedian, bei dem ein Witz nach dem andern tot ins Wasser fällt.

			In Bayern muss jeder Politiker durchs Bierzelt. Damit ist ausgeschlossen, dass es Menschen ganz nach oben schaffen, die zwar im Hinterzimmer des Parteiklüngels reüssieren, vor dem großen Publikum aber durchfallen. Der Listenkandidat, der sich auf die Unterstützung des Politestablishments verlässt, ist in Bayern nahezu unbekannt.

			Man sollte meinen, dass sie in den Parteizentralen darüber nachdenken, wie sie wieder mehr Menschen aufstellen, die so reden, dass man ihnen freiwillig zuhört. Heißt es nicht, wir müssten dringend unsere Demokratie stärken? Aber tatsächlich geht es genau in die andere Richtung.

			Anfang 2022 hat die Ampel beschlossen, das Wahlrecht zu reformieren. Dass etwas getan werden musste, stand außer Frage. Mit jeder Legislaturperiode ist der Bundestag größer und größer geworden. Aber der Weg, den die Regierung wählte, verband das Notwendige mit dem für sie Nützlichen.

			Im Handstreich entfernte man die Regel, wonach eine Partei automatisch im Bundestag vertreten ist, wenn sie mindestens drei Direktmandate gewonnen hat. Das richtete sich gegen die CSU und die Linkspartei, die oft entweder knapp unter (Linkspartei) oder über der Fünf-Prozent-Hürde liegen (CSU). Und was im Getöse völlig untergegangen ist: Nebenbei gelang es auch, die Erststimme zu entwerten, der die direkt gewählten Abgeordneten ihren Sitz verdanken.

			Im neuen Wahlrecht ist die alles entscheidende Stimme die Zweitstimme, also die Stimme für die jeweilige Partei. Wenn jemand seinen Wahlkreis gewinnt, seine Partei aber nicht so doll abgeschnitten ab, geht er, wenn er Pech hat, leer aus und muss den Platz für einen Listenabgeordneten räumen. Die Wahlrechtsreform ist die Rache der Liste an den Direktmandaten.

			Es gab am Wahlabend im Februar 2025 einige lange Gesichter. Größere Popularität erlangte ein Clip, in dem der CSU-Abgeordnete im Wahlkreis Augsburg kurzzeitig die Fassung verlor, als ihm dämmerte, dass er zwar seinen Wahlkreis gewonnen hatte, aber dennoch nicht in den Bundestag einziehen würde. Man sieht in dem Video, wie er die Gegenkandidatin Claudia Roth anblafft, die es im Gegensatz zu ihm ins Parlament geschafft hatte, weil sie über die Liste abgesichert war.

			Er hat sich dann später für seine Reaktion entschuldigt. Aber ich konnte den Frust verstehen. Claudia Roth gehörte übrigens zu den Abgeordneten, die mit ihrer Stimme für die Wahlrechtsreform dafür gesorgt haben, dass lästige Konkurrenten wie der Gegenkandidat von der CSU jetzt außen vor bleiben.

			Die neue Regierung hat angekündigt, das Wahlrecht zu überarbeiten. Mal schauen, was dabei herauskommt. Es wäre ein Wunder, wenn das Direktmandat wieder an Gewicht gewönne. Es wäre in der Parlamentsgeschichte der Bundesrepublik das erste Mal, dass sich der Parteienstaat selbst zügelt.

		


		
			Die Politisierung der Justiz – 
oder Mehrheitssicherung durch die Hintertür

			Was tun, wenn man fürchten muss, auf absehbare Zeit die gesellschaftliche Mehrheit verloren zu haben? Man besetzt die Gerichte mit Leuten, die einem gewogen sind. An der Justiz kann schließlich keiner vorbei, das ist die berühmte letzte Instanz.

			Kurz bevor die Grünen in Berlin abtraten, weil die Wähler von ihnen die Nase voll hatten, gab deren innenpolitischer Sprecher Benedikt Lux dem »Neuen Deutschland« eine Art vorgezogenes Vermächtnisinterview.

			Angesprochen auf die Leistungen der rot-rot-grünen Stadtregierung sagte Lux: »Wir haben die gesamte Führung fast aller Berliner Sicherheitsbehörden ausgetauscht und dort ziemlich gute Leute reingebracht. Bei der Feuerwehr, der Polizei, der Generalstaatsanwaltschaft und auch beim Verfassungsschutz. Ich hoffe sehr, dass sich das in Zukunft bemerkbar macht.«

			Man ist geneigt, das für eine typische grüne Übertreibung zu halten. Auch ich habe dem Satz zunächst nicht viel Beachtung geschenkt. Aber im Nachhinein liegt ihm möglicherweise doch mehr Wahrheit zugrunde, als man vermuten sollte.

			Die deutsche Justiz hat eine hohe Meinung von sich selbst. Dass sie über den Dingen stehe, der Sphäre der Politik enthoben, ist zentraler Bestandteil des Selbstverständnisses. Richter und Staatsanwälte sind die einzigen Berufsgruppen, bei denen sich jede Kritik verbietet.

			Egal, was ein deutscher Richter entscheidet, der Bürger hat es klaglos hinzunehmen. Wer mault oder die Beweggründe hinterfragt, gilt als gefährlicher Querulant. Oder schlimmer noch: als Querdenker, der an den Grundfesten des Gemeinwesens rüttelt.

			Wie sich denken lässt, ist auch die Justiz in Wahrheit von politischen Moden nicht frei. Es wäre völlig weltfremd, anzunehmen, dass Richter mit dem Überstreifen der Robe ihre politischen Überzeugungen ablegen würden. Aber das ist das Traumbild, an das zu glauben wir aufgefordert sind.

			Beugen wir uns als Laienrichter für einen Moment über folgenden Fall:

			Eines der zentralen Versprechen der Union ist es, den ungesetzlichen Zustand an den Grenzen zu beenden. Jeden Tag kommen Menschen, die auf Nachfrage nicht einmal sagen können, wie sie heißen oder wie alt sie sind. Beziehungsweise die Papiere vorzeigen, die zwar Namen und Altersangaben enthalten, sich aber schon bei flüchtigem Augenschein als gefälscht erweisen.

			Bisher ist die übliche Praxis, diese Menschen erst einmal freundlich ins Land zu bitten, um dann mit ihnen gemeinsam den mühseligen Prozess der Prüfung ihres Asylantrags zu beginnen. Da dieses Verfahren oft Jahre dauert, hat sich ihr Aufenthaltsstatus am Ende allein aufgrund der inzwischen verflossenen Zeit so verfestigt, dass an eine Abschiebung nicht mehr zu denken ist.

			Die neue Regierung will das ändern. Deshalb hat Bundesinnenminister Alexander Dobrindt die Grenzpolizei angewiesen, Asylbewerber in das Nachbarland zurückzuweisen, aus dem sie gekommen sind. Er kann sich dabei auf die Verfassung berufen. Wer aus einem sogenannten sicheren Drittstaat einreist, und das sind nach Lage der Dinge alle Länder um Deutschland herum, hat keinen Anspruch auf Asyl. So steht es in Artikel 16a des Grundgesetzes.

			Im Mai 2025 griff die Polizei im Bahnhof von Frankfurt (Oder) drei Somalier auf, die über Polen eingereist waren. Es war ihr dritter Versuch, in Deutschland Fuß zu fassen. Kurioserweise waren die Flüchtlinge mit jedem Grenzübertritt nicht nur juristisch besser beraten, sondern auch von Mal zu Mal jünger.

			Die drei hatten zum ersten Mal Anfang Mai 2025 versucht, nach Deutschland zu gelangen, waren aber von der Bundespolizei angetroffen und abgewiesen worden. Auch ein zweiter Versuch schlug fehl. Inzwischen waren die Flüchtlinge von einer polnischen NGO in einem Hotel im grenznahen Slubice untergebracht und mit neuer Kleidung und neuen Mobiltelefonen versorgt worden.

			Der dritte Anlauf brachte schließlich den Erfolg. Dieses Mal überquerten die Somalier die Grenze mit dem Zug nach Frankfurt (Oder). Die Strecke ist so streng kontrolliert, dass eine Festnahme nahezu unausweichlich ist. Unmittelbar nach dem Aufgriff meldete sich eine deutsche Anwältin bei der Bundespolizei und beantragte im Namen der drei Aufgegriffenen Asyl. Eine entsprechende Vollmacht, abgefasst in Deutsch und von ihren Mandanten unterschrieben, wurde den Beamten umgehend zugeleitet. Der Fall ging vor das Verwaltungsgericht in Berlin, das in einem Eilentscheid eine Abschiebung für rechtswidrig erklärte.

			Innenminister Dobrindt tat das Urteil als Einzelfall ab, was ihm den Vorwurf eintrug, geltendes Recht zu brechen. Von einem »gruseligen Rechtsverständnis« sprach die »Tagesschau« in einem Kommentar. Das Verhalten des Ministers sei »besorgniserregend«. Wo die »Tagesschau« recht hatte: Die Entscheidung aus Berlin ist alles andere als ein Einzelfall – sie ist geeignet, die neue Abschiebungsoffensive der Regierung schon im Ansatz zu beenden. Dass in dem Zusammenhang auch die (grüne) Parteizugehörigkeit des Richters zur Sprache kam, wurde als besonders anstößig empfunden.

			Dr. Florian von Alemann, so der Name des Verwaltungsrichters, hat eine Blitzkarriere unter seinem Parteifreund, dem grünen Justizsenator Dirk Behrendt, hingelegt. Behrendt hat sich nicht nur einen Namen wegen eines sehr eigenwilligen Rechtsverständnisses gemacht, sondern auch als besonders eifriger Advokat der linken Sache. Es war Behrendts verdienstvolles Wirken, das der Innenpolitiker Benedikt Lux im Blick hatte, als er davon sprach, dass es gelungen sei, in der Justiz und den Sicherheitsbehörden gute Leute unterzubringen.

			Tatsächlich zeichnet sich Alemann nicht nur durch eine große Nähe zu Schlüsselfiguren des grünen Milieus aus, sondern auch durch seine dezidiert asylfreundlichen Ansichten. Wie der »Nius«-Reporter Björn Harms bei einem Gang durch die Archive zutage förderte, durchzog Alemanns juristische Aufsätze schon früh der Drang nach einem Asylsystem, das möglichst vielen Einwanderungswilligen die Einreise ermöglicht.

			In einem 2000 veröffentlichten Beitrag im »Forum Recht« mit dem Titel »Bis auf Weiteres geschlossen – die Entwicklung der europäischen Asylpolitik bis zum Vertrag von Amsterdam« forderte Alemann eine »fortschrittlichere Politik«. »Flüchtlinge werden ausschließlich als ein Problem der ›Inneren Sicherheit‹ gesehen«, klagte der Nachwuchsjurist. Die Autorenangabe weist ihn zu diesem Zeitpunkt noch als Mitglied der marxistischen »JungdemokratInnen/Junge Linke« aus, einer Jugendorganisation, die vom Verfassungsschutz lange dem linksextremen Milieu zugerechnet wurde.

			In einem weiteren Beitrag kritisierte Alemann die »Abschottung der Europäischen Union gegenüber Flüchtlingen«. Das »Feld der Auseinandersetzung um ein liberales Asylrecht und offene Grenzen« sei nun die EU. Der Autor zeigte sich in seinem Aufsatz aber zuversichtlich, dass die »Festung Europa« aufgeweicht werden könne. »Wenn das Europäische Parlament erst einmal volles Mitentscheidungsrecht hat und der Rat nach dem Mehrheitsprinzip entscheidet, können sich sicherheitsfixierte Länder wie Deutschland weniger durchsetzen.«

			Dass der zum Vorsitzenden der 6. Kammer des Berliner Verwaltungsgerichts aufgestiegene Richter den Kanzler nicht leiden kann, versteht sich von selbst. Auf X schilt er Friedrich Merz wegen der »unsäglichen, pauschal Migranten verunglimpfenden Debatte seit Silvester«. Anstoß nahm Alemann insbesondere an Merzens Äußerungen zu den »kleinen Paschas«, die an Schulen ihr Unwesen trieben. Umgekehrt teilt er gerne und häufig die Positionen seiner grünen Parteifreunde.

			Aber klar, all das spielt bei seiner Entscheidung als Richter keine Rolle, da sitzt dann vermutlich ein zweiter Florian von Alemann, der streng zwischen seinen politischen Ansichten und seinem juristischen Auftrag zu unterscheiden weiß. Und so hat Dr. Alemann sicherlich die Fakten und nichts als die Fakten gewürdigt, als er zu dem weitreichenden Entschluss kam, das deutsche Grenzregime zu Fall zu bringen.

			Schon die Achtundsechziger hatten aus gutem Grund ihr Auge auf den Justizapparat geworfen. Nicht nur viele Vertreter der Gründergeneration waren Juristen: der spätere Innenminister Otto Schily, der ehemalige RAF-Anwalt Hans-Christian Ströbele, der umtriebige Staatsrechtler Uwe Wesel. Sie hatten auch früh erkannt, dass man von der Richterbank aus sehr viel effektiver Politik betreiben kann als vom Parlamentssitz.

			In der reinen Lehre sind die Sphären streng getrennt. Hier die Legislative, die Gesetze erlässt, dort die Judikative, die dann gemäß diesen Gesetzen Recht spricht. Der Exekutive kommt in dem Dreieck die Rolle des Erfüllungsgehilfen zu, der ausführt, was die Judikative ihm aufgibt. So lernen es die Kinder in der Schule, so lehrt es der Professor im Seminar. Aber wie so vieles, was in der Uni die reine Lehre ist, sieht auch das in der Praxis ganz anders aus.

			Den nachhaltigsten Einfluss hatte die Besiedlung des Justizapparates beim berühmten Marsch durch die Institutionen in der Umwertung des Kriminellen vom Gewohnheitsverbrecher zum Opfer seiner Umstände. Dass es sich bei dem Straftäter um eine bemitleidenswerte Kreatur handele, der man mit Verständnis statt mit Strenge zu begegnen habe, ist das Mantra, dem sich bis heute viele Juristen verpflichtet fühlen. Im Zweifel war es die Vernachlässigung im Elternhaus, ein gewalttätiger Vater oder ganz allgemein eine verpfuschte Kindheit, die den Gewalttäter auf die schiefe Bahn geführt haben.

			Der Verantwortungsverschiebung vom Einzelnen auf die Gesellschaft folgt eine Neubewertung der Strafe. Wer an die Vorbestimmung des Unheils im Kinderzimmer glaubt, kommt nicht umhin, den Vergeltungscharakter abzulehnen. Warum den Gestrauchelten noch einmal schlagen, den bereits das Schicksal gebeutelt hat? Selbst bei Vergehen wie gefährlicher Körperverletzung oder sexueller Nötigung sehen die Gerichte heute bei jeder zweiten Verurteilung von der Haftstrafe ab und setzen das Urteil zur Bewährung aus.

			Die Zahlen sind eindrucksvoll. Im Jahr 1968, unmittelbar vor der großen Strafrechtsreform, wurden in Deutschland 172 000 Straftäter zu Gefängnisstrafen verurteilt. Schon 1970 lag die Zahl nur noch bei 72 000, und sie ist seitdem weiter gesunken. Nie wieder wurde in Deutschland auch nur annähernd das Strafniveau der Fünfziger- und Sechzigerjahre erreicht.

			Zum Stichtag 31. März 2024, dem aktuellsten Datum, zu dem Zahlen vorliegen, befanden sich in Deutschland 43 700 Personen in Haft. Die Mehrheit der Gefangenen verbüßt Haftstrafen von bis zu zwei Jahren. Der Anteil der Männer liegt bei 94 Prozent, der Ausländeranteil bei 37 Prozent.

			Nicht alle sind allerdings gleichermaßen von der Umdeutung des Täters zum Opfer der Umstände angetan. Das gemeine Volk hängt bis heute der Vorstellung an, dass der Tat die Strafe auf dem Fuß folgen sollte.

			Wenige Entscheidungen sind so sehr geeignet, beim Bürger das Vertrauen in den Rechtsstaat zu erschüttern, wie eine als ungerecht empfundene Milde. Nach allgemeiner Auffassung dient das Strafrecht nicht nur der Abschreckung, um weitere Taten zu verhindern, sondern auch der Beruhigung der Opfer, denen man für das erlittene Unrecht Satisfaktion gewährt. Genau das aber gilt heute als old-fashioned und im Prozess der Zivilisation überwunden, so wie Negerküsse, getrennte Toiletten und Glühbirnen mit Wolframdraht.

			Juristen können sich lang und breit über das »gesunde Rechtsempfinden« des Volkes mokieren. Dass dem Laienverständnis nicht zu trauen sei, ist ein Pfeiler ihres Selbstverständnisses. Mit wohligem Grusel schaut man nach Amerika, wo eine Jury aus einfachen Bürgern über den Angeklagten zu Gericht sitzt. Wie gut, heißt es dann, dass bei uns die Urteilsfindung in der Hand von Profis liegt.

			Der Laie bildet sich trotzdem seine Meinung. Wenn eine Reihe junger Männer, die über Stunden ein Mädchen vergewaltigen, eine geringere Strafe erhält als die Frau, die sie anschließend auf WhatsApp beschimpft, dann haben auch Leute, die nicht zur Aufsässigkeit neigen, den Eindruck, dass etwas aus dem Lot geraten ist.

			Den Fall habe ich mir nicht ausgedacht, um eine Pointe zu setzen. Im Sommer 2020 fielen neun Männer zwischen 16 und 20 Jahren im Hamburger Stadtpark über eine 15-Jährige her, die so betrunken war, dass sie sich nicht wehren konnte, und vergingen sich an ihr. Die Strafen wurden bei acht Tätern zur Bewährung ausgesetzt, was bedeutete, dass sie nach Verkündung des Urteils das Gericht als freie Männer verlassen konnten. Nur einer der Vergewaltiger musste für zwei Jahre und neun Monate in Haft.

			Eine 20-jährige angehende Krankenschwester aus Hamburg, die über Snapchat die Telefonnummer eines der Männer herausgefunden hatte, schrieb diesen daraufhin an. Er sei ein »ehrloses Vergewaltigerschwein« und eine »ekelhafte Missgeburt«, das waren ihre Worte. Außerdem drohte sie ihm, er könne »nirgendwo mehr hingehen«, ohne verprügelt zu werden. Das Urteil in diesem Fall: ein Wochenende Freizeitarrest wegen Beleidigung und Bedrohung – womit sie länger weggesperrt war als der Mann, den sie beschimpft hatte.

			»Junge Frau muss wegen Hasskommentar in Arrest – Verurteilter bleibt auf freiem Fuß«, lautete die Überschrift in den Zeitungen. Da kann der Rechtsexperte im ZDF noch so lange erklären, dass beim Jugendstrafrecht der Resozialisierungsgedanke im Vordergrund stehe, die Mehrheit der Bürger schüttelt trotzdem den Kopf.

			Weniger Aufmerksamkeit finden in der Regel Entscheidungen zum Arbeits- oder Sozialrecht, dabei schlägt auch hier der politische Hintergrund vieler Richter durch. Wer als Arbeitgeber einen Angestellten vor die Tür setzen will, der beschlossen hat, die richtige Work-Life-Balance selbst zu bestimmen, muss schon sehr triftige Argumente haben, um Recht zu bekommen.

			Ich habe mich im Sommer 2025 bei einem Gartenfest in München länger mit Wolfgang Schmidt unterhalten, dem ehemaligen Kanzleramtschef unter Olaf Scholz. Wir hatten immer einen guten Draht, aber das ist bei Schmidt auch keine Kunst. Ich kenne niemanden, der so unerschütterlich freundlich ist – und dabei gleichzeitig mit solcher Hartnäckigkeit für seine Sache wirbt.

			Wir kamen auf die Versuche der neuen Regierung, die Einwanderung zu regulieren, zu sprechen. Wie immer bei unseren Begegnungen waren wir schnell an dem Punkt, an dem Schmidt aufzählte, was die Ampel alles auf den Weg gebracht habe, aber von Leuten wie mir aus Voreingenommenheit oder Unwissen nicht entsprechend gewürdigt worden war.

			In Erinnerung ist mir aus unserem kleinen Tête-à-Tête, mit welchem Ingrimm der sonst so heitere Schmidt über die Richterschaft in Deutschland klagte. Wenn ich es richtig verstanden habe, wäre man mit abgelehnten Asylbewerbern gerne unnachsichtiger verfahren. Schmidt sprach vom »Prinzip Brot, Bett und Seife«, also der Versorgung mit dem Allernotwendigsten. Aber alles, was man in diese Richtung versucht habe, sei sofort kassiert worden.

			Ich kann nicht beurteilen, was davon stimmt. Ich glaube, dass vor allem im Kopf von Wolfgang Schmidt der Wunsch bestand, in der Asylpolitik andere Saiten aufzuziehen. Aber dass die Justiz über ihre Urteile eine Art Nebenpolitik betreibt, daran kann kein Zweifel bestehen.

			Man sieht es auch in der Rechtsprechung zum Bürgergeld. Wann immer Politiker darüber nachdenken, Leistungen zu kürzen, folgt der Hinweis auf die geltende Rechtsprechung. »Aber das Existenzminimum!«, heißt es dann. Daran dürfe man sich nicht vergreifen, egal ob der Empfänger nun mit den staatlichen Stellen kooperiere oder nicht.

			Auch die jetzige Reform steht unter dem Vorbehalt, dass das Verfassungsgericht nicht in letzter Sekunde beschließt, dass es doch ein Recht auf staatlich alimentierte Faulheit gibt. Wäre man Zyniker, würde man anmerken, dass die Richter ja auch nicht mit den Folgen ihrer Entscheidungen leben müssen. Bis es an die Pensionen geht, weil man sich den Sozialstaat nicht mehr leisten kann, muss noch einiges geschehen.

			Wäre ich bei den Sozialdemokraten oder den Grünen, würde ich auch darüber nachdenken, wie ich meine Politik gegen die Fährnisse von Wahlen absichern kann. Das ist ja der große Nachteil der Demokratie: Alles, was man eben stolz verankert hat, kann schon vier Jahre später wieder perdu sein, weil in einem Handstreich der Geschichte die andere Seite ans Ruder gelangte. Das würde man verständlicherweise gerne verhindern.

			Wäre es da nicht fabelhaft, man könnte eine Art Versicherung gegen den demokratischen Schadensfall abschließen? Sie werden lachen, aber diese Versicherung gibt es. Man nennt sie Richterwahl. Sie besteht in der rechtzeitigen Besetzung der Judikative mit Leuten, die es so sehen wie man selbst.

			Wir sind gehalten, die Fiktion mitzumachen, wonach die Justiz unabhängig sei. Aber das sind Ammenmärchen, die man normalerweise Kindern erzählt. Weil viele Politiker ihre Wähler für Kinder halten, erzählt man sie auch Erwachsenen.

			Dass insbesondere die Berufung von Verfassungsrichtern eine hochpolitische Angelegenheit ist, wurde der Öffentlichkeit im Streit um die Nominierung der Potsdamer Professorin Frauke Brosius-Gersdorf vor Augen geführt. Das Besondere an der schlussendlich misslungenen Berufung war nicht, dass es Streit gab. Das Besondere war, dass der Streit dank der Ungeschicklichkeit der CDU öffentlich wurde.

			Die Parteien erwecken den Eindruck, Richter würden vom Himmel fallen. Das ist auch das, was man in Karlsruhe gerne liest (wobei alle, die sich auskennen, natürlich genau wissen, dass es Humbug ist). Tatsächlich geht der Auswahl ein langer Prozess voraus, der sicherstellen soll, dass bloß ja die Richtigen auf den wichtigen Posten landen.

			Die Nominierung der Staatsrechtlerin Frauke Brosius-Gersdorf hat diesen Vorhang der Scheinheiligkeit zerrissen, auch das hat den Vorgang für die Beteiligten so unangenehm gemacht. Bis heute hält sich in linken Kreisen die Fama der hochangesehenen Wissenschaftlerin, die unverschuldet unter die Räder kam, weil einige CDU-Hierarchen im Hintergrund ihr böses Spiel spielten. Selbst der sonst so bohrende Markus Lanz wurde zum Instant-Fan.

			Dass Frau Brosius-Gersdorf eine ausgezeichnete Wissenschaftlerin ist, steht außer Frage. Aber anders als ihre Fans später behaupteten, hat sie in ihrer Karriere Positionen vertreten, die geeignet sind, außerhalb der rot-grünen Lebenswelt auf Befremden und sogar Widerstand zu stoßen.

			Die Professorin hat nicht nur zu Randfragen dezidiert linke Ansichten, sondern eben auch zur Abtreibung und damit zu einem für viele Konservative zentralen Thema. Die Vorsitzende des katholischen Frauenverbandes braucht nicht »Nius«, um darauf zu kommen, dass die Freigabe der Abtreibung gegen ihr Gewissen verstößt, sie kommt schon alleine drauf.

			Wenn man so will, hat Brosius-Gersdorf den Fehler gemacht, die Sache zu Ende zu denken. Volle Menschenwürde könne einem Embryo schlechterdings nicht zustehen, so die Professorin. Denn wenn sie dem Embryo zustehen würde, dürfte sein Leben nicht beendet werden (oder allenfalls unter absoluten Ausnahmebedingungen wie der Gefährdung des Lebens der Mutter).

			Von Ausnahmebedingungen kann aber nach der geltenden Rechtsprechung keine Rede sein. Die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche liegt ziemlich konstant bei 200 000 Abtreibungen pro Jahr. Die Gegner des Paragrafs 218 haben daraus den Schluss gezogen, den Schwangerschaftsabbruch ganz freizugeben. Seit Langem fordern sie die Aufhebung der sogenannten Fristenregelung, bei vielen Jusos sogar bis zum Moment der Geburt. Die andere Seite, also die Lebensschützer, würde die Sache gerne sehr viel rigider gehandhabt sehen und im Prinzip ein Verbot verankern.

			Zwischen beiden Positionen hat sich das Verfassungsgericht 1993 mit seinem Urteil durchgemogelt. Einerseits erklärte es die Beendigung menschlichen Lebens im Mutterleib für ungesetzlich. Andererseits gab es diese aber frei, indem es den Abbruch bis zur 12. Schwangerschaftswoche straflos stellte, in besonderen Fällen auch noch darüber hinaus.

			Frauke Brosius-Gersdorf gehört dem Flügel an, der das Abtreibungsrecht gerne grundsätzlich liberalisieren würde. Nicht ohne Grund saß sie als Expertin in der Paragraf-218-Kommission der grünen Familienministerin Lisa Paus, einer entschiedenen Befürworterin einer weitgehenden Freigabe. Man hätte also wissen können, worauf man sich einlässt.

			Im Nachhinein gilt die gescheiterte Kandidatur als Beleg für eine rechte Kampagne, als Ausdruck eines neuen Kulturkampfes, wie das heute anklagend heißt. Dass man kurz zuvor den Kandidaten der Union, den Verwaltungsrichter Robert Seegmüller, hatte übers Messer springen lassen? Nicht der Rede wert. Insbesondere den Grünen galt er als untragbar.

			Seegmüllers Vergehen? Er hatte vor Jahren in einem Interview mal darauf hingewiesen, dass die nationale Rechtslage durchaus Zurückweisungen an der Grenze erlaube. Damit war er raus. Politische Zuspitzung vertrage sich schlecht mit dem hohen Karlsruher Amt, hieß es in einem Kommentar. Deswegen stand nun auch Frau Brosius-Gersdorf auf der Vorschlagsliste.

			Das fand freilich kaum irgendwo Erwähnung. Verständlich. Wenn die Grünen einen hoch angesehenen Wissenschaftler unter fadenscheinigsten Gründen ablehnen – dann gilt das als Dienst am Gemeinwesen. Wenn CDU-Abgeordnete einer Kandidatin die Zustimmung aus Gewissensgründen verweigern – dann ist das Ausdruck einer rechten Kampagne.

			Es ist nicht so, dass es unter Juristen kein Bewusstsein dafür gäbe, dass die Dinge ein wenig aus dem Ruder gelaufen sind. Ich war vor zwei Jahren in Lüneburg beim Verband der niedersächsischen Verwaltungsrichterinnen und -richter. Der Vorsitzende hatte mich eingeladen, über das Bild der Justiz in den Medien zu referieren.

			Verwaltungsgerichte sind die Hüter der Freiheit, wenn man es etwas pathetisch ausdrücken will. Immer wenn der Staat seine Macht überdehnt, sind sie zur Stelle, um ihm Einhalt zu gebieten. So weit jedenfalls die Theorie.

			Nach dem Besuch in Lüneburg hatte ich den Eindruck, dass bei einigen Richtern eine gewisse Nachdenklichkeit eingesetzt hat, ob man der Übergriffigkeit des Staates in der Vergangenheit wirklich entschieden genug entgegengetreten ist. Als ich in Lüneburg zu Gast war, lag Corona drei Jahre zurück. Aber in den Gesprächen nahm es noch immer eine große Rolle ein.

			Auch der Vorsitzende Richter, der mich eingeladen hatte, hatte mit der Aufarbeitung begonnen. Wenige Monate zuvor hatte er über den Fall einer Pflegekraft zu befinden gehabt, die von ihrem Arbeitgeber, einem städtischen Krankenhaus, fristlos entlassen worden war, weil sie die Impfung verweigert hatte.

			Die Zulässigkeit von Kündigungen aufgrund des Infektionsschutzes war bereits vom Bundesverfassungsgericht als rechtmäßig beschieden worden. Aber da lagen ja noch nicht die RKI-Protokolle vor, wonach die Impfung gar nicht zuverlässig gegen Ansteckung half.

			Der Richter hatte sich die Protokolle übermitteln lassen, und zwar alle 2515 Seiten. In Medien wie dem »Spiegel« stand, dass man sich die Lektüre sparen könne, weil nichts Aufregendes drinstehe. Das sah er anders. Was er dort las, war sogar ziemlich spektakulär, wie er fand. So hatte sich zum Beispiel eine Notiz erhalten, aus der hervorging, dass man im Robert-Koch-Institut relativ früh wusste, dass die Impfung dazu geeignet war, schwere Verläufe zu verhindern, aber eben nicht die Ansteckung mit Covid selbst.

			Eine Pandemie der Ungeimpften hat es nie gegeben. Sie war eine Erfindung der Politik. Warum dann aber eine Pflegehelferin entlassen, weil sie sich nicht impfen lassen wollte? Wenn die Impfung keinen Schutz für andere darstellt, entfällt der Kündigungsgrund, so entschied es die Kammer in Oldenburg.

			Es kommt nicht oft vor, dass eine untergeordnete Instanz das Verfassungsgericht korrigiert. Die Richter in Karlsruhe hätten auf falscher Tatsachengrundlage entschieden, lautete die Begründung. Hätten sie gewusst, was man heute weiß, hätten sie anders geurteilt. Vor allem aber war das Urteil eine schallende Ohrfeige für die Politik, die sich eben nicht auf den wissenschaftlichen Sachverstand verlassen hatte, wie immer behauptet wurde, sondern sich im Gegenteil über diesen hinwegsetzte, wenn es ihr opportun erschien.

			Neben mir war an dem Tag in Lüneburg auch Frauke Rostalski zu Gast. Die Rechtsphilosophin hat sich einen Namen als scharfsinnige Beobachterin juristischer Fehlentwicklungen gemacht. Wenn man sie fragt, dann hat die Justiz eine gefährliche Abbiegung genommen. Statt sich darauf zu beschränken, geltendes Recht anzuwenden, versucht sie sich immer öfter darin, die Dinge von sich aus in die richtige Richtung zu lenken. In ihrem Vortrag sprach die Juristin von der Politisierung der Justiz.

			Das Paradebeispiel ist das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Klimaschutz. Im März 2021 gelangte das höchste deutsche Gericht zu der Auffassung, dass die Regierung nicht nur dafür verantwortlich sei, die natürlichen Lebensgrundlagen der Bürger zu sichern, nein, ihr Ziel müsse vielmehr sein, auf Klimaneutralität hinzuarbeiten, also auf einen gesamtwirtschaftlichen Netto-Null-Ausstoß von Treibhausgasen. Der Staat habe sein »bekundetes Bemühen«, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, nicht nur zu verfolgen, sondern auch »zu realisieren«, so die Richter in ihrem bahnbrechenden Beschluss.

			Vielen ist nicht klar, welche weitreichenden Konsequenzen sich daraus ergeben. Wenn das verbliebene CO2-Budget aufgebraucht ist, nach jetzigem Stand wird das irgendwann um das Jahr 2031 herum sein, ist es vorbei mit der Freiheit. Dann müssen leider andere Saiten aufgezogen werden.

			In der »Welt« fand sich vor ein paar Monaten ein Aufsatz des Rechtsprofessors Sebastian Müller-Franken, der darlegte, was das konkret heißt. Jede Lebensäußerung, die dem Ziel der Klimaneutralität zuwiderläuft, steht dann grundsätzlich unter Vorbehalt. Es drohen weitgehende Ausgangssperren.

			So steht es auch im Urteil aus Karlsruhe, man muss es nur zu lesen wissen. Da bei der bisherigen Lebensweise »nahezu jede Freiheitsbetätigung mit CO2-Emissionen verbunden« sei, sei zur Erreichung von Klimaneutralität eine weitreichende »Transformation« erforderlich, bei der letztlich sämtliche Lebensvollzüge der Bürger betroffen sind. Denn »weil sich die Erderwärmung nur anhalten lässt, wenn die anthropogene CO2-Konzentration in der Erdatmosphäre nicht mehr weiter steigt«, müsste »CO2-relevanter Freiheitsgebrauch irgendwann im Wesentlichen unterbunden werden«. Mit anderen Worten: Freiheit ist ein Auslaufmodell.

			Selbstverständlich muss sich auch die Politik der neuen Notwendigkeit beugen. Wo sich die gewählten Volksvertreter unfähig oder nicht willens zeigen, das Erforderliche zu tun, müssen sie ihre Macht delegieren. An ihre Stelle tritt eine Regierung der Richter, die dann die Regeln für die Rettung der Welt dekretieren. Denn wie heißt es doch: Mit dem Klima lässt sich nicht verhandeln.

			Nicht allen Politikern wird das übel aufstoßen. Manchen wäre eine Regierung der Richter sogar ganz recht, wie Müller-Franken schreibt: »Mit der Verlagerung politischer Entscheidungen auf die Ebene der Verfassung verschafft das Gericht der Politik die Möglichkeit, bei unpopulären Maßnahmen auf seine Autorität zu verweisen und ihren Kritikern nicht nur ›Klima-‹ respektive ›Wissenschaftsleugnung‹, sondern auch fehlenden Respekt vor dem Bundesverfassungsgericht und damit vor der Verfassung selbst vorzuwerfen.« So schließt sich der Kreis.

			Viele werden jetzt abwinken und sagen, so weit wird es nicht kommen. Aber das haben wir schon einmal gesagt, und dann ist es doch so gekommen. Alles, was eben noch als unverzichtbar galt, kann morgen schon suspendiert sein, wie wir im Lockdown gelernt haben: Gewerbefreiheit, Berufsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Bildungsfreiheit, Bewegungsfreiheit.

			Wobei, ich muss mich korrigieren, das stimmt nicht ganz. Es waren nie alle Grundrechte außer Kraft gesetzt. Es gibt ein Grundrecht, das uns heilig ist – der Datenschutz. Da kann das Virus noch so wüten und die Intensivstation noch so volllaufen: Da darf niemand ran.

			Als zwischenzeitlich nicht mal die Corona-Warn-App funktionierte, weil irgendwelche Nerds vom Chaos Computer Club Einspruch erhoben hatten, dachte ich: Okay, wenn mich Covid dahinrafft, dann wird auf meinem Grabstein immerhin stehen: »Aber seine Daten waren sicher.« Selbst die Freiheitsbeschränkung ist am Ende eine Frage der politischen Präferenz, wie man sieht.

			Soll das Volk doch wählen, wen es will. Am Ende entscheidet man am Richtertisch, welche parlamentarischen Beschlüsse Bestand haben und welche nicht. Dann ist der Soli eben doch kein Soli, sondern eine Reichensteuer, das Bürgergeld eine Art Grundeinkommen und die Kontrolle der Grenze ein Verstoß gegen Europarecht.

			Die Juristen mögen über das Rechtsempfinden der Bürger die Nase rümpfen. Aber alle wissen, dass man es nicht zu weit treiben darf. Es ist ein wenig so wie beim Öffentlich-Rechtlichen Rundfunk. Einen gewissen Linksdrall akzeptieren die Leute. Aber wenn sie den Eindruck bekommen, dass man sich überhaupt nicht mehr für ihre Meinung interessiert, dann formt sich Widerstand.

			Manchmal reicht ein Funke, und es gibt kein Halten mehr. Insofern haben die Leute, die vor einer Delegitimierung warnen, ja recht: Wenn die Mehrheit den Glauben in die Unabhängigkeit der Justiz verliert, erodiert das Fundament. Allerdings ist es die Justiz selbst, die das Fundament untergräbt, viel mehr als ihre Kritiker.

		


		
			Das Böse sitzt im Speckgürtel – 
oder die Abwertung der Provinz

			Wir sind gewohnt, die Geschichte der Klassengegensätze als Geschichte zwischen Oben und Unten zu lesen. Aber die neue politische Grenze verläuft nicht mehr zwischen Arm und Reich, sondern zwischen Provinz und Stadt.

			Die Pflanze des Vororts ist der Kirschlorbeer. Importiert aus Asien in unvordenklicher Zeit, geschätzt von den Bewohnern des Flachlandes wegen seiner immerwährenden Blickdichte. Todesbote für jede Biodiversität und pflanzliche Vielfalt.

			Meter um Meter zieht er sich zwischen den sorgsam abgezirkelten Grundstücken. Fleischig grün im Sommer, fleischig grün im Winter. Ein Gewächs wie seine Besitzer: charakterlos, monoton, ohne Seele und Raffinesse, ganz auf Praktikabilität getrimmt. Sozusagen die Funktionshose unter den Sträuchern.

			»Invasiv«, das ist das Wort, das der Gärtner benutzt. Es klingt nicht von ungefähr nach Landnahme und feindlicher Besiedlung. Endlos breitet sich der Lorbeer aus, wie die Häuser, die er umzäunt. Meter an Meter, alles verdrängend und überwuchernd, was vorher lockende Wiese war.

			Selbstverständlich ist die Pflanze auch nahezu unverwüstlich. Selbst den gefürchteten Dürresommer übersteht sie problemlos. Wäre Rassismus noch erlaubt, würde man sagen: Der Kirschlorbeer ist wie der Raum, dem er entstammt.

			Die kleine Schwester des Kirschlorbeers ist die Thujahecke. Auch sie ist von dieser schrecklichen Eintönigkeit, die den auf Artenvielfalt bedachten Städter zur Raserei treibt. Aber auf den Lorbeer konzentriert sich der Hass. Nicht Tempolimit, sondern Kirschlorbeer-Verbot – das wäre ein Gewinnerthema! In der Schweiz sind der Kauf und Verkauf seit vorletztem Jahr verboten. Wer Kirschlorbeer einführt, anpflanzt oder anderweitig in Umlauf bringt, wird mit einer Geldbuße bis zu 20 000 Franken bestraft.

			In der Stadt sprießt nichts außerhalb abgezirkelter Beete. Aber das heißt nicht, dass der Städter sich dem Menschen in der Vorstadt nicht überlegen fühlte, auch was den grünen Daumen angeht. Wenn er könnte, wie er wollte, würde alles prächtig erblühen. Die Stadt ist sozusagen der vollendete Garten in spe, das Paradies in Erwartung. Oder wie es bei den Achtundsechzigern hieß: Unter dem Pflaster liegt der Strand.

			Die eigentliche Klassengrenze verläuft nicht zwischen Unten und Oben, sie verläuft zwischen Stadt und Land. Hier der Ort, an dem die Ideen gedeihen und die Zukunft wächst. Dort die stupende Ödnis, die nur Stumpfsinn und Einfalt hervorbringt.

			Das Provinzielle stand in Deutschland immer unter Verdacht. Die Provinz gilt als Hort des Betulichen und Beschränkten, Brutgebiet der Intoleranz, die auf alles Fremde mit Ablehnung reagiert. Nicht viel besser steht es um den Ruf des Vororts.

			Die Vorstadt ist die Minusvariante der Stadt, Siedlungsgebiet von Menschen, die mit ihrem Leben abgeschlossen haben.

			Die Wohnform des Vororts ist das Doppelhaus. Die Doppelhaushälfte ist die Lorbeerhecke in Stein, Endstation des Mittelschichtspaars mit Nachwuchs, Schauplatz von Nachbarschaftsstreitigkeiten, stillen Ehedramen und Kindesmisshandlung. Ein überhängender Zweig – und ein jahrelanger Hasskampf ist entfacht.

			Das Leben im Altbau ist auch nicht immer reines Sonnenglück. Als Figur der urbanen Folklore kennen wir den grantigen Nachbarn, der mit dem Besenstiel an die Decke klopft, weil ihn das Getrappel der Kinder über ihm nervt. Aber endloser Streit, an dessen Ende alle Parteien ruiniert von den Rechtskosten zum Verkauf gezwungen sind? Diese Art von Abnutzungskrieg ereignet sich nur in der Reihenhaussiedlung.

			70 Prozent der Deutschen leben in kleinen und mittelgroßen Städten. Lediglich 19 Prozent wohnen in einer Großstadt, wobei Großstadt alles ab 400 000 Einwohner aufwärts umfasst.

			Schaut man bei Google nach, erfährt man, dass für Statista die Großstadt schon bei 100 000 Einwohnern beginnt. Doch das ist ein statistisches Artefakt. Ich verstehe den Drang, sich größer zu machen, als man ist. Aber dass Münster oder Osnabrück als Großstadt durchgehen würden? Das erscheint mir beim besten Willen ein wenig übertrieben.

			Auch das Land entfaltet seine Reize, allerdings aus der Entfernung. Es ist nicht so, dass der Städter nicht von den Freuden des ländlichen Lebens schwärmen würde. Aber je näher er ihm tritt, desto manifester werden die Vorbehalte. Seine Besuche haben deshalb immer etwas Temporäres. Die Naturstein-Kate im Brandenburgischen ist mit Bedacht so gewählt, dass man noch vor Mitternacht wieder die rettende Wohnung in Mitte oder Charlottenburg erreichen kann.

			Nicht die Naturschönheit ist das, was im Gespräch unter Besitzern vorrangig interessiert, das setzt man als gegeben voraus. Warum sollte man auch sonst in einem Kaff in Brandenburg sein Geld versenken? Die erste Frage gilt dem Fahrweg. »Und wie lange seid ihr unterwegs?« Eine Stunde gilt als ideal, anderthalb Stunden als akzeptabel. Ab zwei Stunden setzt das Bedauern ein. »Ach, so weit?«

			Idealerweise ist man auch nicht allein mit den Ureinwohnern, sondern hat das Dorf in geduldiger Aufkaufbemühung mit Gleichgesinnten zu eine Art Wehrweiler umgebaut. Hier die Städter, die am Wochenende auf dem Land entspannen, dort das ostdeutsche Volk, das über Verkäufe reich geworden mit Ingrimm auf die Neuansiedler schaut. Dass man zu unerwartetem Wohlstand gekommen ist, weil noch die wackligste Kate 100 000 Euro abwarf, vermag die stille Wut über die Vertreibung nicht zu besänftigen.

			Das Land hat immerhin den Vorzug, als naturnah zu gelten. Irgendwo findet sich immer ein Weiher, der zum Bade einlädt, oder eine Anhöhe, von der sich die Aussicht genießen lässt. Die Vorstadt hat nicht einmal Aussicht zu bieten. Sie hat nur die Siedlungsparzelle und den Kirschlorbeer.

			Im Grunde beginnt das Grauen im Speckgürtel. Der Speckgürtel verspricht eher Einfamilienhaus als Doppelhaushälfte, das wertet ihn auf. Aber mit seinem Leben abgeschlossen hat man auch dort. Schon das Wort Speckgürtel klingt unangenehm pastös, nach vorgetäuschtem Reichtum und der Gefühllosigkeit des Kleinstädters, der nicht einmal weiß, wie armselig seine Speckgürtel-Existenz ist.

			»Bridge and Tunnel« lautet der englische Begriff für die Gebiete, die die Stadt umschließen. Darin ist die Herablassung, die man in der Stadt für die Anrainer empfindet, auf den Punkt gebracht, wie es nur die englische Sprache vermag. Dass »Bridge and Tunnel« bei Wahlen auch so abstimmt, wie der Begriff vermuten lässt, rundet das Bild ab. Wenn Deutschland bis heute keinen gendergerechten Duden kennt, kein generelles Tempolimit und kein Plastiktütenverbot, dann liegt der Grund zwischen Tunnel und Überführung.

			Als relativer Neuzugang zu den Orten des Grauens darf der Randbezirk gelten. Mir ist der Begriff zum ersten Mal nach der gescheiterten Klimawahl 2023 aufgefallen, als Berlin die Chance gehabt hätte, klimaneutral zu werden, sich dann aber nicht einmal die nötige Zahl an Stimmen fand, um das Mindestquorum zu erreichen.

			Wochenlang hing die ganze Stadt voller Plakate: »Berlin 2030 klimaneutral«. Am Wahlwochenende veranstalteten alle Musikbands des guten Herzens eine Wahlparty am Brandenburger Tor. Es gab nicht einmal eine Gegenkampagne. Und dann? Dann scheiterte man bereits daran, 25 Prozent der Wahlberechtigten zusammenzubringen.

			Die Randbezirke seien schuld, hieß es anschließend. »Randbezirk« ist der deutsche Bible-Belt. Da, wo die Minderbemittelten leben, die ihr Herz noch an Autos, Grillfleisch und Schnittblumen hängen.

			Der Berliner Bürgermeister Kai Wegner kommt aus Spandau, dem Inbegriff des Randbezirks. Die regionale Herkunft gilt mehr noch als seine politische als suspekt. Oder wie der aufgeklärte Berliner sagt: CDU ist schlimm, aber Spandau ist schlimmer.

			Dass sich Wegner seitdem eifrig bemüht, den Makel der Herkunft abzustreifen, indem er alles mitmacht, was ihm sein sozialdemokratischer Koalitionspartner vorschlägt, macht die Sache nicht besser. Nichts ist tragischer, als der Vorörtler, der die eigenen Leute verrät, weil er sich ihrer schämt, aber bei den Herren, denen er sich andient, nie wirklich als einer der ihren akzeptiert wird. Das ist der Provinzler als Hanswurst. Dann besser Vorort und wenigstens stolz darauf.

			Auch Bushido ist jetzt in den Vorort gezogen. In dem Fall handelt es sich um eine 33-Millionen-Villa in Grünwald, in Bussi-Distanz zu den Stars des FC Bayern. Aber Vorort bleibt Vorort, da beißt die Maus keinen Faden ab, wie der Soziologe sagt. Auch so kann man als Rapper einen Abstieg hinlegen: Neukölln, Kleinmachnow, Grünwald. Kein Wunder, dass sich heute vornehmlich die »Gala« für den Berliner Musikproduzenten interessiert.

			Je stadtferner, desto zweifelhafter. Der Schrebergarten hingegen hat sich von seinem schlechten Ruf interessanterweise erholt. Ursprünglich kritisch beäugt als Kleingarten, wo sich Dackel und Gartenzwerg gute Nacht sagen, hat die Schrebersiedlung eine Spätkarriere als Naherholungsgebiet der urbanen Elite hingelegt. Die Toskana des Hipsters, wenn man so will.

			Für die Aubergine aus eigenem Anbau und den Spätnachmittag in der Hängematte nimmt man sogar den Nachbarn in Kauf, der in Aldilette zum Spätkauf schlappt. Gegen ein wenig Kontakt zu die einfache Leut hat auch der Grünenwähler nichts einzuwenden. Es darf halt nicht überhandnehmen.

			Die Endstation schlechthin ist das Land. Wer hier lebt, ist aus der kollektiven Wahrnehmung verschwunden, so als habe ihn die Fläche, die ihn umgibt, verschluckt. Vorort und Kleinstadt kommt immerhin eine Bedeutung als negatives Korrektiv zu. Wenn sich das fortschrittliche Deutschland nicht so schnell entwickelt wie erwartet, dann weil es die provinziellen Fliehkräfte zurückhalten.

			Das Land hingegen ist im medialen Diskurs faktisch nicht existent. Man weiß, dass es existiert, man fährt ja hin und wieder hindurch beziehungsweise dran vorbei, wenn man die A 9 nach Süden nimmt. Aber als gesellschaftliche Größe kommt es nicht vor.

			Nicht mal am Wahlabend, wenn sich im Fernsehen die Tortendiagramme der verschiedenen Wählergruppen aufbauen, ist vom Land und seinen Bewohnern die Rede. Dabei liegt hier der Schlüssel für Wahlerfolg oder -niederlage. Nach überschlägiger Schätzung leben 47 Millionen Deutsche im ländlich geprägten Raum, das entspricht 57 Prozent der Gesamtbevölkerung.

			Wenn der Dörfler in der urbanen Erzählung doch einmal auftaucht, dann vorzugsweise als Schreckfigur. Vielfach tradiert ist die Schilderung des Dorfgasthofs als Gemeinschaft des Bösen. Da sitzen die Einheimischen dann am blank geschrubbten Eichentisch und stecken die Köpfe zusammen gegen den Neuzugang, der mit seiner Familie in der Ortschaft einen Hof bezogen hat. Wenn’s für den Neuen schlecht ausgeht, liegt er schon anderntags erschlagen in seinem Blut, während die Dorfgemeinschaft ihren Geschäften nachgeht, als sei nichts geschehen.

			Engstirnig, bösartig, verstockt – so stellt er sich uns dar, der Dörfler, diese Kreatur aus der provinziellen Hölle. Alles kann ihn reizen, auch zum Äußersten: ein zu lautes Lachen; ein zu buntes Kleid; die Verwegenheit der Frau, die sich ungeahnte Freiheiten herausnimmt; die Frechheit der Stadtkinder. Über allem steht die Ahnung, dass es da draußen eine Welt geben könnte, die man nie erreichen und nie verstehen wird. Als Ausweg aus seiner selbst verschuldeten Dumpfheit bleibt dem Dörfler nur die Brutalität. Das Zuschlagen und Zerschlagen des Fremden. So lehrt es der moderne Heimatfilm, so lehren es der »Tatort« und natürlich die unzähligen Dorf- und Kammerspiele deutscher Autoren von Franz Xaver Kroetz bis Albert Ostermaier.

			Manchmal sitzt der Städter in seiner Wohnung, schaut über die gewachste Altbaudiele an die Decke, wo sich der Stuck um die Ecken schlängelt, und bekommt plötzlich einen Schreck, dass das Grauen vom Lande auch nach ihm greifen könnte.

			Was, wenn das Landei in seiner Einfalt die Lebensgrundlage vernichtet, von der auch er abhängt? Wer garantiert einem, dass der tumbe Tor aus Dusseligkeit und Gier nicht so viel Pestizid auf seinen Äckern versprüht, dass kein Insekt mehr seinen Flug zur Polle findet? Erst stirbt die Biene, dann der Mensch. Oder wie Albert Einstein gesagt hat: »Wenn die Bienen verschwinden, hat der Mensch nur noch vier Jahre zu leben.«

			Ich habe nicht mehr genau in Erinnerung, wann die Nachricht vom Tod der Biene die Stadt erreichte. Aber dass der Honigbiene das Ende droht, galt in fortschrittlichen Kreisen als ausgemachte Sache. So stand es erst in den Eilmeldungen des Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), dann in »Zeit« und »Spiegel«, der gehobenen Fachpresse für den Ökozid.

			Und Hand aufs Herz, haben wir nicht alle bemerkt, wie sauber jetzt die Windschutzscheibe ist nach einer Fahrt auf der Autobahn? Früher musste der Vater alle 200 Kilometer die Scheibe freikratzen. Und heute: nicht ein einziger Fliegenleib. Gruselig. Ohne Bestäubung keine Nutzpflanzen. Ohne Nutzpflanzen keine Nahrungsgrundlage mehr.

			Es muss im Sommer 2019 gewesen sein, als das große Bienenvölkersterben die bayrische Staatskanzlei erreichte. »Rettet die Biene«, lautete das Volksbegehren, dessen sich der bayrische Ministerpräsident umgehend annahm. Überall tauchten Bienenkästen auf Terrassen und Balkonen auf, eine Art Luftbrücke des Honigs, um den bedrohten Völkern Schutz und Heimat zu geben. Wer über keinen Balkonplatz verfügte, sich aber trotzdem Mutter Erde verbunden fühlte, schloss eine Bienenpatenschaft ab.

			Dann Entwarnung: Der Bienentod sei ein Missverständnis. Nicht die Biene sei vom Aussterben bedroht, nur die Wildbiene. Das ist auch nicht schön, aber eben doch etwas ganz anderes als das Ende des Lebens auf Erden, wie wir es kannten.

			»Bienenvölker erholen sich auch schnell wieder, und der Trend ist eindeutig«, erklärte der Wissenschaftsjournalist Christoph Drösser in seiner beliebten »Zeit«-Rubrik »Stimmt’s?«: »Seit dem Jahr 1990, so schätzt die Welternährungsorganisation, hat die Zahl der Bienenstöcke um die Hälfte zugenommen, von 70 auf mehr als 100 Millionen. Kein Grund zur Panik also.« Selbst das Einstein-Zitat erweist sich als Fälschung. Dass der Mensch nur noch vier Jahre zu leben habe, wenn die Biene verschwinde, hat Einstein vermutlich nie gesagt.

			Auch der Atomtod kommt vom Lande, woher auch sonst? »Die Wolke«, ein Klassiker der Untergangsliteratur, erhebt sich vor hellblauem Schäfchenwolkenhimmel. Das deutsche Kernkraftwerk liegt nicht von ungefähr eingebettet zwischen Kornfeldern am Rande eines Flusses, Menetekel einer Moderne, die sich das scheinbare Idyll zunutze macht, um sich den Anstrich des Harmlosen zu geben.

			Es war dann auch die Stadt, die der Kernkraft den Garaus machte – nicht das Land, das im Fall des befürchteten Reaktorunfalls als Erstes zu den Strahlenopfern gehört hätte. Auf dem Land hatte die Kernkraft immer ihre Befürworter. Und es war auch die Stadt, die auf der vollständigen Zerstörung bestand. So fallen jetzt die Kühltürme, erst in Grafenrheinfeld, dann in Gundremmingen. Dem Städter reicht es nicht, dass die Atommeiler stillgelegt sind, er will, dass nie wieder ein Weg zurückführt.

			Das Provinzielle färbt auf seine Bewohner ab, das ist nahezu unausweichlich. Eher bekommt man den Menschen aus der Provinz als die Provinz aus dem Menschen.

			Der Provinzler als Kanzler war Helmut Kohl. Nichts brachte seine Verächter so verlässlich gegen den Mann aus Oggersheim auf wie sein Hang zum Leutseligen und Volksnahen. Wenn ich lese, wie übel die Medien heute den Politikern mitspielen würden, muss ich lachen. Alles an Kohl bot den Journalisten Anlass zum Spott: seine Vorliebe für einfache Hausmannskost, die dialektale Färbung der Sprache, in der »Geschichte« zu »Gechichte« wurde, der ganze mediokre Zuschnitt eines heimatverbundenen Menschen.

			Als er einmal Hölderlin zitierte, bog sich das Feuilleton vor Lachen, weil er unvorsichtigerweise den Satz hatte fallen lassen, in Hölderlin sei er immer gut gewesen. Jede Wette, dass die Hälfte derjenigen, die ihn auslachten, noch nie ein Hölderlingedicht zu Gesicht bekommen hatte. Aber so ist das, wenn das Provinzei vor die Flinte gerät: Der Anschein reicht.

			In Wahrheit war Kohl ein erstaunlich belesener Mensch. Von seinen Biografen weiß man, dass niemand ein so häufiger Ausleihgast in der Bundestagsbibliothek war wie er. In der Spätphase seiner Kanzlerschaft hat er die Heimatverbundenheit aus Trotz dann extra betont, sehr zum Leidwesen seiner Berater, die ihm empfahlen, doch etwas weniger provinziell aufzutreten. Selbst die feine »Frankfurter Allgemeine« war zwischenzeitlich konsterniert. Auch in konservativen Kreisen hat man es gerne großstädtisch-bürgerlich. Da passen Saumagen und Hammondorgel nicht wirklich hin.

			Nach Helmut Kohl betrat noch einmal ein Mensch aus Mainz die politische Bühne. Ich kann mich noch gut daran erinnern, wie Kurt Beck in der Bundespressekonferenz Platz nahm, nachdem ihn die SPD zu ihrem Parteivorsitzenden bestimmt hatte. Beck konnte auf eine beeindruckende Reihe von Erfolgen verweisen, kaum ein Ministerpräsident war so beliebt wie er. Aber das nützte ihm nichts.

			Schon wie er aussah, mit dem Mecki-Schnitt über dem weichen Gesicht und dem eigenartigen Bart, sagte den Medienleuten: Achtung, Provinz! Dazu kamen die verwaschene Ausdrucksweise der Heimat und der etwas umständliche Auftritt eines Mannes, der über die Gemächlichkeit des heimatlich verwurzelten Menschen verfügt. So wurde er dann auch behandelt, als Provinzei, das sich in die Hauptstadt verirrt hatte, ein Missverständnis auf zwei Beinen.

			Anders als Kohl nahm sich Beck den Spott so zu Herzen, dass er krank wurde. Enttäuscht und verletzt zog er sich an die Südliche Weinstraße zurück, um seine Wunden zu lecken. Zu Hause in der Pfalz war er wieder der geachtete Herr Ministerpräsident, aber von der Schmach, die sie ihm in Berlin beigebracht hatten, hat er sich nie richtig erholt. Noch Jahre später konnte er Auskunft geben, wie ihn die Verachtung und Hochmütigkeit der Berliner Blase getroffen hatten.

			Es gäbe viele Gründe, in der Heimatverbundenheit einen Vorteil zu sehen. Aber das Idealbild des aufgeklärten Menschen ist bis heute der Kosmopolit, der in Berlin ebenso zu Hause ist wie in Singapur und New York. Wer zu volkstümlich auftritt, steht im Verdacht, den intellektuellen Anforderungen des Amtes nicht gewachsen zu sein.

			Der Idealkanzler war so gesehen Willy Brandt, den seine Exiljahre von allen provinziellen Vermutungen gereinigt hatten. Auch Schmidt ging als Kosmopolit durch. In Wahrheit hatte der Lehrersohn über Hamburg nie wirklich hinausgefunden, wenn man die Jahre an der Ostfront außer Acht lässt. Der Bungalow im Hamburger Stadtteil Langenhorn verrät in Zuschnitt und Dekor einen eher mittelmäßigen Geschmack. Aber Schmidt hatte es früh verstanden, sich mit dem Habitus des Weltmannes zu umgeben, der dann zum Weltökonomen veredelt wurde.

			Spätestens mit dem Antritt der Herausgeberschaft bei der liberalen »Zeit« war er in eine Sphäre der Unsterblichkeit vorgedrungen, die so niemand vor und nach ihm mehr erreichte. Dass sich Schmidts redaktionelle Auftritte weit weniger glamourös ausnahmen als von außen vermutet: nebbich. Der Reporter Cordt Schnibben hat in einem Pastiche Auskunft gegeben, wie Schmidt die Redaktion mit seinen Ausführungen zum Weltgeschehen in Geiselhaft zu nehmen beliebte. Aber das konnte der Gloriole des Weltgeistes nicht einmal ein Schrämmchen zufügen.

			Auch der Mensch aus der Provinz hat nichts dagegen, zu Menschen aufzusehen, die er bewundert. Doch er hat verständlicherweise etwas dagegen, wenn man auf ihn herabsieht. Wie alle, die sich ihres Standes unsicher sind, hat er ein Gespür für Abwertung. Hier liegt die Achillesferse vieler Linker, weniger in ihren verblasenen Ideen.

			Wer für sich beansprucht, die Mitte der Gesellschaft zu verkörpern, aber dann immer so redet, dass man aus hundert Meter Entfernung erkennt, dass er die Mitte mit dem Großstadtviertel verwechselt, in dem sein Wahlkreis liegt, hat an der Wahlurne einen schweren Stand. Für zehn bis zwölf Prozent ist auch das städtische Publikum gut, wie die Grünen beweisen. Aber eben nicht für die 25 oder 30 Prozent, die es braucht, wenn man den Kanzler stellen will.

			Die Entfremdung hat auch ihre komischen Seiten. Zum Jahreswechsel 2026 machten sich zwei Redakteure der »taz«, der linken Tageszeitung aus Berlin, auf, um die Autorin Juli Zeh aufzusuchen, die vor Jahren ihren Lebensmittelpunkt aus Berlin in ein Dorf im Havelland verlegt hat.

			Getreulich berichteten die beiden Besucher aus der großen Stadt, wie sie die Orientierung verloren, weil die Handy-Ortung versagte. Man konnte zwischen den Zeilen die Erleichterung herauslesen, als die Gesprächspartnerin sie auch ohne Netz aufspürte und ins sichere Haus geleitete.

			Das Gespräch durchzieht dann die Verblüffung über eine kluge, lebensbejahende Frau, SPD-Mitglied seit vielen Jahren, die freiwillig die Stadt mit dem Land getauscht hat. Und die zu allem Überfluss nicht irgendeinen Landstrich wählte, sondern den finsteren Osten, in dem die AfD regiert, ja, und dort einen der finstersten Orte überhaupt. So steuert das Gespräch auch zügig auf diesen Punkt zu.

			taz: »Bei der Bundestagswahl im Februar haben 54 Prozent der Leute im Dorf AfD gewählt. Ist es krass zu wissen, dass so viele Ihrer Nachbarn für die AfD stimmen?«

			Zeh: »Was genau ist daran krass?«

			taz: »Dass Sie umgeben sind von Leuten, die eine mindestens in Teilen verfassungsfeindliche Partei gut finden.«

			Zeh: »Die Menschen hier finden vor allem die anderen Parteien schlecht. Ich glaube, wir haben momentan niemanden im Dorf, der mit seinen Meinungen außerhalb der Verfassung stünde.«

			taz: »Sind Sie da sicher?«

			Zeh: »Ich würde es wahrscheinlich mitkriegen. Anders, als immer mal wieder berichtet wird, ist der durchschnittliche AfD-Wähler glücklicherweise ja kein Rechtsradikaler. Die überwiegende Mehrheit ist nicht der Meinung, man müsste alle Ausländer remigrieren oder noch Schlimmeres. Es gab vor Jahren mal jemanden im Dorf, der offen rassistisch war. Der hat aber Widerstand bekommen, wenn er sich auf Partys schlecht benommen hat.«

			Stolz und Vorurteil liegen bekanntlich nahe beieinander.

			Mit einer gewissen Genugtuung hat man in Berlin immerhin vernommen, dass die berühmte Autorin regelmäßig in die Stadt fährt, um die Nacht durchzutanzen. Das Berghain gibt es nicht im Havelland, das gestand Frau Zeh den Journalisten zu.

			Bei der Beschäftigung mit der Biografie des Literaten und Vortragsreisenden Wiglaf Droste bin ich auf eine Beobachtung des Kleinstädtisch-Ländlichen gestoßen, die das »taz«-Zeh-Gespräch gewissermaßen komplementär ergänzt.

			Droste war zeit seines Lebens auf Lesefahrt und damit notgedrungen Beobachter des provinziellen Alltags. In einem Interview über seine Freundschaft mit dem Sternekoch Vincent Klink, den Genusszwang beziehungsweise das demonstrative Ausstellen der Genussfähigkeit als neues Statussymbol sowie den Anzug als Ausdruck des Willens zur Gestaltung äußert er sich auch über seine Herkunft aus der Kleinstadt (Herford).

			»Im vollen Saal der Berliner Volksbühne kann jeder reüssieren. Da sitzen dann 700 Leute, und da schafft es auch ein Blender, weil sich das Publikum schon rein zahlenmäßig sicher ist, dass der Abend einfach klasse sein muss. Kleinstädte, nennen wir sie Herford, Hettstedt oder Heidenheim, sind eine ganz andere Herausforderung.

			Die Leute kriegen mit, ob man lügt oder nicht. Landeier sind misstrauisch. Sie erwarten oft, dass sie gehauen werden, dass fiese, arrogante Sachen gesagt werden wie: ›Also hier ist ja nun wirklich gar nichts los – pfffthhh! Da sind wir aber was ganz anderes gewöhnt!‹ Das ist peinlich, diese Großstadtmensch-Attitüde der Provinz gegenüber.«

			Peinlich und vor allem politisch destruktiv.

			Eine Zeit lang galt das Land noch als Rückzugsraum für den Fall der Katastrophe. »Das große Buch vom Leben auf dem Lande« und »Selbstversorgung aus dem Garten« von John Seymour, einem Pionier der praktischen Zivilisationskritik, standen in jedem guten linken Haushalt. Anhand detaillierter Beschreibungen nebst dazugehöriger Schautafeln erhielt man einen Überblick, wie man fachgerecht ein Schwein zerteilt, Hühner ihres Federkleids entledigt und sein Sommergetreide so einlagert, dass es den Winter übersteht.

			Es ist kein Zufall, dass der Selbstversorger mit dem Aufkommen der Friedensbewegung auf den Plan trat. Dass die Welt auf der Kippe stehe, weil man mit der Aufrüstung im Westen zu sehr die russische Atommacht reize, war ein Lebensgefühl, das Hunderttausende auf die Straße brachte. Damals galt das allerdings als links und nicht als rechts.

			Auch mit dieser Form der umsichtigen Vorsorge ist es vorbei, seit an die Stelle des Selbstversorgers der Prepper getreten ist. Wer Suppendosen hortet, gilt als verdächtig. In der »taz« stand ein langer Artikel, weshalb das Anlegen von Vorräten nicht nur unsinnig, sondern auch politisch zweifelhaft sei. Die NDR-Journalistin Anja Reschke widmete dem Prepper sogar ein eigenes Segment in ihrer Sendung.

			Ein paar Lebensmittel oder Batterien auf Vorrat seien okay, das empfehle sogar die Bundesregierung. Aber ein ganzes Warenlager im Keller? »Ein ähnliches Misstrauen gegenüber Staat, Politik und Eliten findet man auch bei Anhängern von Verschwörungsmythen, Menschen der Querdenkerbewegung, Reichsbürgern und, genau, dem rechtsextremen Milieu.«

			Seht euch vor, ihr Städter, wäre mein Rat. Wenn die Ordnung zerfällt, steht ihr blank da. Wir im Vorort haben vorgesorgt, wir schauen kein »Reschke TV«. Oder wenn, nehmen wir es nicht ernst.

			Drei Tage Glatteis ohne Streusalz, und ihr kommt im Winter nicht mal mehr vor die Tür. Wir scheren uns im Vorort nicht um Streusalz-Verbote. Wir streuen einfach. 10 000 Euro Strafe für einen Griff in die Salztüte? Sollen sie doch kommen und uns belangen!

			Es hat schon seinen Grund, warum man nach dem Atomschlag die Überlebenden auf dem Land findet, wie jeder Endzeitfilm lehrt. Man mag über uns Vorörtler lachen, aber zum Schluss haben wir die Nase vorn.

		


		
			Alles so schön links hier – 
oder warum Journalisten in Wahrheit schreckliche Opportunisten sind

			Journalisten sehen sich gern als mutige Streiter wider den Mainstream. Leider legen die Zahlen nahe, dass es mit dem Widerspruchsgeist nicht so weit her ist. Die meisten Medienmenschen bewegen sich in einem Umfeld, in dem fast alle so denken wie sie.

			Einmal im Jahr vergibt das Reporterforum den »Reporter:innenpreis«, einen der begehrtesten Preise im deutschen Journalismus. Es gibt insgesamt elf Kategorien, ausgezeichnet werden unter anderem die beste Reportage, das beste Interview und der beste Essay. »Weil wir glauben, dass das gute Beispiel der beste Weg ist zu besserem Journalismus«, lautet der Wahlspruch.

			Der Preis für den besten Podcast ging im Jahr 2024 an »Rammstein Row Zero«, eine vierteilige Gemeinschaftsproduktion von NDR und »Süddeutscher Zeitung«. »Die Jury unterstrich den Mut, sich gegen einen mächtigen Mann wie Till Lindemann zu stellen und dafür auch einen Rechtsstreit in Kauf zu nehmen«, hieß es zur Begründung.

			Einen Preis für den Mut, einen Rechtsstreit in Kauf zu nehmen? Das ist eine sehr einfallsreiche Formulierung für den Umstand, dass die Autoren im Streit mit dem Rammstein-Sänger Lindemann vor Gericht in wesentlichen Punkten unterlagen und für alle Folgen Verbotsverfügungen hinnehmen mussten.

			Die »Legal Tribune Online« fasste den juristischen Stand eine Woche nach der Preisvergabe wie folgt zusammen.

			In Folge 1 verbot das Landgericht Hamburg die Vermutung, Lindemann habe Sex mit einer Frau ohne ihre Zustimmung gehabt.

			In Folge 2 untersagte es die Erörterung, Lindemann könnte sexuelle Handlungen an bewusstlosen Frauen vorgenommen haben.

			In Folge 3 monierte das Gericht, dass ohne Belege verbreitet wurde, Till Lindemann könne als DDR-Schwimmer gedopt gewesen sein.

			In Folge 4 wurde den Podcast-Machern die Verdächtigung untersagt, Lindemann habe sich an einer bewusstlosen Frau ohne deren Zustimmung sexuell vergangen.

			Ein Preis trotz der juristischen Schwierigkeiten? Nein, eher wegen der Rechtshändel!

			Man kann Journalistenpreise belächeln. Das gilt zumal, wenn man nie auch nur den Hauch einer Chance hat, selbst einen zu ergattern. »Ach«, sagt man dann, »das zählt doch nicht.« Aber daraus spricht der Neid der Zukurzgekommenen. Ich weiß, wovon ich rede. Die von Journalisten besetzte Jury, die mir einen Preis verleiht, muss erst noch erfunden werden.

			Natürlich haben Preise ihre Bedeutung. Sie definieren, was als vorbildlich und erstrebenswert gilt, und setzen damit Standards. Deshalb drängeln sich auch so viele Journalisten in die Jurys.

			Wie sich die Dinge verschoben haben, sieht man also sehr gut bei dem, was für preiswürdig gehalten wird – und was eben nicht. Man kann aus der journalistischen Jurypraxis geradezu ein Gesetz ableiten. Wenn sich Teile der Berichterstattung als fragwürdig oder unwahr herausgestellt haben, mindert das nicht die Chance auf eine Auszeichnung – nein, es erhöht sie eher.

			Wer erhielt den renommierten »Stern«-Preis für die »Geschichte des Jahres 2022«? Der »Spiegel« für seinen Artikel »Warum Julian Reichelt gehen musste«. Und dabei blieb es auch, als sich wesentliche Me-Too-Vorwürfe der Hauptbelastungszeugin, die zum Sturz des »Bild«-Chefs führten, als frei erfunden erwiesen. Tatsächlich war es nicht Reichelt, der der unter dem Namen »Constanze Müller« firmierenden Anklägerin per Textnachricht nachstellte, sondern es war die Zeugin, die den »Bild«-Chefredakteur bekniete, doch noch bei ihr im Hotel vorbeizuschauen, wie der SMS-Verkehr der beiden offenlegte.

			Wer bekam die Auszeichnung für die »Geschichte des Jahres 2024«? Die »Süddeutsche Zeitung« für den Ursprungstext in der Flugblatt-Affäre um den bayerischen Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger, von dem selbst der »SZ«-Chefredakteur in einer Redaktionskonferenz im Nachhinein gesagt hatte, dass man das so, im Rückblick betrachtet, nicht hätte machen sollen.

			Wer sind die »Journalistinnen und Journalisten des Jahres 2025«: das Team des Recherchenetzwerks »Correctiv«, dessen aufsehenerregende Reportage über die Remigrationspläne der AfD vor den Gerichten so zerpflückt wurde, dass von dem angeblichen Masterplan zur Vertreibung von Millionen Menschen aus Deutschland kaum etwas übrigblieb. Funfact: Am Tag, als das »Medium-Magazin« die »Correctiv«-Mannschaft auszeichnete, erklärte das Landgericht Berlin die Bezeichnung »dreckige Correctiv-Lüge« als zulässig.

			Was geht da vor sich? Wir haben es mit der Selbstabschottung eines Milieus zu tun, das alles, was der eigenen Meinung widerspricht, einfach ausblendet. Oder zum Werk von Feinden erklärt, denen man trotzen müsse.

			»Sagen, was ist«, steht an einer Wand im Atrium des »Spiegel«-Gebäudes an der Hamburger Ericusspitze, ein Satz des Gründers Rudolf Augstein, mit dem er seine Redakteure verpflichten wollte, über dem politischen Gestaltungswillen die Wirklichkeit nicht zu vergessen. »Sagen, wie es sein soll«, lautet das Motto, dem sich viele Redaktionen heute verpflichtet fühlen.

			Der »Spiegel« selbst ist ein gutes Beispiel für den Wandel. Das Magazin war immer auch Kampagnenblatt. Die Trennung von Nachricht und Meinung, auf die andere Wert legen, hat es hier so nie gegeben.

			Ich habe nachgezählt, allein gegen Helmut Kohl, einen der Hauptlieblingsfeinde, gab es 132 Titelgeschichten. Tenor in jeder denkbaren Variante: »Kohl kaputt«. Aber bei aller Obsession mit dem Gegenstand der Berichterstattung gab es immer das Bestreben, die Nase vorne zu haben. Was in der Regierung vor sich ging, das sollte zuerst im eigenen Blatt stehen. Das war der Anspruch.

			Davon ist nur noch wenig übrig. Im Wesentlichen hat man sich an der Ericusspitze darauf verlegt, die Erkenntnisse der anderen einzuordnen und zu bewerten. »Es ist bitter zu sehen, wie die ›Zeit‹ jetzt regelmäßig den ›Spiegel‹ abkocht«, schrieb ich im vergangenen Sommer einem Kollegen, der inzwischen ebenfalls woanders arbeitet (»Zeit«-Chefredaktion). »Mir liegt das Blatt immer noch am Herzen, und ich leide wirklich mit, dass es jetzt oft so abgehängt wirkt«, schrieb er zurück.

			Früher hat man sich beim »Spiegel« lustig gemacht, dass die »Zeit« am Donnerstag die Geschichten kommentierte, die zuvor im »Spiegel« gestanden hatten. Heute ist es genau umgekehrt. Wie die FDP den Ampel-Bruch vorbereitete oder die Grünen einen der ihren mit erfundenen Me-Too-Vorwürfen erledigten, liest man zuerst in dem Wochenblatt aus dem Helmut-Schmidt-Haus. Im »Spiegel« folgt dann die Nachbereitung in der »Morgenlage« – oder eine »Analyse« der Vorgänge aus der Feder der stellvertretenden Büroleiterin.

			Wenn aus Versehen doch einmal eine Enthüllungsgeschichte im Heft zu finden ist, dann eine hanebüchene, auf vier Seiten aufgeblasene Meldung über die Sause anlässlich des 75. Geburtstages des Molkereikönigs Theo Müller, bei der auch Alice Weidel zugegen war und wo der Clou darin besteht, dass anschließend mit dem Zentimeterband nachgemessen wurde, wie weit die anderen Gäste von der AfD-Chefin entfernt saßen.

			Wäre die Freundschaft zwischen Müller und Weidel wenigstens eine Neuigkeit, dann könnte man noch sagen: Vier Seiten sind vielleicht ein bisschen viel, aber interessant ist es trotzdem. Aber nicht einmal das gilt ja. Dass der Molkereimann die AfD-Frau ganz toll findet, hat er in einer Reihe von Interviews längst stolz bekannt.

			Nichts gegen gepfefferte Kommentare. Aber selbst die sind heute oft seltsam blutleer, weil kaum noch jemand aus der Reihe tanzt. Natürlich sind die Grünen, bei allen Fehlern, die Partei der Wahl. Selbstverständlich ist Donald Trump verachtenswert und Elon Musk noch verachtenswerter und die Sorge um die Demokratie das, was uns alle bewegen muss.

			Weil das auf Dauer kein abendfüllendes Programm ist, verlegen sich viele Redaktionen darauf, die immer selben Gegner einfach noch einmal zu vermöbeln. Dass mitunter die Korrekturhinweise unter den Kommentaren fast so lang sind wie der Kommentar selbst, weil sich die Kommentatoren in ihrem Eifer über eine Reihe von Fakten hinweggesetzt haben? Geschenkt. Es geht ja gegen die Richtigen.

			Als ich im Journalismus startete, führte mich der Ausbildungsweg in die Lokalredaktion der »Abendzeitung«. Dort gab es den geflügelten Satz: »Es kann so gewesen sein, es muss so gewesen sein, es ist so gewesen.« Zur Ehrenrettung der »Abendzeitung« muss man sagen: Dort wussten sie wenigstens, was sie taten. Bei den Hamburger Qualitätsmedien verfahren sie nach dem Boulevardmotto, ohne sich dessen bewusst zu sein. Deshalb kommt es immer wieder zu haarsträubenden Fehlern.

			Anfang 2025 erschien auf den Leserbriefseiten des »Spiegel« ein Schreiben des Abonnenten Peter Krizan aus dem bayrischen Neuötting. Krizan berichtete darin von einem desaströsen Auftritt des Kanzlerkandidaten Friedrich Merz an der Universität St. Gallen.

			Vor zwanzig Jahren habe Merz eine Vorlesung als Honorarprofessor gegeben, die so blamabel verlaufen sei, dass der Auftritt von der renommierten Hochschule als Schande empfunden worden sei. Unter den Studenten sei es zu Tumulten gekommen. Die Universitätsleitung habe sich gezwungen gesehen, sich vorzeitig von Merz zu trennen, um das ramponierte Image wiederherzustellen. Quite a story, wie der Engländer sagen würde.

			Leider stimmte an der Geschichte nichts, und zwar gar nichts. Merz war nie zu Vorlesungen in St. Gallen gewesen. Er hat schon gar nicht Wirtschaftswissenschaften unterrichtet, weder in der Schweiz noch anderswo. Merz ist Jurist, wie man leicht ergoogeln kann. Der Leserbriefschreiber, ein pensionierter Verfahrenstechniker, existierte, das immerhin. Aber alles andere entsprang der Fantasie des Autors.

			Wie Krizan auf Nachfrage berichtete, hatte er sich erinnert, dass sein Sohn in St. Gallen studiert und von einem Auftritt des CDU-Politikers erzählt habe. Weil der Sohn gerade nicht greifbar war, habe er ChatGPT befragt, was die KI zu dem Vorfall wisse, worauf ihm obige Geschichte präsentiert worden sei, die er wiederum als Leserbrief nach Hamburg an den »Spiegel« geschickt habe. Na ja, habe er sich gedacht, die haben ja einen Faktencheck, die werden das schon überprüfen. Umso größer dann sein Erstaunen, als der Brief unverändert im »Spiegel« erschien.

			Der Redaktion steht eine Dokumentation zur Seite, die ihresgleichen sucht. Jeder Text geht durch mehrere Hände, auch die Leserbriefe. Wie kann es also sein, dass ein Brief, der Behauptungen enthält, die jeder Plausibilität entbehren, seinen Weg ins Heft findet? Tumulte an einer Uni, weil BWL-Studenten mit der Qualität einer Vorlesung nicht einverstanden sind – und das ausgerechnet in der Schweiz? Da lachen alle Hühner, würde man doch meinen.

			Der Quatsch fällt niemandem auf, weil er das Bild bedient, das man sich bis in die Chefredaktion von der CDU und ihrem Spitzenmann gemacht hat. Hätte es sich um Robert Habeck gehandelt, wäre ein solcher Brief umgehend in die Ablage Papierkorb gewandert. Aber bei Merz scheint alles möglich. Das ist wie bei Claas Relotius. Auch da versagten sämtliche Sicherheitskontrollen, weil die Geschichten perfekt der Erwartungshaltung der Redaktion entsprachen.

			Der Star-Reporter Relotius war hochdekoriert. Er war sogar der höchstdekorierte Journalist des Jahrhunderts, bis man ihm seine Preise aberkannte. Viermal hat der den Deutschen Reporterpreis für die beste Reportage gewonnen, dazu kamen unzählige weitere Auszeichnungen. Wenn man seine Geschichten heute liest, denkt man sich: zu schön, um wahr zu sein. So war es dann auch. Das meiste waren reine Kopfgeburten.

			Dass der Jury beim Lesen der eingereichten Texte keine Fragen kamen, lag auch daran, dass die von Relotius gelieferte Mischung aus Märchen und Politkitsch auf dafür empfängliche Seelen ungemein betörend wirkte. Seine Texte lasen sich halt so schön, seufzte eine Jurorin, nachdem der Schwindel aufgeflogen war. Was sie meinte, war, dass der Autor genau so über das Trump-Amerika und das bürgerkriegszerstörte Syrien geschrieben hatte, wie sie sich vorstellte, dass es dort zugehen müsste.

			Der Moderator Jörg Thadeusz, der in seinem Leben viele Preisverleihungen moderiert hat, zog nach dem Relotius-Debakel in einem kurzen Text für die »Welt« ein vernichtendes Fazit. Es sei ihm bei den Jurysitzungen oft so vorgekommen, als stünde ein gewisses Weltbild fest, schrieb er. Wer das mit einer süffigen Geschichte möglichst prachtvoll bestätige, erhöhe seine Chance, nominiert zu werden.

			Bei Hochstapelei wird leicht übersehen, dass zwei dazugehören: derjenige, der betrügt, und derjenige, der sich betrügen lässt. Die Begabung, zu verzaubern, entspricht dem Bedürfnis, verzaubert zu werden. Nur wenn beides zusammenfällt – die Illusionskunst des Aufschneiders und die Empfänglichkeit für die Verführung –, kommt der Hochstapler zum Erfolg.

			Der Reporter Juan Moreno, der Relotius dann hat auffliegen lassen, hat in seinem Buch »Tausend Zeilen Lüge« anschaulich beschrieben, wie schwer es ihm fiel, die Redaktion zu alarmieren. Die Ressortleitung war felsenfest davon überzeugt, dass sich alles genau zugetragen hatte, wie Relotius es schilderte, auch noch als erste Zweifel an der Plausibilität des Geschilderten auftauchten. Moreno galt bei seinen Vorgesetzten als kleiner Pisser, der dem berühmten Kollegen den Ruhm nicht gönnte.

			Erst als es Moreno gelang, an der texanischen Grenze einen der Helden aufzuspüren, die der berühmte Preisträger in einer seiner prämierten Storys verewigt hatte, drehte sich das Blatt. Der Mann an der Grenze konnte sich an keine Begegnung mit dem Reporter aus Deutschland erinnern. Dass es überhaupt so weit kam, ist Morenos unendlichem Ehrgeiz zu verdanken. Die Redaktionsleitung hatte ihm zu verstehen gegeben, dass seine Tage gezählt seien, wenn er keine Belege für seine Anschuldigungen liefere. Woraus man lernt: Setze niemals einem guten Reporter die Pistole auf die Brust, sie könnte sich gegen dich selbst richten!

			Woher kommt dieser Drang, sich die Wirklichkeit zurechtzubiegen? Viel ist heute von Haltungsjournalismus die Rede. Ich habe absolut nichts gegen Haltung. Wie soll man eine Meinung zur Welt entwickeln, wenn man ein Blatt im Wind ist? Aber mit dem Wort ist etwas anderes gemeint. Gemeint ist, dass man Partei ergreift.

			Die Wirklichkeit zu beschreiben, sie zu beurteilen, im Zweifel auch die Handelnden zu kritisieren und für ihre Taten zur Rechenschaft zu ziehen – das reicht vielen Journalisten nicht mehr. Sie verstehen ihre Aufgabe grundsätzlicher, man kann auch sagen: existenzieller. Sie haben sich die Rettung der Demokratie auf die Fahne geschrieben, darunter machen sie es nicht. Also wird gegen rechts gekämpft und gegen Diskriminierung, gegen den Klimawandel, das Artensterben und die Benachteiligung der Frauen.

			»Was können wir tun, um die AfD kleinzuhalten?«, ist eine beliebte Frage in journalistischen Kreisen. Ich halte schon die Frage für vermessen. Nach meinem Dafürhalten ist es die Aufgabe der politischen Konkurrenz, der AfD den Weg an die Macht zu verlegen. Aber nicht die von Journalisten.

			Journalisten sind auch keine Verfassungsschützer. Sie sollten sich im Rahmen der Gesetze bewegen, das versteht sich von selbst. Aber wenn ihnen danach ist, dürfen sie durchaus das System infrage stellen. Ich weiß, es klingt verrückt, man darf selbst in Deutschland vom Umsturz träumen. Man darf seine Revolutionsideen sogar aufschreiben und in Schrift und Bild verbreiten. Man sollte sich nur nicht mit anderen zusammentun, um an der Realisierung seiner Idee zu arbeiten. Das ist die Grenze, die es zu wahren gilt.

			Im Herbst 2024 war ich zu Gast beim »Reporterforum« in Hamburg. Die Kollegin Anna Clauß, die bis vor Kurzem das Meinungsressort beim »Spiegel« leitete, hatte mich eingeladen, mit ihr über Meinungsjournalismus zu debattieren. An einer Stelle wandte sich die Diskussion der Frage zu, ob man sich als Kolumnist nicht künstlich dumm stellen müsse, wenn man sich immer für eine Seite entscheide. Inwieweit ich wirklich das glauben würde, was ich schriebe, wollte ein Kollege wissen.

			Erstens würde ich die Argumente der Gegenseite sehr wohl kennen, war meine Antwort. Auch als Kolumnist dürfe man es sich nicht zu einfach machen. Außerdem müsste ich ja nicht immer zu hundert Prozent überzeugt sein, sagte ich leichthin. Wenn ich zu 51 Prozent meiner Meinung sei, würde mir das reichen.

			Kein Satz hat solche Irritationen ausgelöst. Immer wieder kam die Sprache darauf. Erst verstand ich gar nicht, weshalb viele Zuhörer meine Antwort so irritierend fanden, aber dann begriff ich. Es war die Nonchalance angesichts des Elends der Welt, die aus Sicht der Versammelten gegen mich sprach. 51 Prozent? Wie man so leichtfertig sein könne, wo doch das Schicksal der Demokratie auf dem Spiel stehe, das wollte ihnen nicht in den Kopf.

			Ich muss zugeben, ich hatte immer ein leicht frivoles Verhältnis zu meinem Beruf. Es war nie mein Anspruch, das Land aufzurütteln. Wenn überhaupt, dann schreibe ich aus einem Gefühl der Notwehr gegenüber den Zumutungen und dem versammelten Blödsinn, dem ich mich tagein, tagaus ausgesetzt sehe. Was mich triggert, ist der Zirkus, den viele Politiker veranstalten, um ihre zumeist sehr prosaischen Anliegen zu veredeln, die Klimmzüge am moralischen Reck, die sie veranstalten, die Großtuerei und Großsprecherei, die das politische Geschäft durchziehen.

			Aber zu hoffen, dass ich mit meinen Kolumnen in die Speichen der Geschichte greife? Das würde mir im Traum nicht einfallen. Wenn es gut geht, habe ich ein paar Leser zum Lachen, einige sogar zum Nachdenken gebracht. Das ist so wenig nicht.

			Ich könnte keinen geraden Satz schreiben, wenn ich den Eindruck hätte, es läge an mir, Deutschland vor dem Untergang zu bewahren. Aber so lesen sich heute viele Texte. Wer morgens in dem Bewusstsein aufsteht, die Demokratie retten zu müssen, darf nicht leichtfertig oder lustig sein. Der muss sich bei jedem Satz sehr gut überlegen, ob er damit seiner Verantwortung fürs Große und Ganze gerecht wird.

			Noch verheerender als das Bedürfnis, den Feinden der Demokratie entgegenzutreten, ist das Bedürfnis, der richtigen Sache zu dienen. Die Erinnerung malt bekanntlich mit goldenem Pinsel. Auch in den Siebzigerjahren war man engagiert, wie das damals hieß. Man kämpfte für die Ostverträge und Willy Brandt und gegen Franz Josef Strauß und die Schwarzen. Aber zur Ehrenrettung dieser Journalistengeneration muss man sagen, dass die Begeisterung bei den meisten zuverlässig der Spottlust wich.

			Bei Brandt überdauerte das gute Verhältnis keine zwei Jahre, dann machten sich die bösen Buben vom »Spiegel« über den »Kanzler in den Wolken« lustig und zeigten ihn auf ihrem Cover als verwittertes Denkmal. Auch die Bezeichnung »Scheißblatt« (Kanzler-Zitat) will verdient sein.

			Heute will niemand mehr als Scheißblatt abgekanzelt werden. Heute will man fein sein. Wenn ein Politiker wider Erwarten doch mal aus der Rolle fällt und zu einer Journalistenbeschimpfung ansetzt, droht gleich das Ende der Pressefreiheit. Dann tritt ein ernst blickender Kommentator vor die Kamera und verweist mit zitternder Stimme auf das Grundgesetz, das den Medien einen besonderen Rang einräume.

			Selbst ein Milchbrötchen wie der schleswig-holsteinische Ministerpräsident Daniel Günther wird zum Totengräber der Meinungsfreiheit stilisiert, weil er sich bei »Lanz« despektierlich über Journalisten geäußert hat, die er nicht leiden kann. Nennen Sie mich oldschool, aber Journalisten, die sich vor Daniel Günther fürchten, kann ich nicht ernst nehmen.

			Woher kommt das Bedürfnis vieler Journalisten, sich selbst zum Fan zu machen? Ich kann gar nicht mehr sagen, wie oft ich vor der US-Wahl gelesen habe, dass Kamala Harris die USA und damit die westliche Welt retten würde. In dem Fall war das doppelt kurios, da niemand in Deutschland bei US-Wahlen eine Stimme hat. Dennoch wurde Frau Harris angefeuert, als könnte sie der Wind der Zustimmung aus Deutschlands Redaktionsstuben ins Weiße Haus tragen.

			Eine Nebenwirkung des Fantums ist, dass man regelmäßig auf dem falschen Fuß erwischt wird. Wenn der Wunsch die Wirklichkeitsbetrachtung ersetzt, gewinnt selten der Wunsch. Das war schon beim ersten Wahlsieg von Donald Trump so. Das hat sich bei Joe Biden wiederholt. Man sollte meinen, dass dem einen oder anderen Korrespondenten aufgefallen ist, dass Biden zum Schluss seiner Präsidentschaft nicht einmal mehr in der Lage war, unfallfrei vom Teleprompter abzulesen. Dafür ist man ja als Korrespondent vor Ort, nicht wahr? Aber am Ende waren die meisten Berichterstatter von der Hinfälligkeit von Tatter-Joe genauso überrascht wie ihre Leser.

			Der »Politico«-Redakteur Jack Shafer ist in einem Essay der Frage nachgegangen, wann der Journalismus seine Coolness verloren habe. »When did journalism lose its swagger?«, lautete die Frage im Original. Ich würde sagen, der Zeitpunkt fällt ziemlich genau mit dem Auftauchen einer neuen Form des Journalismus zusammen, der Einfühlsamkeit an die Stelle des Runterschreibens setzt und Rücksichtnahme an die Stelle der Boshaftigkeit.

			Die goldenen Jahre des Journalismus sind nicht von ungefähr auch die Wirkungszeit großer Spötter. Karl Kraus, Kurt Tucholsky, Alfred Polgar, Alfred Kerr, Dorothy Parker – alles übrigens Autoren, deren Texte noch nach hundert Jahren verfügbar sind. Es waren allesamt auch große Beleidiger und Niedermacher, weshalb man sie noch immer mit Vergnügen liest. Eines meiner Vorbilder ist der Comedian Anton Kuh, von dem das Motto stammt: »Warum sachlich, wenn es auch persönlich geht«. Leider hat sich zwischenzeitlich die Auffassung durchgesetzt, man dürfe nicht zu persönlich werden. Das macht es so anstrengend.

			Vor einiger Zeit stand im »Spiegel« ein Porträt des ehemaligen Wirtschaftsministers Peter Altmaier. Es war ein außergewöhnlicher Text, auch außergewöhnlich boshaft. Der Autor, zum Zeitpunkt der Niederschrift noch Journalistenschüler, hatte den Ex-Politiker wochenlang begleitet und alles aufgeschrieben, was der ihm anvertraut hatte, darunter auch einiges, von dem sich Altmaier im Nachhinein gewünscht hat, er hätte es nicht gesagt.

			War die Redaktion stolz auf den Text? Nein! Es setzte im Gegenteil eine längliche Diskussion ein, ob man den Artikel in dieser Form überhaupt hätte drucken dürfen. Jemanden so vorzuführen, der doch eigentlich immer ein netter Kerl gewesen sei, das sei in hohem Maße unfair. Es fiel das Wort »menschenverachtend«.

			War der Text unfair? Er war streckenweise sogar hundsgemein. Aber eben deshalb auch sehr unterhaltsam. Außerdem erfuhr man ziemlich viel darüber, wie einsam Politik diejenigen macht, die ihr verfallen sind.

			Es gibt auch den umgekehrten Fall, also das freundliche Porträt über eine Person, die in Ungnade gefallen ist. Alexander Osang ist ein Meister dieser Spielart. Seine Arbeit hat ihm mehrere Egon-Erwin-Kisch-Preise eingetragen, die dann Nannen-Preise hießen, bis man fand, dass auch Nannen wegen seiner Tätigkeit als Wehrmachtsberichterstatter im »Dritten Reich« nicht mehr ginge. Der Preis heißt jetzt »Stern-Preis«, was über den Niedergang der Branche einiges verrät.

			Die meisten Journalisten wählen heute die ungünstigste Variante: brav über Leute schreiben, die alle gut finden. Der Einzige, über den man noch in herabsetzender Form schreiben kann, ohne dass jemand daran Anstoß nimmt, ist vermutlich Björn Höcke.

			Wobei, selbst da bin ich mir nicht sicher. Jedes Porträt stellt ja Nähe zu dem Porträtierten her, indem es ihm auf den Leib rückt. Die bevorzugte Methode des Porträtschreibens ist die Nahaufnahme, nicht die Fernbeobachtung. Ich kann mir die Redaktionskonferenz lebhaft vorstellen: Muss es wirklich sein, dass wir Höcke auch von seiner privaten Seite sehen? Verlieren wir damit nicht die Distanz? Verharmlosen wir so nicht die AfD?

			Es ist nicht die KI oder die Macht der amerikanischen Monopole, die meiner Profession den Garaus macht. Es ist die Angst, anzuecken. Wenn man nach einem Grund sucht, warum immer mehr Leute das Gefühl haben, sie kämen auch ohne Zeitungsabonnement aus, dann liegt er hier.

			Man kann es den Leuten nicht verdenken. Was sollen sie von Journalisten halten, die behaupten, sie hätten keine Angst vor den Mächtigen, aber schon wegen eines scharfen Absatzes total von den Socken sind?

			Lasst die anderen doch meckern, würde ich immer sagen. Wenn sich Leute aufregen, umso besser. Im Zweifel steht im nächsten Heft eine deftige Replik. Aber das traut man sich nicht mehr. Dann müsste man ja beweisen, dass man besser und schärfer schreiben kann als die Gegenseite. Dazu sind die meisten aber nicht in der Lage. Wer jeden Tag mit dem Gedanken aufwacht, was er alles nicht sagen und schreiben darf, ist ziemlich hilflos, wenn er mal richtig hinlangen soll.

			Und der Leser? Der sieht das neue Engagement im Namen der guten Sache mit Befremden. Sicher, es gibt ein Publikum, das die Parteinahme goutiert. Das findet sich dann auf der Theresienwiese oder vor dem Adenauer-Haus zusammen, um gegen rechts zu demonstrieren, weil Friedrich Merz im Bundestag einen Asylantrag zur freien Abstimmung gestellt hat. Aber dieses Publikum ist sehr viel kleiner, als es den Anschein hat. Und selbst hier finden sich Leute, die sich gerne unterhalten lassen, wenn es sein muss, dann eben unter ihrem Niveau.

			Kaum etwas verärgert Leser so sehr wie das Gefühl, dass man sie für begriffsstutzig hält. Man sieht es in den Auflagen. Der Schwund ist nicht so gottgegeben, wie gerne getan wird. Der Auflagenverlust sei Folge des Internets, heißt es. Oder Folge der Lesemüdigkeit. Die Leute hätten immer weniger Zeit. Die jungen Menschen könnten längeren Texten ohnehin nicht mehr folgen.

			Mag alles sein. Aber wenn das Internet oder die Lesemüdigkeit dazu führen, dass die Leser den klassischen Medienorganen den Rücken zukehren, hätte der Auflagenschwund schon viel früher einsetzen müssen.

			Tatsächlich hatte der »Spiegel«, um bei meinem Lieblingsbeispiel zu bleiben, sein Auflagenhoch unter Stefan Aust, der »Spiegel Online« aus der Taufe hob. Dann kam man auf die gloriose Idee, den erfolgreichsten Chefredakteur, den das Blatt je hatte, vor die Tür zu setzen, um ihn durch eine Reihe weitgehend überforderter Redaktionsbeamter zu ersetzen, die vor allem darüber nachdachten, wie man den Audienceflow optimieren könne, statt sich zu überlegen, wie sich die Audience halten oder sogar vergrößern ließe.

			Es gibt auch Gegenbeispiele. Die »Zeit« zum Beispiel konnte ihre Auflage seit zwanzig Jahren kontinuierlich steigern. Einer der Gründe ist, dass sich der Chefredakteur wirklich für seine Leser interessiert. Wenn Giovanni di Lorenzo einmal Bahn fährt und dabei die Bahnhofsbuchhandlung betritt und zufällig sieht, wie jemand die »Zeit« hochnimmt und wieder niederlegt, tritt er auf den potenziellen Leser zu und sagt: »Guten Tag, meine Name ist Giovanni di Lorenzo, ich bin Chefredakteur dieses Blattes. Ich kam nicht umhin, zu beobachten, dass Sie gerade die aktuelle Ausgabe in die Hände genommen und dann wieder hingelegt haben. Darf ich fragen: Warum? Was hat Sie daran gehindert, das Blatt zu kaufen?«

			Dass mediale Wirklichkeit und gelebte Wirklichkeit zwei unterschiedliche Dinge sind, ist kein ganz neues Phänomen. Auch zur Zeit von Helmut Kohl waren veröffentlichte Meinung und öffentliche Meinung nicht immer deckungsgleich. Was die Beurteilung seiner Person angeht, fielen sie erkennbar auseinander. Aber es gab immerhin noch den Versuch, die Wirklichkeit in den Blick zu nehmen, und sei es aus Eigennutz. Wer sich zu weit von seinen Lesern entfernt, bekommt irgendwann Probleme mit der Auflage.

			Inzwischen gelten sinkende Auflagen als notwendiges Übel auf dem Weg der Erneuerung. Wenn dabei ein paar alte Abonnenten verloren gehen, dann sei’s drum. Jung, weiblich und divers – so wünscht sich die moderne Chefredaktion ihre Leserschaft. Wer nicht einsehen will, dass die neue Zeit auch neue Formen des Umgangs verlangt, muss sich halt eine andere publizistische Heimat suchen.

			Die politische Selbstabschließung des journalistischen Milieus schreitet munter voran. Im November 2020 sorgte eine Umfrage für Aufsehen, wonach 90 Prozent der Volontäre der ARD grün-rot wählen. Rot meinte dabei übrigens nicht die SPD, sondern die Linkspartei. In einigen kritischen Kommentaren wurde daraufhin vermutet, die ARD suche sich gezielt linke Volontäre aus. Ein Missverständnis. Die ARD rekrutiert nicht zu 90 Prozent Nachwuchs, der links-grün wählt. 90 Prozent des journalistischen Nachwuchses sind heute links-grün.

			Eine interessante Frage ist, warum so viele Journalisten links sind. Die einfache Antwort lautet: weil es die anderen auch sind. Die meisten Journalisten wollen, dass man sie mag, darin unterscheiden sie sich nicht von anderen Professionen. Wenn man politisch links eingestellt ist, stellt das kein größeres Problem dar, weil der Großteil der Menschen, denen man als Journalist begegnet, die Welt so sieht wie man selbst.

			In der Redaktionskantine findet sich immer ein Platz. Ist man allerdings dezidiert nicht links, kann es am Kantinentisch sehr schnell sehr einsam werden. Das muss man aushalten können. Mit anderen Worten: Viele Leute im Journalismus sind weniger vom Missionsgeist getrieben, als man vermuten könnte, und mehr vom Opportunismus, als sie selbst denken.

			Eine zweite, nicht weniger interessante Frage lautet, welchen Einfluss die journalistische Schlagseite eigentlich auf die politische Willensbildung hat. Insbesondere Konservative klagen oft über die Voreingenommenheit der Medien. Was die Ungleichbehandlung der politischen Lager angeht, haben sie zweifellos recht.

			Als Grüner muss man schon eine ganze Menge anstellen, bevor man schlechte Presse bekommt. Selbst der größte Unsinn wird mit erstaunlicher Nachsicht quittiert. Wenn sich eine Spitzengrüne bei »Caren Miosga« um Kopf und Kragen redet, heißt es anschließend: »Okay, der Auftritt war vielleicht nicht optimal. Aber sie ist eine so nette Person, da muss man doch nicht gleich draufhauen.«

			Die tröstliche Nachricht ist: Die Voreingenommenheit spielt für die Wahlentscheidung eine weit geringere Rolle, als man vermuten sollte. Wäre es anders, hätte Helmut Kohl nie Bundeskanzler werden können. Was wurde der Mann nicht verspottet, als Gimpel, Tor, Birne, eine wandelnde Peinlichkeit, für die man sich in Grund und Boden schämen müsse.

			Trotzdem wählten ihn die Deutschen mit so schöner Regelmäßigkeit, dass sich am Ende kaum noch jemand an eine Zeit ohne ihn erinnern konnte. Woran man erkennen kann, dass sich viele Menschen eine eigene Meinung erlauben, allen Kommentaren und Kolumnen zum Trotz.

			Und wer weiß, vielleicht gibt es ja Hoffnung. Vor Weihnachten saß ich mit dem Chefredakteur des »Zeit-Magazins«, Sascha Chaimowicz, zusammen. Wir kamen auf das Phänomen zu sprechen, dass in nahezu allen Verlagshäusern die Online-Redaktion sehr viel weiter links steht als die Print-Redaktion.

			Chaimowicz’ Erklärung lautete: bad Timing. Unglücklicherweise sei der Moment, in dem man in großen Mengen junge Redakteure zum Aufbau des Online-Geschäfts eingestellt habe, mit Peak Woke zusammengefallen. Die neuen Volontäre seien schon wieder ganz anders.

			Dann erzählte er die Geschichte, wie er einen Praktikanten mit dem Auftrag losgeschickt habe, unter Migranten in Neukölln zu erfragen, was sie von der Stadtbild-Debatte hielten. Es sei doch mal interessant, zu erfahren, ob sie die Merz-Äußerung ähnlich kritisch sähen wie die Journalisten der großen Blätter. Die Geschichte las sich dann wie vom Chefredakteur bestellt: Lauter Stadtbewohner mit arabischem und türkischem Hintergrund, die auch fanden, dass die Dinge zu sehr ins Rutschen geraten seien.

			Auf der Redaktionskonferenz gab es anschließend ein großes Hallo. Das gehe ja gar nicht, dass der Chefredakteur den armen Jungen instrumentalisiert habe, um eine Geschichte wie gewünscht zu liefern. Worauf sich der junge Mann zu Wort meldete und sagte, er verstehe die Aufregung nicht. Von den ersten zehn Leuten, die er bei seiner Neukölln-Recherche gefragt habe, hätten acht spontan gesagt: »Merz hat recht.« Danach herrschte erst einmal Stille.

		


		
			Unterwegs in Dunkeldeutschland – 
oder wenn dir dein eigenes Land fremd wird

			Alle paar Monate erscheint eine neue Studie, wonach kein Land in Europa so rassistisch, antisemitisch und ausländerfeindlich ist wie Deutschland. Nur: Warum, um Gottes willen, wollen dann so viele Flüchtlinge ausgerechnet hierher?

			Einer der ersten Fremden, die Deutschland besuchten, war der römische Feldherr Gaius Julius Cäsar. Nun gut, »besuchen« ist vielleicht nicht ganz der richtige Ausdruck. Zwei Jahre dauerte die Kampagne zur Unterwerfung der germanischen Stämme. Seine Eindrücke hielt Cäsar in einem Reisebericht fest, der Sitten und Gewohnheiten der Bewohner jenseits der Alpen beschrieb.

			Die Germanen kamen nicht besonders gut weg. Trinkfest, das waren sie. Auch familienfreundlich. Ansonsten blieben sie dem Besucher aus Rom vornehmlich als rohe Gesellen in Erinnerung, die am liebsten unter sich blieben und Eindringlinge nach Möglichkeit einen Kopf kürzer machten. Ungebildet, rabiat, mit einem fatalen Hang zur Gewalt, das war das Bild, das der Eroberer von den feindlichen Barbaren zeichnete. Nicht viel besser kam die Landschaft weg: kalt, nass und von furchteinflößender Dunkelheit.

			Glaubt man den Berichten von Forschern, die die nationale Stimmungslage ergründen, dann ist Deutschland nach wie vor ein dunkler Platz. Nahezu im Halbjahresrhythmus erscheinen Studien, die Land und Leute als einen rassistischen, vorurteilsbeladenen Ort schildern. Das Genre ist so populär, dass es eine eigene Gattung hervorgebracht hat: die Gruselstudie.

			Es ist immer wieder erschreckend, was man als Deutscher über sich aus den Medien erfährt. Wenn ich zusammenfassen sollte, was ich allein in den vergangenen zwölf Monaten über den deutschen Charakter gelesen habe, dann lässt es sich auf den Satz bringen: Bloß weg hier. In schöner Regelmäßigkeit steht in den Zeitungen, wie xenophob, homophob und antisemitisch eingestellt die Deutschen seien. Vor allem gegen Minderheiten hegen wir angeblich grässliche Vorurteile.

			Habe ich etwas vergessen? Ach ja, neulich konnte man lesen, dass in kaum einem Land Europas die Frauen solche Angst vor psychischer Gewalt haben müssen wie in Deutschland. Nur in Skandinavien sieht es noch schlechter aus. Das liegt möglicherweise am Wikinger-Erbe. Dafür haben sie dort jetzt die strengsten Datinggesetze der Welt. Immerhin ein Fortschritt, auf den wir vergeblich warten.

			Dass in jedem Deutschen immer noch ein kleiner Nazi steckt, der nur darauf lauert, wieder seine Fratze zu zeigen, ist ein Befund, auf den man sich im fortschrittlich denkenden Teil des Landes sofort einigen kann. Wenn wir nicht gerade unsere Frauen bedrohen, Asylbewerber schikanieren und Minderheiten verachten, quälen wir unsere europäischen Nachbarn mit der Weigerung, auch noch ihre Schulden zu übernehmen. Der Deutsche ist so etwas wie der Blockwart unter den Europäern (was ganz Europa allerdings nicht daran hindert, darauf zu vertrauen, dass er die Dinge schon richtet, wenn es hart auf hart kommt).

			Bleibt die Frage, weshalb sich so viele von außerhalb zu diesem Land hingezogen fühlen. Egal, wo die Fremden an Land treten – in der Türkei, in Griechenland oder an italienischen Gestaden –, die meisten wollen weiter nach Dunkeldeutschland.

			Wenn man sich die Statistik ansieht, wo die Flüchtlinge bleiben, stellt man überrascht fest, dass es die überwältigende Mehrheit der Migranten hierherzieht. Von den 12 Millionen Asylbewerbern, die es über die vergangenen zwanzig Jahre nach Europa schafften, sind 70 Prozent am Ende zwischen Buxtehude und Berchtesgaden aufgeschlagen. Wie ist das möglich?

			Am guten Wetter kann es nicht liegen. An der Küche auch nicht. Beides ist in Italien deutlich besser. Die Berge in Deutschland sind schön, die Seen auch. Aber das gibt es in Österreich ebenfalls satt und satter, und trotzdem sitzen alle im Zug über die Alpen.

			Kennt der Asylbewerber niemanden, der ihn aufklären könnte, wie kalt und fremdenfeindlich es hierzulande zugeht? Hat er kein Internet, das ihm ein wenig Landeskunde vermittelt? Gibt es keinen Kontakt zu Landsleuten, die schon da sind und sich befragen ließen?

			Wie sich zeigt, ist der mangelnde Zugang zum Internet nicht das Problem. Wir erinnern uns: Das berühmteste Bild aus der großen Flüchtlingskrise 2015 ist das Selfie, das der Syrer Anas Modamani von sich und Angela Merkel mit dem Smartphone schoss.

			Die meisten kennen auch jemanden, der es bereits ins gelobte Land geschafft hat. Deshalb ist Deutschland bei vielen ja die erste Wahl. An mangelnder Landeskenntnis kann es also nicht liegen, dass sich die Zuzügler nicht abschrecken lassen.

			Vielleicht stimmt gar nicht, was die Forscher verkünden. Möglicherweise ist Deutschland kein so düsterer Platz, wie uns weisgemacht wird.

			»Believe the science«, heißt es gern. Das entscheidende Wort ist in diesem Zusammenhang das Wort »believe«. Wer sich die Mühe macht, genauer hinzusehen, stellt fest, dass vieles von dem, was behauptet wird, eben genau darauf beruht: auf Glauben.

			Entscheidend ist, wie man zählt. Beziehungsweise was als fremdenfeindlich gilt und was nicht.

			Ende Dezember 2025 machte folgende Meldung die Runde: In einem Krankenhaus in Köln war es nach einer erfolgreichen Entbindung zu einem Polizeieinsatz gekommen. Die Familie der jungen Mutter hatte im Foyer des Klinikums das Ereignis mit einem ausgiebigen Festessen gefeiert. Als sich Besucher der Klinik durch die Zusammenkunft gestört fühlten, bat eine Oberärztin die Gäste, die Versammlung aufzulösen. Ein Wort gab das andere. Am Ende erschien die Polizei.

			Als was ist das Ereignis zu werten: als eine Ruhestörung, die in der Polizeistatistik unter Ordnungswidrigkeit verbucht würde? Oder als ein rassistischer Vorfall, der die Vorurteilsstruktur der deutschen Polizei und damit der gesamten Gesellschaft offenlegt? So sieht es die Romaselbstorganisation Rom e. V., die sich umgehend einschaltete.

			Die 25 Familienangehörigen, die sich im Foyer der Klinik zur Spontanfeier zusammengefunden hatten, waren allesamt Angehörige der Volksgruppe, die von diesem Verband vertreten wird. Glaubt man dem Roma-Verein, handelt es sich bei dem Polizeieinsatz um ein besonders eklatantes Versagen staatlicher Stellen, das sich nahtlos einfügt in eine lange Reihe rassistisch motivierter Übergriffe. Wo also ist der Vorfall richtig einsortiert: bei Ruhestörung oder Antiziganismus?

			Oder nehmen wir den rasanten Anstieg antisemitischer Straftaten. Hakenkreuze und andere Schmierereien wurden bislang automatisch der rechten Szene zugeordnet und tauchten dann in der Jahresbilanz als Beleg für die wachsende Bedrohung durch den Rechtsextremismus auf. Spätestens seit dem 7. Oktober 2023 kommt die Mehrzahl der Urheber allerdings aus dem linken oder muslimischen Milieu. Tatsächlich sind es nicht irgendwelche Glatzen, vor denen man sich in den jüdischen Gemeinden am meisten fürchtet, sondern die Leute mit dem Palituch um die Schultern, die in jedem Juden einen Feind sehen.

			Glauben Sie mir, ich weiß, wovon ich rede. Mein Sohn hat vier Jahre lang die Sinai-Grundschule in München besucht. Schulbesuch war nur unter Polizeischutz möglich. Wenn die Lehrer einen Ausflug planten, und sei es um die Ecke zum Stadtmuseum, mussten bewaffnete Sicherheitskräfte mit.

			Bei sämtlichen Vorfällen, die sich in den letzten Jahren rund um jüdische Einrichtungen in München ereigneten, hatten die Täter einen Bezug zum Islam. Der junge Mann, der mit einer Langwaffe vor dem israelischen Generalkonsulat am Karolinenplatz herumballerte: ein 18-jähriger Österreicher mit bosnischen Wurzeln, der über das Netz zum Islamismus gefunden hatte.

			Die drei Wirrköpfe, die vor der Synagoge am Sankt-Jakobs-Platz die Bilder der Hamas-Geiseln bespuckten: Flüchtlinge aus Syrien, die zu ihrer Überraschung dann in den Lauf mehrerer auf sie gerichteter Maschinenpistolen guckten. Dennoch wird in der linken Szene noch immer so getan, als ob es den aggressiven Antisemitismus nur rechts der Mitte gäbe.

			Es kommt auch darauf an, wie man fragt. Das ist vielleicht von allem das Wichtigste.

			Im Sommer 2014 sorgte eine Studie für Furore, in der erstmals das Problem des Antiziganismus, also das verfestigte Vorurteil gegenüber Roma und Sinti, in den Blick genommen wurde. Die Studie war von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes in Auftrag gegeben worden. Durchgeführt hatte die Erhebung ein Wissenschaftlerverbund unter Leitung des angesehenen Antisemitismusforschers Wolfgang Benz. Das verschaffte der Studie zusätzliches Gewicht.

			Die Ergebnisse, die auf einer viel beachteten Pressekonferenz vorgestellt wurden, waren erschreckend. Ein großer Teil der Deutschen hege starke Vorurteile gegen diese Volksgruppe. Alte Stereotype wie »arm«, »gerissen« oder »exotisch« seien weit verbreitet, hieß es. Jeder dritte Deutsche habe etwas dagegen, Sinti und Roma als Nachbarn zu haben.

			Die Befunde seien »dramatisch«, sagte die damalige Chefin der Antidiskriminierungsstelle, Christine Lüders, bei der Vorstellung der Zahlen. »Gleichgültigkeit, Unwissenheit und Ablehnung bilden zusammen eine fatale Mischung, die Diskriminierungen gegenüber Sinti und Roma den Boden bereiten.« Auch der Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, Romani Rose, zeigte sich besorgt: »Die Studie zeigt, dass es eine hohe Ablehnung von Sinti und Roma gibt und dass tiefsitzende Vorurteile immer wieder reaktiviert werden können.« Das Feindbild »Zigeuner« sei in Deutschland hochvirulent.

			Die Pressekonferenz fand in den Medien ein breites Echo. Vor allem die Aussage, dass ein Drittel der Deutschen Sinti und Roma als Nachbarn ablehnten, prägte sich ein. Entsprechend wohlwollend wurden auch die »Handlungsempfehlungen« aufgenommen, die der Studie vorangestellt waren.

			Um für mehr Akzeptanz zu sorgen, empfahl die Antidiskriminierungsstelle eine Expertenkommission im Bundestag, einen jährlichen Antidiskriminierungsbericht sowie die Einrichtung eines Lehrstuhls für »Antiziganismusforschung«. Außerdem, so der dringende Rat, sollten Vertreter des Zentralrats stärker in den Rundfunkräten vertreten sein, um eine vorurteilsfreie Berichterstattung zu gewährleisten.

			So weit, so aufrüttelnd. Das Problem war nur: Die Forschungsergebnisse gaben den alarmistischen Befund gar nicht her. Die Antworten der Befragten waren keineswegs so eindeutig, wie es Frau Lüders und ihre Antidiskriminierungsstelle ausmalten. Die Wissenschaftler, die die Studie erstellt hatten, ließ man bei der Präsentation aus gutem Grund außen vor. Ich weiß es deshalb so genau, weil mich einer der beteiligten Forscher kontaktierte, um mir sein Leid zu klagen.

			Die Sozialwissenschaften sind keine exakte Wissenschaft. Es geht um Stimmungen und Einstellungen, für die es keine präzisen Messinstrumente gibt. Deshalb ist es wichtig, Fragen so zu formulieren, dass sie nicht schon eine bestimmte Antwort nahelegen.

			Die meisten Menschen neigen außerdem dazu, bei Befragungen die Antwort zu geben, die sie für sozial erwünscht halten. Deshalb wurde zum Beispiel bei Wahlumfragen die AfD lange unterschätzt, während die Stärke der Grünen überschätzt wurde. Die Institute versuchen diesen Effekt auszugleichen, indem sie die Ergebnisse im Nachhinein »gewichten«, indem sie die erhobenen Daten um den vermuteten Einflussfaktor korrigieren. Je mehr gewichtet wird, umso mehr entfernt man sich allerdings vom Datenmaterial.

			Um solchen Verzerrungen entgegenzuwirken, entwarfen die Forscher einen Fragenkatalog, bei dem man Aussagen auf einer Skala von eins bis sieben bewerten sollte. Die Abstufung war bewusst gewählt. Wer an eindeutigen Ergebnissen interessiert ist, bevorzugt eine Skala von eins bis vier. Wenn es keine Mitte gibt, für die man sich entscheiden kann, muss man notgedrungen zwischen Ja oder Nein wählen. Das entspricht zwar oft nicht der Meinung der Leute, liefert aber spektakulärere Werte.

			Wie sich zeigte, glaubt offenbar nur eine Minderheit der Deutschen, »Zigeuner« seien »verwahrlost«, »kriminell« oder »ungebildet«. Der Anteil derjenigen, die Sinti und Roma für »sehr faul« oder »faul« hielten, betrug 10 Prozent – das entsprach ziemlich genau der Zahl der Deutschen, die genau das Gegenteil für richtig erachteten. 15 Prozent fanden, sie seien nicht zu integrieren – genauso viele Befragte erklärten hingegen, das gehe durchaus. Die große Mehrheit hatte keine klare Meinung oder hielt sich zurück.

			Auch bei der Frage, wie sympathisch oder unsympathisch einem Roma und Sinti erschienen, waren die Angaben widersprüchlicher, als es die Interpretation der Antidiskriminierungsstelle vermuten ließ. Ein Drittel der Deutschen lehnte sie als Nachbarn ab, so stand es anschließend ja auch prominent in der Pressemitteilung. Sah man sich die Umfrage genauer an, stellte man hingegen fest, dass lediglich 20,4 Prozent der Befragten auf die Frage nach der Nachbarschaft mit »unangenehm« oder »sehr unangenehm« geantwortet hatten.

			Das Forscherteam hatte sich bewusst dazu entschieden, nur diese Antworten, die den Skalenwerten 6 und 7 entsprachen, als Ablehnung zu werten. Die Mitarbeiter der Antidiskriminierungsstelle rechneten anschließend eigenmächtig die 10,9 Prozent hinzu, die sich für den Skalenwert 5 entschieden hatten, um zu einem höheren und damit medientauglicheren Wert zu kommen. Vollkommen unter den Tisch fiel, dass die Zahl der Deutschen, denen Roma und Sinti als Nachbarn nach eigener Aussage durchaus willkommen wären, sogar größer war als der Prozentsatz derjenigen, die sie sich weit weg wünschten. Davon war dann nie die Rede.

			Insgesamt haben die Deutschen ein viel differenzierteres Bild der Lage, als man annehmen sollte. Die Wissenschaftler waren erstaunt, wie gut viele Bundesbürger zum Beispiel über die Leidensgeschichte der Sinti und Roma im Nationalsozialismus Bescheid wissen. Es ist auch keineswegs so, dass sie mehrheitlich der Meinung sind, das Gedenken an den Völkermord sei übertrieben oder unangemessen. Über 83 Prozent der Befragten befürworteten zudem einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt, um die Integration zu verbessern, lediglich 22 Prozent waren für Abschiebung. Das sind nicht die Antworten, die man von einer Gesellschaft erwarten sollte, in der Antiziganismus virulent ist.

			Schon bevor die Forscher mit ihrer Arbeit begannen, mussten sie sich dazu verpflichten, das Konzept der Studie samt Fragen mit einem Vertreter des Zentralrats der Sinti und Roma in Deutschland abzustimmen. Der Maßnahmenkatalog, der anschließend der Studie vorangestellt war, deckte sich nahezu komplett mit den Forderungen, die der Zentralratsvorsitzende Romani Rose seit Jahren erhob. Praktischerweise hatte einer seiner Mitarbeiter daran mitgeschrieben.

			Als ich bei der Pressestelle der Behörde nachfragte, inwieweit sie auf die Auswertung Einfluss genommen habe, erhielt ich zur Antwort eine Aufforderung der Anwaltskanzlei Schertz Bergmann, mich an die »üblichen Regeln journalistischer Sorgfalt« zu halten. Man könne die Stoßrichtung, in die ich offenbar denken würde, nicht nachvollziehen, schon die »Unterstellungen in den Fragen« entbehrten »jeglicher Grundlage«. Der eine oder andere wird beim Namen Schertz aufgemerkt haben: Ist das nicht der Anwalt, der berühmte Leute wie Bettina Wulff, Boris Becker oder Herbert Grönemeyer zu seinen Mandanten zählt? Doch, genau das ist er.

			Dass Politiker nach einem Artikel, der sie ärgert, Anwälte einschalten, um die Dinge geradezurücken, kommt vor. Dass eine Agentur des Bundes Promianwälte in Marsch setzt, um vorsorglich tätig zu werden, erlebt man als Journalist vergleichsweise selten. Die Geschichte ist selbstverständlich trotzdem erschienen, mit allen Details, die man bei der Antidiskriminierungsstelle beziehungsweise im Büro von RA Christian Schertz nicht nachvollziehen konnte.

			Die Geschichte liegt jetzt zwölf Jahre zurück, aber ich habe nicht den Eindruck, dass sich grundlegend etwas geändert hätte. Die bestellte Studie steht nach wie vor hoch im Kurs.

			Die meisten Journalisten machen sich nicht die Mühe, in die Niederungen der Rohdaten herabzusteigen. Sie nehmen für bare Münze, was ihnen als Zusammenfassung verkauft wird. Man sollte mit ihnen nicht zu streng sein. Immerhin steht hinter den Studien in der Regel ein angesehenes Institut oder eine regierungsnahe Organisation. Dass man von windigen Lobbyklitschen an der Nase herumgeführt wird, sicher. Aber von einer mit Steuergeld geförderten und von der Bundesregierung beauftragten Stelle?

			Der »Spiegel«-Redakteur René Pfister hat über eine Studie berichtet, die der Bundestag 2022 in Auftrag gegeben hatte, um herauszufinden, wie rassistisch die Deutschen seien. Das Ergebnis war ermutigend, wie er bei Lektüre feststellte. Knapp die Hälfte der Befragten gab an, in den vergangenen fünf Jahren einer rassistischen Aussage widersprochen zu haben. Jeder Dritte sagte, er würde an einer Demonstration gegen Rassismus teilnehmen, fast jeder Zehnte hatte es bereits getan.

			Ein weltoffenes und tolerantes Land, in dem die überwältigende Mehrheit der Bürger (90 Prozent) der Meinung ist, dass alle Menschen die gleichen Chancen haben sollten, unabhängig von Geschlecht, Herkunft oder Hautfarbe: So stellt sich die Bundesrepublik im Lichte der aktuellen Rassismusforschung dar.

			Aber so konnte das Institut, das die Studie durchgeführt hatte, das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung, die Ergebnisse nicht stehen lassen. Die Autoren beklagten stattdessen, dass bei der Hälfte der Bevölkerung »Reflexe der Abwehr und eine damit einhergehende Bagatellisierung von Rassismus« zu beobachten seien. In der Zusammenfassung kamen sie zum Ergebnis, dass Rassismus in Deutschland »Alltag« sei und ein Großteil der Bevölkerung rassistische Überzeugungen teile oder davon betroffen sei. So stand es anschließend auch in den Zeitungen, die über den »Nationalen Diskriminierungs- und Rassismusmonitor« berichteten.

			Wie die Berliner Integrationsexperten zu ihrem Fazit kamen? Sie hatten den Befragten unter anderem folgende Aussage vorgelegt: »Es ist absurd, dass einem Rassismus unterstellt wird, wenn man lediglich fragt, wo jemand herkommt.« 63,4 Prozent stimmten dem zu, darunter auch viele derjenigen, die jederzeit gegen Unrecht auf die Straße gehen würden. So ist das, wenn man überall Diskriminierung wittert: Dann ist es bereits Rassismus, wenn sich jemand für die Lebensgeschichte seiner Mitmenschen interessiert.

			Nicht einmal der Fußball ist noch eine verbindende Sache. Pünktlich zur Europameisterschaft 2024 wollte der WDR wissen, wie die Deutschen über die Nationalmannschaft denken. 21 Prozent wünschen sich demnach »mehr weiße Spieler«.

			So hatte die Frage des Umfrageinstituts Infratest Dimap, das im Auftrag des WDR unterwegs gewesen war, im Original gelautet: »Ich fände es besser, wenn wieder mehr weiße Spieler in der deutschen Nationalmannschaft spielen.« Dass auf die Anschlussfrage (»Ich finde es gut, dass in der deutschen Mannschaft mittlerweile viele Fußballer spielen, die einen Migrationshintergrund haben«) dann 66 Prozent mit »Ja« geantwortet hatten, ging irgendwie unter.

			Hingebungsvoll diskutierte das diskriminierungsaverse Deutschland, wie tief verwurzelt die Vorurteile gegenüber Fußballern mit Migrationsgeschichte seien. Dass die Deutung auf einer denkbar wackligen Grundlage beruhte? Dass man – wie der Fußballprofi Joshua Kimmich – die Fragestellung selbst als rassistisch empfinden konnte (oder wie Nationaltrainer Julian Nagelsmann als »einfach daneben«)? Alles egal. Am Ende wurde der Soziologe Harald Welzer zurate gezogen, der prompt befand, dass es mit der Umfrage schon seine Richtigkeit habe. An Prof. Dr. Harald Welzer kommt keiner vorbei, auch kein Joshua Kimmich oder Julian Nagelsmann.

			Es ließe sich viel Gutes über Deutschland sagen. Als Aleppo brannte, öffneten die Deutschen ihre Herzen und Häuser und nahmen binnen weniger Monate über eine Million Menschen auf. Als die Russen Kiew unter Beschuss nahmen, wurde ukrainischen Familien umstandslos der Zugang zu allen Segnungen des deutschen Sozialstaats geöffnet.

			Bis heute kennt die Großzügigkeit, mit der jeder Asylbewerber behandelt wird, wie fadenscheinig seine Asylgeschichte auch sein mag, in Europa nichts Vergleichbares. Selbst in Gegenden, die einen notorisch schlechten Ruf haben, wird den Fremden meist freundlich begegnet. Dann ist der Hassan, der beim Autohaus schafft, halt ganz anders als alle anderen Flüchtlinge. Aber auf den Hassan lässt man nichts kommen.

			Es gäbe viele Gründe, Deutschland im Gegenteil für ein besonders tolerantes Land zu halten. Wer die Deutschen des Rassismus verdächtigt, war noch nie in Italien oder Frankreich. Wie dort über Menschen mit anderem Aussehen geurteilt wird, geht auf keine Kuhhaut, wie es so schön heißt. Auch viele Briten sind Rassisten allererster Güte, sie lassen es sich nur nicht so anmerken.

			Dennoch hält sich hartnäckig das Urteil, die Mehrheit der Deutschen hege finstere Vorurteile. Woher kommt das? Eine denkbare Antwort ist: Wenn sich die Meinung durchsetzen würde, dass die meisten Bürger freundlich und zuvorkommend sind, wäre mit einem Schlag ein ganzer Berufszweig arbeitslos.

			Was sollten dann all die armen Menschen tun, die Deutschland in den düstersten Farben malen? Auf Motivationstrainer umschulen? Man macht sich keine Vorstellungen, wie viele Forschungsstätten, Institute und Lehrstühle davon leben, Deutschland ein schlechtes Zeugnis auszustellen.

			Allein die Antidiskriminierungsstelle des Bundes beschäftigt 42 Mitarbeiter und verfügt über einen Jahresetat von 14 Millionen Euro. Das ist eine ordentliche Stange Geld. Damit kann man viele Freunde und Bekannte in Lohn und Brot setzen.

			An der Spitze der Behörde steht seit 2022 die Journalistin Ferda Ataman. Die Nominierung, die in die Amtszeit von Olaf Scholz fiel, verlief nicht ganz reibungslos. Insbesondere bei der FDP regte sich Widerstand.

			Ich kenne Ataman aus meiner Zeit als »Spiegel«-Kolumnist. Wir waren zeitweise Kolumnistenkollegen, bevor die Chefredaktion den Vertrag wieder auflöste und sie sich ganz dem »Diversity«-Geschäft verschrieb.

			Ataman ist der Beweis, dass man mit dem schlechten Gewissen anderer Leute weit kommen kann. Lange stand sie den »Neuen deutschen Medienmacher*innen« vor, einem Verein, der sich der Förderung migrantischer Anliegen verschrieben hat. Weil das überraschend gut lief, gründete sie zusammen mit der »Medienmacher*innen«-Geschäftsführerin Konstantina Vassiliou-Enz eine Firma, die Unternehmen beim »Diversity Management« berät. »Diversity Kartell« nennt sich das Unternehmen. Ausweislich der Webseite hat es schon Nivea, RTL, der Stadt Köln und dem Bayerischen Rundfunk geholfen.

			Ich bewundere jeden, der eine Idee hat und darauf ein Geschäft aufbaut. Meine Bewunderung wäre allerdings noch größer, wenn man nicht ständig auf Staatsgeld zurückgreifen würde. Die »Neuen Deutschen Medienmacher*innen« nahmen im Jahr 2023 knapp sechs Millionen Euro ein, davon kamen nach eigenen Angaben 93,6 Prozent vom Staat. Auch bei »Diversity Kartell« fließt Steuergeld. Gut ein Drittel der Kunden, die auf der Webseite als Referenzen angegeben werden, sind Ministerien oder staatliche Institutionen.

			Bevor sie vom Bundestag zur Unabhängigen Beauftragten für das Antidiskriminierungswesen gewählt wurde, hatte Ataman in einer Eilaktion alle Spuren auf Twitter gelöscht. Wer auf ihren Account ging, sah dort nur noch harmlose Einträge wie Glückwünsche zur Nominierung. Leider vergisst das Netz nichts, deshalb gab es Ärger in der Koalition.

			Unter den Tweets, die der Kandidatin ungelegen kamen, befand sich die Einschätzung, dass die deutsche Gesellschaft so verkorkst sei, dass Ärzte im Notfall zulasten von Migranten selektieren würden. Wörtlich hatte Ataman zu Beginn der Pandemie geschrieben: »Ich habe irgendwie eine Ahnung, welche Bevölkerungsgruppen in Krankenhäusern zuerst behandelt werden, wenn die Beatmungsgeräte knapp werden.«

			Journalisten schreiben viel, auch viel Unsinn. Aber das war kein Ausrutscher, wie man wohlmeinend annehmen könnte. Hinter dem Tweet verbirgt sich eine pessimistische Weltsicht, die auch die Grundlage des zugehörigen Geschäftsmodells bildet.

			Die deutsche Gesellschaft ist demnach so sehr von Diskriminierung durchzogen, dass dem Problem mit normalen Mitteln nicht mehr beizukommen ist. Es braucht positive Diskriminierung, also Quoten und staatliche Gegenmaßnahmen, um am Ende eines mühsamen Prozesses bei einer wirklich gleichberechtigten Gesellschaft herauszukommen.

			Woher jemand stammt, ist bereits eine Frage, die einen in Teufels Küche bringen kann. Was so unschuldig klingt, ist in Wahrheit eine ernste Angelegenheit, die umgehend den Tatbestand der Diskriminierung erfüllt.

			Man setzt sich schneller ins Unrecht, als man »Türkei« sagen kann. Weil nicht jeder einsehen mag, warum eine freundliche Frage nach der Herkunft verletzend sein soll, wurde das Konzept der Mikroaggression erfunden. Egal, wie unbedeutend die Verletzung dem unbeteiligten Betrachter auch erscheinen mag, für den Betroffenen ist es ein gravierender Vorgang. Damit hat sich jede weitere Diskussion erledigt.

			Selbstverständlich zählt auch nicht jeder Migrationshintergrund, um zum Kreis der zu Fördernden gerechnet zu werden, sondern nur die Zugehörigkeit zu einer Gruppe, die als »rassistisch markiert« gilt – womit schon mal alle raus wären, die eine polnische oder dänische oder französische Großmutter haben.

			Der Kampf gegen Diskriminierung ist ein Kampf gegen Windmühlenflügel. Von selbst passiert da nichts, deshalb braucht es Leute wie Ataman. Oder den Beauftragten für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt. Oder den Beauftragten gegen Antiziganismus und für das Leben der Sinti und Roma in Deutschland.

			Siebenundzwanzig Beauftragte sind allein auf Geheiß der Bundesregierung damit beschäftigt, Deutschland zu einem inklusiveren und helleren Ort zu machen. Ich bin sicher, wenn man die Zahl der Beauftragten zur 500 000-Euro-Frage bei »Wer wird Millionär?« machen würde, die Kandidaten wären aufgeschmissen. Darauf kommt ohne Telefonjoker kein Mensch.

			Und da sind all die Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsbeauftragten, die auf Landes-, Kommunal- und Stadtebene darauf achten, dass alles korrekt zugeht, noch nicht mitgezählt. Niemand in Deutschland kann sagen, wie viele Handlungsfelder der Gleichstellungsarbeit über die Jahre erschlossen wurden. Selbst Grok und Gemini sind aufgeschmissen, wenn man sie um Auskunft bittet. »Hinzu kommen zahlreiche Beauftragte in Ministerien, Unternehmen und Institutionen, deren genaue Gesamtzahl nicht zentral erfasst ist«, lautet die hilflose Antwort.

			Wer Diskriminierung sucht, findet sie, das ist das Schöne daran. Auch in Ecken, in denen man sie nicht vermuten sollte.

			Der Schauspieler und Gastronom Sascha Disselkamp, Urgestein der Berliner Szenewelt und Betreiber des legendären Sage-Clubs, bekam 2024 Post vom Berliner Senat, weil ein auf dem Gelände seines Klubs stattfindendes Foodfestival gegen die Antidiskriminierungsregeln der Stadt verstoßen habe, wie man ihm mitteilte. Der Veranstalter hatte das Festival mit dem Satz beworben: »Tauche ein in die exotische Welt der asiatischen Straßenküche.« Daran nahm der Senat Anstoß.

			Aus der Bevölkerung sei bei der zuständigen »Jury gegen diskriminierende + sexistische Werbung« ein entsprechender Hinweis eingegangen, hieß es in dem Schreiben. Die Jury habe darauf »einige kritische Elemente« identifiziert. So sei insbesondere der Werbeslogan problematisch, da der Begriff »exotisch« häufig verwendet werde, »um Menschen oder Kulturen als fremd, andersartig und außerhalb der Norm zu beschreiben«.

			Keine Ahnung, was in Berlin als Norm gilt. In München gehören Banh Cuon und Bun Mam eindeutig nicht zu den Tagesgerichten. Andererseits macht ja gerade das Fremdländische, außerhalb der Norm Liegende den Reiz der exotischen Küche aus. Würde an jeder Ecke asiatisches Streetfood angeboten, bräuchte es kein Festival, um dieses zu feiern, nicht wahr? »Tauche ein in die bekannte Welt von Mutters Küche«, wäre als Werbeslogan von eher mittelmäßiger Durchschlagskraft.

			Als Kolumnist, der immer auf der Suche nach Anregungen ist, hätte ich zu gerne erfahren, über welchen Bildungshintergrund die Fachkräfte verfügen, die in Berlin über Fragen der Exotik entscheiden. Aber leider gingen alle diesbezüglichen Anfragen an die Juryvorsitzende Iris Rajanayagam ins Leere. Ich habe dann ein wenig gegoogelt. »Iris Rajanayagam ist Historikerin und arbeitet zu post- und dekolonialen Theorien, Intersektionalität, Erinnerungspolitik(en) und Social Change. Aktuell ist sie Referentin für Diversität, Intersektionalität und Dekolonialität bei der Bundeszentrale für politische Bildung«, hieß es in einem Eintrag.

			Auch so schließt sich der Kreis. Wer sein Leben der Dekonstruktion postkolonialer Zusammenhänge gewidmet hat, landet am Ende vermutlich nahezu unweigerlich dabei, Abmahnungen zu schreiben, weil der vietnamesische Koch das Wort »exotisch« verwendet hat.

			Das ist ja die Pointe: Der Veranstalter des Streetfoodfestivals auf Disselkamps Klubgelände stammte gar nicht aus Berlin, sondern aus Hanoi. Buchen wir das unter Integrationsdefizite ab. Hätte der Koch gewusst, wie man sich in Deutschland benimmt, wäre er nie auf die Idee gekommen, das Wort »exotisch« zu benutzen. Gelungene Integration ist ein langer, steiniger Weg.

			Das suchende Auge entdeckt auch immer neue Gruppen, die der Für- und Nachsorge bedürfen. Die Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung denkt darüber nach, das Antidiskriminierungsgesetz um neue Tatbestände zu erweitern, wie sie die Öffentlichkeit wissen ließ. Warum bei Geschlecht, sexueller Präferenz oder Religionszugehörigkeit stehen bleiben? Weshalb nicht auch regionale Herkunft oder Familienstand zu den Kriterien zählen, bei denen die Beauftragte mitsamt ihren Mitarbeitern tätig werden muss?

			Das Gesetz habe große Lücken, sagte Ferda Ataman in einem Interview. Ostdeutsche zum Beispiel kämen seltener in Führungspositionen und seien einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt. Auch viele Eltern erführen in Deutschland Diskriminierung. »Wir haben eine Studie dazu gemacht. Darin gaben 40 Prozent der Eltern an, dass sie am Arbeitsplatz diskriminiert werden, zum Beispiel, weil sie früher nach Hause müssen, um ihr Kind zu betreuen. Solche Schutzlücken möchten wir schließen.«

			Vor ein paar Monaten eine weitere Zielgruppe: Frauen in der Menopause. Elf Millionen Frauen seien in Deutschland zwischen 40 und 59 Jahre alt und damit üblicherweise in den Wechseljahren, rechnete Ataman vor.

			»Viele von ihnen leiden unter körperlichen Symptomen, die sie in ihrer Arbeit einschränken, etwa Konzentrationsschwierigkeiten, Hitzewallungen oder Inkontinenz. Doch viele Frauen schämen sich, das Thema anzusprechen – auch deshalb, weil nur wenige Arbeitgeber sich dafür interessieren und Frauen unterstützen.« Nun soll eine Kommission Vorschläge erarbeiten, wie ein diskriminierungsfreier Umgang mit Frauen in den Wechseljahren aussehen könnte. Mit dem Bildungsministerium steht man zwecks Umsetzung bereits in Kontakt.

			Was man hingegen nur unter Androhung der Todesstrafe fragen darf: Woher das Geld für all die hochherzigen Anliegen kommt. Als sich die CDU nach der Bundestagswahl erdreistete, eine kleine Anfrage zu lancieren, welche NGOs mit welcher staatlichen Förderung bedacht werden, war Schluss mit lustig. Entweder die CDU ziehe die Anfrage augenblicklich zurück oder die Koalitionsverhandlungen seien beendet, bevor sie begonnen hätten, erklärte der Schutzheilige aller Nichtregierungsorganisationen, der mächtige SPD-Führer Lars Klingbeil.

			Das ist die andere Seite der Erfindung der Mikroaggression: Kein anderes Beschäftigungsprogramm für arbeitslose Humboldt-Uni-Absolventen ist ähnlich erfolgreich. Wenn alle Stricke reißen, ein Job bei einer deutschen NGO findet sich immer. Deshalb waren auch alle super alarmiert, als die Union die Offenlegung der Gelder verlangte.

			Nicht auszudenken, was passieren würde, wenn die Öffentlichkeit erführe, in welche Projekte jedes Jahr Millionen an Steuergeldern gehen. Dann könnte ja die Frage aufkommen, ob man NGOs nicht darauf verpflichten sollte, die Selbstbezeichnung »Nichtregierungsorganisation« ernst zu nehmen, also sich als Institutionen zu verstehen, die unabhängig und überparteilich sind und staatlichen Akteuren kritisch auf die Finger schauen, statt sich von ihnen alimentieren zu lassen. Da hält man lieber den Deckel auf die Finanzierung, um solche Fragen zu vermeiden.

			Wenn ich etwas zu sagen hätte, würde ich eine Antidiskriminierungsquote für Außenseiter einrichten. Das erschiene mir lohnenswert. Auch die Verrückten und politisch Marginalisierten brauchen eine Stimme. Wo kämen wir hin, wenn nur grundvernünftige Leute im Fernsehen säßen? Todlangweilig wär’s. Und unfair obendrein.

			Ich ertrage aus diesem Grund sogar Sascha Lobo mit seinem Irokesen, der inzwischen so aussieht, als ob ein Marder mit ins Bett eingezogen wäre. Wenn Lobo die tote Queen Stunden nach ihrer Beisetzung herabwürdigt, weil sie ihm nicht feministisch genug war und zu wenig antirassistisch obendrein, denke ich: Sei’s drum, auch diese Position musste mal vertreten werden.

			Auf die eine oder andere Weise sind wir schließlich alle diskriminiert. Ich gehöre der Altersgruppe der sogenannten Boomer an. Im »Spiegel« musste sich meine Generation von einer Autorin aus der Schweiz vorhalten lassen, wir hätten die falsche Musik, die falsche Kleidung und die falsche Einstellung sowieso. Der Text war mit einem Foto von Kai Pflaume in Hoodie und Sneakern bebildert.

			Ich habe in meinem Leben noch nie Hoodie getragen. Ich bin mir auch unsicher, ob nun ausgerechnet eine Schweizerin die richtige Person ist, um anderen Vorhaltungen in Sachen Coolness zu machen. Aber wie das eben so ist mit Zuschreibungen: Man kommt unheimlich schwer dagegen an. Deshalb braucht es ja Anwälte wie Ferda Ataman!

			Zum Glück bin ich immerhin ein Mann. Schlimmer noch als Abwertung ist die totale Nichtbeachtung. Die Boomer-Frau ist nicht mal wert, dass man sich über sie lustig macht. Sie kommt einfach nicht vor, nicht einmal als Feindbild. Auch in Texten fortschrittlicher Autor:innen gleitet der Blick über Frauen ab fünfzig achtlos hinweg.

			Ich weiß nicht mehr, welche Kollegin es war, die in der MeToo-Debatte einwarf, die jungen Anklägerinnen, die hinter jedem Kommentar eine Beleidigung witterten, sollten einmal in das Alter kommen, wo man sich danach sehne, dass einem jemand auf der Straße hinterherpfeife. Vermutlich ist es solch loses Reden, weshalb die Regierung jetzt ein Hinterherpfeif-Gesetz vorbereitet. Wer einer Frau unerwünschte Komplimente macht oder sie durch anderweitige Formen der unaufgeforderten Anerkennung in Verlegenheit bringt, wird mit Freiheitsentzug nicht unter zwei Jahren bestraft.

			Wer weiß, wenn man’s richtig anstellt, gibt es demnächst vielleicht sogar ein Gesetz gegen Boomer-Bashing. Mein Freund Henryk M. Broder hat vor Jahren die Antidiskriminierungsstelle des Bundes angeschrieben, weil er es nicht länger hinnehmen wollte, dass man ihn bei den Grünen als »alten, weißen Mann« bezeichnete. Die Antwort lautete damals, dass man ihm leider nicht helfen könne.

			Möglicherweise war Broder einfach seiner Zeit voraus. Ich rechne mir gewisse Chancen aus, dass es im nächsten Anlauf klappt. Die Stilkritikerin aus der Schweiz kann sich schon mal warm anziehen! Spätestens nach dem Diskriminierungsverbot für Menopausenfrauen ist die Altersdiskriminierung an der Reihe.

			Wollen wir nicht alle, dass Dunkeldeutschland ein hellerer, freundlicherer, jeden willkommen heißender Platz wird?

		


		
			Die Akademisierung der Welt – 
oder am besten bleibt man doch unter sich

			Das Lob der Vielfalt ist das Mantra der modernen Arbeitswelt. Doch wenn man genau hinsieht, stellt man fest: Name, Hautfarbe und Herkunft mögen unterschiedlich sein. Aber davon abgesehen sind in der tonangebenden Gesellschaftsschicht alle unheimlich gleich.

			Mit dem »Welt«-Herausgeber und »Shitbürger«-Erfinder Ulf Poschardt verbindet mich neben der Vorliebe für Sportwagen und dem Leben im Vorort die sozialdemokratische Herkunft. Wir stammen beide aus einem SPD-Haushalt. Der Unterschied ist: Poschardt kommt aus einem fränkischen Methodistenelternhaus (Vater Dozent und im Nebenberuf Prediger), während ich eher großbürgerlich im Hamburger Villenviertel aufgewachsen bin. Auch was die protestantische Erziehung angeht, hat der Kollege die Nase vorn.

			In einem Podcast musste ich mir unlängst vorhalten lassen, dass Poschardt und ich ständig unsere SPD-Herkunft herausstellen würden. Ich habe den Vorwurf umgehend zurückgewiesen. Herkunftsgeschichten sind doch das große Ding. Andere berichten, wie es ist, in einem türkischen Haushalt aufzuwachsen oder als Kind in Ostdeutschland. Poschi und ich verarbeiten eben unsere sozialdemokratische Erziehung.

			Wie das so ist mit Kindheitsprägungen, man legt sein familiäres Erbe nie ganz ab. Bis heute verbindet mich mit der SPD eine sentimentale Neigung. Ich mag noch so sehr über die Partei fluchen, ihr Schicksal lässt mich nicht kalt. Das ist wie bei Katholiken, die dem Glauben abgeschworen haben. Ganz tief im Innern wissen sie, dass sie der Kirche nicht entfliehen können.

			Die SPD ist nur noch ein Schatten ihrer selbst. Als Antwort auf die Sonntagsfrage votieren 70 Prozent mehr Menschen für die AfD als für die SPD. In absoluten Zahlen übersetzt (und die Wahlbeteiligung der letzten Bundestagswahl unterstellt), heißt das: 13 Millionen AfD-Wähler stehen 7,5 Millionen Wählern der SPD gegenüber.

			Das ist umso erstaunlicher, wenn man in Rechnung stellt, dass Deutschland ein durch und durch sozialdemokratisches Land ist. Der Liberalismus samt seinen diversen Spielarten hat es hier nie weit gebracht. Der Neoliberalismus war immer nur eine große Nummer bei seinen Feinden im Feuilleton, darüber ist er nicht wirklich hinausgekommen. Auch rechte oder linke Parteien führten in den vergangenen Jahrzehnten eher ein Schattendasein.

			Erfolgreiche Konservative wie Helmut Kohl wussten genau, wo der Wähler steht. Wenn Kohl bis heute als das Mammut des deutschen Konservatismus verehrt wird, dann verdankt er das seinem Gespür für die habituelle Ausstellung konservativer Tugenden. Was die praktische Politik angeht, hat er sich nicht weit von seinen Vorgängern entfernt. Die Wahrheit ist: Niemand hat den deutschen Sozialstaat so ausgebaut wie der Kanzler der Einheit.

			Die SPD ist seit 1998 ununterbrochen an der Macht. Das heißt, sie regiert seit 28 Jahren das Land – mit einer kurzen Unterbrechung nach der Jahrtausendwende, als sich Angela Merkel zu ihrer eigenen Verwunderung für Guido Westerwelle als Vizekanzler entschied. Das Kanzleramt hielten die Sozialdemokraten sogar durchgängig besetzt, erst mit Gerhard Schröder, dann mit Merkel und schließlich mit Olaf Scholz (wobei von den drei Genannten niemand das SPD-Parteiprogramm so ernst nahm wie die Frau in der Mitte). Man darf also mit einiger Berechtigung den Niedergang der SPD als etwas Grundsätzliches ansehen. Er steht für mehr als das Ende einer einstmals großen Partei. Er ist das Ende eines Versprechens, auf dem diese Republik seit fünf Jahrzehnten ruht.

			Wie so oft ist der Keim des Untergangs im Erfolg angelegt. Im Fall der SPD ist das der Wandel von der Arbeiterpartei zu einer Mittelschichtsgruppierung, in der vor allem Leute den Ton angeben, die Menschen, die sich die Hände schmutzig machen, nur noch aus dem Fernsehen kennen.

			Der Parteienforscher Franz Walter hat sehr schön beschrieben, wie im Ortsverein plötzlich vermehrt Studenten auftauchten, die nicht nur ganz anders aussahen und ganz anders sprachen als die proletarisch aufgewachsenen Parteimitglieder, sondern auch ganz andere Themen für wichtig erachteten. Im Gegensatz zu dem Bandarbeiter, der morgens um sechs wieder in der Werkshalle stehen musste, verfügten sie über endlos Zeit, was im Ringen ums Programm ein unschätzbarer Vorteil ist. Sie blieben einfach sitzen, bis sie unter sich waren, um dann die Beschlüsse herbeizuführen, die sie für richtig hielten.

			Der Arbeiter ist nur noch Erinnerung, Nostalgie-Bestand, von dem man bei Feiertagen und Gedenktagen zehrt wie von dem in Schmuckschrift gravierten Satz, dass man stets auf der richtigen Seite der Geschichte gestanden habe. Dass die SPD die älteste unter den deutschen Parteien ist, verfolgt unter Bismarck, in die Lager geschickt von den Nazis und wiederauferstanden unter dem heiligen Willy, ist so richtig wie bedeutungslos für die Frage, wie man eine Politik macht, die das Land voranbringt, statt ihm zu schaden.

			Die Partei ist heute eine Ansammlung von Karrieristen und Gestrandeten, die in der Politik Chancen sehen, die ihnen woanders eher fraglich erscheinen. Das große Wort führen Politiker wie der Politologe Lars Klingbeil, die noch nie einen Schritt außerhalb der beschützen Welt der Parteien gesetzt haben.

			Man kann keinem Politiker vorwerfen, dass er vom Geld anderer Leute lebt. Ich bin überhaupt dagegen, Leuten ihren Lebenswandel vorzuwerfen. Aber ich finde, man kann erwarten, dass sie nicht die Backen aufblasen und ausgerechnet diejenigen als unsozial beschimpfen, von deren Fleiß sie profitieren.

			Die Gutverdiener müssten ihren Beitrag zum Gemeinwesen leisten? Ich habe mir den Lebenslauf unseres Finanzministers angesehen. Es waren die deutschen Gutverdiener, die ihm sein Studium über ein Stipendium finanziert haben, und es waren auch die Gutverdiener, die ihm erst sein Leben im SPD-Apparat und dann als Bundestagsabgeordneter ermöglichten.

			Linke sind gewohnt, die Welt als Welt von Klassengegensätzen zu begreifen. Arm gegen reich, die da unten gegen die da oben – das ist die Weltsicht, mit der auch ich groß geworden bin. Heute müsste man allerdings eher von »die da oben gegen die da unten« sprechen, wenn man korrekt sein will. Wobei »oben« weniger eine Frage des Einkommens ist (das auch) als vielmehr eine der Bildung.

			Es ist der Bildungsabschluss und die damit verbundene Weltsicht, die die heutige Politikergeneration prägen. Der Verleger Sebastian Turner hat in einem erhellenden Aufsatz die neue Hegemonie der Bildungsgewinner beschrieben. Die Führung sei heute so homogen und umfassend von Akademikern geprägt, dass andere Lebenswirklichkeiten weitgehend abwesend seien, wenn über das Leben der Bürger beraten und entschieden werde.

			»Die Akademisierung der Gesellschaft hat vor einem halben Jahrhundert Schwung aufgenommen und ist heute in der Breite in der zweiten Generation angekommen«, schreibt Turner in einem seiner »Table Briefings«. »Die zweite Generation Akademiker sitzt monopolartig an den Schaltstellen der Gesellschaft, und das könnte die Ursache unserer gesellschaftlichen Spannungen sein.«

			Die erste akademische Generation hatte noch ihre Aufstiegserfahrung im Rücken, als Kinder von Fahrern, Arbeitern, Handwerkern. Der Vater von Franz Josef Strauß war Metzger, Gerhard Schröder, der den weitesten Bildungsweg aller Kanzler zurücklegte, entstammte der Unterschicht. Die Mutter alleinerziehend und Putzfrau, viel weiter unten geht kaum. Viele im Staatsapparat waren Erste-Generation-Akademiker, die entweder noch selbst erlebt hatten, wie es ist, wenn man nicht die Uni besucht hat, oder in deren Familien diese Erfahrung zumindest über Erzählungen präsent war.

			Auch in meiner Familie war ein anderes Leben noch vorstellbar. Mein Vater hatte als Erster in der Familie einen Doktortitel erworben, der Großvater war Kohlehändler in Vacha gewesen, ein ordentliches, sogar recht wohlhabendes Leben, aber eben ohne akademischen Grad und Würden.

			Als man sich dem Mauerbau durch Flucht entzog, war auch der erarbeitete Wohlstand weg. Der Großvater musste noch einmal ganz von vorne anfangen, als Hilfsarbeiter bei Schlaraffia in Hannover. Wie die Großeltern das Haus in Vacha verließen, die Tür unverschlossen, nur mit einem Koffer in der Hand, um beim Grenzübertritt nicht aufzufallen, gehört zu den Familienerzählungen, die durch Weitergabe und Wiederholung validiert wurden.

			Die Kinder verfügen nicht mehr über dieses Gedächtnis. »Sie wachsen nicht mehr mit dem Erleben oder auch nur den Erzählungen aus dem Handwerksbetrieb, dem Bauernhof oder der Fabrik auf. Sie kennen nur die Begleiterscheinungen des Büroalltags ihrer akademischen Eltern«, schreibt Turner und verweist auf Florian Illies’ Erfolgsbuch »Generation Golf«, das auch »Generation Akademikerkind« hätte heißen können. »Trotz seiner exzellenten Beobachtungsgabe kommt das Phänomen in seinem Buch nicht vor. Das Akademikerkind-Sein ist ein blinder Fleck in der Selbstwahrnehmung der Akademikerkinder.«

			Mit der Akademisierung des politischen Standes geht mehr verloren als nur die Nähe zu den Problemen, die man in Gesetzgebung überführt. Es ändert sich grundlegend der Blick auf die Welt. Wer selbst einer Akademikerfamilie entstammt, dem wurden ein Selbstvertrauen und eine gewisse Sorglosigkeit vermittelt, über die nur jemand verfügt, der sich nicht seinen Weg nach oben erkämpfen musste.

			Die akademische Mittelschicht ist die Klasse, die sich nicht erklären muss. Auch wenn es finanziell mal nicht so läuft wie erhofft, ist doch klar, dass man nie ganz abstürzen wird. Selbst das Bürgergeld-Leben verfügt über einen Boheme-Anstrich, der es über die Trostlosigkeit der Säufer-Existenz heraushebt. Der Kühlschrank mag leer sein, aber im Regal stehen nicht Flaschen, sondern Bücher.

			Die Universität ist zu einer Anstalt zur Sicherstellung der Selbstproduktion geworden. Wer heute als Student in die Alma Mater eintritt, hat mit großer Wahrscheinlichkeit Eltern, die ebenfalls studiert haben. Wahnsinnig viel ist im Studentenalltag von Vielfalt und Diversität die Rede. In Wahrheit ist alles darauf angelegt, Leute, die über keinen akademischen Familienhintergrund verfügen, auszuschließen. Das beginnt mit der Wahl der Pronomen (»she/her« oder doch »they/them«?), an die sich nahtlos die Frage anschließt, ob man sich als Cis, queer oder nonbinär identifiziert.

			Was als Ausweis fortschrittlichen Denkens gilt, ist nichts anderes als ein Mittel zur Zementierung der Klassengesellschaft. Früher war der Gebrauch von Messer und Gabel ein Merkmal, an dem man unwillkürlich erkannte, ob jemand zur Elite zählte – oder, wie am russischen Zarenhof, die Beherrschung des Französischen. Heute ist es der mühelose Gebrauch der Sprache der Vielfalt, der Dazugehörige und Außenstehende trennt.

			Von dem berühmten, 2020 verstorbenen Anthropologen David Graeber gibt es das schöne Buch »Bullshit Jobs«. Darin findet sich die Beobachtung, dass die unteren Schichten mehr gegen Intellektuelle hätten als gegen Reiche. Warum das so ist? Ganz einfach, sagt Graeber: Weil der Lastwagenfahrer vom Lande genau wisse, dass seine Tochter niemals eine internationale Menschenrechtsanwältin werden könne oder eine Theaterkritikerin bei der »New York Times«.

			Millionärin vielleicht, das liegt noch im Bereich des Möglichen. Unwahrscheinlich, wenn man aus einfachen Verhältnissen kommt, aber nicht völlig ausgeschlossen. Aber Theaterkritikerin? Nie im Leben. Selbst wenn die Lastwagenfahrertochter die richtigen Schulen besucht hat, bleibt ihr die Welt der Intellektuellen mit ihren raffinierten Sprachcodes und Lebensweisen verschlossen. Schon die Zahl der Praktika, die sie absolvieren müsste, um sich dort zu empfehlen, sorge dafür, dass sie außen vor bleibe.

			Der Millionärsklub kennt zumindest die Figur des Neureichen, also den Aufsteiger, der dazustößt, trotz zweifelhafter Herkunft und noch zweifelhafterer Ansichten. Die intellektuelle Welt ist auf einzigartige Weise hermetisch und exklusiv. Hier erkennt man schon nach wenigen Sätzen, die einer äußert, ob er (oder sie) dazugehört oder nicht. Sprache verändert das Bewusstsein, lautet ein Mantra im linken Lager. Vor allem aber markiert sie soziale Grenzen.

			Tatsächlich schaut man mit einer Mischung aus Faszination und Grusel auf die niederen Stände, die partout nicht verstehen wollen, dass Geschlecht ein soziales Konstrukt ist und Wohlstand ein koloniales Projekt. Alle Versuche, sie zur Akzeptanz des neuen Denkens zu bewegen, stoßen auf finstere Ablehnung.

			Die werktätigen Massen mögen einfach nicht einsehen, warum sie plötzlich so sprechen sollen wie die Söhne und Töchter des Bürgertums, die es sich leisten können, zwischen Abitur und »irgendwas mit Medien« sechs Semester Genderstudies einzulegen. Instinktiv spüren sie, dass man sie für minderbemittelt und erziehungsbedürftig hält. Das erfüllt sie verständlicherweise mit Grimm. Aber die Antwort darauf sind nicht Verständnis und Entgegenkommen, sondern Abwertung und Deklassierung.

			Der Arbeiter kommt in der akademischen Welt nur noch als Zitat vor, als Beglaubigungsinstanz, die immer dann auf- und angerufen wird, wenn der Sozialstaat in all seinen Verästelungen verteidigt werden soll. Dass der Staat heute eine Veranstaltung zur Quersubventionierung der Mittelschichten ist, der für verbilligte Operntickets ebenso sorgt wie für die Finanzierung von Ehetherapien und den kostenlosen Rücktransport bei ausgefallenen Kreuzfahrten, sei nur am Rande erwähnt.

			Hin und wieder kommt auch der Handwerker als semi-proletarische Referenzgröße zum Einsatz. Der kleine Bruder des heiligen Fließbandarbeiters ist der Dachdecker, der verlässlich seinen Auftritt hat, wenn jemand von der CDU am Renteneintrittsalter rüttelt. Dann wird das Lied des altersschwachen Handwerksmeisters angestimmt, dem man nicht zumuten könne, mit siebzig Jahren noch aufs Dach zu krabbeln.

			Auch das gehört ja zu den Kuriosa des sozialdemokratischen Betriebs: In den eigenen Reihen findet sich kaum jemand mehr, der körperlich so hart gearbeitet hat, dass man ihm keinen Tag länger im Job zumuten möchte. Aber das hindert keinen der Funktionäre, so zu tun, als seien die Deutschen ein Volk von Moribunden, krank und wund geschunden im kapitalistischen Verwertungsprozess.

			Das Dumme ist: Die Mehrheit der Wähler ist nicht akademisch vorbelastet. Es gibt heute viele, die eine Uni von innen gesehen haben, aber es gibt eben immer noch mehr, die weder über Abitur noch Hochschulabschluss verfügen. Daran hat auch die Akademikerschwemme der letzten Jahre nichts ändern können.

			In Zahlen: Der Anteil der Bundesbürger mit Hochschulreife liegt bei 37 Prozent. 20 Prozent haben erfolgreich ein Studium abgeschlossen, gerechnet auf die Erwerbstätigen, ist es sogar knapp ein Viertel. Aber eben auch nicht mehr. Die berufliche Ausbildung ist weiterhin der häufigste Abschluss in Deutschland. 40 Prozent der über 15-Jährigen in Deutschland hatten zum Stichtag 15. Mai 2022, dem letzten verfügbaren Zensus, eine Lehre oder eine duale Ausbildung absolviert, wie man den Angaben des Statistischen Bundesamts entnehmen kann.

			Wer eine Lehre gemacht hat, für den sieht die Welt grundsätzlich anders aus. Da gibt es kein öffentliches Beschäftigungsprogramm, auf das er sich verlassen kann, und schon gar keine Sinekure auf Staatskosten. Was soll er tun, wenn plötzlich der Job weg ist und die Arbeitslosigkeit droht? Eine Bratwurstbude in Berlin aufmachen?

			In der Hinsicht erweisen sich die neuen Deutschen als flexibler. Sie sind im Zweifel auch lebensklüger. Die überraschendste Erkenntnis nach dem Bankeinbruch in Gelsenkirchen: wie viele in einer Stadt, die als Armenhaus Deutschlands gilt, Großbeträge im Schließfach verwahren. Zu dieser Form der vorsorgenden Umsicht ist der gemeine Deutsche zu brav und auch zu gesetzestreu. Dem hat man so lange eingeredet, dass das Finanzamt alles sieht, dass er nie auf die Idee käme, auch nur einen Goldring zur Seite zu schaffen.

			Ich habe zum Jahreswechsel ein ernstes Gespräch mit meiner Frau geführt. Was, wenn das Land den Bach runtergeht? An die Rente gehen sie nicht ran, das trauen sie sich nicht, sagte ich. Aber was wird mit den Kindern? Ach, sagte meine Frau, erstens gibt es ja das Haus, das man zu Geld machen kann. Und zweitens haben die eine gute Schulbildung, die können immer noch ins Ausland gehen.

			So eine Antwort liegt völlig außerhalb des Vorstellungsvermögens eines einfachen Fabrikarbeiters. Alles, was er besitzt und je besitzen wird, liegt im Umkreis von 20 Kilometern. Daher die Angst und die Wut. Die Leute sind ja nicht blöd. Sie haben keinen Magister und keinen Doktortitel, aber sie können eins und eins zusammenzählen. Wenn die Chemieindustrie in die Knie geht und der Automobilbau und die Zulieferindustrie gleich hinterher, dann wird’s eng.

			Die sichtbarste Folge der Akademisierung der herrschenden Klasse ist die Entwertung der Arbeit. Arbeit kommt in der medialen Öffentlichkeit nur noch als notweniges Übel vor, als lästige Sache, die man am besten schnell hinter sich bringt. Das Reden von der Work-Life-Balance meint ja in Wahrheit: Es gibt die Arbeit, und es gibt das Leben, so als seien die beiden voneinander unabhängige Dinge.

			Dass Arbeit an sich erfüllend sein könnte, ist in den Hintergrund getreten, der Gedanke gilt als geradezu anstößig. Als die CDU-Mittelstandsvereinigung Ende Januar anregte, für Arbeitnehmer, die weder Angehörige zu pflegen noch Kinder zu betreuen haben, das Recht auf Teilzeit zu streichen, bebte der Blätterwald, so als hätte die CDU eine Rückkehr zur 50-Stunden-Woche samt Züchtigungsrecht gefordert.

			Ein Satz wie »Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen« wäre heute undenkbar. Nicht nur, weil er in seiner schlichten Wahrheit als furchtbar rückwärtsgewandt empfunden würde, sondern auch in seinem naiven Verständnis der Arbeit als gesellschaftlicher Grundlage.

			An die Stelle des arbeitenden Menschen, der stolz auf das Produkt seiner Hände schaut, ist der Vertreter der Generation Z getreten, der ständig in sich hineinhorcht, ob er nicht von den vielen Anforderungen an ihn überfordert ist. Überall lauern Gefahren, die Seele und Verstand aus dem Gleichklang bringen können.

			Schon die Vier-Tage-Woche gilt im Grunde als Zumutung, der man sich nur unter Inkaufnahme psychischer Beeinträchtigungen stellt. »Ihr wollt mir doch nicht sagen, dass das das Leben ist«, sagt der 25-jährige Julian Kamps nach seinem ersten regulären Arbeitstag in einem Video-Clip, der ihn mit 264 000 Likes stante pede in den Influencer-Himmel führte. Aufbruch um 7.30 Uhr, Heimkehr um 18.40 Uhr, danach noch »legit dreieinhalb Stunden, um zu leben«, bevor es am nächsten Morgen wieder weitergeht: »Das ist doch Quatsch, das ist doch quatschig. Sagt mir bitte, dass ich nicht der Einzige bin, der sich so fühlt.«

			In fortschrittlichen Unternehmen setzt man nun auf digitale Zeiterfassung. Ein Freund berichtete mir von der Einrichtung einer »Gesundheitsampel« an seinem Arbeitsplatz. Er ist wie ich Journalist, also vom Leben als Beamter maximal weit entfernt, so glaubte er bislang.

			Wenn die Ampel auf Gelb springt, ist er jetzt gehalten, eine Auszeit zu nehmen. Gelb bedeutet: Häufige Arbeitszeiten über neun Stunden, regelmäßige Wochenendarbeit, schludrige Einhaltung vorgeschriebener Ruhepausen. Wenn die Ampel Rot anzeigt, droht akute Gefahr, dann muss man sofort den Griffel fallen lassen beziehungsweise die Tastatur zuklappen.

			»Und wenn man die Warnzeichen ignoriert?«, fragte ich. Dann haben alle ein Problem, antwortete der Freund. Das Ergebnis werde überwacht. Bei Arbeiten über Rot erfolge erst ein Gespräch mit dem Betroffenen im Beisein des Betriebsrats – und dann ein weiteres mit dem Ressortleiter, wie er es zulassen konnte, dass die ihm unterstellten Redakteure ihre Gesundheit aufs Spiel setzten.

			Wenn es nicht die Arbeitszeiten sind, die einen aus dem Lot bringen, dann ein Vorgesetzter, der mit seinen Mitarbeitern nicht auf Augenhöhe kommuniziert oder, Gott bewahre, eine Anspielung macht, die als übergriffig verstanden werden kann. Das ist das ultimative Trauma der Arbeitswelt: der Chef, der seine Zunge nicht im Zaum hat. Da hilft keine Gesundheitsampel mehr, da hilft nur noch die Einrichtung eines Awareness-Teams.

			Die klassische Arbeitswelt ist hierarchisch organisiert. Wer einen Automotor zusammenschraubt oder eine Flugzeugturbine, kann nicht darüber diskutieren, wo die Schraube hingehört. Auch das spricht gegen Fabrikarbeit.

			Es gibt eine Aversion gegen das Führen an sich. Wer die anderen nicht bei der Entscheidungsfindung mitnimmt und einbindet, wie die Buzz-Words heißen, gilt als Autist. Das sei Führungsstil von oben, so könne man heute nicht mehr leiten, heißt es dann. Schon das Wort »Führung« gilt als suspekt.

			Der Vorwurf, jemand trete zu autoritär auf, ist schnell erhoben. Ein Unwohlsein der Untergebenen reicht, damit sich die Augenbrauen heben. Im Zweifel heißt es über den Vorgesetzten, er verbreite eine »Kultur der Angst«.

			Möglicherweise habe ich so lange in einer Kultur der Angst gelebt, dass alles in mir abgestorben ist. Mein erster Chef war Werner Funk. Funk hatte in der Branche den Spitznamen Kim Il Funk. Es soll vorgekommen sein, dass Redakteure weinend aus seinem Zimmer liefen, nachdem er ihnen gesagt hatte, was er von ihren Texten hielt. Funk habe mit wenigen Halbsätzen einen Menschen töten können, hat ein Ressortleiter über ihn gesagt.

			Nach Funk kam Stefan Aust. Auch Aust stand, was das Verständnis für die Befindlichkeiten seiner Untergebenen angeht, nicht im besten Ruf. Er sei nicht dialogfähig und agiere selbstherrlich, hieß es über ihn. Er war dann als Chefredakteur so erfolgreich wie keiner vor ihm, von Rudolf Augstein abgesehen. Leider war es nach ihm auch niemand mehr.

			Zwischendurch veranstalteten sie beim »Spiegel« dann Seminare über »postheroische Führung«, wo den Ressortleitern von Psychologen beigebracht wurde, wie man auf andere eingeht. Der Aust-Nachfolger Klaus Brinkbäumer sprach so sanft, dass die Glühbirnen von sich aus in den Energiesparmodus wechselten, wenn er den Raum betrat. Sagen wir so: Der Auflage hat das nicht unbedingt geholfen.

			Die Aversion gegen Führung ist mittlerweile so weit verbreitet, dass Expertise allein nichts mehr bedeutet. Die Soziologie spricht von Symmetrieerwartung. Gemeint ist die Vorstellung, dass nur im Konsens getroffene Entscheidungen gute Entscheidungen sind, weshalb jede Form der Hierarchie im Grunde abzulehnen ist.

			Ich saß mit dem mir seit Langem bekannten Professor Armin Nassehi zum Mittagessen zusammen, der mir dabei berichtete, dass ein Hochschullehrer nicht einfach sagen könne, was er in seinem Fach für wichtig halte und was für entbehrlich. Früher wurde bei einem Professor stillschweigend vorausgesetzt, dass er mehr wisse als seine Studenten und deshalb bestimmen konnte, was sie zu lernen haben. Das ist vorbei. Autorität ist nicht mehr selbstverständlich, sie muss erst im Gespräch etabliert werden.

			So zieht sich das durch die Professionen. Von einem guten Chefarzt wird erwartet, dass er allen das Gefühl gibt, sie bei seinen Entscheidungen eingebunden zu haben. Am Ende muss einer sagen, ob lebenserhaltende Maßnahmen eingeleitet werden sollen oder nicht, daran führt kein Weg vorbei. Aber bevor es so weit ist, tagt eine Ethikkommission, in der sich alle Beschäftigten an einem Tisch versammeln, um auf Augenhöhe darüber zu beraten, was zu tun sei.

			»Unsere modernen Selbstverständigungsdiskurse sind infiziert von der Vorstellung, Asymmetrien, Machtunterschiede und sonstige Ungleichheiten seien falsch«, hat die Soziologin Irmhild Saake festgestellt. »Die Sätze, die der Arzt sagt, gelten als zu technisch und kalt. Die ›weibliche‹ Intuition der Krankenschwester gewinnt dagegen an Einfluss, weil ihre eher emotionalen, warmen Sätze jeder verstehen kann. Am glücklichsten sind alle, wenn der Arzt plötzlich wie eine Krankenschwester redet und von der Lebensenergie eines Patienten schwärmt.«

			Wenn man die Symmetrieerwartung weiterdenkt, ist schon die Hoffnung, dass sich das gute Argument am Ende gegen das schlechte durchsetzt, zweifelhaft. Wer die Qualität von Argumenten bewertet und damit hierarchisiert, stellt ein Machtgefälle her, also genau das, was es zu vermeiden gilt.

			»Gut möglich, dass unsere Gesellschaft auf diese Weise freier, gleicher, gerechter wird«, schreibt die Soziologin über das Leben auf Augenhöhe. »Ganz sicher wird unser Leben komplizierter.« Vor der gegenwärtigen Krise hätte ich wie Irmhild Saake gesagt: Womöglich werden wir auch ein wenig dümmer. Seit der Krise weiß ich: In jedem Fall ist der postheroische Weg kostspielig.

			Der Vorteil der repräsentativen Demokratie ist es, dass jeder Bürger einen andern vertreten kann, unabhängig von Geschlecht, Herkunft und Einkommen, also ein Mann eine Frau, eine Frau einen Mann und sogar ein Genderwissenschaftler einen Stahlkocher. Aus gutem Grund haben die Väter und Mütter des Grundgesetzes von Quoten abgesehen. Identitätspolitik war gerade schwer aus der Mode geraten, als sie sich an die Arbeit an der Verfassung machten. Aber es liegt auf der Hand, dass der Repräsentanzgedanke an seine Grenzen stößt, wenn die Lebenswirklichkeit einer Mehrheit der Wähler gar nicht mehr vorkommt. Oder nur noch in angelesener Form.

			Ich bin sicher, der mächtige SPD-Fraktionschef Matthias Miersch gibt sich irre Mühe, die Sorgen und Nöte der einfachen Menschen zu verstehen. So wie auch Lars Klingbeil oder der Juso-Chef Philipp Türmer in Gedanken ganz nah bei der arbeitenden Bevölkerung sind. Aber insgeheim wissen sie auch bei der SPD, dass es das eine ist, an der Basis aufzuwachsen, und etwas anderes, wenn die größte finanzielle Sorge die Finanzierung des Drittwagens ist. Deshalb machen sie bei der SPD ja solche Verrenkungen, um ihre Street-Credibility zu beweisen.

			Dummerweise sind auch dort, wo es um die Interessenvertretung der Working Class geht, kaum noch Leute anzutreffen, die aus der Arbeitswelt kommen. An der Spitze des DGB steht mit Yasmin Fahimi eine verdiente Genossin, bei der IG Metall besorgt die Diplomsoziologin Christiane Benner die Geschäfte. Kein Wunder, dass es zu gewissen Fehleinschätzungen kommt, würde ich sagen.

			Es ist noch nicht lange her, dass die Metall-Gewerkschaft für die Energiewende trommelte und auf Plakaten das grüne Jobwunder begrüßte. Drei Jahre später barmt man um die Arbeitsplätze, die im Zuge der Energiewende über die Wupper gingen, und bittet die Regierung um Subventionen. Auf das grüne Jobwunder wartet man in der Metallbranche bis heute.

			Es ist im Nachhinein eines der großen Rätsel, wie die Arbeiterpartei SPD die Zerstörung der industriellen Basis des Landes zulassen konnte. Nur jemand, der sein gesamtes Studium mit Genderstudies und Postcolonial Studies verbracht hat, kann ja annehmen, dass es keinen Einfluss auf die Wettbewerbsfähigkeit hat, wenn der Energiepreis in den USA bei der Hälfte von dem liegt, wo er zuletzt bei uns lag.

			Den Grünen kann man keinen Vorwurf machen. Die wissen es nicht besser. Wer Kulturwissenschaft oder Sozialpädagogik gelernt hat und sich als Projektmanager für dies und das durchschlägt, hat keine Vorstellungen von den Bedingungen industrieller Produktion. Der denkt, dass es reicht, mehr Windräder in die Landschaft zu pflanzen, damit die Sache läuft. So sind dann auch die Entscheidungen gefallen. Den Wärmepumpen-Plan konnte nur jemand aushecken, der noch nie eine Walzstraße gesehen hat. Aber von der SPD hätte man mehr erwartet.

			Die SPD war auch nie technikfeindlich. Es gab eine Zeit, da wollte sie an jedem Ort mit Wasseranschluss ein Atomkraftwerk bauen. Im Nachhinein muss man sagen, hätte sie sich doch bloß durchgesetzt, dann wäre Deutschland heute nicht nur autark, sondern auch noch CO2-neutral.

			Aber wie das so ist, wenn man mit den falschen Leuten abhängt: Dann kommt auch die vernünftigste Person auf schräge Ideen. Also haben sich die Sozialdemokraten einreden lassen, dass man nur genug Windräder bauen und ausreichend Sonnenkollektoren aufstellen müsse, und schon würde die Chose laufen. Die Sonne schickt keine Rechnung, hieß es. Inzwischen kennen wir die Rechnung. Sie ist brutal.

			Wie reagiert die SPD auf ihren Niedergang? Mit Wut und Verleugnung. Im Kern ist es eine psychotische Partei, die sich in ihre eigene Welt verabschiedet hat. Die Sozialdemokraten tun einfach so, als ob sie weiterhin den Auftrag des Wählers hätten, die Leitlinie der Politik zu bestimmen. So reden sie, so denken sie, so treten sie auf.

			Das Symbol für diese Wirklichkeitsverweigerung ist der Heckmeck um den Fraktionssaal im Deutschen Bundestag. Bis heute weigert sich die SPD, ihren Sitzungssaal zu räumen. Der Saal sei nach dem Antifaschisten Otto Wels benannt, heißt es zur Begründung. Niemand könne der SPD zumuten, ihn ausgerechnet für die AfD aufzugeben.

			Alles daran ist illusionär. Der Saal heißt nur in der Einbildung der Sozialdemokraten Otto-Wels-Saal. Wenn man in den Raumplan des Bundestags schaut, steht da die schnöde Bezeichnung S 001.

			Man braucht auch nicht mehr so viel Platz. Die Reihen der SPD-Fraktion sind so stark gelichtet, dass jeder Abgeordnete sein ganzes Büro samt Haustieren mitbringen könnte. Dafür platzt jetzt der Sitzungssaal der AfD-Fraktion aus allen Nähten, weil sie auf das Doppelte angewachsen ist. Mich wundert, dass die Feuerwehr nicht einschreitet. Eigentlich müssten Zusammenkünfte der AfD schon aus feuerpolizeilichen Gründen untersagt werden. Doch es hilft nichts, bis heute klammern sich die Genossen an die Vorstellung, die letzte Bundestagswahl habe eigentlich nichts wirklich zu bedeuten.

			Am liebsten würde man sagen: »Holt euch Hilfe. Macht ’ne Therapie oder nehmt etwas, was euch von eurem Trip runterholt. Aber um Gottes willen, haltet euch von Posten fern, auf denen ihr über die Geschicke des Landes bestimmt.« Wer im Traumreich lebt, darf in Deutschland nicht mal ein Auto besteigen, wie in jeder Packungsbeilage zu lesen ist. Und da reden wir nur von legalen Drogen.

			Dummerweise werden die Sozialdemokraten in ihrer Realitätsflucht von vielen Presseorganen bestärkt, die ebenfalls so tun, als habe es den Wahltag nie gegeben. Was die SPD vorschlägt, gilt als grundvernünftig. Was die CDU anregt, ist Ausdruck eines Kulturkampfes.

			No Taxation Without Representation, lautete der Schlachtruf der amerikanischen Revolution. Deutschland ist nach wie vor ein stabiles Land. Es ist allerdings immer gefährlich, den Jetzt-Zustand in die Zukunft zu verlängern. Ich will nichts beschreien. Aber es kann aus meiner Sicht nicht gut ausgehen, wenn immer mehr Menschen das Gefühl haben, dass die wesentlichen Entscheidungen über ihren Kopf hinweg getroffen werden.

		


		
			Das Kreuz mit der Ernährung – 
oder Essen als Distinktionsmittel und -merkmal

			Alle reden davon, dass man seinen Körper akzeptieren solle, wie er ist. »Body Positivity« lautet das Schlagwort der Stunde. Warum, um Gottes willen, nehmen dann aufgeklärte Eltern sofort die Cola vom Tisch und kaufen nur zuckerreduzierte Speisen?

			Ich habe einen Bekannten, der in der Gewürzmittelindustrie arbeitet. Ein Thema, das ihn beschäftigt, ist die Angst vor Geschmacksverstärkern. Geschmacksverstärker wie das Mononatriumglutamat gelten in besorgten Kreisen als eine Art Nervengift. Der Genuss löst angeblich Kopfschmerzen aus, unkontrollierbares Jucken, Herzrasen, Taubheitsgefühle im Nacken, Kribbeln im Gesicht. Sogar Lähmungserscheinungen sollen nach dem Genuss vorkommen.

			Wissenschaftlich gesehen ist die Glutamat-Allergie ein Rätsel. In einer Reihe klinischer Studien konnten bei keiner der Versuchspersonen, die nach eigenem Bekunden unter der Unverträglichkeit litten, mit blind verkosteten Nahrungsmitteln die entsprechenden Symptome ausgelöst werden.

			Gleichwohl hat die Gewürzindustrie flächendeckend begonnen, das für das sogenannte Chinarestaurant-Syndrom verantwortliche Glutamat durch natürliche Geschmacksverstärker wie Hefe und Sojaextrakt zu ersetzen.

			Das heißt selbstverständlich nicht, dass man bei Organisationen wie Foodwatch oder der Stiftung Warentest vom Haken wäre. Auf den Webseiten der Essenswächter ist jetzt von »getarntem Glutamat« die Rede. Lassen Sie uns beten, dass Foodwatch nie dahinterkommt, dass es das Glutamat ist, welches insbesondere Tomaten und Parmesankäse ihre unverwechselbare Würze verleiht.

			Vor ein paar Jahren war ich zu einem Vortrag bei der Tiefkühlindustrie eingeladen. Was musste ich am Tag zuvor auf »Spiegel Online« lesen? Einen Bericht über eine große Studie, wonach der Genuss von Tiefkühlpizza dazu beitrage, dass die Menschen immer bequemer und immer dicker würden.

			Angeblich verleiten Fertigprodukte dazu, mehr zu essen, weil man mit Fertiggerichten schneller fertig ist. Der Tag, an dem auf jeder Tiefkühlpizza ein Hinweis klebt, wonach der Genuss die Gewichtszunahme fördere, ist nicht mehr fern. »Der Bundesgesundheitsminister warnt: Fertigkost kann tödlich sein.« Mark my words!

			Ich beobachte seit Längerem die Politisierung des Essens. Nachdem die Atomkraftwerke abgeschaltet wurden und auch die Kohleverstromung bald ausläuft, verlagert sich der Fokus des politischen Kampfes aufs Lebensmittelregal. Nahrungsaufnahme ist ein in jeder Hinsicht heikles Thema geworden – es ist gewissermaßen die Kernkraftdiskussion des kleinen Mannes.

			Schmeißen Sie heute mal einen Kindergeburtstag. Es ist wirklich erstaunlich, worauf man achten muss, damit anschließend keine Klagen kommen. Ich habe drei Kinder – fünf, neun und elf Jahre alt. Ich weiß, wovon ich rede. Einige Kinder sind gegen Nüsse allergisch, andere gegen Weizenkeime, Tomaten oder Zitrusfrüchte. Selbst Möhren stehen inzwischen unter Verdacht, unerwünschte Reaktionen auszulösen.

			Meine Frau hat mir per SMS ein Foto von einem Café in unserem alten Viertel in München geschickt. Auf dem Foto war ein großes Werbeschild zu sehen, das die Cafébetreiber auf die Straße gestellt hatten, um Kundschaft anzulocken. Auf dem Schild stand ausweislich des Fotobelegs meiner Frau: »Hier ist alles zuckerfrei. Glutenfrei. Milcheiweißfrei. Eifrei. Sojafrei. Listaminfrei. Aromafettfrei. Aber lecker!« Immerhin »lecker«. Das war das Zugeständnis an die hedonistischen Unterströmungen der Schwabinger Laufkundschaft.

			Die Deutschen leben immer länger, was dafür spricht, dass es mit unserer Gesundheit nicht bergab, sondern bergauf geht. Die Hygiene ist auf einem Stand angelangt, dass schon ein Filmbericht über zwei zu spät auf den Grill gelegte Hackfleischscheibchen für einen Aufschrei in den Medien und einen tiefen Kniefall der betroffenen Burger-Kette sorgt.

			Man könnte mit gutem Recht sagen, dass unsere Lebensmittel noch nie so sauber und sicher waren wie heute. Dennoch haben viele Menschen das Gefühl, sie wären ständig von Gefahren umgeben. Selbst der Genuss von Kräutertee ist nicht mehr ungetrübt von schlechten Nachrichten. Erhöhtes Krebsrisiko wegen »unerwartet hoher Gehalte an Pyrrolizidin-Alkaloiden«, meldet die »Süddeutsche Zeitung«.

			An dieser Stelle muss ich einen Einschub machen. Ich bin ein begeisterter Koch, das Thema Ernährung liegt mir schon alltagsbedingt am Herzen. Die Freude am Kochen habe ich von meiner Mutter, der ich als Junge über die Schulter sah, wenn sie in den Töpfen auf dem Herd rührte.

			Meine Eltern waren wie viele Sozialdemokraten sehr frankophil eingestellt. Nach der frühen Liebe zu Skandinavien kam die anhaltende Begeisterung für das westliche Nachbarland, was sich schnell aufs Essen erstreckte. Das heißt viel Crème fraîche, die reichliche Verwendung von Olivenöl sowie der Einsatz möglichst frischer Zutaten.

			Neben Willy Brandt hieß der zweite Hausgott Wolfram Siebeck, der die Deutschen mit den Vorzügen der Nouvelle Cuisine vertraut machte, als viele noch Krautwickel in Mehlschwitze für Spitzenküche hielten. Nach jedem Urlaub an der Atlantikküste stapelten sich im Wagen mehrere Kisten Wein. Keine Ahnung, wie mein Vater die Beiladung in unserem Peugeot 504 unterbrachte. Aber es klappte.

			Während des Zivildiensts habe ich dann die Leidenschaft professionalisiert. In dem psychiatrischen Wohnheim, in dem ich meinen Dienst leistete, wurde mir die Organisation der Küche anvertraut. Wenn Sie jeden Tag für 20 bis 25 Leute kochen, haben Sie irgendwann den Respekt vor Mengenangaben verloren. Entweder Sie wissen, was zu tun ist, oder Sie sind verloren.

			Natürlich ist der Kindergeburtstag, an dem für jedes Kind die zu beachtenden Allergien im Excel-Sheet der WhatsApp-Gruppe eingetragen werden, kein gewöhnlicher Kindergeburtstag, sondern Ausdruck eines Selbstverständnisses, das soziale Zugehörigkeit markiert. Früher sagte man: »Sag mir, was du isst und trinkst, und ich sage dir, wer du bist.« Heute muss es heißen: »Sag mir, was du nicht isst und trinkst, und ich sage dir, wer du bist.«

			Dass Essen als Distinktionsmerkmal dient, ist nicht ganz neu. Am Fürstenhof ließ man sich gebratene Tauben und Kuchen reichen, im alten Rom Wein und Honig. Die ultimative Verfeinerung der Sitten liegt heute nicht im ostentativen Genuss, sondern im Gegenteil in der radikalen Reduktion. Also kein Fleisch, kein Fisch, keine Milchprodukte. Und Früchte nur, wenn sie freiwillig vom Baum gefallen sind.

			Dass selbst der Fruktarier die Nische der Sekte verlassen hat, erkennt man an den Apfelsaftsorten, die ausweislich des Etiketts nur Äpfel enthalten, die keine mechanische Hand mehr berührte, weil sie als Streuobst sanft auf der Wiese landeten, als ihr natürlicher Lebenszyklus die Trennung vom Baum vorsah.

			Es gibt viele Wege, seinem Leben eine neue Wendung zu geben. Manche kaufen sich ein Boot. Andere beginnen eine Affäre. Die Dritten treten einer neuen Glaubensrichtung bei. Das meiste geschieht im Stillen, ohne dass ein größeres Publikum davon erfährt. Vegan lebende Menschen hingegen sind oft so stolz auf die Wende, zu der sie sich durchgerungen haben, dass sie nicht an sich halten können und alle Welt darüber in Kenntnis setzen müssen.

			Der langjähriger »Zeit«-Politikchef und heutige »Zeit«-Autor Bernd Ulrich ist vor acht Jahren zum Veganismus übergetreten. Er hat darüber mehrfach Zeugnis abgelegt, zunächst in einem mehrseitigen Essay im »Zeit-Magazin«, dann in einem längeren Text über seine Wende zum immer Weniger, die nach Fleisch-, Fisch- und Milchkonsum auch Auto, Kinobesuch und Fußball einschloss.

			»Fußball hat es da schwerer als früher«, schrieb er, »Skatbruderschaft geht, Familie ganz bestimmt, Freunde meistens doch, Kino na ja.« Selbstredend ist das neue Leben ohne Fleisch und eigenes Auto viel lustvoller, ja einfach herrlich. So steht es am Ende der Generalabsage an die einfachen Freuden des Lebens: »Ich kann den Tieren in die Augen sehen, es stimmt mich immer wieder euphorisch, es ist rundum herrlich.«

			Mir ist eine Passage in besonderer Erinnerung geblieben, in der Ulrich den Genuss von geschrotetem Getreide (»nachts eingeweicht«) nebst zwei Datteln und einem Schluck Leinöl am Morgen lobte. Und ich Provinzei dachte, ein Champagnerfrühstück sei bei der »Zeit« das Maß aller Dinge!

			Ich vermute, dass es eben doch nicht so leicht ist, dem Fleisch abzuschwören, wie allenthalben behauptet wird. Seien wir ehrlich: Das Lob von Getreideschrot als Himmelsspeise ist so, als würde jemand die Wonnen des Dornengürtels preisen. In japanischen Klöstern schwören sie auf den Lotussitz als Demutsübung. Dagegen ist morgendliches Weizenschrot, mit Leinöl genossen, eine vergleichsweise menschenfreundliche Andachtsform.

			Ich habe Respekt vor Menschen, die sich rein vegetarisch ernähren. Dass jemand beschließt, aus Achtung vor der Kreatur kein Fleisch mehr anzurühren – was ließe sich dagegen einwenden? Ich persönlich glaube, dass dem Tierwohl mehr gedient wäre, wenn man zu strengeren Auflagen bei Mast und Haltung käme. Die Individualisierung der Lösung durch moralischen Druck auf den Einzelnen hat schon beim Kampf gegen den Klimawandel nicht funktioniert. Aber das steht auf einem anderen Blatt.

			Ein Reiz des neuen Lebensstils liegt offenkundig in der Zugehörigkeit zu einer Gruppe von Auserwählten. Die Freude über das andere Leben korrespondiert dabei mit dem Drang, die neue Berufung herauszuposaunen.

			Essen hatte immer einen politischen Aspekt. Ein Porträt über Helmut Kohl trug den bezeichnenden Titel »Der Vielesser«. Kohl war der erste Politiker, der die Inszenierung des Essens zum Teil seiner politischen Persönlichkeit machte, angefangen von der betonten Vorliebe für unspektakuläre Genüsse.

			Bevor sich der Kanzler zu längeren Fahrten ins Auto setzte, erging an den Fahrer die Frage, ob für genug Proviant gesorgt sei. Es konnte vorkommen, dass er sich mit einem Blick in den Kofferraum persönlich von der Versorgungslage überzeugte. Essen konnte Kohl immer. Aber erst in geselliger Runde machte es ihm wirklich Spaß. Dabei bevorzugte Kohl einfache Kost, Nudeln mit Soße, Wurstwaren in jeder Form, zum Abschluss Pudding, schalenweise. Dass er Saumagen besonders geschätzt hätte, ist hingegen ein Gerücht, wie man nach Kohls Ausscheiden aus dem Kanzleramt von Eckhard Seeber, dem treuen Fahrer, erfuhr.

			Aufgetischt wurde in doppelter Portion, an guten Tagen auch dreifach. Wer neben dem schwarzen Riesen saß, musste aufpassen, dass er Schritt hielt, ansonsten konnte es vorkommen, dass der große Mann mit der Bemerkung »Na, schmeckt’s nicht?« seine Gabel auf den fremden Teller streckte. Essen war für Kohl auch ein Mittel der Machtdemonstration.

			Unter den modernen Politikern, die über das Essen mit ihren Wählern kommunizieren, sticht der bayerische Ministerpräsident Markus Söder hervor. Wo Söder ist, da ist das Bild des Landesvaters, umgeben von Nürnberger Würstchen, nicht weit.

			Wenn der grüne Weltgeist Robert Habeck diese Zurschaustellung des Nahrhaften als »fetischhaftes Wurstgefresse« denunziert, entgeht ihm, dass in der demonstrativen Hinwendung zur Schlachtplatte eine Botschaft liegt: Ich bin einer von euch. Das war schon bei Kohl die zentrale Botschaft. Die Journalisten fanden, dass der Kanzler zu sehr nach dem Genuss von Riesling und Siedewürstchen und zu wenig nach Arbeit aussah; die Wähler erblickten in ihm einen der ihren.

			Ricarda Lang, die in vielerlei Hinsicht schlauer ist als Habeck, hat das gesehen. »Er stellt ja nicht seinen Fleischfetisch zur Schau, weil er dumm ist, sondern weil er erkannt hat: Menschen haben das Gefühl, ihr Lebensstil werde infrage gestellt«, sagte sie Anfang des Jahres in einem »Spiegel«-Interview über Söders Essensbilder. »Diesen Menschen gibt er ziemlich erfolgreich das Gefühl, auf ihrer Seite zu sein. Nun bin ich die Erste, die dem bayerischen Ministerpräsidenten auch mal einen Spruch drückt. Aber es darf nicht kippen. Und es kippt da, wo ich nicht mehr Markus Söder kritisiere, sondern all die Menschen, die sich von ihm gesehen fühlen. Wir sollten Faktoren wie Emotionalität, Anerkennung und Zugehörigkeit in der Politik nicht unterschätzen. Markus Söder hat das verstanden.«

			Tatsächlich erregt nicht der zu Dicke Argwohn, sondern der zu Dünne. Sicher, niemand will einen Regierungschef, dessen Körper signalisiert, er habe sich nicht im Griff. Die enormen Mengen, die Kohl zu sich nahm, blähten seinen Körper ja nicht auf, sondern verliehen ihm eine königshafte Statur, die imposant statt krankhaft wirkte. Den Tribut zahlte er erst später, als die Gelenke unter dem enormen Gewicht nachgaben und er dauerhaft auf den Rollstuhl angewiesen war.

			Umgekehrt will aber auch keiner den Asketen als Regierungschef. Wer sich zu sehr im Griff hat, erregt damit vielleicht Bewunderung, so wie der Swami, der sein Leben auf dem Nagelbrett verbringt. Aber er sondert sich ab. In seinem Lebensstil liegt die unausgesprochene Mahnung, es ihm gleichzutun und sich zusammenzureißen. Wer aber wird gerne ermahnt?

			Viele Journalisten haben über das »Spiegel«-Interview mit Ricarda Lang die Nase gerümpft, weil darin auch ausführlich von ihrem Kampf mit den Pfunden die Rede war. Das zeige nur, wie sehr der Körper von Frauen immer noch Thema sei, auch in einem vorgeblich fortschrittlichen Organ wie dem »Spiegel«, hieß es im Mediendienst »Übermedien« tadelnd. Die Kritiker übersahen dabei, dass Lang gerade in den Passagen, in denen sie über ihr Hadern mit dem Gewicht sprach, alle politischen Lagergrenzen überwand.

			Wer hätte nicht Verständnis für das Verlangen nach dem Snack zwischendurch, für diese verrückte Lust auf Fett und Zucker? Mit ihrer Diätgeschichte ist Lang so massenkompatibel, wie man als Grüne überhaupt nur sein kann. Millionen von Menschen können sich in der Erzählung über Abnehmen und Zunehmen wiederfinden. Allein dieses Eingeständnis der Schwäche: auf einen Schlag zwei Prozentpunkte mehr in den Umfragen.

			Ein Nebenaspekt der Obsession mit der Leibspeise ist die Inflation der Unverträglichkeiten. Ich habe den Überblick verloren, wann die Ersten anfingen, stolz darauf zu sein, eine Laktose-Intoleranz entwickelt zu haben. Aber dass die Sache längst zum Massenphänomen geworden ist, zeigt der Gang durch einen gewöhnlichen Edeka-Markt. Dabei ist die Auswahl der angebotenen Produkte mindestens so erstaunlich wie die Höhe der Preise.

			Man muss sich auch Allergien im wahrsten Sinne des Wortes leisten können. Keine Frage, dass es Menschen gibt, die Schwierigkeiten haben, Milchprodukte zu verdauen. Einer der großen evolutionären Durchbrüche verdankt sich der Überwindung der Milchunverträglichkeit. Bis heute ist die sogenannte Laktasepersistenz ungleich verteilt. Aber dass in unseren Breiten jedes zweite Kind heimlich an einer Milchstörung leiden würde, wie es in einigen Veröffentlichungen heißt, ist meilenweit entfernt von jeder wissenschaftlichen Erkenntnis.

			Darf man über dicke Menschen sagen, dass sie dick sind? Oder gilt das bereits als unzulässige Abwertung? Das ist eine Frage, die im Zuge der Politisierung des Essens neue Brisanz erlangt.

			Selbst die Bundesregierung scheint unentschlossen, wie sie die Sache sehen soll. Auf der einen Seite werden wir mit Informationen bombardiert, welch schädlichen Einfluss falsche Ernährung auf unsere Gesundheit hat. Das Gesundheitsministerium warnt eindringlich vor den Gefahren der Fettleibigkeit.

			Andererseits fördert die Regierung über die Bundeszentrale für politische Bildung Projekte, bei denen dazu aufgerufen wird, sich »radikal« mit »Fettfeindlichkeit« auseinanderzusetzen. »Wir müssen verstehen, dass Normschönheit weißes Kapital ist. Und dass es damit wie bei allen Diskriminierungsformen vor allem eines auf sich hat: den Erhalt weißer und patriarchaler Machtstrukturen«, erklärt Mino, eine der Botschafterinnen der von der Bundeszentrale geförderten Initiative »Say My Name«.

			Das sollte zu denken geben. Wer Vorbehalte gegen den Genuss bestimmter Lebensmittel äußert, weil sie angeblich die Figur ruinieren, verhält sich nicht nur diskriminierend, er ist auch Rassist! Dann doch lieber dick.

			Es ist eine ganze Theorie rund um das Thema Körpergewicht entstanden. Man spricht von »Lookismus«, wenn Menschen aufgrund ihres Aussehens beurteilt werden. Weil jeder Kommentar über das Erscheinungsbild anderer implizit auf eine Bewertung hinausläuft, enden auch scheinbar unschuldige Bemerkungen zwangsläufig in Diskriminierung. Diskriminierung ist aber genau das, was man unbedingt vermeiden will.

			Der Blick des aufgeklärten Menschen gleitet deshalb wohlgefällig über alle Formen und Größen hinweg, egal ob dick oder dünn. Das Plus-XXL-Model erscheint ihm genauso attraktiv wie die Normschönheit mit der Wespentaille. Begriffe wie »hässlich« oder »gut aussehend« haben für ihn jede Bedeutung verloren.

			So weit die Theorie. Allein, wie so oft, wenn der Mensch die eigene Natur zu überlisten versucht: Zwischen Theorie und Praxis klafft ein Loch.

			Anfang 2023 musste die Bekleidungsmarke »Machines for Freedom« die Aufgabe ihres Geschäfts bekannt geben. »Machines for Freedom« hatte sich auf die Herstellung von »inklusiver« Bekleidung für »Fahrradfahrerinnen aller Größen und Formen« spezialisiert. Schweren Herzens nehme man von der Community Abschied, erklärte die Firmengründerin über Instagram. Offenbar scheuen auch viele übergewichtige Menschen davor zurück, sich in eine Pelle zu zwängen, die einen wie eine zu stark erhitzte Wurst aussehen lässt – allen Beteuerungen, dass dies ganz fabelhaft aussehe, zum Trotz.

			Schönheit ist Beleidigung. Dass die Natur einige Menschen bevorzugt haben könnte, ist in unserer gleichheitsfixierten Zeit nicht mehr vorgesehen. Studien zeigen, dass es gut aussehende Menschen im Leben deutlich leichter haben. Schöne Menschen sind nicht nur bei der Partnerwahl im Vorteil. Sie steigen im Berufsleben auch schneller auf, weil ihnen mehr zugetraut wird.

			Angeblich summiert sich der Mehrverdienst bei attraktiven Menschen gegenüber ihren weniger attraktiven Kollegen im Laufe des Berufslebens auf durchschnittlich 210 000 Euro. Sogar bei Straftätern zahlt sich Schönheit aus: Hübsche Menschen bekommen höhere Strafnachlässe als hässliche.

			Das ist natürlich zutiefst ungerecht. Was kann der Hässliche dafür, dass er hässlich ist? Aber der Mensch ist unvollkommen, auch in seinen Vorlieben. Da kann man ihm noch so sehr einbläuen, dass Aussehen total irrelevant sei – das Stammhirn spielt ihm immer wieder einen Streich.

			Schönheitsnormen sind auch nicht verhandelbar. Wir können tausendmal erklären, dass eine Bierwampe genauso schön wie ein Waschbrettbauch sei: Die Mehrheit wird es anders sehen. Normen wandeln sich, das schon. Wie ein Gang durch eine Galerie Alter Meister zeigt, galt in der Renaissance der wohlgerundete Körper als erstrebenswert und nicht der Hungerhaken. Jedes heutige Supermodel wäre damals umgehend in die Speisekammer verbannt worden. Nichtsdestotrotz existierten auch in der Renaissance genaue Vorstellungen, was begehrenswert sei und was nicht.

			Der Wunsch, sich der Fesseln der Natur zu entledigen, ist groß. Wenn wir in der Lage sind, die Biologie zu überwinden, indem wir neue Geschlechter erfinden, muss es doch auch möglich sein, die Normschönheit hinter uns zu lassen.

			Die familienpolitische Sprecherin der Grünen in Berlin hat vor Jahren vorgeschlagen, bei Schönheitswettbewerben auch weniger schönen Menschen die Teilnahme zu ermöglichen. Bei Misswahlen würden grundsätzlich Menschen ausgeschlossen, das sei nicht mehr zeitgemäß, erläuterte Marianne Burkert-Eulitz ihre Idee. »Wir leben in einer vielfältigen und heterogenen Gesellschaft, die ein anderes Menschenbild lebt.«

			Das ist ein guter Ansatz. Aber warum bei Vorgaben für Misswahlen stehen bleiben? Es böten sich verbindliche Sprachregelungen so wie beim Gendern an. Man könnte auch über eine Quote nachdenken. Für jede Abbildung eines dünnen Menschen gibt es daneben das Bild einer nicht schönheitsnormativen Person.

			Gewichtsangabe beim Amtsarzt? Nur noch nach Selbsteinschätzung. Wer das alte Gewicht öffentlich macht, wird bestraft, so wie beim Selbstbestimmungsgesetz das Deadnaming, also die Nennung des alten Namens, unter Strafe steht. Ein Transfett-Gesetz, das wär’s. Dazu eine Beauftragte der Bundesregierung gegen Fettfeindlichkeit.

			Eigenartigerweise beharrt die Medizin darauf, dass Fettleibigkeit ein gesellschaftliches Problem sei. Das ist etwas verwirrend. Übergewichtige Menschen haben angeblich ein stark erhöhtes Risiko für Herz-Kreislauf-Erkankungen. Sie sterben öfter an Krebs und entwickeln leichter Diabetes. »Warum wir immer dicker und kränker werden«, lautete dazu die Zeile auf dem »Spiegel«-Cover. Gewagte Wortwahl, dachte ich. In Hamburg trauen sie sich was!

			Der amerikanische Autor und Podcaster Anthony Bradley vergleicht Fettsucht mit Rauchen. Überflussgesellschaften wie Amerika seien »metabolisch bankrott«. Deshalb sei es an der Zeit, gesellschaftlichen Druck auf Übergewichtige auszuüben. Man kann sich vorstellen, wie viele Freunde er sich damit gemacht hat.

			Ein Gegenargument lautet, Übergewicht sei anders als Nikotinsucht Schicksal. Niemand könne etwas dafür, wie er aussehe. Aber das stimmt nicht ganz. In über 70 Prozent der Fälle ist Übergewicht eine Frage der Ernährung und damit der persönlichen Präferenz. Niemand zwingt uns, zu viel Zucker oder Fett in uns hineinzuschaufeln – so wie uns auch niemand zum Rauchen zwingt. Es ist eine freiwillige Entscheidung. Muss man also aus Gesundheitsgründen zum Fatshaming kommen, so wie es zum Rauch-Shaming kam?

			Wenn es ein Thema gibt, bei dem die Schizophrenie der linken Glaubenswelt offen zutage tritt, dann die Diätfrage. Gerade fortschrittliche, dem rot-grünen Zeitgeist besonders aufgeschlossene Eltern achten penibel darauf, was ihre Kinder zu sich nehmen. Das ist sozusagen praktizierter Lookismus: Sich gemeinsam darüber empören, wie sehr die Werbeindustrie übergewichtige Menschen benachteiligt – aber sofort die Cola vom Tisch nehmen, wenn der kleine Jonas und das Sahrachen auf der Bildfläche erscheinen.

			Wobei Schizophrenie das falsche Wort ist. Performative Widersprüchlichkeit trifft es besser. Das eine sagen, während man das andere tut, ohne dabei auch nur das Gesicht zu verziehen: Das ist der eigentliche Beweis der Klassenzugehörigkeit.

			In den niederen Ständen wird man nie verstehen, wie man die tückischen Gewässer des politisch Korrekten so navigieren kann, dass man nirgends anstößt. Das braucht lange Erfahrung, um nicht zu sagen: Dafür muss man geboren sein. Das kann man so wenig erlernen wie den Akzent der britischen Oberschicht oder die Nonchalance, mit der man sich in den Upper Classes über die Regeln hinwegsetzt, die man eben noch für allgemein verbindlich erklärt hat.

			Was nicht heißt, dass man nicht auch dort ein Gefangener seiner Affekte ist. Die Asiaten plagt bekanntlich die Angst vor Ansteckung. In den deutschsprachigen Ländern fürchten wir uns vor allem vor unsichtbaren Giftstoffen, die in der Nahrung lauern, und natürlich allem, was mit Strahlen verbunden ist. Je mehr Sie politisch nach links tendieren, desto größer die Strahlenangst. Weshalb in guten sozialdemokratischen Haushalten schon die Einführung einer Mikrowelle lange ein großes Thema war. Die macht was mit dem Essen, sagte meine Mutter. Es war klar, dass das nichts Gutes bedeutete.

			Die Angst vor dem Genfood verbindet die beiden Faktoren Mutation und Vergiftung. Deshalb reicht schon der Verdacht, irgendwo in der langen Nahrungskette, die am Ende zu einem Schnitzel führt, könnte ein genverändertes Korn verborgen gewesen sein, und die Leute verlassen laut schreiend den Supermarkt.

			Ich erinnere mich an einen Demonstrationszug in Berlin, bei dem jemand ein Plakat hochhielt mit dem Satz: »Gegen Gene, für das Leben.« Wenn es eines Beweises für die deutsche Bildungskatastrophe bedürfte, voilà, hier wäre er. Sechs Jahre Biologie-Unterricht und man hält Gene immer noch für eine Substanz, auf die man lieber verzichtet. Sie lachen? Wenn der Frischkäse damit wirbt, »garantiert genfrei« zu sein, lacht man in gewisser Weise über sich selbst.

			Verschiedentlich wurde im Zuge der Corona-Epidemie die Frage gestellt, warum in Deutschland die Impfquote so niedrig war. Was die Zahl der Impfgegner angeht, lagen die deutschsprachigen Länder in Westeuropa an der Spitze. Eine Erklärung stellte auf die Geografie ab. In Ländern mit Gebirgsregionen sei die Zahl der Dickschädel, die dem Staat misstrauten, höher als in Küstenländern, lautete eine Deutung.

			Aber ist das überzeugend? Erstens verfügen auch Impfvorbilder wie Frankreich und Spanien über ordentliche Gebirge, wie jeder weiß, der mal die Pyrenäen oder die französischen Alpen durchquert hat. Und dass der Gehorsam gegenüber staatlichen Autoritäten in Mittelmeerstaaten besonders ausgeprägt sei, darf man mit Blick auf die Steuermoral getrost bezweifeln.

			Ich hätte eine andere Erklärung anzubieten. Wenn man den Leuten den ganzen Tag einredet, dass Gentechnik des Teufels sei, muss man sich nicht wundern, wenn sie dem Genzeug misstrauen. Das gilt erst recht, wenn man es ihnen intramuskulär verabreichen will. Eine Pille schlucken, das ist schlimm genug. Aber sich die unheimliche Substanz auch noch spritzen lassen? Um Gottes willen!

			Der Kampf gegen die Gentechnik kommt für die Ökobewegung gleich nach dem Kampf gegen die Atomkraft. Die Nahtstellen nach rechts blendet man lieber aus. Es ist halt sehr viel einfacher, sich über den Impfgegner im Erzgebirge zu empören, der vom gentechnischen Menschenexperiment schwafelt, als über die Grünenanhängerin mit dem VHS-Diplom in Edelsteinkunde, die auf Globuli gegen Corona schwört.

			Ich stehe seit Längerem in Kontakt zu dem Wissenschaftsautor Ludger Weß. Weß hat als Molekularbiologe gearbeitet, bevor er via Greenpeace zum Journalismus stieß. Wenn man sich mit Weß unterhält, wird man daran erinnert, dass sich das Land Nordrhein-Westfalen unter rot-grüner Führung zur »gentechnikfreien Region« erklärte.

			Oder dass die grüne Umweltministerin aus Rheinland-Pfalz die Entscheidung von BASF, ihre Gentechnik-Forschung ins Ausland zu verlegen, mit den Worten kommentierte, der Abzug aus Deutschland beweise »den mangelnden Erfolg von Gentechnikprodukten«. Gentechnik sei nun einmal keine Zukunftstechnologie (was ihre Nachfolgerin selbstredend nicht davon abhielt, sich unter die ersten Gratulanten zu drängeln, als es darum ging, die Entwicklung des Wunderimpfstoffes aus den Genlabors von Biontech zu feiern).

			Die Sache hat auch einen ökonomischen Aspekt, das sollte man nicht vergessen. Die Forschung ist in Europa praktisch zum Erliegen gekommen. Allein über dem Ausfüllen der Anträge vergehen Jahre. Jede gentechnisch veränderte Sorte muss auf speziellen Feldern streng getrennt von anderen Pflanzen angebaut werden, wo sie dann regelmäßig von Gentechnikgegnern zertrampelt wird.

			Die EU-Kommission will die Genehmigungsverfahren für genetisch veränderte Lebensmittel verkürzen. Für den Vorstoß der EU-Kommission spricht, zum Beispiel, der Klimawandel. Ohne Pflanzen, die Dürre und schlechten Böden trotzen können, wird es nicht gelingen, die Weltbevölkerung zu ernähren. Aber das überzeugt die Kritiker nicht. Wenn es um Genfood geht, endet der Blick am Gartenzaun.

			Auch unsere mehrjährige Umwelt- und Entwicklungshilfeministerin Svenja Schulze hat zu dem Thema eine Meinung. »Die Gentechnik hat in ihrer Geschichte noch keinen wesentlichen Beitrag zur Ernährungssicherung geleistet«, schrieb sie auf X. »Ihr gesellschaftlicher Nutzen wird in der Theorie oft behauptet, aber in der Praxis zielt die Gentechnik auf Patente und Profite.«

			Nun gut, Frau Schulze hat wie ich Germanistik studiert. Ich war in Biologie auch keine Leuchte. Aber gibt es in ihrem ganzen Ministerium niemanden, der sie vor diesem Unsinn hätte bewahren können, habe ich mich gefragt, als ich den Tweet las. Die Deregulierung der Gentechnik sei nicht die Antwort auf den Welthunger, erklärte die Ministerin dann noch. »Wir helfen den Hungernden am besten, wenn wir weiter in nachhaltige, klimaangepasste Landwirtschaft vor Ort investieren.«

			Ob Frau Schulze Sri Lanka kennt? Die Insel hat es mit der Wende zur Nachhaltigkeit versucht, und zwar nachhaltig. Vor sechs Jahren stellte Sri Lanka komplett auf biologische Landwirtschaft um. Der Einsatz von Pestiziden oder synthetischem Dünger war fortan verboten. Der Traum jedes Grünen – und ein Albtraum für die Sri-Lanker. Die Reisproduktion fiel binnen sechs Monaten um 20 Prozent. Die Tee-Ernte erlitt ebenfalls dramatische Einbußen. Das Land, das eben noch Nahrungsmittel im großen Stil exportiert hatte, erlitt eine beispiellose Hungersnot.

			Der härteste Widerstand kommt von der Generation Gorleben, das ist wie bei der Atomkraft. Bei der Grünen Jugend sieht man die Sache mit Blick auf den Klimawandel inzwischen pragmatischer. Aber so, wie man aus Rücksicht auf Jürgen Trittin und die Seinen nicht am Atomausstieg rühren wollte, will man nun aus Rücksicht auf Renate Künast und die Ihren auch die Haltung zur Gentechnik nicht überdenken.

			Die »Frankfurter Allgemeine« veröffentlichte zum Thema ein Interview mit der Biochemikerin Emmanuelle Charpentier, die 2020 den Nobelpreis für ihre Entdeckung der Genschere erhielt. Seit ein paar Jahren lebt sie in Berlin, wo sie die Max-Planck-Forschungsstelle für die Wissenschaft der Pathogene leitet, aber in ihrem Labor ist die Arbeit an CRISPR/Cas9 weitgehend eingestellt.

			Es gebe in Deutschland schlicht keine Wissenschaftler mehr, die man für die Arbeit begeistern könnte, berichtete Frau Charpentier in dem Interview. Deutschland sei einfach nicht mehr wettbewerbsfähig in dem Feld. Auch was die grüne Gentechnik angeht, zog die Nobelpreisträgerin ein düsteres Fazit. »Inzwischen sind viele Unternehmen mit dem wichtigsten Teil der Entwicklung in die USA abgewandert.«

			Wir wollen keine Autoindustrie mehr und die Chemieindustrie eigentlich auch nicht. Die Finanzindustrie sehen wir mit Skepsis, und für den Aufbau einer eigenen Softwareindustrie waren wir nicht clever genug. Gut, die Bürokratie gedeiht. Aber ob auf Dauer ein Land funktioniert, in dem niemand mehr produktiv tätig ist, weil alle nur noch einander verwalten? Das wäre dann das Deutschland-Experiment.

		


		
			Ein falsches Wort – 
oder der seltsame Fetisch mit der Sprache

			Normalerweise werden Kriege um Land und Eigentum geführt, aber nicht um Worte. Aber genau das passiert. Die »Sprachkriege« haben begonnen.

			Im Februar 2021 war die Vorsitzende der SPD-Grundwertekommission, Gesine Schwan, bei einer Onlinediskussion in Berlin zu Gast. Die Diskussion, veranstaltet vom SPD-Kulturforum, stand unter der Überschrift »Kultur schafft Demokratie«. Es war eines jener Formate, von denen in der Regel nur ein paar verdiente Parteimitglieder Notiz nehmen und die danach für immer ins Reich des Vergessens sinken.

			Das war an diesem Abend anders. Frau Schwan entkam nur knapp einer Katastrophe. Es fehlte nicht viel, und sie hätte ihren Ruf und ihre Ehrenposten verloren. Und das kam so:

			Einer der Diskussionsteilnehmer bei dem Format war Heinrich Horwitz, Kind des Schauspielers Dominique Horwitz. Dummerweise hatte Frau Schwan nicht ins Kleingedruckte der Einladung geschaut, sonst hätte sie gesehen, dass Heinrich Horwitz darauf besteht, weder als Mann noch als Frau angesprochen zu werden. Oder wie die Person erklärte, als sie endlich an der Reihe war: »Ich bin kein Herr und ich bin auch nicht Schauspieler oder Regisseur. Ich bin Schauspieler:In und Regisseur:In. Ich bin nicht binär. Ich bin eine geoutete, lesbische, nicht binäre Person.«

			Hätte Frau Schwan gegoogelt, hätte sie außerdem erfahren, dass Heinrich früher Miriam hieß und sich 2019 entschloss, sich der Einteilung in Frau und Mann zu verweigern. Warum sie den männlich klingenden Namen Heinrich wählte, dafür hatte auch Google keine Erklärung. Sie selbst hat angegeben, früher einmal auf den Namen »Möhre« gehört zu haben. In jedem Fall wäre die einzige Möglichkeit, Heinrich Horwitz richtig vorzustellen, die Benutzung des glottal stop gewesen, also die Bezeichnung als Schauspielerin oder Regisseurin mit einer kurzen Sprechpause vor der letzten Silbe.

			Wie Gesine Schwan darauf hätte kommen sollen, blieb auch im weiteren Verlauf der sich nun galoppierend entwickelnden Affäre ungeklärt. Aber so sprach sie die geoutete, lesbische, nicht binäre Person eben als »Herr Horwitz« an, und das im Verlauf der insgesamt 90 Minuten dauernden Diskussion auch nicht einmal, sondern, wie Horwitz mitgezählt hatte, insgesamt dreimal.

			Der Fall schlug Wellen. Eine Reihe großer Zeitungen berichtete, auch der Bayerische Rundfunk und das »ZDF heute-journal« widmeten sich dem Fall. Die mehrfache Verwendung der falschen Anrede zeige, welcher Diskriminierung queere Menschen selbst in der SPD ausgesetzt seien, lautete der Vorwurf.

			Ich kenne Frau Schwan noch aus meiner Zeit als Büroleiter des »Spiegel«. Wir können alle dem Herrgott danken, dass die Vorsehung ihren Einzug ins Schloss Bellevue verhindert hat. Eine Zeit lang wurde die ehemalige Präsidentin der Europa-Universität Viadrina für alles Mögliche gehandelt, bis hin zur ersten Frau im Amt des Bundespräsidenten.

			Die ihr eigene Mischung aus Redseligkeit und sozialdemokratischem Biedersinn kann auf Dauer unglaublich enervierend sein. Aber was immer man von der Politikwissenschaftlerin halten mag: Mit Sicherheit liegt Frau Schwan nichts ferner, als andere herabzusetzen oder gar zu beleidigen.

			Wäre ich Schwans Anwalt gewesen, hätte ich zu ihrer Verteidigung angeführt, dass sie der neuesten Theorieproduktion schon altersmäßig etwas hinterherhinke. Gesine Schwan war zu dem Zeitpunkt, als sich diese Dinge zutrugen, 76 Jahre alt. In dem Alter haben manche Mühe, ihre Kinder zu erkennen. Aber dieses Argument wurde sogleich vom Tisch gewischt. Wenn es um die korrekte Bezeichnung einer Transperson geht, kann auch Gebrechlichkeit keine Entschuldigung sein. Das Misgendern kennt keine Altersgrenze.

			»Ich denke, es ist nicht schlimm, wenn ich denke, dass eine Person, die ich gar nicht kenne, sich Heinrich Horwitz nennt, das ist ein Herr. Das finde ich nicht schlimm«, erklärte die Angegriffene im Nachgang im Interview. Indignierter Kommentar des Moderators im BR-Format »Quer«: »Aber die nicht binäre Person dieses Namens findet es schlimm.« Womit eigentlich alles gesagt war.

			Falls es ihr ein Trost gewesen sein mag: Gesine Schwan war schon bald in dem Schlamassel nicht allein. Kurz darauf geriet auch Wolfgang Thierse unter die Räder, ebenfalls ein verdienter Genosse, ebenfalls das, was man ein sozialdemokratisches Urgestein nennen darf, ohne despektierlich zu wirken.

			Thierse hatte den Fehler gemacht, sich in einem Gastbeitrag in der »FAZ« kritisch über die Hinwendung seiner Partei zur sogenannten Identitätspolitik zu äußern. Eine Gesellschaft, die sich nur noch aus unterschiedlichen Gruppen von Diskriminierungsopfern zusammensetze, statt das Gemeinsame zu betonen, sei vom Zerfall bedroht, so die These des ehemaligen DDR-Bürgerrechtlers.

			Das hätte er besser mal gelassen. Insbesondere die Verwendung des Wortes »normal« wurde ihm zum Vorwurf gemacht. Normalität sei die Cancel Culture des alten weißen Mannes. Wer von normalen Menschen spreche, grenze andere aus. Ein falsches Pronomen, und man ist weg vom Fenster. Einmal das Wort »normal« benutzt, und man ist in der SPD-Hölle.

			Auch bei den Sozialdemokraten steht man schnell allein, wenn die Aufregung steigt. Dann wird Solidarität plötzlich kleingeschrieben. Die Parteivorsitzende Saskia Esken und der Parteivize Kevin Kühnert zeigten sich »zutiefst beschämt« über »die fehlende Zurückweisung von Grenzüberschreitungen« und die »mangelnde Sensibilität im Umgang mit den Gäst:innen«. Die »Aussagen einzelner Vertreter*innen der SPD« brächten ein »rückwärtsgewandtes Bild der SPD« zum Ausdruck, das auch sie »verstört« habe, hieß es in einer Erklärung der Parteispitze.

			Nachdem der langjährige Bundestagspräsident seine Parteivorsitzende per Brief ersuchte, ihm mitzuteilen, ob sein »Bleiben in der gemeinsamen Partei weiterhin wünschenswert oder eher schädlich« sei, ruderte die Parteichefin zurück und versicherte ihm, sie sei keineswegs beschämt über ihn als Genossen.

			»Wolfgang Thierse ist für uns ohne jeden Zweifel ein verdienstvoller Sozialdemokrat«, erklärte Esken. »Gemeinsam bleiben wir im Austausch über sozialdemokratische Wege für eine Gesellschaft, die Diskriminierung und Ausgrenzung überwindet und den Respekt gegenüber der Verschiedenheit mit einer Kultur der Gemeinsamkeiten verbindet.« Was man halt so sagt, wenn man im linken Lager die Wogen glätten will.

			Mein Freund René Pfister, lange Amerika-Korrespondent des »Spiegel«, hat ein Buch mit dem schönen Titel »Ein falsches Wort« vorgelegt. Das Buch spielt vorwiegend im amerikanischen Universitätsmilieu, die meisten Fälle, die er beschreibt, stammen von dort. Der Fall Schwan zeigt, dass die seltsame Fixierung auf die Sprache auch in Deutschland angekommen ist.

			Pfister hat mit dem Chefredakteur der »New York Review of Books«, Ian Buruma, gesprochen, der seinen Job über den Text eines Autors verlor, der verdächtigt wurde, Frauen bedrängt zu haben. Statt den Text abzulehnen, in dem der Mann beschrieb, wie es ist, wenn die öffentliche Meinung ihr Urteil gefällt hat (er war in allen Anklagepunkten vor Gericht freigesprochen worden), hatte Buruma den Essay einer Veröffentlichung für wert befunden, gegen Widerstände aus der Redaktion. Das reichte, um ihn seines Amtes zu entheben.

			Pfister schilderte den Fall des Obama-Mitarbeiters David Shor, der die Demokraten nach den Unruhen im Zuge der Black-Lives-Matter-Proteste davor warnte, die Tumulte würden vor allem Trump nutzen. Shor wurde daraufhin von seiner Firma als Datenanalyst gekündigt, weil er mit seiner Warnung die Anliegen der Black-Lives-Matter-Bewegung untergrabe, wie man ihm zur Last legte. Ein falscher Einwand. Wir wissen heute, wie richtig Shor lag.

			Der Essayist Louis Menand spricht von »Sprachkriegen«. Normalerweise werden Kriege um Land und Eigentum geführt, nicht um Worte. Aber genau das passiert. Die Idee ist, kurz gefasst, dass man über Worte die Wirklichkeit verändern kann. Wer die Sprache beherrscht, beherrscht die Köpfe. Wer die Köpfe beherrscht, beherrscht die Welt. Kein Wunder, dass man bereit ist, bis zum Äußersten zu gehen.

			Woher kommt diese Sprachfixierung? Ich glaube, der Grund liegt in dem beruflichen Werdegang vieler Menschen, die heute im sogenannten vorpolitischen Raum den Ton angeben. Wenn Sie Biologe sind, liegen Ihnen die genetischen Grundlagen besonders am Herzen. Als Mathematiker wundern Sie sich, wie irrational es oft in der Welt zugeht. Wenn Sie ein geisteswissenschaftliches Studium absolviert haben, neigen Sie dazu, die Bedeutung von Sprache zu überschätzen.

			Ich habe acht Semester Linguistik studiert. Ich wäre der Letzte, der den Einfluss von Sprache auf das Denken bestreiten würde. Selbstverständlich haben böse Worte auch eine Wirkung, deshalb benutzt man sie ja. Aber dass Wirklichkeit ein Sprachakt sei, darauf käme nicht einmal ein Linguist.

			Das aber ist die Vorstellung. Meist wird sie ex negativo formuliert, also im Umkehrschluss. Weil Frauen in der gesprochenen oder geschriebenen Sprache nicht angemessen repräsentiert seien, falle es ihnen schwer, ihren rechtmäßigen Platz in der Welt zu beanspruchen.

			Ich würde sagen, der Anteil von Frauen bei Universitätsabschlüssen widerlegt diese These eindrucksvoll. Die deutliche Mehrheit der Uni-Abgänger sind heute Frauen. Aber so leicht kommt man nicht davon. Jeder Unterschied bei der Entlohnung oder der Besetzung von Führungsposten gilt als Beweis, dass sprachlich noch viel zu tun sei, um zu einer echten Angleichung zu gelangen.

			Was für die Frauen gilt, das gilt erst recht für andere marginalisierte Gruppen. Ein unvorsichtiges Wort kann ausreichen, um Menschen nachhaltig zu traumatisieren. Oder vielleicht sollte man besser sagen: zu re-traumatisieren. Deshalb ist Kommunikation auch so eine heikle Angelegenheit geworden. Folgt man den Verfechtern der neuen Theorie, dann liegt bereits in der Frage nach der Herkunft, ob gewollt oder ungewollt, ein Gewaltakt vor.

			Dass ausgerechnet die Linke auf den Trichter kam, alles zu einem Sprachspiel zu erklären, ist einigermaßen überraschend. Schließlich war der Urvater der Bewegung, der Philosoph Karl Marx, ein dezidierter Feind des Idealismus. Der historische Materialismus heißt nicht von ungefähr Materialismus. Für Marx waren es die harten ökonomischen Fakten, die über den Platz in der Gesellschaft entscheiden, alles weitere folgt von dort. »Das Sein bestimmt das Bewusstsein«, lautet einer der bekanntesten Sätze des Begründers des Marxismus.

			Aber wie das oft so ist, irgendwann wird das, was man seit Jahren kennt, langweilig. Es muss etwas Neues her. Das Neue kam in diesem Fall aus Frankreich in Gestalt des Strukturalismus. Als ich die Uni betrat, stand die sogenannte Franzosenlehre in ihrer Hochblüte. Michel Foucault, Jacques Derrida, Luce Irigaray, das waren die Ikonen meiner Studentenzeit.

			Die Texte waren von anspruchsvoller Opakheit, vieles für den Neuling kaum zu verstehen. Aber das erhöhte ihren Reiz. Wie die Novizen eines Geheimordens beugten wir uns über den Textkörper der »Grammatologie« und schritten ihn Zeile für Zeile ab, in der vergeblichen Suche, so etwas wie einen Sinn zu erhaschen.

			Während Marx noch gelehrt hatte, dass das Sein das Bewusstsein bestimme, postulierten die Vertreter der neuen Theorie, die im Sturm die Kulturwissenschaften eroberte, dass die Annahme eines vorsprachlichen Seins ein naives Wirklichkeitsverständnis offenbare.

			Der Philosoph Michael Hampe, ein Zeitzeuge des neuen Denkens, hat die Umwälzung des Realitätssinns anschaulich beschrieben:

			»Wer etwas über die Entdeckung des Nordpols oder die Wahrheit moralischer Aussagen herausfinden wollte, wurde als Ewiggestriger müde belächelt. Nahm man etwa an, dass es den Nordpol als Tatsache gebe? Hatte man noch nicht gehört, dass ›Nordpol‹ für ein Konstrukt steht, das durch technische Geräte, Diskurse, Politiken hergestellt worden war? Über die Erfindung des Nordpols, meinte die Kulturwissenschaft, könne man wohl noch schreiben, nicht aber über seine Entdeckung. Fragte man zurück ›Aber kalt ist es dort doch wirklich?‹, zog man sich als Nutzer des Wortes ›wirklich‹ gleich den nächsten Lacher zu.«

			Eine Pointe der Geschichte hat dafür gesorgt, dass das, was eben noch als Steckenpferd linker Theoretiker galt, seine gewieftesten Adepten auf der anderen Seite des politischen Spektrums fand. Wenn alles ein Konstrukt ist, dann ist auch Wahrheit relativ. Wenn aber Wahrheit relativ ist, dann sind auch Lügen keine Lügen mehr.

			Es mag für den einen oder anderen überraschend klingen, aber Donald Trump steht tief in der Schuld des Strukturalismus. Ich bin nicht der Erste, dem das auffällt. Die Literaturkritikerin Michiku Kakutani hat noch während Trumps erster Amtszeit ein erhellendes Buch über die philosophischen Grundlagen und Unterströmungen des Trumpismus vorgelegt. Es heißt »Der Tod der Wahrheit«. Nicht von ungefähr widmet sie ein ganzes Kapitel den strukturalistischen Dehnübungen, die Wahrheit als Konzept erst anlösten und dann auflösten.

			Es liegt auf der Hand, dass der korrekten Anwendung von Sprache immense Bedeutung zukommt, wenn sie das eigentliche Herrschaftsinstrument ist. Wenn alles durch Diskurse hergestellt wird, dann zählt jedes Wort. Deshalb auch die Versessenheit, mit der darauf geachtet wird, dass jeder sich an die Regeln hält. Selbstverständlich begnügt sich die moderne Orthodoxie nicht mit der Dekonstruktion des Wissenschafts- und Wahrheitsbegriffs, sie setzt ihn in ihrem Sinne grammatisch neu zusammen.

			Den Befürwortern der neuen syntaktischen Etikette ist kein Wort zu klein und kein Buchstabe zu gering. Sie führten die asymmetrische Großschreibung des Buchstabens S bei »Schwarz« ein (bei »weiß« wie in »weiße Person« bleibt es bei der Kleinschreibung). Sie setzten die Anzeige von Pronomen in E-Mail-Signaturen und Social-Media-Bios durch und erfanden geschlechtsneutrale Konstruktionen wie »Latinx« oder »Chicanx«.

			Den Leuten wird gesagt, sie sollten aufhören, »stillen« zu sagen, und lieber von »Brusternährung« sprechen, anstelle des umstrittenen Begriffs »Frau« tritt das sachlichere »menstruierende Person«. Im Englischen geraten Wörter wie »master bedroom«, »manpower«und »brown-bag lunch« (mitgebrachtes Mittagessen) auf die Liste der zu ersetzenden Begriffe (empfohlene Alternativen: »primary bedroom«, »workforce« und »sack lunch«). Bestimmte Wörter wie »verrückt« fallen als nicht mehr rettbar ganz raus.

			Großer Wert wird insbesondere auf den Bann von als abwertend empfundenen Bezeichnungen wie »Eskimo« und »Indianer« gelegt, wobei bei der Bestimmung der richtigen Bezeichnung eine gewisse Unsicherheit herrscht. Die in Alaska lebenden Inuit zum Beispiel bevorzugen die Bezeichnung Inupiat oder Yupik, da sie mit den Inuit nichts zu schaffen haben; sie als Inuit zu bezeichnen, ist so, als ob man die Österreicher oder Schweizer der Einfachheit halber den Deutschen zuschlagen würde. Ähnlich verhält es sich mit den Roma und Sinti, die keine Roma und Sinti sind, sondern Zigeuner und deshalb auf der alten Bezeichnung bestehen.

			Schon das Wort »woke« wird inzwischen als anstößig empfunden, weil es aus der schwarzen Bürgerrechtsbewegung stammt und eine Form der kulturellen Aneignung bedeutet, wie eine weitere Obsession der neuen Linken heißt. In der Hochphase konnte einen bereits die falsche Frisur in Teufels Küche bringen, weil beispielsweise das Tragen von Dreadlocks, wie man die traditionelle Haartracht der Rastafari nennt, einen Akt des Diebstahls darstellt und damit im Grunde einen Akt der Neokolonialisierung.

			Was sich lachhaft anhört, hat ernsthafte Konsequenzen. Bei der »Washington Post« verlor ein Journalist seinen Job, weil er sich über den übermäßigen Gebrauch von Curry in der indischen Küche lustig gemacht hatte. Die Zeitschrift »Bon Appetit« sah sich zu einer ausführlichen Entschuldigung genötigt, nachdem eine Redakteurin den Lesern erklärt hatte, wie man »wirklich gute Hamantaschen« zubereitet.

			Hamantaschen sind kleine, dreieckige Teigtaschen, die man unter Juden gerne zu Purim reicht. Das Problem: Die Redakteurin, die das Rezept bei »Bon Appetit« hochgeladen hatte, war nicht jüdisch. Die Food-Influencerin Abigail Koffler, ihrerseits Expertin für »scharfe Saucen« (»This Needs Hot Sauce«), hatte das Rezept auf der Netzsuche nach Hamantaschen-Füllungen entdeckt und anstößig gefunden: »Traditionelle Gerichte müssen nicht automatisch modernisiert oder ›verbessert‹ werden, insbesondere nicht von Personen, die nicht dieser Kultur entstammen«, so ihr Urteil auf Twitter.

			Nur Stunden später erfolgte der Kniefall der zum Verlagskonzern Condé Nast gehörenden Essenszeitschrift. Man sei tief betroffen von dem Vorgang und werde alles in seiner Macht Stehende tun, dass sich Ähnliches nicht wiederhole. Die Überschrift »How to Make Actually Good Hamantaschen« wurde umgehend zu »5 Steps to Really Good Hamantaschen« geändert. Außerdem versprach der Konzern, sein 55 Jahre zurückreichendes Rezeptarchiv auf anstößige, fragwürdige oder in irgendeiner Weise verletzend wirkende Zutaten, Überschriften und Kochanleitungen zu überprüfen und gegebenenfalls den Erfordernissen der neuen Zeit anzupassen.

			Ich selbst habe an einer Fernsehdiskussion teilgenommen, wo allen Ernstes behauptet wurde, dass schon das Spielen schwarzer Musik eine Verletzung der kulturellen Souveränität bedeute. Der Hinweis, dass ja dann für einen Deutschen nur noch Heino oder, schlimmer noch, Herbert Grönemeyer bliebe, wurde kalt lächelnd weggewischt.

			Ich sehe den Tag kommen, schrieb ich im Nachgang, an dem alle Yoga-Studios ihre Pforten schließen müssen, weil Yoga bekanntermaßen nicht aus Bottrop, sondern aus Poona stammt. Dafür können wir wieder zum Speerwerfen zurückkehren. Das soll auch sehr gesund sein. Plus: alter germanischer Brauch. Da kann der Inder nix sagen.

			Wobei: Der sagt ja ohnehin nix. Ich habe noch nie einen Ureinwohner Amerikas sich darüber beklagen hören, dass wir die Karl-May-Festspiele in Segeberg veranstalten. Oder einen Mexikaner, dass die AWO-Seniorentanzgruppe bei der Bundesgartenschau anlässlich ihrer musikalischen Weltreise Sombreros trägt. Im Zweifel drücken sie in Mexiko den tanzenden Rentnerinnen alle Daumen, damit sie noch ganz viele Sombreros verkaufen können.

			Trotzdem: Der Sombrero muss weg. Der Hut würde die Maßstäbe der Buga hinsichtlich »interkultureller Sensibilität« untergraben, wurde den 17 Damen mitgeteilt, die im Sommer 2023 in Mannheim über die Bühne taperten. Wie es der Internet-Guru Sascha Lobo unter diesen Umständen geschafft hat, sich seinen Irokesen zu bewahren, grenzt an ein Wunder. Ich halte Lobo für eine aufgeblasene Riesenknalltüte, aber das nötigt mir Respekt ab.

			Ich schreibe Teile dieses Kapitels mit Bedacht in der Vergangenheitsform. Ich bin davon überzeugt, für die echten Puristen ist die Schlacht verloren. Man sieht das beim sogenannten Gendern. Es ist noch nicht lange her, da galt die geschlechtergerechte Sprache auch unter Talkshowgästen als Ausweis eines geschärften Trendbewussteins. Kurzzeitig sah es so aus, als ob sogar die Dudenredaktion der Mode erliegen würde. Das wäre der ultimative Sieg gewesen: das Genderzeichen im Duden. Daher waren auch die Anstürme auf diese Bastille der Rechtschreibung so groß.

			In bestimmten Zirkeln wird sich die Sprachmanie halten. Das ist wie bei den frühen Christen, die sich an Geheimzeichen erkannten. Aber in der realen Welt konnte sich das Konzept nie wirklich durchsetzen. Der Mensch nimmt beim Sprechen die Abkürzung, nicht den Umweg. Daran wird sich auch in den nächsten zweitausend Jahren nichts ändern.

			Wer vorbildlich reden will, braucht nicht nur wahnsinnig viel Übung, sondern auch eine übermenschliche Selbstdisziplin. Versuchen Sie mal, über eine Stunde korrekt zu gendern. Selbst überzeugte Vertreter der Sache fallen nach kurzer Zeit in alte Sprachgewohnheiten zurück, wie sich in Talkshows beobachten lässt. Die Vorzeigegrüne Annalena Baerbock kam bei »Maybrit Illner« schon nach vier Minuten ins Straucheln. Dann sprach sie wieder von »den Amerikanern« und »den Franzosen«, so als habe sie noch nie von den Amerikanerinnen und den Französinnen gehört.

			Andererseits: Man soll nicht zu früh frohlocken. Für symbolische Korrekturen reicht die Kraft allemal. Mitte vergangenen Jahres wurde unter großem Tamtam die Mohrenstraße in Berlin in Anton-Wilhelm-Amo-Straße umbenannt, weil das Wort »Mohr« nach Meinung des Vereins »Decolonize Mitte«, der das Vorhaben vorantrieb, so belastet ist, dass es aus dem Straßenbild entfernt gehört.

			Es spricht prinzipiell nichts gegen Umbenennungen. Wir haben uns auch von Nazigrößen getrennt, die noch vor dreißig Jahren als Vorbilder galten. Nun kommt aber das Wort Mohr von Maure, was ursprünglich nicht die afrikanische Urbevölkerung meinte, sondern die muslimischen Seefahrervölker, die aus dem Mittelmeerraum Hunderttausende in die Gefangenschaft führten. Möglicherweise würde man der Causa auch geneigter gegenüberstehen, wenn nicht in der Mohrenstraße gleichzeitig ein Restaurant der Anfeindung ausgesetzt wäre, ohne dass sich Widerspruch regt, und das aus einem einzigen Grund: weil der Besitzer Jude ist.

			Den Anhängern der Umbenennung war in der Namenswahl kein wirkliches Glück beschieden. Mit dem Namensgeber Anton Wilhelm Amo verbindet sich eine beeindruckende Geschichte: geboren an der Goldküste, dem heutigen Ghana, dann über verschlungene Weg nach Deutschland gekommen und in den Dienst des Herzogs von Wolfenbüttel-Braunschweig getreten, schließlich als erster schwarzer Philosoph und Jurist an deutschen Universitäten promoviert. Eine Geschichte wie ein Roman.

			Leider verdichten sich die Hinweise, dass Amo, anders als die Fama es will, nicht unterwegs als Sklave eingefangen wurde, sondern aus einem afrikanischen Herrschergeschlecht stammte, das selbst durch den Sklavenhandel groß und berühmt geworden war und den jungen Spross auf große Fahrt schickte.

			Antikolonialismus scheint überhaupt ein schlüpfriges Gelände. Vor ein paar Jahren kam man im Stadtrat von Berlin-Wedding auf die Idee, eine Straße nach einer Königin aus dem 17. Jahrhundert zu benennen. Ana Nzinga, so ihr Name, hatte über Ndongo und Matamba geherrscht, das heutige Angola. Sie hatte erfolgreich erst die Portugiesen in Schach gehalten, dann die Holländer. Eine starke schwarze Frau, die sich zudem mutig den Kolonialisten in den Weg stellte: Das Straßenschild war praktisch schon angeschraubt.

			Dann tauchten Fragen auf. Dass Nzinga offenbar eine herrschsüchtige, hochgradig paranoide Person gewesen war, die ihren eigenen Bruder hatte vergiften lassen, um auf den Thron zu gelangen: Das ließ sich noch verschmerzen. Ein größeres Problem war, dass die Königin Macht und Reichtum offenbar ihrer Beteiligung am Sklavenhandel verdankte. 12 000 Sklaven lieferte sie im Jahr an ihre Geschäftspartner in Holland, wie Abrechnungen zeigten. Im Stadtrat Berlin-Wedding entbrannte eine historische Umbenennungs-Debatte, an deren Ende die Initiative »Ana Nzinga Straße« ihren Vorschlag lieber zurückzog.

			Die Abbiegung in die sogenannte Identitätspolitik ist ein Irrweg, der die Linke viel Sympathie gekostet hat. Klügere Leute haben immer davor gewarnt, die Normalität aus den Augen zu verlieren. Das Mitgefühl einer Lidl-Verkäuferin mit einer jungen migrantischen Feministin, die Qualen durchleidet, weil sie nach ihrem Geburtsort gefragt wurde, hält sich in Grenzen.

			Am Berliner Gorki-Theater mag der Schock über diese Mikroaggression für ein abendfüllendes Programm sorgen, die Antidiskriminierungsbeauftragte Ferda Ataman hat ein ganzes Buch zum Thema vorgelegt (»Ich bin von hier. Hört auf zu fragen!«). Außerhalb der Theaterwelt und der Antidiskriminierungsstellen zuckt man lediglich mit den Achseln. Aber alle Warnungen länger gedienter Fahrensleute wurden als Einwände alter Zausel abgetan, die den Trend der Zeit verschlafen haben.

			Welch verheerende Idee es war, insbesondere die Bildungseinrichtungen zu Safe Spaces umzubauen, zeigt sich ebenfalls immer deutlicher. Es ist im Nachhinein schwer zu sagen, wann die ersten Triggerwarnungen auftauchten. Mein heißer Tipp wäre das zweite Album von Eminem, auf dem die Ehefrau von Al Gore, Tipper Gore, in ihrem Kreuzzug gegen anzügliche Sprache den sogenannten Tipper-Sticker durchsetzte: »Parental Advisory: Explicit Lyrics«. Damals haben sich noch alle lustig gemacht. Heute lacht keiner mehr.

			Wenn selbst die »Odyssee« von Homer mit einem Hinweis versehen wird, dass der Inhalt potenziell traumatische Erinnerungen auslösen könne, weiß man, dass die Dinge endgültig aus dem Ruder gelaufen sind. Was sollten im idyllischen New Hampshire aufgewachsene Collegekids für eine Erinnerung an die Belagerung von Troja haben, deren Erwähnung sie retraumatisieren könnte? Es sei denn, sie channeln die »Odyssee«, aber das wäre dann noch einmal ein ganz eigenes Kapitel.

			Die von mir bewunderte Kolumnistin Margarete Stokowski sollte einmal in München aus ihrem Buch »Untenrum frei« lesen. Der Ort der Lesung: die Buchhandlung Lehmkuhl, eine ausgewiesene Institution des hellen Deutschlands. Alles war vorbereitet, die Einladungen waren versandt, es versprach ein großer Abend ganz im antifaschistisch-feministischen Geiste zu werden.

			Dann schickte ihr ein Fan ein Foto von einem Bücherregal bei Lehmkuhl, in dem sich Bücher von und über die neue Rechte befanden, und es war vorbei mit der Lesung. Absage, Ausladung aller Gäste. Sie wolle rechte Diskurse durch ihre Anwesenheit nicht normalisieren, erklärte Stokowski den Rückzieher. Dass es sich bei den Büchern im Regal vor allem um kritische Beschäftigungen mit dem Aufstieg der neuen Rechten handelte? Egal. Rechts ist rechts, auch wenn davor gewarnt wird.

			Die Absage hat mich kurzzeitig fragen lassen, was wohl die garantiert irritationsfreie Bücherwand wäre, vor der man als Feministin unbesorgt lesen kann. Vermutlich Jojo Moyes und Paulo Coelho, da kann nichts anbrennen. Bei Elizabeth Gilbert (»Eat, pray, love«) ist schon Vorsicht geboten. Die hatte zuletzt ein so unübersichtliches Beziehungsleben.

			Und Hände weg von Kultfiguren wie Hannah Arendt! Die war mit Heidegger im Bett! Da passt das Wort »umstritten«. »Umstritten« war mal ein Prädikatszeichen. Wer als umstritten galt, der war heiß, den musste man unbedingt einladen. Aber das ist lange her. Heute heißt »umstritten«: Lieber einen Bogen drumrum machen, das könnte sonst Ärger geben.

			Mit dem Safe Space verhält es sich wie mit keimfreien Räumen. Inzwischen weiß man, dass es eine schlechte Idee ist, Kinder und Jugendliche möglichst lange von allergenen Stoffen fernzuhalten. Wenn versäumt wurde, das Immunsystem rechtzeitig auf den Umgang mit Nüssen oder anderen Schalenfrüchten vorzubereiten, neigen die Kinder mit großer Wahrscheinlichkeit später eher zu Überempfindlichkeiten. Wenn sie dann aus Versehen tatsächlich mal eine Nuss zu essen bekommen, kann das zu Schockreaktionen führen, in extremen Fällen zum Ersticken.

			So ist es auch mit den Triggerwarnungen. Wer so sehr jeder Konfrontation entwöhnt ist, dass er bereits bei der Verwendung eines falschen Pronomens einen Schwächeanfall erleidet, ist völlig von den Socken, wenn er dann aus Versehen mal auf jemanden stößt, der ganz anderer Meinung ist und einen das auch wissen lässt.

			Viele Linke fragen sich, wie es passieren konnte, dass der Zeitgeist nach rechts kippt. Ich glaube, die Erklärung liegt genau hier. Links der Mitte ist man schlicht nicht mehr in der Lage, der anderen Seite etwas entgegenzusetzen. Nicht, weil es keine Argumente gäbe. Argumente lassen sich für nahezu jeden Standpunkt finden. Die Linke verliert, weil sie sich zu sehr daran gewöhnt hat, nur noch auf Leute zu treffen, die zustimmen.

			Nach dem Tod des amerikanischen Polit-Influencers Charlie Kirk, der auf dem Campus der Utah Valley University von einem 22-Jährigen erschossen wurde, habe ich mir eine Reihe von Videos seiner Auftritte angeschaut. Ich kannte Kirk bis dahin nicht. Ich hatte von ihm gehört, aber ich hatte mich nie näher mit ihm beschäftigt. Nachdem ich einmal angefangen hatte, mir seine Auftritte anzusehen, kam ich für Stunden davon nicht mehr los.

			Das Setting ist immer das gleiche. Kirk sitzt in einer Art Zelt, das ihn vor der Sonne schützt, neben sich ein Glas Yogitee, an dem er hin und wieder nippt. Gegenüber steht ein sogenanntes Open Mic, an das jeder treten kann, der es mit ihm aufnehmen will. »Prove me wrong«, lautete der Titel der Veranstaltungen, die Tausende anlockten: Zeig mir, dass ich falsch liege.

			Es gibt zum Beispiel einen jungen Mann, der sagt, dass er schwul sei, und wissen will, was Kirk davon hält. Man sieht eine Feministin, die mit ihm über Abtreibung diskutieren will; einen älteren, schwarzen Herrn, der ihn zu Rassismus befragt; eine Frau im Regenbogen-Shirt, die für Transrechte streitet.

			Vor den ohnehin Überzeugten auftreten, das kann jeder. Da reichen ein paar Klopfer, wie man in Bayern sagt, und die Leute sind glücklich. Aber sich in Feindesland begeben, mit nichts anderem ausgestattet als einem Mikrofon, das erfordert mehr Fähigkeiten. Und die Universitäten, an denen Kirk auftrat, waren Feindesland. Wenn es einen Ort gibt, der noch fest in der Hand der Linken ist, dann ist es die akademische Welt.

			Kirk steht für den politischen Gezeitenwechsel. Er war der Beweis, dass die Rechten nicht alle so dumm und einfältig sind, wie immer behauptet wird. Ein MAGA-Mann, der ein wokes Collegekind nach dem anderen vermöbelt: Kann man sich eine grausamere Demütigung der Avantgarde vorstellen? Auch deshalb hassten sie ihn über den Tod hinaus.

			Als ich mich für Politik zu interessieren begann, waren alle, die etwas auf sich hielten, für die Jusos oder die Grünen. Es gab an meiner Schule auch zwei von der Jungen Union, nette Kerle, aber hoffnungslos uncool. Heute ist es umgekehrt: Wer cool sein will, ist eines ganz bestimmt nicht – links.

			Heranwachsende hatten noch nie ein Faible für Heulsusen, auch das ist ein Problem im Meinungskampf. Man kann 18-Jährigen tausendmal erklären, dass nur der weiche Junge, der nicht weiß, ob er überhaupt ein Junge sei, ein echter Junge ist. Am Ende begeistern sie sich doch für die coole Socke, die es allen zeigt.

			Im »Spiegel« war neulich die herzzerreißende Lebensbeichte einer feministischen Mutter zu lesen, die ihren Söhnen »Solidarität statt Stärke« vorzuleben versucht. Und die dann feststellen muss, dass die beiden Buben ständig ins Fitnessstudio rennen, um sich Muskeln anzutrainieren, und einen Proteinshake nach dem anderen schlucken. Oder wie sie über die Konversion schreibt: »Wer Rücksicht nimmt, ist schwach. Wer Gerechtigkeit fordert, übertreibt. Und wer Gleichstellung will, soll erst mal richtig arbeiten lernen.« Die Geschichte gipfelte in dem verzweifelten Schrei: »Ich als Mutter von zwei Söhnen frage mich: Wo, zum Teufel, habe ich versagt?«

			Das Ganze hat auch seine skurrilen Seiten. Ich erinnere mich an einen Abend, an dem ich auf Einladung der »Neuen deutschen Medienmacher:innen« in Berlin auf einer Bühne saß, wo händeringend nach dem korrekten Begriff für »Menschen mit Migrationshintergrund« gesucht wurde. »Migrationshintergrund« klinge irgendwie zu düster, so als habe man etwas zu verbergen. »Zuwanderer« schied auch aus. »Neubürger« galt als zu technisch. Ich weiß nicht mehr, auf was wir uns am Ende einigten. Aber es wird mit Sicherheit ein Wort gewesen sein, das nur wenigen spontan über die Lippen kommt.

			Nicht ganz so komische Folgen haben diese Sprachspiele bei Menschen, die ohnehin Mühe haben, dem Alltag zu folgen. Viele sind schon überfordert, einen einfachen deutschen Satz aus Subjekt, Prädikat und Objekt zu bilden, wie die Schulergebnisse zeigen.

			Es verlangt auch einiges an Zeit und Muße, um sich auf dem neuesten Stand zu halten. Fragen Sie mal die Verkäuferin mit dem Carpe-diem-Tattoo auf dem Unterarm an der Ladenkasse, was »Cis-Gender« ist und die Vorsilbe »ens« bedeutet. Im besten Fall schauen Sie in tote Augen. Im ungünstigsten Fall fliegen Sie hochkant raus, weil die Frau denkt, Sie wollten sich über sie lustig machen.

			In einer absehbaren Volte hat die Rechte die Obsession mit Worten adaptiert. Bei ihr sind nicht Begriffe wie »Mohr«, »Frau« oder »Eskimo« anstößig, sondern »Diversität«, »Inklusion« und »Geschlechtergerechtigkeit«. Wie ernst es der Trump-Administration mit dem Rollback ist, sieht man an den Vorgaben für die Wirtschaft. So schnell, wie die Diversitäts-Programme aufgelegt wurden, so schnell sind sie jetzt auch wieder verschwunden. Auf den Opportunismus der Wirtschaft kann man sich stets verlassen.

			Ich fand den Mangel an Vorstellungskraft immer eigenartig. Bedenkt die Folgen, wäre mein Rat gewesen. Was macht euch so sicher, dass sich der Spieß nicht umdreht und gegen euch richtet? Möglicherweise wäre man rechts der Mitte auch alleine auf die Idee gekommen, seinerseits anstößige Worte zu verbieten. Aber es macht es sehr viel einfacher, wenn man erstens weiß, dass es funktioniert, weil es ein Vorbild gibt, das man nur nachahmen muss. Und wenn man zweitens sagen kann: Was beklagt ihr euch, ihr habt doch angefangen?

			Was die Linke an Strahlkraft eingebüßt hat, macht sie durch Rigorismus wett. Deshalb gilt jeder, der zu sehr aus der Reihe tanzt, als rechtsradikal. Auch Charlie Kirk wurde dem deutschen Publikum als eine Art MAGA-Nazi vorgestellt. Die Messlatte, ab wann man in Deutschland als Faschist gilt, ist zugegebenermaßen niedrig. Im Zweifel reicht es schon, dass man sich wie der BVB-Fußballer Felix Nmecha zum christlichen Glauben bekennt, um in Schwierigkeiten zu geraten.

			Eine Zeit lang konnte man sich damit behelfen, die politischen Gegner von sich fernzuhalten, indem man sie mit Nichtachtung strafte. Das ist ja die Grundidee hinter dem Deplatforming, wie der Debatten-Ausschluss in fortschrittlichen Kreisen heißt: Mit denen reden wir nicht, das haben wir gar nicht nötig. Aber diese Form der Ausgrenzung funktioniert nur eine gewisse Zeit lang. Auf Dauer lässt sich keine politische Bewegung aus der Öffentlichkeit fernhalten, jedenfalls nicht unter den Bedingungen einer offenen Gesellschaft.

			Ein weiterer Nachteil der Fixierung auf die Sprache ist, dass man keine messbaren Erfolge vorweisen kann. Der Gendergap wird ja nicht kleiner, obwohl man nun wie verrückt gendert. Auch die Zahl der Frauen in Führungspositionen ändert sich dadurch nicht wie gewünscht. Dann wurde nicht genug gegendert, das kann man immer vorbringen. Das ist wie beim Sozialstaat, wo die Antwort auf den bedauerlichen Umstand, dass sich die Zahl der Armen trotz aller sozialstaatlichen Bemühungen nicht verringert, auch lautet: Dann braucht es eben noch mehr Geld.

			Aber auf Dauer ist das keine befriedigende Antwort, zumal für eine politische Kraft, die versprochen hat, das Los der Menschen zu verbessern. Den Erfolg klassischer Sozialpolitik konnte man am Haushaltseinkommen ablesen und, wenn es gut lief, an den Studienabschlüssen der Kinder. Kultureller Fortschritt ist sehr viel schwerer zu ermessen.

			Wann kann die schwarze, lesbische Frau muslimischen Glaubens von sich sagen, dass sie in der Mitte der Gesellschaft angekommen ist? Wenn niemand sie mehr fragt, wo sie herkommt? Oder wenn die Zahl schwarzer, lesbischer Musliminnen in Vorstandsetagen dem Anteil an der Gesamtbevölkerung entspricht?

			Vermutlich ist die Vernachlässigung der Klassenfrage der zentrale strategische Fehler der Linken, weil Identitätspolitik ein Gefühl der Solidarität annimmt, das so nicht existiert. Die traditionelle Klientel mag in Wahrheit nicht einsehen, warum sie Mitleid mit Leuten haben soll, deren Lebenswirklichkeit himmelweit von der eigenen entfernt ist.

			Ich bin erklärtermaßen Fan des britischen Komikers Ricky Gervais. Bei einer seiner Golden-Globe-Moderationen hat er die Schauspielerin Jennifer Lawrence aufs Korn genommen, die gerade mit der Forderung nach »Equal Pay« die Herzen der Presse erobert hatte. »Sie bekam Unterstützung von Leuten von überallher«, spottete Gervais. »Es gab Demonstrationen von Krankenschwestern und Fabrikarbeitern, die sich fragten: Wie, in Gottes Namen, kann eine 25-Jährige nur von 52 Millionen Dollar im Jahr leben?« Das bringt es ziemlich gut auf den Punkt.

			Als ich die Videos von Kirks Auftritten sah, habe ich mich unwillkürlich gefragt: Wer wäre bei uns links der Mitte in der Lage, in den politischen Nahkampf zu gehen? Die Helden der Bewegung sind Leute wie die Friedenspreisträgerin Carolin Emcke, hochdekoriert und bewundert, die zuletzt inständig darum bat, sich jedem Diskurs zu entziehen. Das war ihr Petitum auf der Re:publica, dem jährlichen Klassentreffen des linken Wir-Wissen-Es-Besser-Internats: Geht nicht in die Talkshows, meidet Podien, auf denen die bösen Leute sitzen, bleibt unter euch.

			Oder man hält sich an Komikern wie Jan Böhmermann fest, der seinen Letztkontakt mit der anderen Seite als Praktikant bei Harald Schmidt hatte. Als der Moderator im Herbst 2021 im Gespräch mit dem »Zeit«-Chefredakteur Giovanni di Lorenzo auf offener Bühne über sein Verständnis als Satiriker Auskunft geben sollte, galt das als Sensation. Wahnsinn, Böhmermann stellt sich kritischen Fragen!

			Es sollte auch das vorerst letzte Mal bleiben. Seitdem hat er das Studio, wo er nur von Leuten umgeben ist, die garantiert auf seiner Seite stehen, nicht mehr verlassen. In diesem Setting gewinnt man immer. Notfalls wird so lange geprobt und geschnitten, bis man als Held vom Platz geht.

			Es scheint in Vergessenheit geraten zu sein, aber die Linke hat sich nicht durchgesetzt, indem sie sich der Auseinandersetzung verweigerte. Im Gegenteil: Ihren Siegeszug verdankt sie dem Talent zur Aufmüpfigkeit. All das, worüber man heute die Nase rümpft, die Provokation, die Zuspitzung, die Übertreibung, waren einmal die Stilmittel, derer man sich selbst befleißigte.

			Die Verführungskraft der Achtundsechziger bestand nicht in Rücksichtnahme und Leisetreterei, sondern in der Krawalllust. Die Helden waren Berufsprovokateure wie Fritz Teufel oder Rainer Langhans. Ich weiß noch, wie ich als Sechzehnjähriger ein zerlesenes Exemplar von Fritz Teufels »Klau mich« wie einen Schatz hütete. »Macht kaputt, was euch kaputt macht«, war für mich keine wegen ihrer offensichtlichen Gewaltverherrlichung fragwürdige Äußerung, sondern eine Verheißung.

			Heute ist es genau umgekehrt. Die wahren Rebellen sind bei der Jungen Union zu finden. Der brave Teil sammelt sich bei den Jusos und der Grünen Jugend. Die linken Jugendorganisationen sind das, was früher die Pfadfinder oder die katholische Dorfjugend waren: Orte, an denen man lernt, wie man garantiert nicht aus der Reihe tanzt.

			Damit nicht so auffällt, wie brav und angepasst man in Wirklichkeit ist, reißt man hin und wieder einen kessen Spruch. Dann beschimpft man Polizisten als Bastarde und die Reichen als Barbaren. Aber in Wahrheit gibt es keine folgsamere Truppe als die Junggrünen oder die Jungsozis. Das war schon bei den Klimaprotesten zu beobachten: Während Finn und Annika gegen den Klimatod protestierten, standen die Eltern mit vor Stolz glühenden Wangen am Rand und klatschten Beifall.

			Fritz Teufel hat übrigens Sachen gesagt, bei denen einem heute die Haare zu Berge stehen. Man konnte in Deutschland zwischenzeitlich sogar Staatssekretär werden, obwohl man als Student ein paar der schlimmsten Massenmörder der Geschichte bejubelt hatte. Die Begeisterung für Pol Pot oder Mao zeigt jedenfalls einen größeren Mangel an Urteilskraft als ein fragwürdiger Satz zum Geschlechterverhältnis, wäre mein Eindruck.

		


		
			Alle Flüge gestrichen – 
oder Umweltschutz als Klassenkampf

			Dass man sich links zu sein leisten können muss, gehörte immer schon zu den unausgesprochenen Wahrheiten des politischen Lebens. Beim Klimaschutz wäre es gut, Sie haben Ihre Schäfchen bereits im Trockenen.

			Was kostet ein Flug nach Fuerteventura oder Gran Canaria? Wenn man mit Lufthansa fliegt, in der Hauptsaison um die 800 Euro. Bei Ryanair ist man schon mit der Hälfte dabei. Das macht die Reise in die Sonne auch für Leute erschwinglich, die es nicht so dicke haben.

			Leider gibt es den Ryanair-Flug kaum noch, so wie es auch Wizz und andere Billigflieger in Deutschland immer weniger gibt. Ryanair hat den Flugplan zum Winterhalbjahr stark ausgedünnt, einige Verbindungen wie Leipzig oder Dortmund sind ganz entfallen. Fragt man bei Ryanair nach, weshalb sie sich aus Deutschland zurückziehen, verweisen sie auf die Nebenkosten. Die Luftverkehrssteuer wurde kräftig erhöht. Dazu kommen gestiegene Flughafen- und Flugsicherungsgebühren.

			Die meisten denken, dass man mit der Fliegerei Gott weiß was verdienen kann. Die Wahrheit ist: Selbst bei der Lufthansa wachsen die Bäume nicht in den Himmel. Das Unternehmen macht pro Fluggast 15 Euro Gewinn, im Schnitt über alle Strecken und Verbindungen hinweg. Das heißt, 15 Euro mehr an Steuern und Gebühren machen den Unterschied zwischen Gewinn und Verlust.

			Es ist wie so oft: Es wird nicht weniger geflogen werden, weil wir in Deutschland das Fliegen teurer machen. Der Flugverkehr verlagert sich nur woandershin. Nach Amsterdam zum Beispiel oder nach Brüssel, wo die Nebenkosten deutlich niedriger sind. Eine Luftverkehrssteuer gibt es dort nicht. Das Nachsehen haben die Bürger, für die ein Lufthansa-Ticket unbezahlbar ist.

			Dass man sich links zu sein leisten können muss, gehörte immer schon zu den unausgesprochenen Wahrheiten des politischen Lebens. Für den Klimaschutz gilt das erst recht.

			Was das richtige Umweltbewusstsein angeht, habe ich mir nichts vorzuwerfen. Viele Leute in meinem Milieu verhalten sich nach dem Motto: links reden, rechts leben. Ich halte es andersherum. Also rechts reden, links leben.

			Meine Kinder habe ich morgens im Lastenfahrrad zum Kindergarten gebracht, als sie noch klein waren. Selbstverständlich handelte es sich um eine Ganztagskita, da meine Frau Vollzeit arbeitet. Bevor sie mich bei Burda zur Arbeit im Homeoffice ermunterten, nahm ich die S-Bahn ins Büro.

			Auf dem Dach meines Hauses liegt eine Solaranlage – 11 kWp, plus Energiespeicher von »Sonnen«. Wenn endlich tagein, tagaus die Sonne vom Himmel brennt, wie von Fridays for Future versprochen, bin ich autark. Der nächste Schritt ist dann der eigene Brunnen. Dann brauche ich nicht einmal mehr die Stadtwerke.

			Gut, der SUV trübt ein wenig die Ökobilanz. Aber erstens ist es ein Volvo, der geht irgendwie als grün durch. Außerdem vertragen sich SUV und Ökobewusstsein besser, als man meinen sollte.

			Die Marktforscher der Beratungsfirma Puls wollten es genau wissen und fragten bei Menschen, die gerade ein Auto erworben hatten oder daran dachten, demnächst eines zu erwerben, welchen Typ sie bevorzugten. 16,3 Prozent der Grünen outeten sich als Geländewagen-Fans, so viele wie bei keiner anderen Partei. Am wenigsten Interesse zeigten Sympathisanten der Linkspartei. Für die ist der Klassenkampf, wo man dem kapitalistischen Gegner und seinen Versprechungen grundsätzlich misstraut, halt noch ein Begriff. Die sind für die SUV-Industrie und ihre Verheißungen verloren.

			Die klimagerechte Gesellschaft ist nichts für arme Schlucker. Um mithalten zu können, benötigt man nicht nur das richtige Bewusstsein. Es braucht auch die entsprechenden finanziellen Mittel.

			Schon ein Blick auf die Stromrechnung zeigt, dass die Klassengesellschaft nicht verschwunden ist, nur weil keiner mehr von ihr redet. Fragen Sie mal einen Möbelpacker, was er davon hält, dass wir in Deutschland die höchsten Strompreise in Europa haben. Ich bin sicher, er wird Ihnen mit ruhiger Stimme auseinandersetzen, dass die Energiewende nun einmal ihren Preis habe und jeder seinen Beitrag zur klimagerechten Zukunft leisten müsse.

			»Aber die Förderung, die Förderung!«, höre ich jetzt einige rufen. Leider gilt auch hier: Wer hat, dem wird gegeben. Das ist wie mit dem Milliardär, der noch in der ärgsten Wirtschaftskrise sein Vermögen mehrt, weil er über Anlagemöglichkeiten verfügt, auf die kein normaler Bürger Zugriff hat.

			Die Solaranlage wird großzügig von der Gemeinde gesponsert. Auch für das Lastenfahrrad gibt es in vielen Kommunen einen Zuschuss, vorausgesetzt natürlich, es ist elektrisch. Ich habe mich im Netz umgesehen, was die aktuellen Ausführungen kosten. Das Einsteigermodell Babboe City-E schlägt mit 2749 Euro zu Buche. Beim Urban Arrow Family, einem unter trendbewussten Eltern sehr beliebten E-Bike, muss man in der gehobenen Ausstattung 6000 Euro auf den Tisch legen. Das sind für viele Menschen vier Jahresurlaube. Aber mei, dafür gondelt man dann garantiert CO2-neutral durch die Gegend.

			Auch über das eigene Dach für die Photovoltaikanlage verfügt, Gott sei’s geklagt, nicht jeder. Dass die steigenden Umweltstandards den Traum von der eigenen Immobilie in immer weitere Zukunft rücken – ein Kollateralschaden, über den man ebenfalls lieber nicht spricht.

			Warum ist die Klimabewegung stecken geblieben? Vor drei Jahren sah es noch so aus, als sei es nur eine Frage der Zeit, bis auch der Letzte begriffen habe, was die Stunde geschlagen hat. Wer dagegenhielt, stand auf einsamem Posten. Ich weiß noch, wie ich bei Pro Sieben saß und mir die Klimaaktivistin Clara Hinrichs meine Rückständigkeit vor Augen führte. Wenn selbst auf einem Krawallsender wie Pro Sieben die Letzte Generation den Ton angibt, ist klar, wo die Reise hingeht.

			Die »Zeit« hat im vergangenen Herbst drei Protagonistinnen der Klimabewegung auf einen Weißwein eingeladen, um zu ergründen, wie die Bewegung so auf Grund laufen konnte. Das Gespräch begann damit, dass die eine Gesprächspartnerin auf Ingwertee bestand, die beiden anderen auf Cola Light und Wasser, was vielleicht schon das Problem illustriert.

			Eine Erklärung lautet, so verliefen nun einmal Bewegungen. Mal geht es hoch, mal geht es runter. Das wäre die eher abgeklärte Sicht. Die andere Erklärung heißt: Die fossile Propaganda ist stärker. Das ist das Argument, das die Energieökonomin Claudia Kemfert vortrug. Es blieb ein wenig im Vagen, was genau man unter »fossiler Propaganda« zu verstehen hat. Vermutlich sind solche Schandartikel gemeint wie der des »Spiegel«-Kolumnisten Alexander Neubacher, in dem er Claudia Kemfert als die Kassandra mit den meisten Irrtümern seit Begründung der Kassandra-Wissenschaft vor 3200 Jahren vorstellte. Kemfert sei nicht nur Deutschlands bekannteste Energieexpertin, schrieb er, sondern auch die mit der längsten Liste an Fehlprognosen.

			Die Einzige, die so etwas wie Nachdenklichkeit an den Tag legte, war die ehemalige Grünen-Chefin Ricarda Lang. »Es gab da eine Zeit lang eine Arroganz unter Progressiven«, sagte sie. »Wir waren uns bisweilen zu sicher, uns mit den Gegenargumenten nicht mehr auseinandersetzen zu müssen. Das rächt sich nun und verlangt nach einer neuen Ansprache: selbstbewusst, aber ohne Überhöhung oder Distinktion.« Spot on, würde ich sagen. Aber ich fürchte, die Einsicht trägt nur bis zum nächsten Wahlkampf. Grüne Vorkämpfer wie Luisa Neubauer sind strukturell unfähig zum Überhöhungs-Verzicht.

			Es ist wie so oft in der Demokratie: Es reden zu viele Leute mit. Das ist das Problem. Deshalb geht es auch im Klimaschutz nicht voran.

			Manchmal hat man ausnahmsweise Glück. Ende des Jahres war in Hamburg Klimawahl. Hamburg klimaneutral bis 2040, so lautete die Forderung, hinter der sich eine bunte Phalanx linker Umweltgruppen versammelte. Am Wahltag blieb eine Mehrheit der Hamburger zu Hause, weil sie entweder kein Interesse oder Wichtigeres zu tun hatten. Aber wie das so ist bei Volksentscheiden, sobald ein Mindestquorum erreicht ist, zählt die relative Mehrheit. In dem Fall waren es exakt 23,2 Prozent der Wahlberechtigten, die für das Anliegen votierten. Das reichte, um die Sache durchzubringen.

			Bei den Grünen in Berlin waren sie vor Freude völlig aus dem Häuschen. Aber schon eine Etage tiefer fiel die Begeisterung deutlich gedämpfter aus. Der Erste Bürgermeister bemühte sich schleunigst, zu erklären, dass der Entscheid keine Auswirkungen auf die aktuelle Politik habe. Und die stellvertretende Bürgermeisterin, die für die Grünen in der Stadtregierung sitzt, tat das, was Grüne immer tun, wenn ihnen die Sache über den Kopf wächst: Sie wandte sich hilfesuchend an den Bund. »Allein werden wir das nicht packen«, erklärte Katharina Fegebank.

			Die Folgen sind für Hamburg dramatisch. Nimmt man das Vorhaben ernst, stehen in den kommenden Jahren gewaltige Umbauten an. Man kann auch mit E-Fuels und Wasserstoff Containerschiffe betreiben. Aber beide Varianten stehen bislang nicht einmal als Prototyp zur Verfügung. Und dass sich die Chinesen entscheiden werden, vom Diesel Abschied zu nehmen, damit sie in Zukunft weiter Hamburg ansteuern dürfen, ist eher unwahrscheinlich.

			Auch das Versprechen des sozialverträglichsten Klimaschutzgesetzes der Welt (so stand es auf den Plakaten: »Klimaschutz wird endlich bezahlbar«) ruht auf tönernen Füßen. Allein bei der städtischen Saga, mit 140 000 Wohnungen das größte Immobilienunternehmen der Stadt, stehen jetzt Investitionen von 1,5 Milliarden Euro ins Haus. Fachleute schätzen, dass die Miete für eine durchschnittliche Wohnung um 350 Euro im Monat steigen wird, und da haben wir noch nicht von der Umrüstung des Fuhrparks im öffentlichen Nahverkehr gesprochen.

			Mich erinnerte das sehr an den Brexit. Auch beim Brexit wurden wilde Versprechungen gemacht, die sich schon wenig später als gewaltige Luftnummern entpuppten. »Take back control«, hieß das englische Pendant zu »Klimaschutz endlich bezahlbar«. Ströme von Geld würde der Bruch mit Europa in die britische Staatskasse spülen, so hatten es die Befürworter dieses Volksentscheids in Aussicht gestellt. Die Sanierung des maroden Gesundheitssystems? Ein Klacks, den man aus den gesparten EU-Milliarden wie nebenbei bezahlen werde. Ob London oder Hamburg, der echte Brexiteer weiß: Das gelobte Land kommt – wenn nicht heute, dann morgen. Der Trost bleibt immer.

			Aus meiner Sicht sollen sie ruhig machen. Ich bin vor vielen Jahren aus Hamburg weggezogen. Auch das Elternhaus in Wellingsbüttel ist verkauft. Ich habe alle Assets liquidiert, mich trifft der Niedergang meiner Heimatstadt nicht mehr, jedenfalls nicht ökonomisch. Wenn ich dort allerdings noch nennenswertes Eigentum besäße, würde ich über einen Verkauf nachdenken, solange es noch etwas dafür gibt.

			Gut, wenn Sie bei der Stadt beschäftigt sind oder Ihre Schäfchen anderweitig im Trockenen haben, kommen Sie auch mit der Klimaneutralität klar. Der Anteil von Grünenwählern unter Hafenarbeitern ist traditionell gering. Dafür sind sie ganz stark in der Verwaltung vertreten und damit relativ weit weg von den direkten Folgen der großen Transformation. Wenn der grün wählende Beamte »Transformation« hört, denkt er an die Versetzung in den vorgezogenen Ruhestand.

			Ich persönlich glaube, dass die Umweltbewegung in die Sackgasse geraten ist, weil sie auf das falsche Pferd gesetzt hat. Statt sich beizeiten darauf einzustellen, dass sich das Klima wandelt, hat sie jede Anpassung als Eingeständnis der Niederlage diffamiert.

			Man kann auch mit heißeren Städten leben. Man muss dafür sorgen, dass es mehr Grün gibt, um die Hitze im Sommer zu senken. Man muss die Straßen und Plätze so bauen, dass sie das Wasser aufnehmen können, wenn es stark regnet. Man braucht mehr Bäume, die Schatten spenden und über die Fotosynthese das Stadtklima erträglich machen. All das könnte man tun.

			Stattdessen wurde jede Anpassung als Verrat gesehen, jeder Kompromiss als Defätismus. Deshalb gleicht der neu gestaltete Gendarmenmarkt in der Mitte Berlins jetzt einer Steinwüste. Zwei Jahre dauerten die Umbauarbeiten, die Pläne reichen zurück in die Zeit, als die Grünen noch wesentliche Ressorts in der Stadtregierung besetzt hielten.

			Man hätte erwarten können, dass die Neuanlage eines der symbolischsten Plätze Berlins dazu genutzt wird, der Welt vorzuführen, wie eine moderne Stadtplanung im 21. Jahrhundert aussieht. Aber weil mehr Grün ja bedeutet hätte, dass man den Klimawandel akzeptiert, statt ihn zu bekämpfen, hat man sich für die Versiegelung entschieden. Wenn es regnet, wird das Wasser jetzt über unterirdische Kanäle kunstvoll in die Kanalisation abgeführt.

			Als ich die ersten Bilder des neuen Gendarmenmarkts sah, dachte ich im ersten Moment, sie hätten dort einen Parkplatz eröffnet. Wie heißt es bei meiner Heldin Joni Mitchell: »They paved paradise, put up a parking lot. With a pink hotel, a boutique, and a swingin’ hot spot.« Dafür haben die Grünen in Berlin in ihrem Wahlprogramm jetzt beschlossen, alle Autos aus der Stadt zu verbannen und das Gasnetz stillzulegen. Auch so lässt sich Klimapolitik betreiben: indem man sich gegen den Rest der Welt abschottet. Das ändert zwar am Klima nichts, aber gibt einem das gute Gefühl, trotzdem etwas getan zu haben.

			Nach der Klimawahl in Hamburg postete der Finanzsenator der Hansestadt ein Schaubild der Wahlbeteiligung. Die Viertel, in denen die Zustimmung über 50 Prozent gelegen hatte, waren hellblau markiert, die Gegenden, in denen entweder kaum jemand zur Wahl gegangen war oder man mehrheitlich dagegen gestimmt hatte, dunkelblau. Die Grenze zwischen Zustimmung und Desinteresse verlief ziemlich genau entlang der Innenstadtgrenze. Die wohlhabenden Viertel waren alle hellblau eingefärbt, die Außenbezirke tiefdunkel. Zur Ehrenrettung des Finanzsenators muss man sagen, dass er zu den wenigen gehörte, die vor dem Entscheid gewarnt hatten. Sein Wahlkreis liegt in den Walddörfern, im Norden der Stadt.

			Dass die Auseinandersetzung ums Klima auch eine Klassenfrage ist, hatte man schon bei den Protesten der Letzten Generation beobachten können. Die Aktivisten, die sich auf der Straße anklebten, waren bereits am Vornamen als Nachwuchs aus der Bildungselite zu erkennen. Kein Monteur nennt seine Kinder Raphael oder Aimée. Auch Dörte und Carla kommen in diesen Kreisen eher selten vor.

			Wenn sich die Letzte Generation auf die A 100 setzte, um die Verkehrswende zu erzwingen, trafen zwei Welten aufeinander. Hier die Bürgerkinder, für die das Auto alles verkörpert, was in dieser Gesellschaft falsch läuft – dort das Proletariat, das den in die Jahre gekommenen Kia sofort gegen einen hochmotorisierten BMW eintauschen würde, wenn es sich das denn leisten könnte. Die wenigen Arbeiterkinder, die man im Zweifel bei den Blockaden antraf, fanden sich in den Reihen der Polizisten, die mit der Aufgabe betraut waren, die Straße wieder frei zu bekommen, auf die sich Raphael, Aimée und Carla geklebt hatten.

			Ich persönlich hatte immer Respekt vor der Hingabe des Protests. Jeder, der Kinder hat, weiß, was Sekundenkleber für ein Teufelszeug ist. Dazu kommt die Aggression der Leute am Steuer, denen man die Weiterfahrt verweigerte. Das muss man aushalten können.

			Eines der ersten Videos der Proteste dokumentierte den Wutausbruch eines Lastwagenfahrers, der in so unmissverständlicher Form seinen Unmut über die Blockade zum Ausdruck brachte, dass die Flüche anschließend überblendet werden mussten. Auch wenn Ver.di die Stadt lahmlegt, trifft es vor allem Verkäufer, Handwerker, Servicepersonal, die moderne »Working Class« eben, die das alte Proletariat ersetzt hat. Wer kann, bleibt an dem Tag einfach im Homeoffice. Gekniffen sind diejenigen, die aufs Auto angewiesen sind, weil sich ihre Arbeit nicht remote erledigen lässt. Das erklärt auch die Ruppigkeit der Auseinandersetzung.

			Andererseits: In Brokdorf oder an der Hamburger Flora ist es auch nicht zimperlich zugegangen. Von einem Wasserwerfer mit 20 bar von der Straße gewischt zu werden, ist kein Pappenstiel. Wer das einmal erlebt hat, vergisst das nicht so schnell. Buchen wir das Ganze also unter Initiationsriten ab. So wie die Sateré-Mawé in Brasilien den Jungen mit giftigen Ameisen gefüllte Handschuhe anziehen, um ihre Widerstandsfähigkeit zu testen, schicken die bürgerlichen Schichten ihre Kinder auf Verkehrsknotenpunkte, wo sie dann die Hände mit Einkomponentenklebstoff bestreichen, um sie sich später mit Öl vom Asphalt lösen zu lassen.

			Klar, irgendwie ist auch den Angehörigen der höheren Stände bewusst, dass nicht jeder mal eben eine Wärmepumpe im Keller installieren kann und der Umstieg aufs Lastenfahrrad für den Klempner oder Elektroinstallateur nur bedingt funktioniert. Aber das eine ist, was man sich angelesen hat, und das andere, was man aus eigenem Erleben kennt. Deshalb wirken die Beteuerungen, Klimaschutz müsse bezahlbar bleiben, halt immer etwas papieren.

			Auch der Verzicht auf Flugreisen lässt sich sehr viel leichter fordern, wenn man schon alles gesehen hat. Achtzehnjährige aus bürgerlichen Haushalten verfügen heute über eine abgestrichene Bucketlist, die noch vor einer Generation jedem 70-jährigen Vielflieger zur Ehre gereicht hätte.

			Bevor sie bei Fridays for Future dazu übergingen, ihre Social-Media-Accounts zu säubern, präsentierte man sich noch stolz als weit gereister Weltbürger. Bei Luisa Neubauer verzeichnete der Instagram-Account eine Reisetätigkeit, die jeden Reisebüroagenten stolz und reich gemacht hätte. Auch Katharina Schulze, die sympathische Grünen-Fraktionschefin aus Bayern, dürfte über die Jahre so viele Flugmeilen angesammelt haben, dass man mit einem rechtzeitigen Flugstopp eine ganze Landebahn hätte überflüssig machen können.

			Im Zweifel erleichtert man mit einem Obolus in Gestalt einer Green Fare, die aus einem Business Ticket im Handumdrehen einen »Business Green«-Flug macht, sein Gewissen. Oder sorgt eben dafür, dass die Billigflieger aus Deutschland verschwinden. Das hat den angenehmen Nebeneffekt, dass man auch beim Fliegen wieder unter sich ist. Keine Billigtouristen mehr, die bei geglückter Landung klatschen, weil für sie ein Flug immer noch ein Erlebnis ist.

			Ist der ökologisch bewusst lebende Mensch ein besserer Mensch? Wenn man der Forschung glauben darf, trifft eher das Gegenteil zu. Die Psychologie spricht von »Moral Licensing«. Wer sich moralisch in die Brust wirft, weil er sich für besonders vorbildlich hält, leitet daraus das Recht ab, es an anderer Stelle nicht so genau zu nehmen. Die Forscher vergleichen das mit einem Konto, auf dem man sich jede gute Tat anrechnen lässt. Dummerweise überschätzen viele Menschen auch das Guthaben auf dem Moralkonto, sodass sie regelmäßig ihren Dispo überziehen.

			Chinesische Wissenschaftler konnten nachweisen, dass Menschen, die Nahrungsergänzungsmittel zu sich nehmen, weil sie glauben, damit ihre Gesundheit zu fördern, ansonsten weniger auf ihre Ernährung achten. Im »Journal of Behavioral Decision Making« wurde von einem Experiment berichtet, wonach Geschenke dazu führen, dass sich der Schenkende nach Übergabe etwas weniger höflich, etwas weniger treu und etwas weniger altruistisch benimmt als vorher.

			Auch in den sozialen Medien lässt sich der Effekt beobachten, wie man einem Artikel im Wissenschaftsteil der »Süddeutschen« entnehmen konnte. Wer öffentlich gegen Rassismus oder Sexismus streite, trete anderen gegenüber selbst oft ziemlich garstig auf. Man kämpfe ja schon für die gute Sache, scheint die Devise zu sein.

			Darf man als grüner Politiker fliegen? Selbstverständlich darf man das. Aus der Tatsache, dass man den Klimawandel für ein drängendes Thema hält, folgt nicht notwendigerweise, dass man seinen politischen Überzeugungen alles unterordnen muss. Schwierig wird es immer dann, wenn man versucht, aus seiner politischen Haltung moralischen Mehrwert zu schlagen. Vom Übermenschen erwartet man auch übermenschliche Disziplin.

			Gut, man könnte mit dem Schiff reisen. Segeln ist eindeutig klimaneutral. Aber selbst Greta Thunberg musste bei ihrer berühmten Atlantiküberquerung schummeln. Als sie zu ihrem UN-Besuch mit dem Segelboot antrat, wurde die Crew eingeflogen, damit es die Aktivistin pünktlich nach New York schaffte. Auch das ist ja einer der Nachteile, wenn man wieder wie zu Kolumbus’ Zeiten reist: Mit genaueren Terminzusagen wird es schwierig.

			Luisa Neubauer hat die Flugscham inzwischen aufgegeben, damit liegt sie voll im Trend. Bei der letzten Weltklimakonferenz im brasilianischen Belém erfolgte die Landung der Privatjets im Minutentakt. Man hatte extra eine Landepiste in den Urwald geschlagen, um die reibungslose Anreise aus Hollywood zu ermöglichen.

			Wenn es dem Weltklima dient, ist alles möglich, auch der Transport in der eigenen Gulfstream. Leonardo DiCaprio und Taylor Swift haben einen CO2-Fußabdruck, so groß wie ein mittelgroßer afrikanischer Staat. Aber das hindert sie selbstredend nicht, sich mit den Insignien der Klimaschutzbewegung zu schmücken. Das ist ja das Schöne am Umweltbewusstsein: Man kann sich wie die sprichwörtliche Axt im Walde aufführen und trotzdem irgendwie als vorbildlich gelten.

			Neulich habe ich die Sängerin Katy Perry mit einem T-Shirt gesehen, auf dem in Großbuchstaben »Save the Planet« stand. Ich glaube, sie kam gerade aus Davos zurück, wo sie zusammen mit ihrem neuen Freund Justin Trudeau das Bewusstsein für das Klima gehoben hatte. »Katy Perry?«, wird sich jetzt möglicherweise der eine oder andere fragen: Ist das nicht die attraktive 42-Jährige, die zu den Ersten gehörte, die an Bord einer »Blue Origin«-Rakete einen Kurztrip ins All unternahmen und dabei mal eben 498 Tonnen Sprit verbrannten? Doch, genau das ist sie.

			Diese Leute haben ein Gen entwickelt, das es ihnen, ohne rot zu werden, gestattet, Dinge zu tun, die einander eigentlich ausschließen. Auch bei den Grünen denke ich oft, sie müssten doch an ihren Selbstwidersprüchen ersticken. Aber so wie die Europäer eine Mutation entwickelt haben, die ihnen den Konsum von Milch ohne Bauchgrimmen erlaubt, verfügen viele Umweltaktivisten über eine Schaltstelle, die ihnen ermöglicht, sich ohne jedes Störgefühl zu widersprechen.

			Wenn ihre Politik denn wenigstens funktionieren würde, dann könnte man ja über gewisse Inkonsistenzen hinwegsehen. Aber auch davon sind wir weit entfernt. Think global, act local – das hat die Grünen stark gemacht. Aber es ist der völlig falsche Ansatz, wenn man das Weltklima schützen will.

			Man kann den Leuten eine gewisse Zeit ein X für ein U vormachen. Manche Leute kann man auch die ganze Zeit an der Nase herumführen. Aber alle Leute für immer behumsen: Das funktioniert nicht, wie schon Abraham Lincoln erkannte. Die Energiewende werde nicht teurer werden als eine Eiskugel, lautete das Versprechen von Jürgen Trittin, grüner Ur-Umweltminister, Vater des Dosenpfandes und Mastermind des Atomausstiegs. Das war die Zusage: Macht euch keine Gedanken, wir werden dafür sorgen, dass alles easy läuft. In der Habeck-Variante hieß das: »Wir werden ein wohlhabendes Land umbauen, wer macht mit?«

			Es ist eine sehr, sehr teure Eiskugel geworden. Jetzt sind wir als Land leider auch nicht mehr so wohlhabend. Ob es das war, was Habeck meinte?

		


		
			Die Madonna des Sozialstaats – 
oder wer kein Bürgergeld bezieht, ist der Dumme

			Ein Gehalts-Check zeigt, welche Berufe beim Bürgergeld nicht mehr mithalten können: Altenpfleger, Bäcker, Bürokaufmann, Kellner, Kassierer, Kfz-Mechaniker sind schon mal raus. Die Geschichte des Bürgergelds ist nicht nur der teuerste Irrtum des Sozialstaats, sie zeigt auch die Entfremdung der politischen Elite von der Realität.

			Am Ende ging es noch um die Frage, ob das Jobcenter dem arbeitsunwilligen Bürgergeldempfänger die Bezüge streichen darf, wenn er trotz aller Versuche, ihn zu erreichen, zu keinem Termin mehr erscheint. Oder ob man ihm in einem persönlichen Gespräch die Gründe für die Entscheidung darlegen muss. So hatte es die Sozialministerin in einer letzten Volte in den Gesetzestext geschrieben: Sanktionen ausschließlich, wenn man sich zuvor von Antlitz zu Antlitz gesehen hat.

			Ach, wäre der Staat doch auch sonst so rücksichtsvoll, dachten sich viele an diesem Punkt. Bußgeldbescheide nur nach einem Gespräch im Amt? Steuerpfändung lediglich nach persönlicher Erläuterung? Und wenn man den säumigen Zahler nicht antrifft? Dann hat sich die Nachzahlung erledigt. »Wenn ich dreimal unentschuldigt nicht zur Arbeit erscheine, fliege ich raus«, schrieb ein Leser auf X. »Was zur Hölle ist eigentlich das Problem? Können diese Leute nicht mal anwesend sein?«

			Es gebe Menschen, die Post aus Angst vor den Behörden nicht aufmachten, begründete die Sozialministerin Bärbel Bas, die Schutzheilige aller Mühseligen und Beladenen, zum Winter 2025 ihre Intervention in letzter Sekunde. Es sei ihr auch persönlich wichtig, diese Menschen zu schützen, bevor sie total sanktioniert würden. Weniger einfühlsame Geister wie die Wirtschaftsministerin Katherina Reiche entdeckten in dem hastig eingefügten Passus eine wunderbare Gelegenheit, Kürzungen durch das Sozialamt ad infinitum rauszuzögern. So clever ist der notorische Faulenzer allemal, dass er weiß, wie man das System austrickst.

			Das Phänomen des Verweigerers kennt man vor Ort nur zu gut. Mal erscheint er zum vorgesehenen Termin, mal erscheint er nicht. Wer dreimal in Folge fehlt, dem können die Bezüge gekürzt werden, so war es bislang schon. Aber sobald der säumige Gast einmal wieder die Nase zur Tür hereinsteckt, beginnt das Spiel erneut von vorn.

			Findet er irgendwann eine Arbeit? Natürlich nicht. Die Verzögerung ist ja darauf angelegt, sich so lange im Bürgergeld zu halten, wie es geht, vorzugsweise ein Leben lang. Die Wette lautet: Wer gibt schneller auf, der Mitarbeiter im Jobcenter oder der Arbeitslose? Dabei wird es nach Lage der Dinge auch bleiben, nach dieser Reform und nach der nächsten.

			Das Bürgergeld ist mehr als nur ein Beispiel für die Ausweitung des Sozialstaats. Es ist das Symbol eines Systems, das Abhängigkeit schätzt und Eigenständigkeit verachtet. Das Bürgergeld ist das Signum des Untertanenstaats.

			Würde es sich um ein Almosen handeln, könnte man sagen: »Ach, lass doch den Armen die paar Kröten, wir wollen nicht so kaltherzig sein.« Aber es handelt sich eben nicht mehr nur um ein paar Kröten, sondern um einen der größten Posten im Haushalt.

			Allein die Ausgaben fürs Bürgergeld liegen bei 50 Milliarden Euro, und da sind die Milliarden noch nicht mitgerechnet, die jedes Jahr außer Plan dazukommen, weil viele Leute es erkennbar anders sehen als unser ehemaliger Arbeitsminister Hubertus Heil, der sagte, man müsse doch bescheuert sein, wegen Bürgergeld seinen Job zu kündigen. »Nee«, sagen sich viele. »Man muss nicht bescheuert sein, man muss nur rechnen können.«

			Ich habe viele Diskussionen über das Bürgergeld miterlebt. Bei kaum einem Thema setzt man sich so schnell ins Unrecht. Ein Blick auf die Zahlen, und man gilt als Unhold, der den armen Menschen nicht das Schwarze unter dem Fingernagel gönnt. Die meisten gehen da sofort in Deckung. Wer will sich schon dem Verdacht aussetzen, ein herzloser Schuft zu sein?

			Bleiben wir also für einen Augenblick bei den Zahlen. Hier sitzt ja keine Heidi Reichinnek, um einem ins Wort zu fallen, kaum kommt man auf die Wirklichkeit zu sprechen.

			Was ist die Lage? Ein Paar mit zwei Kindern hat derzeit Anspruch auf 2502 Euro steuerfrei im Monat, so geht es aus einer Übersicht des Finanzministeriums hervor. Das entspricht einem Bruttogehalt von 3320 Euro. Und wir reden hier vom Durchschnittssatz. In einer Reihe von Großstädten liegt der Regelsatz noch höher. In München bewilligen die Ämter derzeit 3200 Euro inklusive aller Leistungen, in Düsseldorf und Hamburg sind es 2700 Euro netto.

			Die Miete ist der Gamechanger. Für eine vierköpfige Familie setzt die Übersicht aus dem Finanzministerium 743 Euro an, und da ist die Heizung noch nicht inkludiert. Weil die Wohnlage in Rechnung gestellt wird, liegt die Beihilfe für eine angemessene Wohnung in Großstädten schnell bei 1000 Euro und mehr. In Dortmund übernimmt das Sozialamt die Bruttokaltmiete bis zu einer Höhe von 1040 Euro, danach wird verhandelt. In Frankfurt beträgt die Mietobergrenze für vier Personen 1219 Euro, in München 1569 Euro. Als angemessen gilt in der Regel eine 90-Quadratmeter-Wohnung.

			Man kann sich beim Gehalts-Check im Netz schnell einen Überblick verschaffen, welche Berufe da noch mithalten können. Altenpfleger, Arzthelfer, Bäcker, Buchhalter, Bürokaufmann sind schon mal raus. Außerdem: Grafikdesigner, Hotelfachmann, Kellner, Kassierer, Kfz-Mechaniker, Logopäde, Maler, Zahntechniker, Physiotherapeut. Selbst der Architekt oder der Speditionskaufmann haben Mühe, mitzuhalten, wenn man das durchschnittliche Bruttogehalt zugrunde legt.

			Und das ist noch nicht das Ende der Fahnenstange. Der Tübinger Oberbürgermeister Boris Palmer hat bei »Markus Lanz« von einem Bürgergeldbescheid von 6000 Euro für eine siebenköpfige Familie berichtet. Anschließend gab es wie immer in solchen Fällen Geschrei, das stimme nicht, Palmer habe maßlos übertrieben. Palmer hat dann den Bürgergeldbescheid auf Instagram gepostet. Dann herrschte erst mal Ruhe.

			Der Sozialstaat steht im Ruf, kalt und abweisend zu sen. Das ist das Bild, das seine Kritiker von links malen. Wehe dem, der auf seine Hilfe angewiesen ist, sagen sie, der hat nichts zu lachen. Ob die Leute, die so reden, schon mal ins Kleingedruckte geschaut haben?

			Als die Ampel-Regierung unter Olaf Scholz sich daranmachte, das Hartz-IV-System freundlicher zu gestalten, sorgte sie dafür, dass der Staat im ersten Jahr die Miete übernimmt, egal, wie hoch die auch sein mochte. Eventuelle Ratenzahlungen für das Einfamilienhaus wurden fortan voll erstattet.

			Wer also ein Haus in Grünwald oder dem schönen Wiesbaden sein Eigen nannte, durfte die Forderung seiner Bank umstandslos ans Sozialamt weiterreichen. Man wolle den neuen Bürgergeldempfängern den Stress eines Umzugs ersparen, hieß es zur Begründung. So viel Rücksichtnahme wünschen sich normale Mieter zur Abwechslung auch mal.

			Der Arbeitslose mit Villa in Grünwald ist nicht der Regelfall, schon klar. Wobei die Zahl der Bürgergeldempfänger, die Porsche fahren, in bestimmten Vierteln der Republik erstaunlich hoch ist. Aber es zeigt, in welche Richtung es geht. Die Juso-Jugend hat schon immer vom bedingungslosen Grundeinkommen geträumt – das ist der Heilige Gral. Mit dem Bürgergeld ist man dem Traum einen großen Schritt näher genommen.

			Die Sache mit der Mietübernahme in unbegrenzter Höhe hat die neue Regierung wieder rückgängig gemacht, das immerhin. Aber sonst? Auch das Kabinett Merz geht selbstverständlich nicht so weit, die Balance zwischen Arbeit und Nichtarbeit wiederherzustellen, indem es die Sätze anpasst. Bei der groß angekündigten Reform, die im Frühjahr endlich dem Bundestag zugeleitet wurde, ging es lediglich um die Frage, ob man dem Totalverweigerer, der sich jeder Kooperation entzieht, ein wenig auf die Füße treten darf. Schon das reicht, um die Kritiker auf den Plan zu rufen.

			»Sozialabbau« ist in Deutschland, wenn man den Leuten, die von der Allgemeinheit leben, zumutet, hin und wieder auf dem Amt zu erscheinen, um zu zeigen, dass es sie noch gibt. Auf diese Formel lässt sich der Protest bringen. Kaum hatte sich die SPD-Führung bereitgefunden, die Hand zu Reformen zu reichen, brachte der linke Flügel ein Mitgliederbegehren auf den Weg. Die DGB-Chefin Yasmin Fahimi kündigte Massenstreiks an. Man dürfe die Entsolidarisierung der Gesellschaft nicht tatenlos hinnehmen, erklärte Fahimi in einem Interview. Mal sehen, wie erfolgreich sie dabei sein wird, ihren Mitgliedern zu erklären, dass sie früher aufstehen müssen, damit andere sich morgens noch umdrehen können.

			Interessanterweise stößt ausrechnet unter den Wählern der Sozialdemokratie kein Sozialtransfer auf solche Vorbehalte, ja Aggression wie das Bürgergeld, das jetzt Grundsicherung heißt.

			Ich habe eine Ahnung, woran das liegt. Die SPD hat in ihren Reihen noch immer eine erkleckliche Anzahl von Anhängern, die Tür an Tür mit Leuten wohnen, die sich morgens lieber auf die andere Seite drehen, als den Gang zum Arbeitsplatz anzutreten.

			Es war immer ein Missverständnis, dass die sogenannten unteren Lohngruppen besonderes Verständnis für das Leben auf Stütze aufbringen würden. Sozialromantik ist auch eine Klassenfrage. Je weiter man weg ist, desto leichter fällt das Mitleid. Das Zimmermädchen im Dorint empfindet nur Groll über die Faulenzer, die sich im Hartz-IV-Leben eingerichtet haben und die sie im Zweifel noch dafür verspotten, dass sie sich durch den Tag quält.

			Wenn Leute wie Bärbel Bas auf dem Sterbebett sagen sollen, was von ihrem politischen Einsatz bleibt, dann werden sie mit letzter Stimme die Umwandlung von Hartz IV zum Bürgergeld nennen. Fragt man SPD-Funktionäre, warum sie bei diesem Thema so vernarrt sind, antworten sie mit dem Trauma von Hartz IV. Es sei die vermaledeite Schröder-Reform, die sie erst das Vertrauen der Anhänger und dann die Macht gekostet habe.

			Aber schon das ist eine fehlerhafte Erinnerung. Die Wut über die Hartz-IV-Reformen richtete sich nicht gegen Sanktionen für Schlawiner und Drückeberger. Was für Unverständnis sorgte, war die Entscheidung von Rot-Grün, auch Leuten das Leben schwer zu machen, die jahrelang in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt hatten. Das wurde als zutiefst ungerecht empfunden.

			Wer sein Leben hart gearbeitet hat, weiß sehr genau, wo die Grenze verläuft zwischen Faulenzern, die nicht arbeiten wollen, und Malochern, die einfach Pech hatten, weil die Werft kollabierte oder irgendwelche Fritzen in der Konzernzentrale das nächste Umstrukturierungsprogramm ausheckten. Dieser Teil der Agenda 2010 wurde dann auch umgehend korrigiert.

			Im Bürgergeld erfüllt sich der Traum der sozialdemokratischen Seele, die nur Opfer kennt und keine Täter. Es ist die SPD-Version des ewigen Kirchentages, der eher ungenaue Vorstellungen vom Leben am Rand der Gesellschaft hat. Je weiter entfernt, desto tränenreicher der Blick.

			Schlägt man die Zeitungsseiten auf, gibt es nur den unverschuldet in Not Geratenen, der sich nichts sehnlicher wünscht, als die Hartz-IV-Welt so schnell wie möglich wieder zu verlassen. Wobei, das ist nicht ganz richtig. Korrekterweise müsste man von der in Not Geratenen sprechen.

			Man kann die Uhr danach stellen, wann in der Diskussion die Alleinerziehende auftaucht. Die Alleinerziehende ist die Madonna des deutschen Sozialstaats, die alle anbeten, wenn sie noch mehr Geld loseisen wollen. Wer mag schon Nein sagen, wenn ihr bedauernswertes Schicksal Erwähnung findet?

			Alleinerziehende Mutter, Medizinerin mit zwanzig Jahren Berufserfahrung, der es den Boden unter den Füßen wegzog, als der Mann sie verließ. Jetzt steht sie an der Tafel, um frisches Obst für die Kinder zu ergattern. Dafür bringt der achtjährige Sohn in Mathematik eine »Eins mit Sternchen« nach Hause. So steht es bei Kathrin Hartmann in »Wir müssen leider draußen bleiben«, einem der Klassiker der Armutsreportage. Das ist die Idealfigur der Bürgergeldempfängerin, mit der mitzufiebern wir gehalten sind.

			Auch in »Die Elenden« von Anna Mayr, einem jüngeren Zugang im Genre »Bericht vom Rande der Gesellschaft«, ist es stets eine Verkettung unglücklicher Umstände, die den eben noch mitten im Leben Stehenden straucheln und stürzen lässt. Da ist die Frau, die auf einen Heiratsschwindler hereinfällt. Oder die junge Mutter, die eine Krankheit zu Boden streckt. Oder der Mann, dessen Unternehmen in den Strudel der Pandemie gerät. Selbstverständlich träumen alle von einer Rückkehr in die Arbeitswelt, die sich dann irgendwie nie materialisiert, allen Bewerbungsschreiben zum Trotz.

			Die »Zeit«-Redakteurin Mayr hat immerhin den Vorteil auf ihrer Seite, dass sie weiß, wovon sie spricht. Sie ist im Hartz-IV-Milieu aufgewachsen. Liest man genauer hin, stellt man überrascht fest, dass es nicht an mangelnden Bildungsabschlüssen oder verwehrten Chancen gelegen haben kann, dass die Familie dauerarbeitslos blieb. Der Vater ist Tischler, die Mutter Punkerin, Hausbesetzerin und dann ewige Philosophiestudentin – das klingt eher nach Mittelschicht im Prenzlauer Berg als nach Assikarriere im Glasscherbenviertel.

			Weshalb die Eltern ihr Leben lang nicht im Arbeitsmarkt Fuß fassten, sondern stattdessen auf die Unterstützung der Allgemeinheit bauten, wurde nie aufgeklärt. Es wird auch nicht danach gefragt – nicht in einer der vielen Rezensionen und nicht in den zahlreichen TV-Auftritten, die sich an die Buchveröffentlichung anschlossen.

			Man kann es als Bürgergeldempfänger sogar zum professionellen Bürgergeld-Lobbyisten bringen. Seit Jahren tingelt der ehemalige Informatikkaufmann und Jobcoach Thomas Wasilewski durch die Talkshows, um für eine Erhöhung der Regelsätze zu werben. Als sich der ehemalige SPD-Politiker Florian Post auf X über die Spätkarriere lustig machte, wurde er scharf zurechtgewiesen. Wie man nur so herzlos sein könne?

			Aber es ist eine naheliegende Frage: Warum kann jemand, der immer Zeit für seine Lobbyarbeit findet, nicht zumindest halbtags irgendwo aushelfen? An jeder Tankstelle suchen sie Leute, die mit anpacken. Das geht auch stundenweise und mit Krankengeschichte. Es sei denn, man leidet an Arbeitsphobie. Das wäre dann etwas anderes. Aber davon hat Jobcoach Thomas Wasilewski nie gesprochen.

			Nirgendwo wird Mitgefühl so oft mit Sentimentalität verwechselt wie in der Sozialpolitik. Das ist die Crux. Die Leute in den Jobcentern hingegen haben einen relativ klaren Blick auf die Wirklichkeit. Die kennen ihre Pappenheimer und wissen genau, wer wirklich arbeitsunfähig ist und wer nur so tut. Doch auf die wird nicht gehört.

			Als ich vor Jahren in einer öffentlichen Diskussion die Empfehlung gab, sich einmal mit Schulzahnärzten zu unterhalten, welche Vernachlässigung sich schon am Gebiss von Zweitklässlern ablesen lasse, weil es die Eltern versäumt hätten, den Kindern den Gebrauch der Zahnbürste zu erklären, trug mir das erst die Missbilligung des Publikums und dann den Tadel der »Süddeutschen« ein. »Stammtisch der Mittelschicht«, war der entsprechende Artikel überschrieben.

			Ich habe nie verstanden, was gegen den Stammtisch spricht. Ich halte den Stammtisch für einen der letzten verlässlichen Orte geselligen Beisammenseins in einer Welt von Vereinzelung und rabiatem Individualismus. Aber sei’s drum, damit war jedenfalls klargestellt, dass ich mich mit meinem Hinweis schwer danebenbenommen hatte.

			Hinter der Ausweitung der Sozialhilfe zu einer Art Lohnersatzleistung steht das Konzept der Gesellschaft als Bedarfsgemeinschaft. Freiheit ist in dieser Welt ein Unwort. Dass Menschen für ihr Leben selbst verantwortlich sind und damit die Konsequenzen falscher Lebensentscheidungen tragen müssen, ist nicht vorgesehen.

			Wer den Bürger als Kostgänger sieht, behandelt ihn auch wie ein Kind. Der Sozialingenieur spricht über seine Schutzbefohlenen wie der Missionar über die bedauernswerten Schafe, die er aus dem Stand der Unmündigkeit ans Licht der Aufklärung bringt, arme Seelen, die zu naiv oder zu ungebildet sind, ein Leben ohne Aufsicht und Anleitung zu führen.

			Ein Bürger, der nichts von ihm will, ist dem Sozialpolitiker unheimlich. Wer keine Leistungen bezieht, ist dem Staat auch nichts schuldig. Wer dem Staat aber nichts schuldig ist, könnte auf dumme Gedanken kommen, zum Beispiel auf den Gedanken, dass es so viel Staat gar nicht bräuchte. Das aber wäre dann ein Bürger, vor dem man sich vorsehen muss, denn er könnte zu Aufsässigkeit neigen.

			Das System ist deshalb so gestaltet, dass inzwischen auch Millionen Menschen Fürsorgeempfänger sind, die eigentlich auf eigenen Beinen stehen könnten. Dass Geringverdiener ihr Gehalt durch den Bezug von Bürgergeld aufbessern können, das ist bekannt. Die Leute heißen Aufstocker.

			Aber dass man auch als ganz normaler Arbeitnehmer Anspruch auf Wohngeld hat? Das war mir zumindest lange nicht bewusst. Ich bezweifele, dass der Bäckergeselle bei uns in Pullach Wohngeld beantragt hat – oder der Kellner nebenan im Rabenwirt. Aber die beiden könnten, wenn sie wollten.

			Wäre es nicht geschickter, man würde den Leuten mehr von ihrem erarbeiteten Geld lassen, werden Sie sich jetzt möglicherweise fragen. Dann müssten sie auch keine Sozialleistungen beantragen. Also Steuersätze runter, anstatt ihnen übers Sozialamt wieder einen Teil von dem zurückzugeben, was man ihnen zuvor abgenommen hat.

			Aber wer so denkt, hat das Prinzip des Sozialstaats nicht verstanden. Sein Ziel ist es, alle zu Leistungsempfängern zu machen. Deshalb ist das entscheidende Wort auch nicht Selbstbestimmung, sondern Umverteilung.

			Erst wenn der letzte Deutsche zum Kostgänger gemacht worden ist, gibt sich der deutsche Wohlfahrtsstaat zufrieden. Wobei, das stimmt nicht, da muss ich mich korrigieren: Es ist völlig unerheblich, ob jemand deutscher Staatsbürger ist oder nicht, um in den Genuss von Sozialtransfers zu kommen. 2026 wird mit großer Wahrscheinlichkeit das Jahr sein, in dem die Zahl der Bürgergeldempfänger ohne deutschen Pass die der Nutznießer mit deutschem Pass übersteigt.

			Ich kann mich noch an eine Zeit erinnern, als die SPD von Leuten geführt wurde, die den Apostel Paulus im Munde führten: »Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen.« Es war der große Franz Müntefering, der sich auf die Bibel berief, um daran zu erinnern, dass einer Leistung auch eine Gegenleistung entgegenstehen sollte. So ein Satz würde heute umgehend zum Parteiausschluss führen.

			Über die Jahre wurde auch alle Erinnerung daran getilgt, dass es sich bei der Sozialhilfe im Kern um ein Almosen handelt, eine mildtätige Gabe an die Bedürftigen. Deshalb wurde Sozialhilfe erst Hartz IV beziehungsweise ALG 2 genannt, dann Bürgergeld. Bürgergeld war der Triumph: ein Sozialtransfer, der so heißt wie Kindergeld, also eine normale staatliche Leistung. Jetzt sind wir bei der Grundsicherung angelangt, aber das ist vom Gedanken des Bürgergelds nicht so weit entfernt.

			Es gibt noch Menschen, denen es der Stolz verbietet, beim Sozialamt vorstellig zu werden. Aber das ist eine verfemte Gruppe. Wer verschmäht, was ihm zusteht, gilt als Trottel. Es gibt eine ganze Industrie, die davon lebt, den Bedürftigen und allen, die es werden wollen, den Weg zu weisen. Oben sitzen die Sozialverbände, die jedes Jahr neue Horrorzahlen über die grassierende Armut veröffentlichen. Unten stehen die Berater, die den Leuten einreden, ja auf keinen Euro zu verzichten.

			Die Zahl der Ratgeber, wie man das Letzte herausholt, ist endlos. Tatsächlich wird nicht derjenige als Skandal empfunden, der an die Grenze des Legalen geht, sondern derjenige, der sich zurückhält. Im Bürgergeld lebt sich eine pervertierte Idee des Sozialismus aus, ein Schrumpf-Kommunismus, in dem die Arbeit abgeschafft ist zugunsten einer Art Dauer-Auszeit. Darauf sind sie nicht einmal in der DDR gekommen.

			Kein Wunder, dass viele inzwischen das Gefühl haben, sie kämen zu kurz. Ein System, das darauf ausgelegt ist, ständig neue Sozialleistungen zu erfinden, muss zwangsläufig zu schlechter Laune führen. Mit jeder weiteren Leistung verstärkt sich das Gefühl, dass man etwas übersehen hat, was man auch noch hätte beantragen können, wenn man nur die Zeit finden würde, sich noch eingehender mit den Details zu beschäftigen. Vielleicht sind die Deutschen deshalb oft so missmutig.

			Und da haben wir noch gar nicht vertieft, dass die Hälfte der Bezieher gar keinen deutschen Pass besitzt. Die Verfechter des deutschen Sozialstaats sind so stolz auf ihre Errungenschaft, dass sie ihre Leistung weltweit anbieten.

			Im Herbst letzten Jahres stieß ich zufällig auf eine Werbung, mit der die Agentur für Arbeit in einer Reihe von Sprachen das Bürgergeld bewirbt. Damit niemand auf die irrige Idee kommt, Bürgergeld sei nur etwas für Menschen, die zu alt oder zu krank zum Arbeiten sind, strahlt einen von der Seite ein junges Pärchen an, das so aussieht, als ob es mühelos eine Beschäftigung fände. Links ein junger Mann Anfang dreißig mit einem grün eingebundenen Buch in der Hand; neben ihm eine junge Frau mit Hijab, die ebenfalls nicht so wirkt, als ob sie auf den Kopf gefallen wäre.

			Besucher der Webseite erfahren nicht nur alles über die Bedingungen für ein Leben auf Stütze (»Du bist arbeitsfähig«, »Du bist mindestens 15 Jahre«, »Du hast Deinen Lebensmittelpunkt in Deutschland«). Die Agentur gibt auch hilfreiche Tipps, die sie mit einer kleinen Glühbirne versehen hat, damit der Leser sie nicht übersieht: »Gut zu wissen: Wenn Du Bürgergeld erhältst, bist Du automatisch im System der gesetzlichen Gesundheits- und Pflegeversicherung eingeschrieben.« Hand aufs Herz, wer könnte da Nein sagen?

			Bürgernähe wird bei der Agentur für Arbeit großgeschrieben. Deshalb findet sich am Ende der Seite ein rot markiertes Feld, das man nur anklicken muss, um sich unbürokratisch für die Transferleistung registrieren zu lassen. »Du kannst Dich online bewerben«, heißt es dort, so als handele es sich beim Bürgergeld um einen Sprachkurs oder ein Fortbildungsprogramm für Hochbegabte. »Wenn Du bereits einen Account besitzt, logge Dich bitte mit Deinem Accountnamen ein. Du kannst dann augenblicklich mit der Bewerbung beginnen.«

			Ich weiß nicht, ob es viele Länder gibt, die so stolz ihr Sozialsystem anpreisen. Ich habe nicht die Probe aufs Exempel gemacht. Aber ich bezweifle, dass man in den Vereinigten Staaten oder in Kanada Einwanderern in leuchtenden Farben die Vorzüge des Wohlfahrtsstaats ausmalt. Wer es dort ins Land schafft, von dem wird erwartet, dass er sich reinhängt, und nicht, dass er sich auf Kosten anderer ausruht. Deshalb läuft es dort wirtschaftlich auch besser als bei uns.

		


		
			Die Entwertung des Alltäglichen – 
oder wenn das Normale nicht mehr normal ist

			Wie viele Geschlechter gibt es? Wer diese Frage mit »zwei« beantwortet, ist schon raus. Wenn man einen Mann nicht mehr einen Mann nennen darf und eine Frau nicht mehr eine Frau, gerät allerdings mehr ins Rutschen als nur die biologische Ordnung.

			Eine Meldung aus der Zeitung. Die kanadische Philosophin Kimberley Brownlee hielt zum Jahreswechsel in Oxford die Uehiro Lectures, drei Vorlesungen, die sich der menschlichen Fortpflanzung und dem Recht auf »reproduktive Selbstbestimmung« widmeten. Dabei wandte sich die Wissenschaftlerin der Frage zu, ob Männer dafür entschädigt werden sollten, dass sie nicht schwanger werden können. Frau Brownlee wertet das als Behinderung.

			»Ihre Vorschläge zielen darauf ab, den Benachteiligten eine Form von Elternschaft zu ermöglichen«, heißt es in einem Bericht über die Vorlesungsreihe. »Arbeitgeber könnten Gebärbehinderten, also zumeist Männern, zusätzliche Freizeit einräumen, um Fortpflanzungsprojekte zu verfolgen.«

			Eine weitere Idee wäre, so die Berichterstatter, dass der Staat die Rechte von Eltern beschränkt, damit an der Fürsorge für ihr Kind viele andere Erwachsene mitwirken dürfen. So könnten Gebärbehinderte sinnstiftend in die Kindererziehung einbezogen werden. »Die Kompensation hat laut Brownlee allerdings Grenzen«, schließt der Artikel, »Frauen dürfen nicht gezwungen werden, Kinder auszutragen.«

			Sie lachen? Seien Sie vorsichtig. Der Rechtsprofessor Arnd Diringer bekam vor vier Jahren Ärger, weil er auf Twitter, wie X vor der Übernahme durch Elon Musk hieß, folgenden Post abgesetzt hatte: »Nicht alle Frauen menstruieren, aber nur Frauen menstruieren.« Das erfülle den Tatbestand der Diskriminierung, befand ein Nutzer und meldete den Post, worauf Twitter Diringers Account vorübergehend lahmlegte.

			Wie viele Geschlechter gibt es? Vor fünfzehn Jahren hätte kaum jemand den Sinn dieser Frage verstanden. Nach der Anzahl der Geschlechter zu fragen, wäre so vernünftig erschienen wie die Frage, ob es Tag und Nacht gäbe oder Flut und Ebbe. Noch heute wissen viele Menschen mit dieser Frage nichts anzufangen. Das beweist allerdings nicht Realitätssinn, wie mancher vielleicht meinen könnte, sondern im Gegenteil ein erschreckendes Maß an Rückständigkeit.

			Seine Rückständigkeit an den Tag zu legen, indem man auf der alten Geschlechterordnung beharrt, ist inzwischen strafbewehrt. Über einen Mann zu sagen, dass er ein Mann sei, kann empfindliche Sanktionen zur Folge haben, wenn dieser Mann beschlossen hat, künftig als Frau durchs Leben zu gehen. Dann ist der Hinweis auf sein biologisches Geschlecht nicht eine Tatsachenfeststellung, sondern eine Beleidigung und damit strafwürdig. Bis zu 10 000 Euro sieht das Gesetz vor, im Wiederholungsfall auch mehr.

			Es gibt erste Urteile. Die Journalistin Judith Sevinç Basad bezeichnete eine transgeschlechtliche Frau in einem Beitrag für das Onlinemedium »pleiteticker« mehrfach als Mann beziehungsweise biologischen Mann. Der Anwalt der Genannten machte geltend, dass verschiedene Studien gezeigt hätten, welche negativen Auswirkungen Misgendern auf die Betroffenen habe. Misgendern sei ein schwerwiegender Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht und müsse deshalb entsprechende rechtliche Konsequenzen haben.

			Das Landgericht Frankfurt gab der Antragstellerin recht und verurteilte Frau Basad zur Unterlassung. Sollte sie noch einmal das biologische Geschlecht der Klägerin offenbaren, droht ihr eine Ordnungsstrafe bis zu 250 000 Euro.

			Ich kenne Judith Sevinç Basad flüchtig. Zu sagen, dass sie etwas eigensinnig sein kann, würde vor jedem Gericht der Welt als Tatsachenbeschreibung gewertet. Dennoch ist die Frage, ab wann man das Vorleben eines Menschen aus der Berichterstattung heraushalten muss, nicht ganz unbedeutend. »Eines vorweg: Man bezeichnet Menschen, wie sie bezeichnet werden wollen, man spricht sie an, wie sie angesprochen werden wollen«, schrieb die »Süddeutsche« in einem Kommentar zum Urteil. Das klingt gut. Aber ist es als juristischer Leitsatz auch klug?

			Ich glaube, die Diskussion ist in ihrer Tragweite noch nicht verstanden. Von Menschen wird damit nicht nur verlangt, dass sie jemanden ansprechen, wie er bezeichnet werden möchte, unabhängig davon, was der Augenschein sagt. Sie sollen auch vergessen, wie er früher hieß und welches Geschlecht er ursprünglich hatte, so als hätte es diese Person nie gegeben. Wir erwarten von ihnen also eine Überschreibung der Wirklichkeit, die in dem Satz gipfelt, dass ja niemand von außen beurteilen könne, ob es sich bei einem Menschen um einen Mann oder eine Frau handele, nicht einmal ein Mediziner.

			Das ist exakt das, was einer der entschiedensten Befürworter des sogenannten Selbstbestimmungsgesetzes, der Transaktivist Alfonso Pantisano, als neue Richtlinie ausgab: »Niemand von außen kann beurteilen, ob ein Mensch ein Mann oder eine Frau ist – auch kein Arzt.« Auch so kann man Menschen das Gefühl geben, dass ihnen die Welt abhandengekommen ist.

			Die Transgesetzgebung ist nicht irgendeine Gesetzgebung, sie ist so etwas wie die erste Reihe des Fortschritts. Als »Glutkern der Ampel« hat Vizekanzler Robert Habeck gewohnt poetisch und Ludwig-Börne-Preis-mäßig die Reform des alten Transsexuellengesetzes, die schließlich im Selbstbestimmungsgesetz mündete, bezeichnet. Auf kaum etwas waren Sozialdemokraten und Grüne so stolz wie auf dieses Anliegen der sogenannten Fortschrittskoalition.

			Ich könnte mich zurücklehnen. Ich bin als Mann nur am Rande betroffen. Gerade wird wieder über die Einführung einer Frauenquote im Bundestag debattiert. Dieses Mal kommt der Vorschlag aus den Reihen der Union, an der Spitze des neuen Vorstoßes steht die Bundesbildungsministerin Karin Prien.

			Mir erscheint das wie eine Zwangshandlung. Eigentlich ist zu dem Thema alles gesagt, auch durch Gerichte. Quoten widersprechen dem repräsentativen Gedanken der Demokratie. Dass es eben nicht darauf ankommt, wo jemand geboren wurde, welcher Schicht er entstammt und welches Geschlecht er hat, galt einmal als absolut revolutionär und fortschrittlich. Aber jedes Rad lässt sich zurückdrehen, auch dieses.

			Abgesehen von solchen zivilisatorischen Einwänden: Mir war es immer ein Rätsel, wie man den Widerspruch zwischen Feminismus und modernen Transrechten nicht sehen kann. Jedem klarsichtigen Menschen müsste eigentlich auffallen, dass die gesamte Quote perdu ist, sobald man Geschlecht zu einer Frage der Selbstdefinition macht. Dann braucht es keine Quote mehr.

			Sicher, man kann auch zusätzliche Quoten für Nonbinäre, Intersexuelle, Asexuelle und weitere Minderheiten einführen, um dem Einwand zu begegnen, was man denn für das dritte Geschlecht und andere Marginalisierte zu tun gedenke. Aber das ist keine Lösung für das Grundproblem, weil das Mantra ja lautet, auch Transfrauen seien Frauen. Auf dem Frauenticket wird es also eng. Und Nachfragen ist nicht erlaubt. Wer bei einer Frau anzweifelt, dass sie eine Frau ist, setzt sich unmittelbar ins Unrecht. Weil: Auch Transfrauen sind Frauen.

			Ich finde es faszinierend, dass Frauen erkennbar bereit sind, alles aufzugeben, wofür sie jahrzehntelang gekämpft haben. Safe Spaces, Quoten, sämtliche Privilegien und Bevorzugungen, die an das Geschlecht gebunden sind. Fairerweise muss man sagen: Einige sind es nicht, dazu kommen wir noch. Sie sind deswegen besonders verhasst.

			Die Bezeichnung für sie lautet TERF, das ist die Abkürzung für »Trans Exclusive Radical Feminists«. Eigentlich ist an ihnen nichts Radikales. Sie lehnen es nur ab, von Frauen als »menstruierende Personen« zu sprechen, und beharren darauf, dass Männer keine Kinder bekommen können. Trotzdem, TERFs rangieren jetzt noch vor Orks.

			Es war nur eine Frage der Zeit, bis die Ersten auf die Idee kommen würden, sich die neue Gesetzgebung zunutze zu machen. In Düsseldorf zeigte vor einigen Monaten ein Polizist seinem Dienstherrn den Geschlechterwechsel an, was ihn auf der Beförderungsrangliste um 43 Plätze nach vorne brachte. Die Kommissarin hat nun ein Verfahren wegen Betrugs am Hals, weil eine Kollegin petzte. Sie habe das Selbstbestimmungsgesetz ausgenutzt, um sich Vorteile zu erschleichen, heißt es.

			Das Selbstbestimmungsgesetz sieht ausdrücklich vor, dass Personen selbstbestimmt über die eigene Geschlechtsidentität bestimmen, und zwar frei von der Einschätzung Dritter, das ist ja gerade der Clou. Man darf gespannt sein, wie es weitergeht. Das Verwaltungsgericht Düsseldorf entschied Ende Februar im Sinne des Arbeitgebers, dass es rechtens sei, die Beamtin vom weiteren Beförderungsverfahren auszuschließen. Es bestehe der Verdacht, dass die gegenüber dem Standesamt abgegebene Versicherung zum Geschlechtseintrag unwahr gewesen sein könnte. Offensichtlich kennt man in Düsseldorf die neue Gesetzeslage nicht. Wäre ich der Anwalt der Kommissarin, ich würde mit einer Gegenklage antworten.

			Große Aufmerksamkeit fand die Transformation des verurteilten Neonazis Sven Liebich in Marla-Svenja Liebich. Pünktlich zum Haftantritt erklärte der Straftäter, er bitte um Überstellung ins Frauengefängnis, denn er sei jetzt eben das, eine Frau. Zur Untermauerung seiner Forderung konnte er ein entsprechendes Personaldokument vorweisen, aus dem zweifelsfrei hervorging, dass wenige Wochen zuvor das Standesamt Pirna der Namensänderung stattgegeben hatte – worauf von den Behörden geklärt werden musste, welche Haftanstalt infrage kam: die JVA in Dresden oder die weiblichen Straftätern vorbehaltene JVA Chemnitz.

			Immerhin: Medien wie der »Spiegel« blieben sich treu und sprachen fortan von »Marla-Svenja«. Die »taz« wählte den geschlechtsneutralen Begriff »Neonazifigur«. Seitdem unterhält Liebich die Öffentlichkeit mit schrägen Outfits (breitkrempiger Hut, greller Lippenstift und schwarze Brille) sowie Mitteilungen zum jeweiligen Aufenthaltsort. Statt die Haftstrafe in der JVA Chemnitz anzutreten, was schließlich genehmigt worden war, setzte sich Liebich ins Ausland ab. Der letzte Ort, von dem sie ihrer wachsenden Fangemeinde Grüße zukommen ließ, war, glaube ich, Moskau.

			Während Marla-Svenja in der aufgeklärten Öffentlichkeit als Betrüger gilt, der die Geschlechtsänderung als Provokation betrieb, ist die verurteilte Straftäterin Maja T. zur Ikone der Bewegung aufgestiegen. Der Fall liegt ähnlich: Wie bei Liebich erfolgte der öffentliche Geschlechtswechsel im Zuge der Festnahme. Bis zu ihrer Überstellung nach Budapest wurde Maja T. in den Gerichtsakten lange noch als Simeon Trux geführt.

			Anders als Svenja-Marla gilt Maja allerdings als Justizopfer, was auch daran liegen mag, dass sie Neonazis den Schädel einzuschlagen versuchte, statt ihnen, wie ihre Geschlechtsgenossin aus Dresden, T-Shirts zu verkaufen. Das Gefängnis in Budapest ist zum Wallfahrtsort geworden, in dem sich Besucher aus Deutschland zum Solidaritätsbesuch einfinden, angefangen bei der ehemaligen Bundestagspräsidentin Katrin Göring-Eckardt. Die ungarische Öffentlichkeit nimmt den Fall eher unbeteiligt zur Kenntnis.

			Kurzer Nachtrag im Fall Svenja-Marla: Neue Wendung, sie überlegt jetzt, die Namensänderung rückgängig machen zu lassen. Auch hier kommt das Gesetz dem Betroffenen entgegen. So schnell, wie man sich per Antrag von Jan zu Janine umbenennen kann, so einfach geht es auch wieder in die andere Richtung.

			Theoretisch lässt sich der Wechsel einmal im Jahr wiederholen. Der Gesetzgeber war so weise, die Wankelmütigkeit des Menschen in Rechnung zu stellen. Alle zwölf Monate öffnet sich das Geschlechtsgefängnis. Niemand soll gezwungen sein, länger als ein Jahr mit einem Namen herumzulaufen, der nicht seiner aktuellen Selbstwahrnehmung entspricht. Dass die Leute mit Tattoos geschlagen sind, die sie später bereuen, ist traurig genug.

			Es ist nicht so, dass es keine Einwände gegen das Selbstbestimmungsgesetz gegeben hätte. Das BKA meldete sich zu Wort und wies darauf hin, dass es die Strafverfolgung deutlich erschwere, wenn man nicht mehr nachvollziehen könne, ob eine Flüchtige vorher ein Flüchtiger gewesen sei. Der Justizminister ließ in den Gesetzesentwurf einen Passus einfügen, der sicherstellen sollte, dass Frauen unter sich bleiben, wenn sie es wünschen.

			In der Öffentlichkeit waren Bedenken aufgekommen, namentlich von Betreibern von Frauensaunen und Frauenhäusern, wie man sich verhalten solle, wenn ein Mann aufkreuze und Einlass begehre, weil er, wie er sage, sich jetzt als Frau definiere. Dürfe man ihm dann den Zugang verwehren? Oder müsse man ihn einlassen, auch wenn äußerlich nichts darauf hindeute, dass er nicht länger ein Mann sei? Selbstverständlich sei es den Betreiberinnen von Frauensaunen freigestellt, von ihrem Hausrecht Gebrauch zu machen, erklärte der Minister bei der Vorstellung des Reformvorhabens.

			Da hatte er allerdings die Rechnung ohne den Wirt gemacht, wie man so schön sagt. Kaum war der Justizminister von der Pressekonferenz in sein Ministerium entschwunden, meldete sich die Antidiskriminierungsbeauftragte der Bundesregierung zu Wort. Aus Rücksicht auf die Intimsphäre sei es zwar grundsätzlich gestattet, Männer aus Frauensaunen fernzuhalten, ohne dass dies unter Diskriminierung falle. Völlig anders liege der Fall aber bei Transfrauen, also Frauen, die als Männer geboren wurden. »Hier geht es nicht darum, dass ein Mann das Angebot für Frauen nutzen will, sondern eine Frau«, belehrte die Beauftragte den Minister.

			Das sind die kuriosen Seiten. Die weniger kuriosen sind die Angriffe auf Personen, vorzugsweise Frauen, die darauf beharren, dass es einen kategorialen Unterschied zwischen Männern und Frauen gibt.

			Wer sich der Ideologie entgegenstellt, spielt mit seiner bürgerlichen Existenz. Eine der Ersten, die es erwischte, war Kathleen Stock, Professorin für Philosophie an der Universität Sussex. In einem Interview mit der BBC berichtete sie nach ihrer Demission, wie sie über Wochen und Monate an ihrem Arbeitsplatz eingeschüchtert und verfolgt worden war. Wenn sie morgens zur Arbeit erschien, wartete auf der Straße vor ihrem Büro schon ein wütender Mob, der sie beschimpfte und bedrohte. Wenn sie den Computer öffnete oder sich über das Handy auf einem der sozialen Kanäle bewegte, spie ihr blanker Hass entgegen.

			Als ihr die Polizei riet, sich Personenschutz zuzulegen und ihr Haus elektronisch abzusichern, gab sie auf. Ihren letzten Tag an ihrer Arbeitsstelle beschrieb sie so: »Jedes Poster in dem Tunnel zum Eingang, den ich Hunderte Male gegangen war, trug meinen Namen. Als ich die Toilette betrat, sah ich, dass auf allen Türen in meinem Gebäude Sticker gegen mich klebten. Ich drehte mich um und rannte zurück zur Bahnstation, hyperventilierend.«

			Stock blickte zu diesem Zeitpunkt auf eine glänzende Karriere als Wissenschaftlerin zurück. Sie war seit Langem in der LGBT-Community aktiv, wie sich die Lesben- und Schwulenbewegung heute nennt. Politisch stand sie immer links. Sie selbst bezeichnet sich als lesbische Frau, deren Sexualität keiner Norm folge. So hat sie sich in dem Buch »Material Girls« beschrieben, das im März 2021, wenige Monate vor ihrer Flucht, in Großbritannien erschienen war: »A lesbian and sex-nonconforming woman«.

			Stock vertritt die Ansicht, dass die Geschlechtsidentität an das biologische Geschlecht gekoppelt ist. Wer mit männlichen Genitalien auf die Welt gekommen sei, werde nicht einfach dadurch zur Frau, dass er sich zur Frau erkläre. Das reicht, um zur Hassfigur zu werden. Stock vertrete eine Bastardversion des Feminismus, deklarierten ihre Feinde, sie stelle eine Gefahr für alle Transmenschen dar. »You are endangering trans lives«, lautet der Schlachtruf. Wer als Gefahr für andere gilt, muss aus dem Verkehr gezogen werden, das ist logisch.

			Es ließen sich noch mehr Fälle nennen. Da ist die organisierte Empörung gegen die Kolumnistin des »Guardian«, Suzanne Moore, die in einem Artikel darauf hinwies, dass es nicht unproblematisch sei, wenn man einen Schwerverbrecher, der sich als Frau identifiziere, in ein Frauengefängnis sperre. 300 Mitarbeiter des Blattes wandten sich in einem Protestbrief an die Chefredaktion. Moore verließ kurz darauf die Zeitung.

			Und dann ist da natürlich die Kampagne gegen die Kinderbuchautorin Joanne K. Rowling, die sich bis heute konstanten Angriffen ausgesetzt sieht, weil sie darauf beharrt, dass Ereignisse wie Periode, Empfängnis oder Geburt eines Kindes biologische Vorgänge sind, die Frauen von Männern unterscheiden.

			Die Translobby ist von allen Aktivistengruppen, die da draußen herumlaufen, mit Abstand die hektischste, die hysterischste und auch die aggressivste. Keine Ahnung, woran das liegt. Die naheliegende Vermutung wäre, dass die ganzen Hormone halt auf das Nervenkostüm durchschlagen. Ich kann das in gewisser Weise verstehen. Ich wäre schon nach einer Pille platt.

			Dass Deutschland keine Ausnahme darstellt, hatte man schon an den Unterschriften erkennen können, die sich unter der Erklärung befanden, in der die Philosophin Kathleen Stock als transfeindlich verleumdet wurde. Zu den Unterzeichnern zählte eine Reihe von Namen aus dem deutschen Wissenschaftsbetrieb.

			Die Biologin Marie-Luise Vollbrecht, Doktorandin an der Humboldt-Universität in Berlin, hat in einem Interview mit dem »Cicero« geschildert, wie sich ihre Welt auf den Kopf stellte, nachdem sie als TERF markiert worden war. Sie wurde beschimpft und bedroht. Auf der Straße wurde sie angespuckt. Als sie in einem Café erkannt wurde, bat man sie, das Café zu verlassen. Zwischenzeitlich war unklar, ob sie an ihrem Lehrstuhl überhaupt ihre Promotion würde fertigstellen können. Und das alles, weil sie in einem Vortrag im Rahmen der »Langen Nacht der Wissenschaften« die Frage erörtert hatte: »Was ist Geschlecht aus biologischer Sicht, und warum gibt es nur zwei davon?«

			Für alle, die sich bei dem Thema nicht sattelfest fühlen, weil sie im Unterricht an den entscheidenden Stellen durchgeschlafen haben: Das ist keine Randmeinung irgendwelcher Bio-Freaks. Das ist bis heute Stand der Wissenschaft. Wenn Sie mir nicht glauben, dann möglicherweise der Biologin Christiane Nüsslein-Volhard, Nobelpreisträgerin für ihre bahnbrechende Arbeit zur genetischen Kontrolle bei der Embryonalentwicklung und die erste deutsche Frau, die als Naturwissenschaftlerin diese Auszeichnung erhielt.

			Was sagt Christiane Nüsslein-Volhard zu dem Thema? »Natürlich gibt es beim sozialen Geschlecht eine Bandbreite. Beim biologischen Geschlecht gibt es nur weiblich oder männlich. Aus. Ende.« Alles andere sei Unfug. Zugegeben, die Frau ist auch wirklich alt (Jahrgang 1942). Außerdem ist sie eine Frau. Das sollte man in Rechnung stellen, nicht wahr?

			Die Transition, wie die Geschlechtsangleichung im Fachjargon heißt, ist ein langer, beschwerlicher Weg. Es ist erstaunlich, zu was die Chirurgie heute in der Lage ist. Sie kann Brüste bilden, wo keine waren, oder den Oberkörper so glätten, dass es aussieht, als wäre man als Adonis zur Welt gekommen. Sie kann eine Art Vagina herstellen und sogar so etwas wie einen Ersatzpenis bilden.

			Es liegt auf der Hand, dass man umso erfolgreicher ist, je früher man beginnt, idealerweise, bevor sich die sekundären Geschlechtsmerkmale herausbilden. Deshalb gibt es eine starke Fraktion innerhalb der Trans-Community, die für Kinder und Jugendliche, die den Wunsch verspüren, ihr soziales Geschlecht zu wechseln, eben das empfiehlt: den Beginn einer Transition im Kindesalter.

			Pubertätsblocker können erste Anzeichen wie Stimmbruch, Bartwuchs, das Einsetzen der Regelblutung oder das Wachsen von Hoden und Penis hinauszögern. Später folgt eine Hormonbehandlung, die den eingeschlagenen Weg unumkehrbar macht. Die Folgen sind allerdings gravierend: Die Fruchtbarkeit sowohl bei Jungen wie bei Mädchen ist stark eingeschränkt oder geht ganz verloren. Ärzte und Psychiater empfehlen deshalb die rechtzeitige Entnahme von Eizellen beziehungsweise eine Samenspende, um so etwas wie eine Chance auf eigene Kinder zu erhalten.

			Es ist von außen schwer zu beurteilen, wer die dominierende Kraft in der Fachgemeinschaft ist. Unter Rechtfertigungsdruck standen jedenfalls lange nicht die Mediziner und Therapeuten, die sich für ein forsches Vorgehen aussprachen, sondern diejenigen, die vor übereilten Schritten warnten.

			Je schneller man den Betroffenen Hilfe zukommen lasse, desto mehr Leid könne man ihnen ersparen, so der vorherrschende Tenor. Verwiesen wurde auf Studien, wonach der Anteil von transidenten Kindern und Jugendlichen, die Depressionen und schwere psychische Störungen entwickelten, unter denjenigen, die nicht rechtzeitig behandelt worden waren, signifikant höher liege als bei dem Teil, der sich frühzeitig einer Behandlung unterzogen hatte.

			Bleibt das Problem der Eltern, die oft sehr viel zurückhaltender urteilen als die zurate gezogenen Ärzte. In den ersten Fassungen des Reformwerks waren noch Passagen enthalten, die auf eine Entmachtung der Eltern hinausliefen. Wenn das Kind den Wunsch äußerte, sein Aussehen zu ändern (und in einer Beratungspraxis entsprechende Unterstützung fand), konnte ein Gericht die gegenteilige Entscheidung der Eltern außer Kraft setzen. Davon ist jetzt nicht mehr die Rede. Aber auch im geltenden Gesetz findet sich noch das Misstrauen gegenüber den Erziehungsberechtigten.

			Wenn man im Nachhinein einen Bruchpunkt markieren sollte, wo die Geduld der Mehrheit in Ablehnung umschlug, dann hier. Wenn es um Kinder geht, hört der Spaß auf. Ich erinnere mich an ein Mittagessen mit meinem Freund Jakob Augstein, der allem, was die rot-grüne Lebenswelt bereithält, offen gegenübersteht. Aber als wir auf die Transideologie zu sprechen kamen, brach es aus ihm heraus. »Das ist absoluter Wahnsinn«, sagte er.

			Wie konnte es so weit kommen? Alle wissen, dass etwas falsch läuft, aber keiner traut sich, stopp zu sagen. Die Grünen haben das schon einmal erlebt, vor vierzig Jahren, als plötzlich auf den Parteitagen Aktivisten auftraten, die für die Freigabe von Sex mit Minderjährigen votierten. Auch damals konnte man eine merkwürdige Wehrlosigkeit beobachten. Es gab ein deutliches Unbehagen, das sich aber nicht offen artikulierte, weil man nicht in den Verdacht geraten wollte, reaktionär zu sein.

			Im Nachhinein gilt die Diskussion als dunkles Kapitel, als große Verwirrung, die tiefe Entschuldigungskniefälle und die Aufarbeitung durch eine Wahrheitskommission nach sich zog. Ohne die Dinge parallelisieren zu wollen – aber bei beiden Vorgängen ist ein ähnlicher Mechanismus zu beobachten. Hier wie dort entern Aktivisten die Bühne, die den blinden Fleck einer Gesellschaft nutzen, die zur Überzeugung gelangt ist, dass alle Anliegen marginalisierter Gruppen zunächst einmal wertvoll sind.

			Es gibt jetzt die ersten Fälle von jungen Erwachsenen, die ihren Eltern schwere Vorwürfe machen, einer Transition zugestimmt zu haben. Es gibt auch die ersten Klagen gegen Mediziner und psychologisches Fachpersonal. Dabei geht es immer um die gleiche Frage: Wie konntet ihr das zulassen? Wie konntet ihr zulassen, dass ich in einem Alter, in dem ich gar nicht wusste, was ich tat, meinen Körper Eingriffen unterzog, die nicht mehr rückgängig zu machen sind?

			Es ist eine unendlich schwierige Abwägung. Keine Frage, es gibt Kinder, die früh wissen, dass ihr Körper nicht zu dem empfundenen Geschlecht passt. Aber daneben gibt es eben sehr viele Heranwachsende, für die Trans eine Phase in einer Zeit ist, in der man alles Mögliche ausprobiert. Zum Beispiel auch, wie es ist, als Mädchen das Weibliche abzulegen und wie ein Junge durch die Gegend zu stolzieren – und umgekehrt.

			Anders ist der Anstieg der Jugendlichen, die sich plötzlich als trans identifizierten, kaum zu erklären. Aktivisten lesen die rasant gestiegene Zahl als Befreiung: Endlich trauen sich die vielen, vielen Kinder an die Öffentlichkeit, die vorher im Dunkeln lebten. Kühlere Köpfe sprechen von einer Modeerscheinung. In der Forschung ist relativ gut etabliert, wie hoch der Anteil von Menschen ist, die an einer Geschlechtsdysphorie leiden: Seit Jahrzehnten schwankt sie, je nach Schätzung, zwischen 0,1 und 0,5 Prozent. Warum sollte sich das binnen zwei Jahren plötzlich geändert haben?

			Sie kenne in ihrer Umgebung nur Kinder, die nonbinär seien, hat die Schauspielerin Cynthia Nixon zu Protokoll gegeben. Exakt so ist es, würde ich sagen: Wenn alle anderen es sind, dann will man es auch sein. Die Zahl sogenannter nonbinärer Kinder von Hollywood-Stars ist so hoch wie andernorts die SUV-Dichte.

			Andererseits, warum nicht? No harm done, solange es bei der Selbsterklärung bleibt. Heute ist trans das Item der Saison, morgen ist es möglicherweise Supermaskulinität. Der Trend zur Hyperfeminität, der Brust, Beine, Po nicht versteckt, sondern extra betont, zeichnet sich schon ab. Geh ins Gymmie, werde skinny, mach’ daraus eine Show.

			Sei, wer du sein willst – das ist das große Versprechen der Linken, jedenfalls in ihrem hedonistischen Teil. Probier dich aus. Lass dir nicht sagen, was geht und was nicht. Das hat bis heute etwas ungemein Verführerisches. Die Konservativen hatten nie etwas Vergleichbares zu bieten. Erhalten statt ersetzen? Das Neue ist in der Begründungspflicht, dass es besser ist als das Alte? Davon geht kein Glamour aus. Deshalb hatten es Konservative in der Mitgliedergewinnung auch immer verdammt schwer.

			Alle linken Diskurse sind auf Emanzipation gerichtet. Beziehungsweise auf Selbstermächtigung, wie das moderne Wort für Emanzipation heißt. Female Empowerment, racial Empowerment, intersektionales Empowerment, das sind die Schlüsselbegriffe.

			Bei kleinen Kindern spricht die Erziehungswissenschaft inzwischen von »Selbstwirksamkeit«. Frag Gemini. »Der Begriff ist in der modernen Pädagogik und Erziehungswissenschaft allgegenwärtig. Selbstwirksamkeit beschreibt das tiefe Vertrauen eines Kindes in seine eigenen Fähigkeiten, Herausforderungen aus eigener Kraft zu meistern und durch sein Handeln etwas in der Welt zu bewirken.«

			Wir sind weit gekommen. Fast alles, was uns einengt, haben wir hinter uns gelassen, zumindest theoretisch. Die Klassenschranken, die Fesseln der Herkunft, die Jahrhunderte währende Abwertung der Frau gegenüber dem Mann. Die moderne Fortpflanzungsmedizin hat sogar das Alter hinausgeschoben. Social Freezing, wie die Haltbarmachung von weiblichen Eizellen heißt – ein Triumph, der Frauen aus dem Gefängnis der Fertilität befreit. Und da soll man ausgerechnet das biologische Geschlecht, das einem bei der Geburt zugewiesen wurde, als unhintergehbare Barriere akzeptieren?

			Die Überwindung der Biologie ist der heilige Gral, the last frontier. Dahinter liegt das Reich unendlicher Möglichkeiten. Wer diese Grenze sprengt, dem steht alles offen. Umgekehrt liegt auch eine große Kränkung darin, ausgerechnet dieses Hindernis auf dem Weg zur ultimativen Selbstermächtigung akzeptieren zu müssen. Wir haben die Biologie schon beim Kinderwunsch übersprungen – warum nicht auch bei der Wahl des Geschlechts?

			Und wenn es nicht körperlich geht, dann zumindest im Symbolischen. Das meint ja in Wahrheit der Satz »Transfrauen sind Frauen«: Macht uns die Illusion nicht kaputt. Deshalb reicht der neue Personalstand im Pass nicht aus. Es muss sichergestellt sein, dass einen niemand durch eine unüberlegte Bemerkung an die Vergangenheit erinnert. Daher auch all die Verrenkungen, die mitunter etwas Verzweifeltes haben: Männer, die vor der Videokamera den Geburtsschmerz nachahmen. Männer, die bei TikTok von der Premiere ihrer ersten Menstruationsbeschwerden berichten.

			Mein Herz ist weit. Ich würde auch hier immer sagen: Warum nicht? Wenn jemand meint, er müsse jedes Klischee der überkandidelten Insta-Tussi erfüllen, die von einer Ohnmacht in die andere fällt, dann sei’s drum. Pourquoi pas! Die Grenze ist dort überschritten, wo alle anderen gezwungen sind, die Scharade mitzumachen. Dann wird das individuelle Wahnsystem zum gesellschaftlichen. Das ist der Umschlagpunkt, an dem es beginnt, gefährlich zu werden.

			Mir ist bewusst, dass hinter vielen Geschichten großes Leid steht. Machen wir uns nichts vor: Morgen im Kostüm vor den Kollegen zu erscheinen, weil es nun einmal das ist, was man sein ganzes Leben lang ersehnt hat, kostet unendliche Überwindung und Kraft. Das Getuschel, das Gelächter, die belustigten Fragen – all das auszuhalten und dabei ein positiv gestimmter Mensch zu bleiben: Hut ab, Georgine!

			Und nicht jeder lebt in einer Umgebung, in der das Flippige und Exaltierte zum guten Ton gehört. Wer das Glück hat, in einem Drag-Haushalt aufzuwachsen oder im Glockenbachviertel einen Regenbogen-Shop zu betreiben, von dem wird eine gewisse Exaltiertheit erwartet.

			Aber wenn Sie jeden Tag in Ihr Büro in einer Unternehmensberatung gehen oder an Ihren Arbeitsplatz in einer Werkshalle oder eben ins Fernsehstudio, um Ihre Zuschauer zu begrüßen – dann ist das Coming-out ein Riesenschritt. Wenn Sie Glück haben, sind Sie von Menschen umgeben, die Ihnen mit Anteilnahme und Freundlichkeit begegnen. Wenn Sie Pech haben, macht man Ihnen danach das Leben zur Hölle.

			Nur was ist die Lösung? Dass wir Gesetze erlassen, die verbieten, dass man sagt, dass Georgine Kellermann früher Georg Kellermann hieß? Sei, wer Du sein willst: Das hat noch immer einen überwältigenden Klang. Einfach mal den Kopf frei machen, was gibt es Besseres? Dumm nur, wenn sofort neue Bretter bereitstehen, um ihn gleich wieder zu vernageln.

			Was darf man von der Gesellschaft an Anpassungsleistungen verlangen? Das ist die Frage. Dass man wegen seiner Andersartigkeit keine Nachteile erleidet und ansonsten von der Mehrheit in Ruhe gelassen wird, hat als Forderung ausgedient. Heute geht es darum, dass einen die Umwelt auf dem Weg des Identitätswechsels aktiv unterstützt und dann in der neuen Rolle bestärkt und bestätigt.

			Nichts anderes bedeutet es ja, wenn man sich im öffentlichen Sprachgebrauch an die Vorgaben derjenigen hält, über die man spricht. Und die Vorgaben ändern sich. Statt von nichtbinären Menschen spricht man lieber von TIN*-Personen, wie die »taz«, immer mit dem Ohr an der Schiene, ihre Leser belehrt.

			Schon auf Nachlässigkeiten reagiert man in der Szene verschnupft. Die versehentliche Verwendung eines falschen Personalpronomens, und man wird sofort zur Ordnung gerufen. Als schwer anstößig gilt auch das »Deadnaming«, also die Erwähnung des alten Namens. Eine Regel, die insbesondere Medienorgane vor eine Herausforderung stellt, wenn sie ihren Lesern mitteilen wollen, dass die prominente Schauspielerin, die sie bislang als Ellen kannten, künftig Elliot heißt.

			Der Soziologe Alexander Zinn, ein Veteran der Emanzipation, hat daran erinnert, dass der große Erfolg der Schwulenbewegung in ihrer Anschlussfähigkeit lag. Es sei kein Zufall, dass Gloria Gaynors »I am what I am, and what I am needs no excuses« zum großen Hit wurde.

			Jeder habe sich in dem Song wiederkennen können, schreibt Zinn, denn fast jeder mache in seinem Leben die Erfahrung, wegen individueller Eigenschaften geringgeschätzt oder ausgegrenzt zu werden. Bei den einen ist es das Körpergewicht, bei anderen die falsche Klamotte oder eine als unpassend geltende Herkunft. Irgendwas, was nicht stimmt, gibt’s immer.

			Ich erinnere mich bis heute an den Tag, an dem mein Freund Knud sein Coming-out hatte. Wir standen an der Schwelle zur Volljährigkeit, das Abitur lag in Reichweite, eine Freundin hatte zur Gartenparty in ihr Elternhaus in Hamburg-Poppenbüttel geladen, im beschaulichen Norden der Stadt, wo wir lebten.

			Knud war mit seinem neuen Partner gekommen, einem angehenden Arzt, seiner ersten großen Liebe. Ich wusste, dass die beiden ein Paar waren, aber ich war bis zu dem Abend der Einzige, der das wusste. Das sollte sich ändern. Als die Party ihrem Höhepunkt entgegenging, stellten sich die beiden eng umschlungen auf die Terrasse und küssten sich.

			Was soll ich sagen? Es war ein Riesenskandal. Knuds Mutter fiel in Ohnmacht. Sein Vater schrie herum, dass der Kerl, der seinen Sohn umarme, gefälligst die Finger bei sich behalten solle, sonst setze es eine Tracht Prügel. Und ich? Ich fand’s irre aufregend, und ich fand Knud wahnsinnig mutig. Those were the days. Man wusste auch im anständigen Poppenbüttel, dass es Männer gab, die Männer liebten. Aber bis dahin kannte man das nur aus dem Fernsehen.

			Heute ist Knud mit Christian verheiratet, und das schon sehr viel länger, als ich es in meiner ersten Ehe war. Auch seine Eltern haben sich irgendwann mit der Realität arrangiert. Aber er wäre nie auf die Idee gekommen, von seiner Umwelt zu verlangen, dass sie sich nach seinen Vorlieben richtet. Im Gegenteil: Die Schwulen, mit denen ich aufgewachsen bin, waren stolz auf die Subkultur, die sie ausgebildet hatten. Auf mein braves Heteroleben schauten sie mit einem gewissen nachsichtigen Spott.

			Ich bin immer wieder überrascht, mit welcher Aggressivität queere Aktivisten ihre Forderungen vortragen. Ich mag mich irren, aber ich glaube nicht, dass diese Herangehensweise von Erfolg gekrönt sein wird. Aggression führt selten zu mehr Akzeptanz und Verständnis – schon gar nicht, wenn sie mit so wenig Charme und Verführungskraft einhergeht.

			Die Leute sehen Transfrauen, die sich zwischen Schwimmerinnen oder Radrennfahrerinnen drängeln, und denken sich: Was machen die da? Man kann ihnen dreimal erklären, dass Frausein keine Sache der Biologie sei. Es verstößt gegen ein grundlegendes Gefühl der Fairness, wenn Sportlerinnen, die als Männer allenfalls im Mittelfeld zu finden waren, plötzlich alle Preise abräumen. Oder die Konkurrentin nach Strich und Faden vermöbeln. Da können Aktivisten noch so oft kreischen: »You are endangering trans lives!«, wenn man dieses Ungleichgewicht anspricht – es ist und bleibt unfair.

			Es sind übrigens auch fast immer als Männer geborene Frauen, die auf besonders brachiale Weise ihre Rechte einfordern. Von Transmännern, die ihr Leben als Frau begannen, hört man in der Öffentlichkeit vergleichsweise wenig. Ich kann mich jedenfalls an keine Schlagzeile erinnern, wo eine Frau, die nun als Mann lebt, Einlass in ein Männerwohnheim oder eine Männerumkleidekabine verlangt hätte.

			Kein Fortschritt ohne Preis. Zum ersten Mal sind die Zustimmungswerte für gleichgeschlechtliche Lebensweisen gesunken. Wann immer die Deutschen in den vergangenen Jahren gefragt wurden, wie sie zur Ehe für alle oder zum Adoptionsrecht für schwule und lesbische Paare stehen, stieg der Anteil derjenigen, die sagten, dass jeder nach seiner Façon glücklich werden solle.

			Damit scheint es vorerst vorbei. Erstmals lässt die Unterstützung für LGBT-Rechte nach, wie eine Studie des Meinungsforschungsinstituts Ipsos ergab. Wäre ich schwul oder lesbisch, würde ich mir überlegen, ob es wirklich so wahnsinnig schlau ist, sich bei Leuten einzuhaken, die jeden als transphob beschimpfen, der nicht alle ihre Forderungen unterstützt.

			»Tatsachenwahrheiten« nannte Hannah Arendt Gewissheiten, die außerhalb aller Übereinkünfte liegen. Wenn sie plötzlich fraglich erscheinen, weil man in den tonangebenden Schichten anfängt, sie zu bestreiten, löst sich das Gewebe einer Gesellschaft auf. Dass es zwei biologische Geschlechter gibt, gehört für die meisten Menschen zu diesen Tatsachenwahrheiten.

		


		
			Der Havanna-Effekt – 
oder wie der Politik der Realitätssinn abhandenkam

			Eine gewisse Wirklichkeitsabgewandtheit gehört zum politischen Geschäft. Wenn man sich als Kanzler von jeder schlechten Nachricht aus dem Konzept bringen lässt, kann man das Regieren einstellen. Aber unsere Regierenden haben die Realitätsausblendung auf eine ganz neue Ebene gebracht.

			Ich weiß noch ziemlich genau, wie ich auf die Wärmepumpe stieß. Es war im Frühjahr 2023, im Wirtschaftsteil der »Frankfurter Allgemeinen Zeitung« las ich einen Artikel über die Pläne der Regierung, beim Ersatz des alten Gas- oder Ölkessels auf eine Therme zu bestehen, die zu 65 Prozent mit erneuerbaren Energien befeuert wird. Das ließ nach dem Stand der Technik nur drei Möglichkeiten zu: Geothermie, Fernwärme und eben die Wärmepumpe.

			In dem Artikel waren Fachleute zitiert, die sehr überzeugend darlegen konnten, warum die Wärmepumpe bei mindestens 30 Prozent der Bestandsbauten nicht in Betracht käme. Geothermie wiederum ist bislang ein Nischenprodukt, und auch einen Fernwärmeanschluss kann man nicht mal eben bestellen. Wo kein Fernwärmenetz vorhanden ist, und das ist bei 85 Prozent der Haushalte der Fall, blieb demnach nur der Einbau einer Wärmepumpe, also die Technik, von der es in dem »FAZ«-Artikel hieß, dass sie in vielen Häusern nicht geeignet sei.

			Ich hatte selbst schon darüber nachgedacht, meine alte Gasheizung zu ersetzen. Der Brenner war von 1993, die Gaspreise gingen nach dem Importstopp von russischem Gas durch die Decke. Also rief ich den Klempner meines Vertrauens an, den Sanitärbetrieb Daniel Dietze in Pullach. »Wie wär’s mit einer Wärmepumpe?«, fragte ich. »Soll super sein. Außerdem gibt’s beträchtliche Zuschüsse, wie ich gehört habe.«

			Ein paar Tage später kam Herr Dietze vorbei, um sich die Örtlichkeiten anzusehen.

			»Erstens ist Ihr Heizungsraum zu klein, da passt nie und nimmer eine moderne Wärmepumpe hinein«, lautete sein ernüchterndes Fazit. »Und zweitens: Auch die Wärmepumpe läuft nicht mit Luft und Liebe. So wie Ihr Haus aussieht, werden Sie am Ende des Jahres eine Stromrechnung bekommen, dass Sie vor Weinen nicht mehr in den Schlaf finden.« Es ist dann ein moderner Gasbrenner von Buderus geworden.

			Als Kolumnist hat man selten das Glück, eine politische Diskussion anzustoßen. In dem Fall darf ich sagen, dass ich einer der Ersten war, die die Bedeutung des Themas erkannten. »Lernen Sie Deutschlands gefährlichsten Beamten kennen«, war der Text überschrieben, in dem ich den Lesern den Mann vorstellte, dem sie den großen Wärmepumpenplan zu verdanken hatten, den Politologen Patrick Graichen, beamteter Staatssekretär im Wirtschaftsministerium und rechte Hand von Robert Habeck.

			»Herr Graichen hat Politikwissenschaft studiert, bevor er bei einer grünen Lobbyfirma anheuerte«, schrieb ich. »Politik ist ein schönes Studium. Bauphysik kommt da allerdings nicht vor. Ich bin der Letzte, ihm daraus einen Vorwurf zu machen. Ich habe Physik in der 10. Klasse abgewählt. Aber ich entwerfe eben auch keinen Energiemasterplan für Deutschland.«

			Der Verlust des Realitätssinns ist eine faszinierende Sache. Man sollte meinen, dass gerade Politiker sich an der Wirklichkeit orientieren, weil sie ja schließlich wollen, dass man sie wiederwählt. Ein Unternehmensführer muss sich keiner Abstimmung stellen. Wenn er eine Entscheidung verkündet, sagen erst einmal alle Ja.

			In Wahrheit geht es in vielen Unternehmen erstaunlich autoritär zu, je größer sie sind, desto autoritärer. Was der weise Führer vorgibt, wird umgesetzt. Jedenfalls sagt man ihm das. In der Praxis bleibt vieles dann stecken, das ist wie in der DDR. Man macht nach oben den Bückling und anschließend so weiter wie gewohnt. Aber offenen Widerspruch muss der Mann oder die Frau an der Spitze nicht fürchten.

			In der Politik ist das anders. Da gibt es die Journalisten, die übellaunig alles begutachten, was man als Politiker auf den Weg bringt. Und außerdem ist da leider der Bürger, der alle vier oder fünf Jahre darüber befindet, ob man weitermachen darf oder nicht.

			Was ist die zentrale Erwartung der Wähler an die Bundesregierung? Ganz einfach, würde ich sagen: dass sie zur Anerkennung der Realität zurückfindet. Das ist das entscheidende Versprechen, das Friedrich Merz abgegeben hat – Schluss mit dem weiteren Ausbau am deutschen Wolkenkuckucksheim. Dafür hat er am 23. Februar 2025 einen Regierungsauftrag bekommen.

			Einiges deutet allerdings darauf hin, dass er es mit diesem Regierungsauftrag nicht ganz so ernst nimmt wie die Leute, die ihn gewählt haben. War die CDU nicht angetreten, die grüne Politik zu beenden, statt sie fortzusetzen? Jetzt steht Klimaneutralität sogar im Grundgesetz. Deutschland klimaneutral bis 2045, das ist die neue Selbstverpflichtung.

			Die Sache wird nicht billig. Es gibt aus gutem Grund kaum ein entwickeltes Land der Welt, das sich Klimaneutralität bis 2045 zum Ziel gesetzt hat. Die Chinesen versprechen 2060, die Inder 2070. Selbst die EU-Kommission, die alles umarmt, was positive Schlagzeilen verspricht, hat sich 2050 als Datum gewählt. Nach überschlägigen Schätzungen werden uns die fünf Jahre, die wir schneller sein wollen als der Rest von Europa, 750 Milliarden Euro kosten.

			Gut, wir haben’s ja. Notfalls tritt der Bundestag zusammen und beschließt die Schaffung eines neues Sondervermögens, wie Schulden jetzt heißen. Die Bundesregierung kann von Glück sagen, dass es keinen TÜV für Schuldenbremsen gibt. Jeder TÜV würde die Regierungskarre sofort wegen mangelnder Zuverlässigkeit aus dem Verkehr ziehen.

			Schon das Wort klimaneutral ist ziemlich gaga, wenn man darüber nachdenkt. Selbst ein Windrad ist alles Mögliche, aber nicht klimaneutral. In Wahrheit hinterlässt es beim Aufbau sogar eine ziemliche Sauerei.

			Zunächst muss ein gigantisches Loch gebuddelt werden, um den Mast im Boden zu verankern. Dann wird in dem Loch eine Stahlarmierung versenkt, die selbst dem Atlantikwall zur Ehre gereicht hätte. Und zum Schluss wird das Ganze noch mit Unmengen an Beton zugeschüttet.

			Meine Frau hat mich neulich mit der Nachricht überrascht, dass ChatGPT jeden Monat so viel Kohlendioxid wie 260 Transatlantikflüge freisetzt. Dazu kommt der enorme Wasserverbrauch zur Kühlung der Rechenzentren. Mit einer Netzanfrage verschüttet man eine ganze Flasche. Ich wollte das erst nicht glauben. Aber sie hat recht, wie eine (klimaschädliche) Google-Anfrage ergab.

			Komischerweise habe ich noch nie einen Antrag der Grünen Jugend gesehen, die Handys wegzuwerfen und Social Media zu entsagen. Unzweifelhaft würde App-Scham sehr viel mehr bringen als Flugscham. Dennoch werden bis heute Flugbahnen lahmgelegt und nicht Apple Stores.

			Der große Wärmepumpenplan war auch deshalb so bemerkenswert, weil die Grünen bereits ihre eigenen Erfahrungen mit den Tücken des Objekts gemacht hatten. Bevor sie im Wirtschaftsministerium den Rollout für ganz Deutschland beschlossen, hatten sie den Praxistest hinter sich, und das nicht irgendwo, sondern bei sich vor Ort, in der grünen Parteizentrale.

			Historisches Mehrfamilienhaus, zentral gelegen in Berlin-Mitte am Neuen Tor. Im Keller: eine Gastherme. Der Klassiker, bestens geeignet, um am lebenden Objekt zu beweisen, was geht, so hatten sie sich das in der Grünen-Spitze gedacht. Außerdem: Wie hätte das ausgesehen, dem Land die große Heizwende verordnen und dann selbst mit Gas heizen?

			Ende 2019 begannen die Bauarbeiten. Bundesgeschäftsführer Michael Kellner führte die Presse persönlich durchs Haus. Alle waren guten Mutes. Dann wurde es schwierig. Handwerker fehlten, die Bausubstanz machte Probleme. Und es brauchte Genehmigungen.

			Damit die Pumpe warme Luft im Haus verteilen konnte, musste ein tiefes Loch für eine Erdwärmesonde gebohrt werden. Wenn’s ums Bohren geht, haben die Berliner Behörden ein Wörtchen mitzureden. Zwei Jahre brauchte es, bis die abschließende Antwort vorlag. Nach zwei weiteren Jahren war man so weit, dass man die Inbetriebnahme der Pumpe für das dritte Quartal 2023 in Aussicht stellen konnte.

			Fünf Millionen Euro hatte der Spaß bis dahin gekostet. Fünf Millionen für die heizungstechnische Umrüstung eines einzelnen Hauses in Berlin. Die Hochrechnung auf Stadt und Land erspare ich Ihnen an dieser Stelle.

			Weil sie dann auch in der Bundesregierung gemerkt haben, dass es mit der Energiewende hakt, gab es eine neue Idee: Die Industrie richtet ihre Produktion nach dem Stand der Sonne und der Kraft des Windes aus. Das heißt, wenn beim grünen Strom Flaute herrscht, wird runtergefahren.

			Als ich zum ersten Mal davon hörte, habe ich mich gefragt: Hat sich im Wirtschaftsministerium mal jemand die Mühe gemacht, nachzuschauen, wie Stahlproduktion läuft oder die Herstellung von Glas? Da gibt es keinen Ein- und Ausschalter. Wenn man eine Walzstraße runterfährt, ist sie hin, und zwar für immer. Die Anlage ist dann mausetot. Flatterstrom ist da nicht vorgesehen.

			Auf den unteren Ebenen wissen sie das natürlich auch im Ministerium. Sie sind damit nur nicht durchgedrungen, weil an der Spitze lauter Leute standen, die so überzeugt von ihrer Sache waren, dass sie Einwände nicht hören wollten.

			In gewisser Weise verstehe ich Leute wie den späten Heizungsarchitekten Patrick Graichen. Stellen Sie sich vor, Sie haben jahrelang in einem grünen Thinktank gesessen und Pläne für den großen Umbau geschmiedet. Plötzlich sitzen Sie an den Schaltern der Macht und können alles umsetzen, wovon Sie schon immer geträumt haben. Da müssen Sie ein sehr gefestigter, in sich ruhender Mensch sein, um der Versuchung zu widerstehen, den Hebel umzulegen.

			Dass die Sache nicht gut ausgehen würde, war mir nach einem Besuch beim Verband der Wohnungswirtschaft in Kiel klar. Ich bin öfter zu Verbandstagen eingeladen, um zur politischen Lage zu sprechen. Das ist, wenn Sie so wollen, meine Spezialität: dem Schrecken etwas Heiteres abgewinnen.

			Vor mir war Staatssekretär Graichen da gewesen. Auf die Frage, wer denn die ganzen Wärmepumpen installieren solle, man habe doch jetzt schon Mühe, genug Fachkräfte zu finden, sagte er: Da müssen halt ein paar Fliesenleger weniger Fliesen verlegen. Der Geschäftsführer des Immobilienverbandes, der mir das erzählte, meinte anschließend: »Das Geräusch, wenn zweitausend Unterkiefer gleichzeitig runterfallen, hätten Sie hören sollen. Plopp.«

			So hat es dann auch bei den Grünen und ihren Plänen, das Kanzleramt zu erobern, gemacht: »Plopp.« Das ist der Unterschied zwischen Wirtschaft und Gendern. In der Wirtschaft ändert sich die Wirklichkeit nicht, indem man einfach anders über sie spricht.

			Wir reden gern vom postfaktischen Zeitalter. Bislang hat man das allerdings eher mit Leuten wie Donald Trump assoziiert und nicht mit bodenständigen Politikern wie Olaf Scholz oder Friedrich Merz.

			Eine gewisse Wirklichkeitsabgewandtheit gehört zum Geschäft. Wenn Sie sich als Kanzler von jeder schlechten Nachricht aus dem Konzept bringen lassen, können Sie das Regieren einstellen. Aber die jetzt Regierenden haben die Realitätsausblendung noch einmal auf eine ganz neue Ebene gebracht.

			Ich saß im Sommer 2024 bei einem Abendessen neben dem Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt. Da war die Lage schon düster. Aber ich habe selten einen entspannteren Kanzleramtschef erlebt. Am Ende des Abends fragte ich mich, welche Happy Pills sie im Kanzleramt einwerfen, die hätte ich auch gerne. Egal, was man ihm entgegenhielt, Schmidt antwortete mit der nachsichtigen Herablassung eines Menschen, der sich im Besitz einer Wahrheit weiß, die den Umstehenden leider noch verschlossen ist.

			Ziemlich genau ein Jahr später stand ich neben Thorsten Frei, Schmidts Nachfolger im Kanzleramt. Das gleiche Bild: die Lage eher noch düsterer, trotzdem die gleichwohl sonnige Einschätzung, dass sich die Dinge schon bald wie von Zauberhand zum Besseren wenden würden.

			Was ist die Erklärung für dieses Verhalten? In der Psychologie gibt es das Konzept der Kognitiven Dissonanz. So nennt die Wissenschaft das Unwohlsein, das aus der Gleichzeitigkeit von zwei Wahrnehmungen entsteht, die nicht zueinander passen. Weil das menschliche Hirn darauf trainiert ist, Spannungen abzubauen, suchen wir nach einem Weg, den Widerspruch aufzuheben. Der einfachste Weg besteht darin, eine der beiden Wahrnehmungen als unzutreffend auszublenden.

			Das ist genau die Lösung, die auch immer mehr Politiker wählen. Das, was ihnen nicht passt oder ihren Voraussagen widerspricht, wird einfach für nebensächlich erklärt. Oder für eingebildet.

			Wenn man über genug Geld verfügt, funktioniert das sogar eine gewisse Zeit. Da schüttet man einfach jedes Problem, das sich zeigt, mit so viel Geld zu, dass es verschwindet.

			Deshalb war der größte anzunehmende Unfall für die Ampel auch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das der Regierung auferlegte, nicht länger den Haushalt zu schönen, sondern zu den üblichen Bilanzregeln zurückzukehren, wonach man zumindest im Prinzip für jeden Euro, den man ausgibt, einen Euro einnehmen muss. Das Problem hat die neue Regierung aus gutem Grund schon vor Dienstantritt gelöst. Dafür werden wir jetzt klimaneutral. Das ist die Verdoppelung der kognitiven Dissonanz.

			Ich bin ein heiter gestimmter Mensch. Ich lebe nach dem Motto des österreichischen Dramatikers Johann Nestroy: »Zu Tode gefürchtet ist auch gestorben.« Aber selbst mir wird mulmig, wenn ich die Wirtschaftsteile der Zeitungen lese.

			Die Lage ist bedrohlich, anders kann man es nicht sagen. Deutschland ist gerade aus der Liste der zwanzig reichsten Nationen geflogen. Wenn nicht ein Wunder geschieht, werden wir 2026 das vierte Jahr hintereinander ohne nennenswertes Wachstum erleben. Das hat es in der Geschichte der Bundesrepublik noch nicht gegeben – mit allen Folgen, die das für unseren Wohlstand hat.

			Man kann sich auch nicht darauf herausreden, dass es im Rest von Europa schließlich nicht besser aussähe. »Überall läuft es, außer in Deutschland« – das war zum Jahreswechsel 2026 die Überschrift in der »Süddeutschen Zeitung«, die nun wirklich nicht im Verdacht steht, ein neoliberales Kampfblatt zu sein.

			Gut, die Bürokratie gedeiht. Allein im Regierungsapparat gab es in den drei Jahren bis zur Bundestagswahl einen Aufwuchs von 1600 Beamtenstellen, ein Plus von acht Prozent. Die Personalkosten aller Bundesbehörden sind auf 43,5 Milliarden Euro gestiegen, das entspricht dem Verteidigungshaushalt.

			Die Regierung Merz ist sogar noch größer als die alte. Statt sechzehn Bundesminister und Bundesministerinnen haben wir jetzt siebzehn. Wir wollen nicht unfair sei, an einer Stelle wird gespart: beim Bundesrechnungshof, also der Instanz, die der Regierung beim Geldausgeben auf die Finger schaut. Da fällt eine ganze Prüfebene weg, so hat es Finanzminister Lars Klingbeil beschlossen.

			Es heißt immer, die Krise sei der Moment zum Umdenken. Mein Eindruck ist eher: Jede Krise ermuntert dazu, das, was man ohnehin wichtig und richtig findet, für noch wichtiger und noch richtiger zu halten.

			Deshalb haben wir ja auch mitten in der Energiekrise nicht nur unsere Atomkraftwerke abgeschaltet, sondern den Ausstieg aus der Braunkohle noch vorgezogen, und zwar um acht Jahre, von 2038 auf 2030. Dafür kommt die Wärmepumpe.

			Die meisten Leute denken, das Thema sei vom Tisch. Aber in der Politik heißt aufgeschoben nicht aufgehoben. Mein Tipp: Legen Sie sich schon mal Ersatzteile zur Seite. Ersatzteile für Gas- und Ölheizungen werden das neue Gold.

			Die Wirtschaftsweise Veronika Grimm sieht bereits einen »Havanna-Effekt« voraus. In Kuba sehen Sie auf der Straße auch lauter Oldtimer, die nach allen Regeln der Kunst zusammengeflickt wurden, um sie vor der Verschrottung zu bewahren. Ob dem Klima damit gedient ist, wenn die Leute ihre über zwanzig Jahre alte Gasheizung durchschleppen, weil die Alternative zu teuer ist, steht auf einem anderen Blatt.

			Wird es besser werden? Ich habe Zweifel. Vernünftig wäre es, darüber nachzudenken, wie wir zu einer verlässlichen Energieversorgung kommen. Wir werden in Zukunft eher mehr als weniger Strom brauchen.

			Ich habe scherzhaft auf den Verbrauch durch ChatGPT hingewiesen. Das ist erst der Anfang. Das Generieren eines einzigen KI-Bildes verbraucht so viel Energie wie das Aufladen eines Handys. Es sind unvorstellbare Daten- und Strommengen, die schon jetzt jeden Tag zusammenkommen. In den USA planen sie aktuell den Bau von sechs neuen Kernkraftwerken. Insgesamt soll die Kapazität bis 2050 von 100 auf 400 Gigawatt gesteigert werden, um den enormen Strombedarf der Rechenzentren zu decken.

			Was machen wir stattdessen? Wir sprengen die letzten intakten Meiler.

			Meine Schwiegereltern leben in Günzburg, das ist eine reizende Kleinstadt in der Nähe von Ulm. Legoland ist um die Ecke – und das Kernkraftwerk Gundremmingen. Die beiden Kühltürme konnte man seit der Inbetriebnahme 1984 von Weitem sehen, vielen Piloten dienten sie über die Jahre als Markierung.

			An einem strahlenden Wochenende im Oktober sanken die Türme in sich zusammen. 30 000 Schaulustige waren gekommen, um dem Schauspiel beizuwohnen. Pünktlich um 12 Uhr verrichtete der Sprengmeister seinen Dienst. Von den beiden 56 000 Tonnen wiegenden Stahlbeton-Kolossen blieb nur noch ein Haufen Schutt.

			Man sollte vielleicht hinzufügen, dass es sich bei Block B und C in Gundremmingen um ein voll funktionsfähiges Kraftwerk handelte, das zwischenzeitlich stillgelegt worden war, aber jederzeit hätte wieder hochgefahren werden können. So wird Energiewende bei uns betrieben: Erst einmal zerdeppern, was man hat, um dann darüber nachzudenken, was man an seine Stelle setzt.

			Angeblich ist ein Gaskraftwerk in Planung, und rund um Gundremmigen sollen Photovoltaikanlagen entstehen. Aber bis man die Leistung ersetzt hat, die das AKW lieferte, muss noch viel Sonne scheinen. Vielleicht verzichten wir einfach auf den Einsatz von KI in Deutschland. Das wäre dann auch im Einklang mit den Plänen der Bundesnetzagentur, die ganz auf den Wind und die Vorsehung setzt.

			»Dass Deutschland seine modernen, klimafreundlichen Kernkraftwerke zerstört, ohne dass sich nennenswerte Opposition regt, gehört zu den erstaunlichsten Ergebnissen des herrschenden Zeitgeistes der letzten zehn Jahre«, kommentierte der London-Korrespondent der »Zeit«, Jochen Bittner, mit dem nüchternen Blick des Auslandsreporters. Es lässt sich anfügen: Noch zehn Jahre weiter, und wir werden diese Zerstörungslust als eine der größten industriepolitischen Torheiten der Nachkriegsgeschichte sehen.

			Immerhin, der Jürgen und die Renate sind glücklich. Ein Leben lang haben sie bei den Grünen für den Ausstieg gekämpft. Was dem treuen CDU-Anhänger die deutsche Einheit, das ist dem grünen Rentner der Kampf gegen die Atomenergie. Respekt vor der Lebensleistung der älteren Generation: auch ein schöner Zug.

			Viele halten den Grünen ihre Blauäugigkeit in der Migrationspolitik vor. Andere beklagen die Versessenheit, mit der sie Fortschrittsprojekte wie das Selbstbestimmungsgesetz betreiben. Aber die gesellschaftlich nachhaltigste Hinterlassenschaft ist ihre tief sitzende Technikfeindlichkeit.

			Selbst der Antrieb mittels Magnetkraft galt zwischenzeitlich als Teufelswerk, weshalb die Züge in Fernost heute mit 400 Stundenkilometern zwischen den Städten verkehren, während wir uns zur Schneckenbahn zurückentwickeln. Die Deutsche Bahn hat zum Jahresanfang 2026 ihre neue ICE-Klasse vorgestellt. Reisende sind im ICE L künftig nur noch mit maximal 230 km/h unterwegs. Dafür gibt es einen barrierefreien Einstieg und ein familienfreundliches Innendesign, wie der Bahn-Vorstand stolz mitteilte.

			Die Energiepolitik der letzten Jahre lässt sich auf einen Satz bringen: Wir haben eine CO2-neutrale Energieform durch eine andere ersetzt. Der Wechsel war nicht nur affenartig teuer, ohne dass es einen nennenswerten Effekt auf die Klimabilanz gehabt hätte. Windkraft ist im Gegensatz zu Kernkraft leider auch noch notorisch unzuverlässig, sodass ständig aus dem Ausland Atomstrom nachgekauft werden muss. Ein Blick auf die Energiebilanz zeigt, dass wir in nur vier Jahren vom Stromexporteur zum Stromimporteur geworden sind.

			Jeder weiß, dass Deutschland ohne Kernenergie weder 2040 klimaneutral sein wird noch 2045, jedenfalls nicht unter der Maßgabe, dass es weiter so etwas wie eine leistungsfähige Industrie gibt. Weil das insgeheim auch die Grünen wissen, werden vollendete Tatsachen geschaffen. Also sprengt man einen Kühlturm nach dem anderen, damit ja niemand auf die Idee kommt, den einmal beschlossenen Ausstieg wieder infrage zu stellen. Auch so lässt sich Politik gegen jüngere Generationen machen: Man schneidet ihnen einfach den Rückweg ab.

			Der »Welt«-Redakteur Axel Bojanowski hat die Zerstörung mit der Sprengung der Buddhastatuen in Bamiyan durch die Taliban verglichen. Der Vergleich ist nicht so absurd, wie er erscheinen mag. Hier wie dort geht es darum, Zeugnisse einer Zivilisation zu beseitigen, bei der allein die Erinnerung als gefährlich gilt. Nie wieder soll sich ein Kind angesichts der Relikte fragen, was es mit der untergegangenen Hochkultur auf sich gehabt haben mag.

			Auch das muss man an dieser Stelle vielleicht noch einmal ins Gedächtnis rufen: Wäre Deutschland bei der Kernenergie geblieben, statt auf Wind und Sonne zu setzen, hätten wir nicht nur 600 Milliarden Euro an Steuergeld gespart, sondern würden mehr CO2-freien Strom produzieren, als mit den sogenannten erneuerbaren Energien bis heute möglich ist. Sogar eine komplett CO2-freie Stromversorgung wäre realistisch gewesen, wie eine im Fachblatt »International Journal of Sustainable Energy« veröffentlichte Studie nachweist.

			Ich bin Anfang des Jahres bei einem Rückflug nach München mit einem Sitznachbarn ins Gespräch gekommen, von dem sich herausstellte, dass er für den Rückbau der Kernkraftwerke in Deutschland zuständig ist. Mit der Sprengung der Kühltürme ist es ja nicht getan. Danach sind die Blöcke dran, die den Strom lieferten.

			Der Sicherheitsstandard sei bis heute unerreicht, sagte der Mann. Man merkte ihm die Wehmut des Ingenieurs an, der etwas tut, was er für komplett widersinnig hält. »In Polen bauen sie jetzt an der Ostsee drei neue Blöcke«, rief er zum Abschied, »gefördert mit Mitteln der EU«. Deutsches Steuergeld für Kernkraft in Polen – die Politik schreibt die schönsten Pointen.

			Andererseits: Wer braucht schon KI? In der Nähe von Frankfurt sollte ein Rechenzentrum mit einer Leistung von 174 Megawatt entstehen. Frankfurt ist einer der wichtigsten Internetknoten, die Region giert nach Rechenleistung. 2,5 Milliarden Euro wollte das US-Unternehmen Vantage Data Centers investieren. Das 14 Hektar große Grundstück hatte der Investor bereits erworben.

			Dann gab es Bedenken: zu hoch, zu groß, nicht ökologisch genug. »Bye-bye Rechenzentrum – Milliarden-Deal glücklich geplatzt«, jubelten die Grünen, als der Plan im Stadtparlament erfolgreich zu Fall gebracht worden war. »Mit der Ablehnung des Projekts ist ein überdimensioniertes, städtebaulich wie ökologisch hochproblematisches Vorhaben vom Tisch.« Glückauf Groß-Gerau, kann man nur sagen.

			Als Nächstes sind die Gasleitungen fällig. In Mannheim wurden die Kunden bereits in Kenntnis gesetzt, dass ab 2035 Schluss ist. Andere Kommunen werden folgen. Auch die Teststrecke für den Transrapid soll in Kürze für viele Millionen Euro abgerissen werden. Am Ende bleibt von der Zeit, als Deutschland für klimafreundliche Hochtechnologie stand, nur noch Ackerkrume. Dafür geht es barrierefrei zu.

			Darf ich noch anfügen, dass ich froh bin, auf meinen Fachbetrieb gehört zu haben? Meine Freundin Melanie hat sich vor zwei Jahren auf Anraten des Energieberaters eine Wärmepumpe angeschafft. Im Prinzip ist sie zufrieden, die Heizkosten liegen nicht über denen ihrer alten Gasheizung. Die Temperatur darf nur nicht unter minus fünf Grad sinken. Dann fällt die Pumpe aus, weil die Leitungen einfrieren. Das Gerät steht ja im Freien, das ist der Witz an der Technik. Also bringt meine Freundin auf dem Herd Wasser zum Kochen und schüttet es über die Schläuche, um die Pumpe wieder zum Leben zu erwecken.

			Als sie den Monteur anrief, der das Gerät installiert hatte, und ihm das Problem schilderte, sagte der nur achselzuckend, das wisse man doch, wenn man sich eine Wärmepumpe anschaffe, dass die einfrieren könne, das sei ganz normal. Ob die Pumpe denn kein Frostschutzmittel enthalte, fragte Melanie. Aber klar, sagte der Klempner. Doch ab fünf Grad minus würde das nichts mehr bringen, dann helfe nur noch heißes Wasser.

			Meine Freundin passt jetzt ihre Duschzeiten dem Wetterbericht an. Wenn die Wettervorhersage stärkeren Frost in Aussicht stellt, duscht sie vorsorglich am Abend. Sollte die Wärmepumpe über Nacht ausfallen, bleibt ja nicht nur die Bude kalt. Warmwasser gibt es dann leider auch nicht.

		


		
			Wir lassen die Falschen ins Land – 
oder das Bestreiten des Offensichtlichen

			Auf 5,8 Billionen Euro schätzt der Ökonom Bernd Raffelhüschen die Kosten für den Zuzug von außen. Hieß es nicht eben noch, wir bräuchten Einwanderung, um das System am Laufen zu halten? Irgendwer hat sich verrechnet.

			Es ist von einer neuen Disziplin zu berichten. Ihre Vertreter sitzen auf Podien und in Talkrunden, wo sie ihre Kunst vorführen. Die Disziplin heißt: das Wegargumentieren des Offensichtlichen.

			Jemand teilt eine Beobachtung, zum Beispiel die, dass der deutsche Sozialstaat Menschen aus ärmeren Ländern dazu animiere, den Weg nach Deutschland zu suchen. Darauf tritt der Experte fürs Wegargumentieren auf den Plan und entgegnet mit maliziösem Lächeln: »Es gibt keine Pull-Faktoren, das ist wissenschaftlich erwiesen.« Pull-Faktoren seien eine Erfindung von Rechtspopulisten.

			Oder ein Sprecher weist darauf hin, dass bestimmte ethnische Gruppen in der Kriminalstatistik überrepräsentiert seien. Bei Syrern und Afghanen liegt die Wahrscheinlichkeit, dass sie eines Rohheitsdelikts verdächtig sind, zehnmal so hoch wie bei Deutschen. Bereinigt man die sogenannte Tatverdächtigenbelastungszahl um Alter und Geschlecht, liegt der Faktor immer noch vier- bis fünfmal so hoch.

			»Alles falsch«, sagt der Experte, »das hat mit Herkunft nichts zu tun.« Ausländer seien nicht krimineller als Inländer.

			Sobald es kritisch wird, kann man die Uhr danach stellen, dass ein Fachmann um die Ecke biegt, um das Offensichtliche zu bestreiten. Die Berliner Polizeipräsidentin trägt die Gefährdungslage vor. Sie weist darauf hin, dass der Anteil junger Menschen unter den Straftätern steigt und hier insbesondere migrantische Milieus herausragen. Anderntags findet sich in der Zeitung die Einschätzung des DIW-Chefs Marcel Fratzscher, weshalb das alles Mumpitz sei. In Wahrheit sei die höhere Kriminalitätsbelastung ein soziales und kein kulturelles Phänomen.

			Ich muss an dieser Stelle ein Geständnis machen. Ich habe nach langer, langer Zeit noch einmal das berühmte Skandalbuch »Deutschland schafft sich ab« von Thilo Sarrazin in die Hand genommen. Ich kann mich noch gut an die Aufregung erinnern, die es nach Erscheinen verursachte. An die Ablehnung, die dem Autor entgegenschlug. Und die Begeisterung der Leser.

			Eine Szene ist mir in besonderer Erinnerung geblieben. Ich glaube, es war auf dem Weg von Berlin-Tegel nach München, als ich das Buch, das ich gerade las, auf das Kontrollband beim Sicherheitscheck legte. Woraufhin mir die Sicherheitskraft, die den ordnungsgemäßen Betrieb am Scanner überwachte, beim Blick auf den Buchtitel zunickte und dann mit einem Daumenhoch ihr Einverständnis signalisierte. Da stand »Deutschland schafft sich ab« schon auf Platz eins der Bestsellerliste, und der Verlag ließ in Sonderschichten nachdrucken, allen vernichtenden Rezensionen, die vom Kauf dringend abrieten, zum Trotz.

			Sarrazins These war, kurz zusammengefasst, dass Deutschland sich keine weitere Migration aus muslimischen Ländern leisten könne, wenn es auf Dauer das Deutschland bleiben wolle, das seine Bürger schätzten.

			Ich habe Sarrazin damals zu einer Reihe von Auftritten begleitet. Wo er auftrat, wurde er wie ein Heiland gefeiert. Draußen standen die Demonstranten, um gegen ihn und seine Thesen zu protestieren, drinnen saßen die Fans und jubelten ihm zu. Das alles war vor dem Siegeszug der AfD. Aber man konnte schon sehen, wie das Thema die Leute bewegte.

			Der Teil, der am anstößigsten empfunden wurde, waren die Ausführungen zur demografischen Entwicklung. Es war die Zwangsläufigkeit eines Bevölkerungsaustauschs, die seinem Buch die Zugkraft verlieh und gleichzeitig auch solche Abwehr eintrug. Sarrazin argumentierte, dass die Entwicklung irgendwann unumkehrbar sei, wenn man nicht gegensteuere, weil muslimische Haushalte im Schnitt eine deutlich höhere Kinderzahl hätten als deutsche.

			Integration ist auch ein Zahlenspiel. Ist die Zahl einer Gruppe von Zuwanderern im Vergleich zur Aufnahmegesellschaft relativ klein, bleibt den Neuen kaum etwas anderes übrig, als sich anzupassen. Sie werden weiter ihre Bräuche und kulturellen Eigenheiten pflegen, aber sie sind gezwungen, die fremde Sprache zu erlernen und sich mit den ihnen unbekannten Regeln und Sitten so weit vertraut zu machen, dass sie nicht als Störfaktor auffallen, jedenfalls dann, wenn sie Erfolg haben wollen.

			Ab einer gewissen Größenordnung entfällt dieser Zwang zur Anpassung. Dann kommt man auch durch, wenn man nur ein paar Brocken spricht und ansonsten so tut, als ob sich mit dem Umzug eigentlich nicht viel geändert habe. Das ist mit Parallelgesellschaft gemeint. Wird aus der Parallelgesellschaft die dominierende Kraft, spricht man von … ja, was eigentlich? »Parallelgesellschaft« ist es nicht mehr. »Bevölkerungsaustausch«? Das war das Thema von Sarrazin. Vielleicht ist das angemessene Wort »Bevölkerungswechsel« oder ganz neutral »Neue Gesellschaft«.

			Die ehemalige Sprecherin des Auswärtigen Amtes, Sawsan Chebli, hat vor ein paar Monaten in den sozialen Netzen einen Post hinterlassen, in dem sie ihrer Hoffnung auf einen Bevölkerungswechsel Ausdruck verlieh. Man müsse nur noch ein wenig durchhalten, dann werde man die Mehrheit stellen, schrieb sie. Wörtlich lautete der Post: »Vor allem der 3. und 4. Generation sage ich: Dieses Land ist auch Euer/unser Land. Kämpft dafür. Demographie wird Fakten schaffen.«

			Was genau sie sich vorstellt, was anschließend passieren würde, blieb offen. Aber es war klar, dass sie davon träumt, dass dann Leute wie sie die Regeln bestimmen und nicht mehr die anderen. Das war ziemlich genau das, was Sarrazin prophezeit hatte. Nur dass es jetzt nicht als Angstversion, sondern als Verheißung formuliert war.

			Sawsan Chebli war einmal das Postergirl der Berliner SPD. Aufgewachsen in Berlin-Moabit mit zwölf Geschwistern, Vater Palästinenser, mehrfach abgeschoben und irgendwie immer wieder zurückgekehrt. Ein Leben am Rande und dann der phänomenale Aufstieg: Grundsatzreferentin für interkulturelle Angelegenheiten in der Berliner Senatskanzlei, Sprecherin bei Außenminister Frank-Walter Steinmeier, Staatssekretärin für Bürgerschaftliches Engagement und Internationales. Eine Musterkarriere, auch deshalb ist ihre Äußerung so bemerkenswert.

			Es ist etwas ins Rutschen geraten. Am eindrücklichsten sieht man es in den Schulen. Alle drei Jahre wird der Bildungsstand der deutschen Schüler in einem internationalen Vergleichstest erhoben. Bei den Pisa-Ergebnissen liegt Deutschland inzwischen eher auf dem Niveau eines Dritte-Welt-Landes als auf dem einer entwickelten Industrienation. Ein Viertel der Schüler kann auch nach Abschluss der neunten Klasse keinen geraden deutschen Satz schreiben. Jeder Dritte versagt beim Lösen einfacher Mathematikaufgaben.

			Auf der Suche nach einer Erklärung landet man schnell bei der sich verändernden Zusammensetzung der Schülerschaft. 40 Prozent der Kinder an den allgemeinbildenden Schulen kommen laut Mikrozensus heute aus Migrantenfamilien. In Kita und Schule sind wir das Einwanderungsland Nummer eins unter den OECD-Nationen, wie es der Bildungsredakteur der »Zeit«, Martin Spiewak, in einem aufschlussreichen Report über die pädagogische Ratlosigkeit angesichts der Vielfalt im Klassenzimmer festhielt.

			Leider ziehen wir daraus bis heute keine Schlüsse für den Bildungsauftrag. Wir tun einfach so, als ob alles so laufen würde wie vor zwanzig Jahren, als das deutsche Gymnasium noch der Goldstandard war.

			Gibt es hervorragend ausgebildete Ärzte und Ingenieure, deren Eltern aus der Türkei, dem Libanon oder Syrien stammen? Natürlich gibt es die. Das Problem ist: Ihr Anteil ist gemessen am Bevölkerungsanteil viel zu gering.

			Es sind in der Regel auch die Mädchen, die Karriere machen, nicht die Jungs. Ich sehe das Geschlechtergefälle in meinem Beruf. Im Journalismus setzen sich immer mehr Migrantenkinder durch, sie gewinnen Preise und besetzen Ressortleiterposten. Aber sie heißen so gut wie nie Omar oder Mustafa, sondern fast ausschließlich Fatma, Özlem und Ferda.

			Woran das liegt? Ich würde vermuten, am Elternhaus. Man soll ja nicht von »kleinen Paschas« reden. Nennen wir sie deshalb »kleine Prinzchen«. Wenn ein Junge merkt, dass man ihm alles durchgehen lässt, weil er ein Junge ist, erlahmt die Leistungsbereitschaft. Wie sollte es anders sein?

			Der Ton hat sich geändert. Es gibt eine neue Form von auftrumpfendem Selbstbewusstsein. Als die muslimische Hochschulgruppe an der Kieler Uni im vergangenen Jahr zu einer muslimischen Woche einlud, wurden die Teilnehmer gebeten, die Veranstaltungen durch getrennte Eingänge zu betreten, links die Frauen, rechts die Männer. Selbstverständlich saß man dann auch nach Geschlechtern getrennt, die Männer vorne, die Frauen hinten. Noch sind es tastende Versuche, eine neue Ordnung zu etablieren. Aber man ahnt, wie es weitergeht.

			Auch der Umgang mit Minderheiten ändert sich, nicht überall, aber immer öfter. In der »Süddeutschen Zeitung« fand sich der erschütternde Bericht eines Lehrers, der mit den neuen Wertvorstellungen über Kreuz geriet.

			Oziel Inácio-Stech, so der Name des Lehrers, unterrichtete an der Carl-Bolle-Grundschule im Berliner Bezirk Moabit Kinder mit besonderem Förderbedarf. Die Carl-Bolle-Grundschule gilt als Brennpunktschule. 95 Prozent der Schüler haben einen sogenannten Migrationshintergrund. Es war der ausdrückliche Wunsch des Lehrers, an dieser Schule zu unterrichten. Er habe die Welt ein Stück besser machen wollen, wie er sagt. Kollegen beschreiben ihn als einen besonders engagierten Pädagogen, auch bei den Schülern war er beliebt.

			Dann machte er einen Fehler. Als in einer Unterrichtsstunde die Frage aufkam, mit wem er denn verheiratet sei, sagte er wahrheitsgemäß: mit einem Mann. Von dem Zeitpunkt an war nichts mehr, wie es war. Inácio-Stech wurde beschimpft und bedroht. Schüler bezeichneten ihn als »Schwuchtel«. Er sei eine Familienschande und eine Schande für den Islam. Wohlgemerkt, wir reden hier nicht von 17-Jährigen, die vor Kraft nicht laufen können. Wir reden von Fünftklässlern.

			Die Schulleitung stellte sich nicht vor den bedrängten Lehrer, sondern ermahnte ihn, die Grenzen zu wahren. Das ist vielleicht der traurigste Teil der Geschichte. Die Carl-Bolle-Grundschule werde »von überdurchschnittlich vielen Kindern aus traditionellen Elternhäusern« besucht, erklärte der Personalrat. Er möge sein pädagogisches Konzept bitte der »sozialen Ausgangsvoraussetzung« anpassen.

			Auch die Schulaufsicht ließ ihn im Stich. Man erwarte einen »professionellen Umgang mit Schülerinnen und Schülern«, dazu gehöre »die Vermittlung einer offenen und nicht diskriminierenden Weltanschauung«, teilte man Inácio-Stech mit – so als seien die Schüler belästigt worden, als ihr Lehrer bekannte, schwul zu sein.

			Ich kenne eine Reihe schwuler Paare, die es inzwischen aus Angst vor Nachstellungen vermeiden, in der Öffentlichkeit Zärtlichkeiten auszutauschen. Charlottenburg, der Prenzlauer Berg oder Hamburg-Eppendorf sind immer noch safe. Aber für St. Pauli, Moabit oder Köln-Kalk gilt das schon nicht mehr. Und da sprechen wir noch gar nicht von Vierteln wie Neukölln oder dem Essener Norden, wo einen der Verdacht, man könne schwul sein, in Lebensgefahr bringt.

			Deutschland werde sich mit dem Zuzug von außen ändern, und das sei ein Grund, sich zu freuen? Sagen wir so: Diesen Satz würden nicht alle schwulen, lesbischen, jüdischen oder queeren Menschen vorbehaltlos unterschreiben.

			Ausländerfeindlichkeit, das kannte man. Aber Inländerfeindlichkeit? Das ist ein relativ neues Phänomen.

			Dem früh verstorbenen »FAZ«-Herausgeber Frank Schirrmacher war vor Jahren bei der Lektüre von Polizeiberichten ein Typus von Gewalttat aufgefallen, der sich der statistischen Zuordnung entzog, weil er in keine der herkömmlichen Kategorien passte. Die Täter waren junge Männer türkischer oder arabischer Herkunft, die Tatorte die zufälligen Begegnungsstätten des öffentlichen Nahverkehrs – ein Bus, ein U-Bahn-Wagen, eine Haltestelle –, die unversehens zu Schauplätzen individueller Terrorakte wurden.

			Der Anlass war meist nichtig, ein zu langer Blick, ein falsches Wort. Die Gewalt selbst zügellos. Wer bei einer solchen, mit unverminderter Körperkraft ausgeführten Attacke sein Leben behielt, konnte von Glück sagen. Die Taten geschahen scheinbar grundlos, aber nicht willkürlich. Es gab eine Voraussetzung, um zum Opfer zu werden. Man musste Deutscher sein. »Du Deutscher« oder »Scheiß-Deutscher« war die verbale Signatur der Gewaltausbrüche.

			»Uns war historisch unbekannt, dass eine Mehrheit zum rassistischen Hassobjekt einer Minderheit werden kann«, schrieb Schirrmacher, um dann eindringlich fortzufahren: »Dort, wo wir es bemerken, sind nicht ›Auswüchse‹ zu beobachten, sondern hat der Übergang stattgefunden – jedenfalls spricht unendlich viel mehr für die Vermutung, es handele sich um eine Entwicklung, um Tendenzen, die auf Dauer angelegt sind, wenn nichts geschieht.«

			Wir sind nicht länger auf Vermutungen angewiesen, ob wir uns am Anfang oder Ende einer Entwicklung befinden. Was Schirrmacher beschrieb, muss heute als Alltagserscheinung bezeichnet werden. Nahezu wöchentlich erreichen uns Nachrichten von Angriffen auf Menschen, die dem entsprechen, was sich die Täter unter einem normalen Deutschen vorstellen. Und die Gewalttaten beschränken sich nicht mehr auf die Transiträume des öffentlichen Lebens.

			Es kann einen überall treffen: auf einer Parkbank, beim Joggen. Nicht einmal der Aufenthalt in der Menge schützt einen verlässlich. Dass der Polizeichef von Solingen nach der Messerattacke auf Besucher eines Stadtfests darauf hinwies, dass jeder selbst entscheiden müsse, ob er ein Volksfest oder ein Fußballspiel besuchen wolle, ist eine akkurate Beschreibung der neuen Wirklichkeit.

			Ich erinnere mich, wie ich im Sommer 2024 auf X erstmals auf das Phänomen des Messerangriffs aus dem Nichts stieß. Eine Frau war von hinten in Hals und Kopf gestochen worden, während sie am Frankfurter Mainufer auf einer Bank saß. Der Täter: ein 19-jähriger Afghane, der sich der ihm unbekannten Frau mit einem Cuttermesser genähert hatte. Dann las ich am selben Tag von einem Angriff auf eine Joggerin im westfälischen Schermbeck. Dann von einer Messerattacke in einer Regionalbahn in Saarbrücken.

			In den Medien, die ich konsultiere, um mich auf dem Laufenden zu halten, waren das bestenfalls Randgeschichten. So als wären die Angriffe nicht weiter beachtenswert. Ich weiß noch, wie ich dachte: Vielleicht ist es ein Zufall, dass ich an einem Tag von gleich drei Vorfällen lese. Man bildet sich manches ja auch nur ein. Aber wie sich zeigte, hatte ich mir nichts eingebildet.

			Die normalen Transgressionen des Alltags fallen gar nicht mehr auf. Die jungen Mädchen, die bestimmte Orte meiden, weil sie den Anzüglichkeiten und Anquatschungen, die ihnen dort entgegenschlagen, ausweichen wollen. Die Jugendlichen, die ohne die neue Jacke oder das Handy nach Hause zurückkehren, weil sie auf dem Weg »abgezogen« wurden, wie diese Form der Kleinkriminalität unter Heranwachsenden heißt.

			Zu den amüsanteren Begleiterscheinungen des deutschen Jahresanfangs gehörte der Auftritt der Streamerin Kunshikitty, die ihren Fans beweisen wollte, wie gefahrlos man sich zehn Jahre nach der Kölner Silvesternacht durch die Innenstadt bewegen kann. In dem kurzen Live-Video, das von dem Experiment zeugt, sieht man, wie erst von rechts, dann von links ein Gegenstand fliegt.

			Die junge Frau zieht den Kopf ein und bringt sich in Deckung (»Aua, ich hab irgendwas gegen den Kopf bekommen«). In einem weiteren Video erklärte Kunshikitty anderntags, dass man die Szene nicht falsch verstehen dürfe. Das Problem seien nicht die jungen Männer, die sie bedrängt hätten, sondern die Leute auf Twitter, die alles verzerren würden.

			Zu den weniger amüsanten Begebenheiten des Jahreswechsels 2026 zählt die Bilanz der Silvesternacht aus polizeilicher Sicht. Hier sind die Zahlen aus Berlin: 640 Brandeinsätze, 400 Festnahmen, entglaste Fassaden, brennende Fahrzeuge, gezielte Angriffe auf Polizeikräfte. Insgesamt wurden 35 Polizisten verletzt, davon zwei so schwer, dass sie ins Krankenhaus mussten.

			Der Regierende Bürgermeister Kai Wegner zeigte sich zufrieden, dass die Nacht ruhiger als sonst verlaufen sei. Das war das Wort, das er benutzte: »ruhiger«. Das klang beim Sprecher der Polizeigewerkschaft dann doch etwas anders. »Das ist nicht normal, was in Berlin passiert«, erklärte der.

			Man weiß auch ziemlich genau, wer die Übeltäter sind: junge Männer mit zumeist arabischem Hintergrund, die diesen Staat und seine Gesetze für einen Witz halten. So hat es auch die Berliner Polizeipräsidentin bei der Vorstellung des Jahresberichts 2025 gesagt: Erschreckend sei der Anstieg der Straftaten unter jungen Menschen, insbesondere die migrantisch geprägten Milieus ragten heraus.

			Die Mehrheitsgesellschaft reagiert konsterniert. Am weitesten geht die AfD. Das Versprechen lautet: Remigration für alle, derer man habhaft werden kann. Seit der berühmten Konferenz von Potsdam im Sommer 2023 zieht sich der juristische Streit, was genau unter »Remigration« zu verstehen sei.

			Sind nur Ausländer gemeint? Oder auch deutsche Staatsbürger, die über einen Doppelpass verfügen? Oder werden sogar Deutsche, die irgendwann eingebürgert wurden, in Betracht gezogen? Die brandenburgische AfD-Abgeordnete Lena Kotré stellt bereits Berechnungen an: Statt mit 82 Millionen Bundesbürgern käme man auch mit 60 Millionen zurecht. 

			Links der Mitte zieht man es vor, die Probleme zu leugnen, weil deren Thematisierung angeblich den Rechten in die Hände spielt. Da trifft es sich gut, dass vieles von dem, was man so hört und liest, die grünen Innenstadtviertel nur als Zeitungswissen erreicht.

			Gentrifizierung bedeutet ja auch, dass man unter sich bleibt. Für den Cordon sanitaire sorgt schon das soziale Gefälle. Bevor sich der Bürgergeldempfänger aus Neukölln den Altbau in Friedrichshain leisten kann, wird noch einige Zeit vergehen. Und die Clan-Familie, die sich den Altbau leisten könnte, ist lieber dort, wo ausreichend Parkplätze vorhanden sind.

			Probleme gibt es bei den Schulen. Da kann man den Direktkontakt nicht vermeiden, dafür ist der Einzugsbereich zu groß. Wer seine Kinder in Charlottenburg oder Wilmersdorf in die Sprengel-Schule schickt, hat plötzlich auch Kontakt zu Leuten aus einer Schicht, die er bis dahin nur vom Vorbeifahren kannte.

			Deshalb setzt jedes Jahr zum Schulbeginn in vielen Großstädten eine stille Völkerwanderung ein, um sicherzustellen, dass Finn und Sophie neben Lukas und Luisa sitzen. Nicht weil die Eltern etwas dagegen hätten, dass die Klassenkameraden Omar und Fatima heißen, so vernagelt sind auch Grünen-Wähler nicht. Sondern weil sie wissen, dass ihr Sohn oder ihre Tochter erhebliche Nachteile erleiden, wenn die Hälfte der Klasse aus Kindern besteht, die selbst nach Abschluss der vierten Klasse kaum lesen und schreiben können.

			Oder man sucht gleich eine Schule, bei der von vornherein klar ist, dass es Problemkinder hierher nicht schaffen. Niemand schreibt ans Schultor: »Hier kaum Migranten.« Es reicht, dass man Lateinunterricht anbietet und Altgriechisch ab der 9. Klasse. Oder man macht das Beherrschen eines Musikinstruments zur Bedingung. Das ist der neue Weg, Latein als Distinktionsmerkmal. Fragen Sie mal nach, weshalb eine vor tausend Jahren ausgestorbene Sprache wieder boomt.

			Migration ist nicht gleich Migration, auch das ist wichtig zu sagen. Mein Sohn hat vier Jahre die Sinai-Grundschule in München besucht. In seiner Jahrgangsstufe waren Kinder aus Aserbaidschan, der Ukraine, Israel, den Niederlanden. Schüler ohne Migrationshintergrund waren dort eher die Ausnahme. Ein Mädchen tat sich mit dem Lesen schwer, sie litt an Legasthenie. Alle andern hatten selbstverständlich keine Mühe beim Diktat. Auch Futur 1 und Futur 2 bildeten sie zum Wechsel auf das Gymnasium mühelos.

			Waren die Klassenkameraden meines Sohnes intelligenter als ihre muslimischen Altersgenossen? Das glaube ich nicht. Aber wenn die Lehrerin zum Elternabend bat, waren alle da, auch die Eltern der Kinder, die orthodox aufwuchsen. Selbstverständlich achtete jeder darauf, dass die Hausaufgaben erledigt waren und die Kleinen nicht den ganzen Tag ihre Köpfe über das iPad beugten.

			Ich erinnere mich an ein Gespräch, das ich mit einem Bekannten führte, der seine Kinder auf einem Gymnasium in Ottobrunn, einem sozial ebenfalls eher heterogenen Vorort von München, hat. Dort bietet sich folgendes Bild: Die deutschen Eltern erscheinen fast alle zum Elternabend, um sich mit den Lehrkräften über den Schulalltag auszutauschen. Von den Eltern, die über einen sogenannten Migrationshintergrund verfügen, ist weit und breit nichts zu sehen.

			Was ist da los? Ist es diesen Eltern egal, wie ihre Kinder abschneiden? Haben sie keine Zeit, den Elternabend zu besuchen? Eigenartigerweise wird so gut wie nie über die Erziehungsberechtigten gesprochen, wenn es um die deutsche Bildungsmisere geht.

			Wenn ein deutsches Elternpaar kein Interesse am Fortkommen seiner Kinder zeigt, löst das kritische Nachfragen aus. Wenn ein türkisches oder arabisches Elternpaar unsichtbar bleibt, wird darüber vornehm hinweggesehen. Oder es heißt entschuldigend: »Die haben sicher andere Probleme.« Doch welche Probleme könnten das sein?

			Es ist alles eine Frage der Perspektive. Meine langjährige Kollegin, die »Spiegel«-Redakteurin Anna Clauß, wohnt in Aubing. Das ist eine der Umlandgemeinden, für die sich der Begriff Speckgürtel eingebürgert hat. Wobei Speckgürtel und Aubing sich so gut vertragen wie Gelsenkirchen und Deutsche Bank.

			Clauß hat wie ich eine wöchentliche Kolumne. Wie alle Kolumnisten lebt sie von dem, was ihr das Leben präsentiert. Also hat sie von ihren Erfahrungen als Mutter eines Zehnjährigen berichtet, der auf eine Schule geht, die man im »Spiegel«-Deutsch divers nennen würde.

			»Neulich überkam es mich wieder. Dieses Unbehagen Migranten gegenüber. Gefolgt von einem Schreck über das plötzlich aufgetauchte rechtskonservative Gedankengut in meinem Kopf«, so fing der Text an. Clauß schilderte dann, dass der muslimische Freund ihres Sohnes nicht zum Kindergeburtstag erschienen sei.

			Seine Eltern hätten es auch nicht für nötig befunden, abzusagen. Es folgte eine Beobachtung aus der Kita, wo die Leitung Schweinefleisch vom Speiseplan genommen habe, und das Bekenntnis, konservativer zu denken, seit der Sohn mit Paschasprüchen nach Hause komme und der Mutter vorhalte, sie sei »ehrlos«.

			Weil Clauß beim »Spiegel« beschäftigt ist, endete der Text mit einem Loblied auf die Bereicherung durch fremde Kulturen. So viel Selbstkontrolle besitzt jeder »Spiegel«-Redakteur. Auf der nächsten Redaktionskonferenz war trotzdem die Hölle los. Der Autorin wurde vorgeworfen, Vorurteile gegen Minderheiten zu befördern. Ein besonders aufgeregter Redakteur verstieg sich zu der Anklage, sie würde das Leben von migrantischen Menschen gefährden.

			Ein paar Kollegen versicherten ihr später, sie sähen es wie sie. Aber die Botschaft war gesetzt: Wer sich öffentlich so äußert wie Clauß, muss damit rechnen, vor versammelter Mannschaft kielgeholt zu werden. Deshalb ist auch im »Spiegel« so selten von Problemen die Rede, die sich nicht mit einem grünen Sozialprogramm aus der Welt schaffen lassen.

			Ich bin sicher, dass viele Leser den inkriminierten Text ganz anders gelesen haben. Sie haben ihn als Bestätigung verstanden, dass sie mit ihrem Blick auf die Welt nicht allein stehen. Das Unbehagen, von dem Clauß schrieb, erfüllt viele Menschen, die mit offenen Augen durch die Welt gehen.

			Die Argumentation hat sich geändert, das ist die Konzession des linken Lagers. Bis vor ein paar Jahren hieß es, Zuwanderung würde Deutschland bunter und vielfältiger machen. Das war das Mantra. Bis heute unvergessen und zu Tode gepostet ist der Auftritt von Katrin Göring-Eckardt, die in der ihr eigenen Kirchentagsseligkeit unter Beifall in den Saal rief: »Unser Land wird sich ändern, und zwar drastisch. Und ich freue mich drauf.« In der härteren Version hieß das Vorhaben: Lasst uns mit den Deutschen nicht allein.

			Inzwischen sind auch die Grünen von diesem Bekenntnis abgerückt, was man schon daran erkennen kann, dass kaum noch jemand von »Multikulti« spricht. Wenn das Wort heute jemand benutzt, dann sind es Grünen-Verächter. Jetzt lautet das Argument, wir bräuchten Einwanderung, um unser Sozialsystem am Leben zu halten. Es ist der Appell an die niederen Instinkte, wenn man so will: Wenn ihr schon gegen Fremde seid, dann lasst sie wenigstens aus Eigeninteresse ins Land.

			Auf den ersten Blick ist da was dran. Eine alternde Gesellschaft braucht Zuwanderung. Da die Zahl der Neugeborenen nicht ausreicht, um das Gleichgewicht zu halten, muss man die fehlenden Arbeitskräfte (und Steuerzahler) anderswo gewinnen. Aber es ist eine Sache, Leute ins Land zu holen, die dann auch tatsächlich zum Wohlstand beitragen. Und etwas ganz anderes, jeden ins Land zu lassen, weil einem jeder gleich lieb ist.

			Es gibt verschiedene Berechnungen, inwieweit Deutschland von Zuwanderung profitiert. Die Sache ist höllisch kompliziert, wie man sich denken kann. Man muss als Wissenschaftler nicht nur das Knäuel von Sozialtransfers und Steuerleistungen entwirren, um unter dem Strich zu einem Plus oder Minus zu kommen. Man muss das Ganze auch noch über Jahre und Jahrzehnte in die Zukunft hochrechnen.

			Die jüngste und vermutlich gründlichste Berechnung hat der Ökonom Bernd Raffelhüschen 2024 vorgelegt. Der Mann ist kein rechter Spinner, sondern einer der angesehensten Forscher auf seinem Gebiet. Selbst der notorische SPD-Versteher Mark Schieritz von der »Zeit« kam nicht umhin, Raffelhüschens Methodik in einem Gegenartikel als seriös zu würdigen.

			Folgt man den Berechnungen des Freiburger Professors, dann sieht die Bilanz düster aus. Danach ist die Migration, wie wir sie betreiben, ein gigantisches Verlustgeschäft. Auf 5,8 Billionen Euro schätzt Raffelhüschen die Kosten.

			Eine nachhaltige Migrationspolitik ist eine Frage von Alter, Geschlecht und Bildung. Wer mit dreißig Jahren noch ungelernt ist und somit erst spät anfängt, Steuern und Abgaben zu zahlen, kann unterm Strich kaum noch zur Volkswirtschaft beitragen. Wer ungelernt ins Land kommt, müsste mit zwanzig anfangen zu arbeiten, sonst kippt die Bilanz ins Negative. Das ist aber bei Flüchtlingen, die ein kompliziertes Asylverfahren durchlaufen müssen, selten der Fall. Und: Es bräuchte mehr Frauen und weniger Männer. »Unser Land profitiert von Migration nur, wenn junge, tatsächlich qualifizierte Menschen kommen«, fasst Raffelhüschen seine Erkenntnisse zusammen.

			Was tun? Abschiebung wird das Problem nicht lösen. Bei »Markus Lanz« saß vor ein paar Monaten ein Rechtsexperte, um über den Stand der Dinge Auskunft zu geben. Nun ja, legte er die Lage dar, zunächst müsse man bei jedem Einzelnen den Schutzstatus prüfen, bevor man überhaupt darüber nachdenken könne, ihn in einen Flieger Richtung Heimat zu setzen.

			»Bei jedem Einzelnen?«, entfuhr es Lanz entgeistert.

			Aber sicher, sagte der Mann, das sei die Rechtslage. In jedem einzelnen Fall müsste ein Widerrufsverfahren eingeleitet werden, in dem der Betroffene erneut angehört werde. Falls das Ergebnis negativ ausfalle, könnte er selbstverständlich dagegen klagen. Es reiche auch nicht, dass man Syrien als sicher einstufe oder Homs oder Aleppo. Man müsse sich die konkrete Situation in dem Viertel anschauen, aus dem der Flüchtling stamme, weil es eine Straße weiter ja schon wieder ganz anders aussehen könne.

			Unser Außenminister Johann Wadephul hat mächtig Zunder bekommen, als er nach einem Besuch in Syrien erklärte, dass er sich nicht vorstellen könne, dorthin in großem Stil abzuschieben. Das lag nicht auf Regierungslinie.

			Ich persönlich halte Wadephul wegen seines Hangs zum Fettnapf für eine ziemliche Fehlbesetzung. Aber am Ende ist es nebensächlich, was der deutsche Außenminister denkt, insofern hätte man sich die Aufregung über seine Äußerung auch sparen können. Über das Schicksal der Flüchtlinge befindet nicht das Auswärtige Amt, sondern es befinden deutsche Gerichte. Und die sind in der Sache eisern.

			Dass es nicht reicht, den Zuwanderern das Grundgesetz hinzulegen und zu sagen: »Das ist ab jetzt eure Bibel«, das ahnen auch die politisch Verantwortlichen. Also bemüht man sich, so etwas wie einen Mindestbestand an Deutschtum zu definieren.

			Von Friedrich Merz stammt der Begriff der »Leitkultur«. Das klingt gut, doch was genau das sein soll, da kommen selbst die Befürworter ins Schwimmen. Angela Merkel verstand unter Leitkultur die Fenster, die so schön dicht schließen. Andere denken an Bach und Beethoven, manche an Gartenzwerge und Kettensägen von Stihl.

			Deutsche Pünktlichkeit? Jeder Zug in Italien ist pünktlicher als der ICE, das Vorzeigeprojekt des öffentlichen Fernverkehrs. Ordnungsliebe? Ein Gang durch die deutsche Hauptstadt belehrt einen eines Besseren. Verlässlichkeit, Präzision? Es hat schon seinen Grund, weshalb deutsche Polizisten inzwischen auf tschechische Pistolen ausweichen. Liefertreue? Um wie viele Jahre hat sich noch mal die Fertigstellung von Stuttgart 21 verzögert? Ach ja, das Projekt trägt das Datum der garantierten Abnahme dankenswerterweise im Namen.

			Ich glaube, so läuft das nicht. Man kann Stolz auf das Vaterland nicht verordnen. Entweder der Stolz wächst einem zu – oder man bleibt an der Stelle taub. Heimatstolz setzt voraus, dass es auch etwas gibt, worauf man stolz sein kann.

			Was denkt sich ein Migrant, wenn er den Post einer »Zeit«-Redakteurin sieht, die darüber nachsinnt, ob sie Kinder in die Welt setzen soll – oder ob Familie und Ehe nicht zu sehr einengen? Was hält er von der »Spiegel«-Amsel, die vor Angst, ein falsches Wort zu sagen, so verlegen ist, dass sie sich am liebsten einen Hijab überstülpen würde, um ja nicht unangenehm aufzufallen? Tatsächlich sind gerade die Vertreter des fortschrittlichen Deutschland die denkbar schlechtesten Botschafter der freien Gesellschaft.

			Es hat schon seinen Grund, weshalb Integration am besten dort funktioniert, wo die Grünen am wenigsten zu sagen haben. Die Selbstverständlichkeit, mit der einem der Wirt in Memmingen erklärt, wie stolz er auf seinen syrischen Mitarbeiter ist, ist Lichtjahre von der Verdruckstheit entfernt, mit der man in Berlin oder München um den heißen Brei herumredet.

			Uwe Rohrbeck heißt der Mann, seit Jahren betreibt er das Hotel am Schrannenplatz. Politisch ist er beim christlichen Rathausblock beheimatet, einer lokalen Liste der Stadt. Ich war mit meiner Familie im Dezember dort. Wer morgens um 6 Uhr vom Allgäu Airport mit Ryanair fliegt, ist gut beraten, in der Nähe zu nächtigen.

			Memmingen? Das gilt als tiefste Provinz, Heimat der Landeier und der Frauen, die sich rote Strähnen ins Haar färben lassen, wenn sie groß rauskommen wollen. Aber ich bin sicher, man kann dort mehr über Integration lernen als in jeder deutschen Großstadt. Es waren übrigens auch Orte wie Memmingen, die dafür sorgten, dass der große Flüchtlingsansturm 2015 nicht im Desaster endete.

			In Berlin versuchen sie es jetzt mit der Turbo-Einwanderung. Jeder, der nicht bei drei auf den Bäumen ist, bekommt den deutschen Pass. Die einzige Verwaltung, bei der man alles digital erledigen kann, ist die Einwanderungsbehörde. Es gibt sogar Quoten, die man als Sachbearbeiter erledigen muss, eine Art Plansoll bei der Deutschwerdung. 40 000 Einbürgerungen ist das Ziel für 2026.

			Auch so kann man sich in die Tasche lügen. Ich bin sicher, wenn man in zehn Jahren nachfragt, was aus den Turbodeutschen geworden ist, wird man überrascht feststellen, dass ein Gutteil leider nicht den Erwartungen gerecht geworden ist, die man in sie gesetzt hat. Was denkt man sich? Dass die Schnelleingebürgerten dankbar sind, weil die Vergabe eines deutschen Passes in Berlin schneller klappt als die Ausstellung eines normalen Führerscheins?

			In Wahrheit empfinden viele Migranten für den deutschen Staat Verachtung statt Dankbarkeit. Wer sich an der Nase herumführen lässt, kassiert dafür selten Bewunderung. Er gilt als Depp, der mit seiner Schlafmützigkeit dazu einlädt, ihm erst recht auf der Nase herumzutanzen. Das ist wie auf dem Pausenhof: Es sind nicht die Gutmütigen und Nachgiebigen, denen nachgeeifert wird. Es sind in der Regel die Coolen und Lässigen, deren Selbstbewusstsein man auch gern hätte.

			Damit wir uns nicht missverstehen: Ich habe meinen Frieden mit der neuen Zeit gemacht. Deshalb bin ich auch unempfindlich für die Sirenen-Gesänge der AfD. Wenn man mich zwingen würde, den Koran anzuerkennen, wäre ich der Erste, der Ja sagt.

			Ich habe auch kein Problem damit, wenn es künftig zwei Eingänge für Männer und Frauen gibt. Ich akzeptiere das Kopftuch. Und wenn demnächst in Talkshows alle weiblichen Teilnehmer ehrfürchtig schweigen, sobald ich das Wort ergreife? Einen Tod muss man sterben.

			Für meine beiden Töchter sähe es finsterer aus, aber da finde ich ebenfalls eine Lösung. Notfalls buchen wir rechtzeitig ein Ticket in ein Land, in dem der Islam noch nicht Staatsreligion ist. Ich war mal für vier Wochen in Uruguay, da lässt es sich aushalten. Wer 100 000 Euro mitbringt, ist sofort willkommen. Und die erste Million, die man verdient, ist steuerfrei. Ich fürchte nur, für viele, die jetzt an den Hochschulen die Hamas anbeten, kommt dann jede Hilfe zu spät.

			Warum ist Migration ein so großes Thema? Die Leute fühlen sich betuppt. Es gibt die notorischen Fremdenfeinde, die sich ein sauberes Deutschland wünschen. Aber die Mehrheit hat nichts gegen Andersdenkende oder Andersgläubige – unter bestimmten Voraussetzungen.

			Die Leute lesen Zeitung. Sie bekommen mit, wenn in Deutschland 70 Prozent der ukrainischen Flüchtlinge Sozialhilfe beziehen, in Dänemark oder Ungarn hingegen nicht mal 20 Prozent. Da können einem die Experten bei »Illner« und »Miosga« noch so oft sagen, dass das eine mit dem anderen nichts zu tun habe. Sie machen sich selbst einen Reim auf die Zahlen.

			Ich glaube, die meisten Menschen sind durchaus in der Lage, zu differenzieren. Wenn sie vom Fehlverhalten Einzelner hören, nehmen sie nicht automatisch alle anderen in Mithaftung. Das ist übrigens die Definition von Rassismus: vom Verhalten einiger Missetäter auf die gesamte Gruppe schließen.

			Aber viele Journalisten trauen ihren Lesern dieses Differenzierungsvermögen nicht zu. Deshalb werden große Anstrengungen unternommen, dem Publikum die Herkunft vorzuenthalten. Das trägt mitunter kuriose Züge. Dann ist vage von einer Hochzeitsgesellschaft die Rede, die mit einem Autokorso die A 8 blockiert habe. Was denken sich die Redakteure, die solche Meldungen absetzen? Dass die Leser nicht eins und eins zusammenzählen können?

			Was ist zu tun? Mein Vorschlag wäre: Sagen, wie es ist. Eine Gesellschaft, die es vorzieht, unangenehme Dinge auszublenden, wahrt oberflächlich den Frieden. Aber das endet wie in jeder dysfunktionalen Familie. Irgendwann kommt das Verdrängte hoch, und dann wird es sehr schnell sehr hässlich.

			Man muss allerdings auch etwas tun. Reden allein reicht nicht.

			Was die Einreise angeht, liegt die Lösung auf der Hand. Sie ist sogar relativ einfach. Zwei Drittel der im Bundestag vertretenen Abgeordneten einigen sich darauf, das Asylrecht in seiner jetzigen Form abzuschaffen und durch eine Aufnahmegarantie für eine näher zu bestimmende Zahl von Flüchtlingen zu ersetzen.

			Was bei Gründung der Bundesrepublik als humanitäre Geste für politisch Verfolgte gedacht war, ist heute das größte Hindernis auf dem Weg zu einem modernen Einwanderungsrecht. Als die Verfassungsväter und -mütter den Asylparagrafen ins Grundgesetz schrieben, hatten sie keine Vorstellungen, dass man in Kabul für 3000 Dollar eine Reise nach Deutschland buchen kann.

			Die Anerkennungsquote als politisch Verfolgter liegt bei nicht einmal zwei Prozent. Im Jahr 2024 wurden lediglich 1964 Personen offiziell als asylberechtigt anerkannt. Dennoch halten die großen Parteien am Asylrecht fest. Es könnte sich ja unter den Antragstellern jemand befinden, der tatsächlich politische Verfolgung erleidet. Dafür nehmen sie in Kauf, dass jedes Jahr viele Menschen einen Schutzstatus erhalten, die in den großen Einwanderungsländern wie Kanada oder den USA nie eine Chance hätten.

			Auch der Attentäter von Solingen ist über den Asylparagrafen ins Land gekommen, so wie Hunderttausende Flüchtlinge mit ihm. Selbstverständlich wurde sein Antrag abgelehnt, so wie ebenfalls bei Hunderttausenden, was aber nicht dazu führte, dass er Deutschland hätte verlassen müssen. Wer einmal im Land ist, dessen Bleibe-Chancen stehen gut, daran werden auch alle Diskussionen über mehr Abschiebungen nichts ändern.

			Ein begleiteter Charterflug nach Bulgarien oder die Türkei summiert sich auf 20 000 Euro, pro Person. Man muss kein Mathegenie sein, um sich auszurechnen, dass dieses niemals ein reguläres Ausreiseverfahren sein kann. Zumal ja noch nicht einmal sichergestellt ist, dass die Abgeschobenen nicht wenige Monate später wieder in Deutschland auftauchen.

			Es trifft meist die Falschen, das kommt dazu. Es sind die Braven und Angepassten, die im Abschiebeflieger sitzen, das ist der größte Witz. Da findet sich dann die Chorsängerin aus Korea, die leider vergessen hat, rechtzeitig ihr Visum zu verlängern. Oder die Einser-Abiturientin aus Uganda, die über Italien eingereist war, einen sicheren Drittstaat. Oder der zwanzigährige Afghane, der in Rekordzeit Deutsch gelernt hat und in der Schreinerei seines Ortes zu den verlässlichsten Kräften gehört.

			Der Nachteil dieser Leute ist: Es ist ihnen nicht unterwegs entfallen, wie sie heißen und wo sie geboren sind. Sie haben auch nicht zufällig ihren Pass verloren. Der Pass liegt in der Kommode neben dem Esstisch gleich obenauf. Wer sie abpassen will, muss nur morgens um acht Uhr in der Schule oder an der Lehrstelle auftauchen, wo sie pünktlich wie immer erscheinen, und, zack, schon klicken die Handschellen.

			Kaum etwas bringt viele Menschen so auf wie diese kalte Brutalität eines Staates, der sich an den Wehrlosen vergreift, weil er der Übeltäter nicht habhaft wird. Und es wird eher schlimmer werden. In dem Maße, in dem sich Innenpolitiker unter Druck fühlen, die Abschiebequoten zu erhöhen, wird der Anteil der Einser-Abiturienten und Musterlehrlinge noch steigen.

			Was die Leute angeht, die im Land sind, muss man unterscheiden zwischen denjenigen, die regulär im Land sind, aber keinen deutschen Pass besitzen, und denjenigen, die hier geboren sind, sich aber nicht an Recht und Gesetz gebunden fühlen.

			Es ist Mode geworden, alles abzulehnen, was aus den USA kommt. Aber das eine oder andere könnte man sich abschauen. In einer Reihe von US-Bundesstaaten gilt die Three-Strikes-Regel: Wer dreimal einer schweren Straftat überführt wird, landet automatisch für lange Zeit hinter Gittern.

			Das ließe sich übertragen. Wer als Ausländer dreimal nacheinander dabei erwischt wird, dass er die Gesetze bricht, muss Deutschland verlassen. Man könnte darüber diskutieren, was unter die Three-Strikes-Regelung fällt. Schwarzfahren oder Diebstahl? Möglicherweise zu harsch. Aber Angriffe auf Leib und Leben sollten schon dazugehören. Auch Drogendelikte und Vergewaltigung.

			Wir laden geradezu ein, dass man uns auf der Nase herumtanzt. Das Stuttgarter Innenministerium hat im Herbst 2025 stolz verkündet, dass es gelungen sei, die Familie H. nach Syrien abzuschieben. Den Stoßseufzer konnte man bis nach Aleppo hören.

			Die ersten Familienmitglieder kamen 2015 nach Deutschland. Leider sahen sich die meisten außerstande, einer geregelten Arbeit nachzugehen, weshalb sie großzügig von ihren neuen Nachbarn mit Sozialhilfe bedacht wurden. Die Wohnung, die ihnen zugewiesen wurde, war auch nicht irgendein Mauseloch, sondern ein Haus am Stadtrand, das sie selbstredend mietfrei beziehen durften.

			Hat das die Großfamilie dazu ermuntert, sich dankbar gegenüber den Gastgebern zu zeigen? Faul waren sie in der Familie H. nicht, den Vorwurf kann man ihnen nicht machen. Nur leider ging die Energie in außergesetzliche Aktivitäten. Diebstahl, Einbruch, räuberische Erpressung, gefährliche Körperverletzung: Auf 160 Straftaten summierte sich das Sündenregister am Ende. Die Straftäter wurden auch immer jünger, weil man in der Familie H. schnell den Bogen heraus hatte, dass der Rechtsstaat bei Jugendlichen besondere Nachsicht walten lässt.

			Wäre man in einer Comedy-Sendung, würde nun eine Stimme aus dem Off sagen, dass man das Wort Clankriminalität nicht verwenden solle, weil es stigmatisierend sei. Besser sei die Bezeichnung »familienbasierte Betätigung außerhalb des gesetzlichen Rahmens«. Dummerweise befinden wir uns nicht in einer Comedy, sondern in der deutschen Wirklichkeit, und deshalb wird in Berlin-Neukölln der SPD-Bezirksbürgermeister vollen Ernstes aus dem Amt gemobbt, weil er nicht davon lassen wollte, von Clans zu sprechen.

			Bleiben die Leute, die einen deutschen Pass haben, sich aber nicht an Recht und Gesetz gebunden fühlen, weil sie sagen, dass sie Deutschland verachten. Da helfen keine neuen Gesetze, da hilft nur die Härte des Rechtsstaats.

			Kommen wir noch einmal auf den Jahreswechsel in Berlin zurück. Man kann die Übergriffe routiniert unter Spaßgesellschaft abbuchen. Oder sie als das sehen, was sie sind: Ausdruck einer Verwahrlosung, die so gewöhnlich geworden ist, dass sich der Landeschef schon freut, wenn es bei 35 verletzten Polizeibeamten bleibt.

			Möglicherweise haben wir es mit der Toleranz übertrieben. Vielleicht brauchen die Krawallbuben eine Lektion, die sie so schnell nicht vergessen. Ich weiß, das klingt furchtbar. Nicht Eskalation, sondern Deeskalation sei die Lösung, ist seit Langem das Mantra.

			Ich habe vor Jahren einmal einen Zug Bereitschaftspolizisten bei einem Einsatz in Hamburg begleitet. Ich musste versprechen, nicht jedes Wort auf die Goldwaage zu legen. Wir sind im Einsatz, sagte der Zugführer. Dann wies er mich an, mich dicht hinter ihm zu halten.

			Es ist erstaunlich, was so eine Schutzmontur alles aushält. Eine Colaflasche prallt an ihr ab, als sei sie ein Plastikbecher. Dafür wiegt die Kampfausrüstung auch über 20 Kilo. Ich garantiere: eine Hundertschaft in der Sonnenallee und am Hermannplatz, und die jungen Heißsporne dort überlegen sich gut, ob sie nächstes Jahr wieder behaupten wollen, die Bullen hätten in ihrem Kiez nichts zu suchen.

			So darf man nicht reden, heißt es. Das würde der Polizeigewalt Tür und Tor öffnen. Aber Nachsicht ist der falsche Ansatz. Wir haben es mit jungen Menschen zu tun, die meinen, die Straße gehöre ihnen, weil man vor Langem aufgehört hat, ihnen entgegenzutreten. Auf das Elternhaus kann man nicht setzen. Was immer diese Buben zu Hause gelernt haben: Respekt vor der Polizei und diesem Staat gehört nicht dazu.

			Woher sollten sie es auch besser wissen, kann man fragen. Die Polizei, die sie sehen, tritt verlegen von einem Bein aufs andere, wenn sie beschimpft wird. Zunächst heißt es: klären, ob eine Straftat vorliegt. Dann wird überlegt, ob man einschreitet oder sich nicht um des lieben Friedens willen zurückzieht.

			Der Polizei kann man keinen Vorwurf machen. Sie würde ja, wenn man sie ließe. Es sind in der Regel die politisch Verantwortlichen, die Zurückhaltung anmahnen, weil ein entschiedeneres Auftreten der Ordnungsmacht schlechte Presse nach sich zieht.

			Wir brauchen gelegentlich mehr Polizeigewalt. Ich fürchte, ich habe keine bessere Nachricht.

		


		
			Was man noch sagen darf – 
oder die Kontrolle des öffentlichen Raums

			Vielen Vertretern der progressiven Sache reicht es nicht, die Leitlinien der Politik zu bestimmen. Sie möchten auch endlich mit Leuten aufräumen, die Widerspruch anmelden. Also gibt es einen neuen Straftatbestand: den Kampf gegen »Hass und Hetze«.

			Im Januar 2024 lasen die Autoren Henryk M. Broder und Reinhard Mohr in Berlin aus ihrem Buch »Durchs irre Germanistan«. Es handelte sich um eine muntere Abrechnung mit der Ampelregierung, die zu diesem Zeitpunkt seit zwei Jahren im Amt war. Auf Anhieb hatte es das Buch auf die Bestsellerliste des »Spiegel« geschafft.

			Da die beiden Autoren geübte Vortragende sind, die nach der Devise »lieber einen Freund als eine gute Pointe verlieren« verfahren, war die Stimmung heiter. Das Publikum, die bei solchen Gelegenheiten typische Berliner Mischung aus Alt-Achtundsechzigern, undogmatischen Linken und bürgerlicher Mitte, zeigte sich zufrieden.

			Wenige Tage nach der Lesung fand sich auf dem Online-Meldeportal »Berliner Register« (»Melde Diskriminierung und extrem rechte Aktivitäten an uns«) neben Berichten über Hakenkreuzschmierereien und ausländerfeindlichen Äußerungen folgender Eintrag:

			»In der Bibliothek des Konservatismus fand eine Lesung statt, bei der das Buch ›Durchs irre Germanistan‹ durch die beiden Autoren vorgestellt wurde. Der Begriff ›Germanistan‹ kann so verstanden werden, dass er durch die begriffliche Anlehnung an Namen arabischer Staaten die angebliche Rückschrittlichkeit Deutschlands verdeutlichen soll. Dies kann als rassistisch eingeordnet werden, weil arabischen Staaten eine Rückständigkeit zugeschrieben und auf Deutschland übertragen wird.«

			In der Lesung seien zudem auf satirische Weise feministische Themen wie das Gendern und das Selbstbestimmungsgesetz ins Lächerliche gezogen worden. »Geschlechtergerechte Sprache wurde als Ausdruck von Kleingeist und Konformität dargestellt. Beispielsweise wurde einem Radiomoderator, der einem der Autoren durch seine geschlechtergerechte Ausdrucksweise aufgefallen war, unterstellt, hätte er im Nationalsozialismus gelebt, hätte er auch mit ›Heil Hitler‹ unterschrieben. Diese Analogie kann zudem als NS-verharmlosend interpretiert werden.«

			Rassistisch, frauenfeindlich und zudem noch nah an der Verharmlosung des »Dritten Reichs«: Viel mehr geht nicht. Ich rief umgehend den Autor Reinhard Mohr an, um ihn zu fragen, was vorgefallen war. Ihn plagte eine furchtbare Erkältung, aber ansonsten schien er guter Dinge.

			Für alles gäbe es eine Premiere, sagte er, auch für anonyme Anschwärzung. »Zum ersten Mal in meinem Leben bin ich jetzt denunziert worden. Dabei stammen sämtliche inkriminierten Stellen aus einem im Handel frei erhältlichen Buch. Man sieht, wie sich der Geist des Blockwarts über alle Zeitenwenden hinweg erhalten hat.«

			Wie man heute weiß, markiert der Vorfall den Anfang eines neuen Verhältnisses zwischen Staat und Bürgern. Der Obrigkeitsstaat begnügt sich nicht mehr damit, bei offenkundigem Fehlverhalten einzugreifen. Er fordert seine Untertanen dazu auf, von sich aus deviantes Verhalten zur Anzeige zu bringen, damit er tätig werden kann.

			In wenigen Jahren wurde ein Netz von Meldestellen errichtet, bei denen aufmerksame Zeitgenossen unkompliziert Verdächtiges zur Anzeige bringen können. Es gibt Meldeportale für Antifeminismus, für Muslimfeindlichkeit und ganz allgemein für Hass und Hetze. Aber es geht auch spezieller. In Nordrhein-Westfalen wurde im März 2025 eine Meldestelle gegen antiasiatischen Rassismus in Betrieb genommen, um Vorurteilen gegen »asiatisch gelesene« Menschen entgegenzutreten, wie die korrekte Bezeichnung lautet.

			Das WDR-Magazin »Cosmo« hat in einem Beitrag, in dem die Meldestelle beworben wurde, anschaulich gemacht, was unter antiasiatischem Rassismus zu verstehen ist. Auch scheinbar positive Aussagen wie »Du kannst gut Mathe« seien geeignet, die Betroffenen zu verletzen und in ihrem Selbstwertgefühl herabzusetzen, und daher meldewürdig.

			Manche Meldestellen sind bei staatlichen Institutionen angesiedelt. »Hessen gegen Hetze« zum Beispiel untersteht direkt dem Innenministerium in Wiesbaden. Aber die meisten sind das Ergebnis einer neuen Private-Public-Partnership. Private Betreiber übernehmen das Handling (im Berliner Fall ist das der sozialistische Jugendverband Die Falken), die Finanzierung kommt vom Staat.

			Die Summen sind dabei durchaus substanziell, allen Sparbemühungen an anderer Stelle zum Trotz. Bis zu einer Million Euro erhält das »Berliner Register« jährlich an Fördergeldern von der Berliner Senatsverwaltung für Arbeit und Soziales. Darüber hinaus gibt es Zuwendungen durch eine Reihe von Bezirksämtern.

			Die Amadeu-Antonio-Stiftung wiederum, die die Meldestelle Antifeminismus in Betrieb nahm, darf auf jährliche Zuwendungen in Höhe von sechs Millionen Euro vertrauen. Das entspricht ziemlich genau dem Personaletat, was die Amadeu-Antonio-Stiftung zur ersten quasistaatlichen Nichtregierungsorganisation macht.

			Wer hätte gedacht, dass die Frage, was man sagen darf und was nicht, noch einmal eine solche Bedeutung gewinnen würde. Seit die Achtundsechziger die Grenzen der Meinungsfreiheit in Richtung einer größeren Liberalität verschoben, schien das Thema erledigt. Die Konservativen hatten sich tapfer dem Zeitgeist entgegengestellt und vor der Verluderung der Sitten gewarnt. Aber am Ende mussten sie sich gegen die jungen Aufrührer geschlagen geben.

			Hin und wieder gab es noch einmal einen Kleinskandal, wenn ein Künstler allzu argen Schabernack mit dem Bildnis des Heilands trieb – oder ein Theatermacher unter der Überschrift »Tötet Helmut Kohl« seine Bühnenprovokationen bewarb. Aber im Prinzip schien die Sache geklärt: Prominente und unter diesen insbesondere Politiker hatten hinzunehmen, wenn man ihnen in Wort, Bild und Ton am Zeug flickte, im Zweifel auch grob. Wer die Spötter in die Schranken zu weisen versuchte, galt als unbelehrbarer Spießer, den man erst recht verspotten und verhöhnen durfte.

			Ich glaube, die neue Unduldsamkeit hängt mit der Richtungsänderung des Spotts zusammen. Solange es gegen Politiker wie Helmut Kohl ging, war alles in Ordnung. Der »Spiegel« zeigte ihn auf seinem Cover als »Birne« – als »Birne« lief er fortan über die Seiten der diversen Hamburger Publikationen.

			Jetzt trifft der Spott vermehrt Linke, das ist der Unterschied. Die Degenhardts und Staecks von heute nehmen sich vorzugsweise Größen der Grünen vor. Ich würde sagen, das kann nicht ausbleiben, wenn man die kulturellen Machtpositionen erobert hat. Die Spottlust des Volkes richtet sich nun einmal gegen die Herrschenden (oder diejenigen, die als Herrschende wahrgenommen werden), und das sind nach Lage der Dinge mehrheitlich Vertreter des linken Spektrums.

			Im deutschen Kabarett ist alles beim Alten, da haben seit siebzig Jahren die Konservativen das Sagen in Deutschland. Für Einrichtungen wie die »Anstalt« oder das »ZDF Magazin Royale« steht der Feind verlässlich rechts. Bis Jan Böhmermann einen Witz über Annalena Baerbock macht, muss die Hölle zufrieren. Aber für die Mehrheit der Bürger hat die ehemalige Außenministerin deutlich mehr Witzpotenzial als der brave Herr Wadephul, der neuerdings das Amt innehat.

			Die Übergriffigkeit des Staates trifft bei den tonangebenden Schichten auf eine merkwürdige Indifferenz. Ich kann mich noch gut erinnern, welch Aufruhr das Ansinnen der damaligen Familienministerin Ursula von der Leyen verursachte, gegen Kinderpornografie im Netz vorzugehen. Der Protest gegen die »Zensur-Ursula« brachte mit der Piraten-Partei sogar eine eigene parlamentarische Vertretung hervor.

			Heute werden flächendeckend Verfahren gegen Menschen geführt, die sich nichts anderes haben zuschulden kommen lassen, als sich unvorsichtig auf X oder Facebook zu äußern, und von den gleichen Leuten, die sogar die staatliche Verfolgung von pornografischem Material ablehnten, ist kein Pieps zu vernehmen. Im Gegenteil: Dasselbe Milieu, das damals gegen Zensur und Bevormundung auf die Straße ging, ist heute fleißig bemüht, Zulieferdienste bei Melde- und Späheinrichtungen zu verrichten.

			Mag sein, dass ich bei dem Thema befangen bin. Die Frage, was man noch sagen darf, interessiert mich schon von Berufs wegen. Ein nicht unbeträchtlicher Teil meiner Arbeit besteht darin, mir für Menschen, die mir auf die Nerven gehen, abträgliche Bezeichnungen auszudenken. Ich bin ein großer Freund davon, Politik konkret zu machen. Wenn ich über die Rente als das größte Schneeballsystem der Moderne schreibe, warum nicht auch die Verantwortlichen benennen und entsprechend charakterisieren?

			Wo die Grenze zwischen (erlaubter) Boshaftigkeit und (verbotener) Schmähung verläuft, ist über die Jahre durch die Spruchpraxis der Gerichte relativ belastbar etabliert. Gängige Beleidigungen wie »Blödmann« oder »Arschloch« ziehen Geldbußen nach sich, deren Höhe sich am Grad der Herabsetzung bemisst. Man kann das mit dem Punktesystem in Flensburg vergleichen. Einfacher »Blödmann«: 250 Euro, »Blödmann« plus Stinkefinger: 500 Euro. Wer unter dieser Schwelle bleibt, geht straffrei aus. Das war jedenfalls der Stand bis vor Kurzem.

			Neuerdings können schon vergleichsweise harmlose Spottworte gravierende Konsequenzen haben, jedenfalls wenn sie sich gegen Politiker richten. Wer hätte zum Beispiel gedacht, dass einen bereits die Bezeichnung »Märchenerzählerin« ins Gefängnis bringen kann? Ich weiß, das klingt eher nach Bananenrepublik als nach Bundesrepublik Deutschland. Aber so ist die Lage.

			Im Herbst 2024 landete ein Bauingenieur aus Osnabrück hinter Gittern, weil er einen Strafbefehl über 3000 Euro nicht akzeptieren wollte, der ihm wegen Verwendung eben dieses Wortes zugestellt worden war. Der Mann hatte eine Mail an die Ministerpräsidentin des schönen Bundeslandes Mecklenburg-Vorpommern, Manuela Schwesig, geschrieben, in der er ihr wegen ihrer undurchsichtigen Russland-Connection vorwarf, es mit der Wahrheit nicht so genau zu nehmen. In dem Zusammenhang fiel auch das Wort »Märchenerzählerin«. Das trug ihm erst besagte Strafzahlung und dann, wegen Säumigkeit, dreißig Tage Karzer in der Justizvollzugsanstalt Dortmund ein.

			Auch vergleichsweise harmlose Bezeichnungen wie »Dürre im Kopf« oder, berühmter Fall, »Schwachkopf« können einem Ärger mit der Justiz einbringen. Im ersten Fall handelt es sich um ein Spottwort, das sich auf Katrin Göring-Eckardt bezog, die wie viele Grüne zum Sommeranfang verlässlich vor der großen Dürre in Wald und Flur warnt, im zweiten um den Signalbegriff, der einen Bürger im beschaulichen Weiler Burgpreppach schlagartig aus der Anonymität seines Rentnerdaseins riss.

			Es ist kein Zufall, dass es vor allem Repräsentanten des Staates sind, die mit Klagen auffallen. Unbemerkt von der Öffentlichkeit hat der Gesetzgeber während der Corona-Zeit einen Paragrafen reaktiviert, der einst als Majestätsbeleidigungsparagraf Berühmtheit erlangte und dann aus guten Gründen ausgemustert worden war. Paragraf 188 Strafgesetzbuch droht mit Freiheitsentzug bis zu drei Jahren, ersatzweise Geldstrafe, wer eine Person des politischen Lebens beleidigt. Bei übler Nachrede und Verleumdung drohen sogar fünf Jahre Haft.

			Man muss sich nicht alles bieten lassen, auch nicht als Politiker. Dass Renate Künast bis vor das Bundesverfassungsgericht zog, weil sie es nicht hinnehmen wollte, als »Schlampe«, »Drecksau« und »Pädophilen-Trulla« verunglimpft zu werden, dafür habe ich volles Verständnis. Manche Pöbelhaftigkeit gehört wegen ihrer Vulgarität bestraft, anders lernen es die Pöbler nicht. Aber »Depp« oder »Blödmann«? Wer als Minister die Zeit hat, dagegen vorzugehen, hat zu viel Zeit, würde ich sagen.

			Man weiß inzwischen auch, welche Politiker besonders empfindlich sind und welche ein eher robustes Verhältnis zur Meinungsfreiheit pflegen. Ganz oben auf der Liste der Anzeigenkönige stand im letzten Bundestag Robert Habeck, gefolgt von Annalena Baerbock. Weit unten rangierten Politiker wie Christian Lindner und Olaf Scholz, beide erkennbar aus härterem Holz geschnitzt als der sensible Robert und die schöne Annalena.

			Interessanterweise hat sich auch Alice Weidel einen Namen als Anzeigenhauptmeisterin gemacht. Das ist insofern bemerkenswert, als Weidel für ihre flammenden Reden gegen jedwede Einschränkung der Meinungsfreiheit bekannt ist. Ein besonderer Dorn im Auge ist ihr dabei die reaktivierte Majestätsbeleidigung, also der Strafaufschlag bei der Schmähung von Politikern.

			Dass ausgerechnet die AfD-Chefin diesen Paragrafen weidlich nutzt, entbehrt nicht einer gewissen Komik. Die AfD-Fraktion kommentierte das schmallippig mit dem Hinweis, solange der Paragraf existiere, müsse man ihn auch anwenden, um nicht gegenüber der politischen Konkurrenz ins Hintertreffen zu geraten. Warum man allerdings frechen Bürgern den vorlauten Mund verbieten muss, wenn man eigentlich SPD und Grünen Paroli bieten will, erschließt sich nicht auf Anhieb. Um das zu verstehen, muss man wohl Mitglied der AfD sein.

			Beleidigungen sind Antragsdelikte, das heißt, es braucht eine Anzeige, bevor die Justiz tätig wird. Ohne Anzeige auch kein Verfahren. Robert Habeck hat sich später darauf hinauszureden versucht, er habe nichts damit zu tun, wenn in aller Herrgottsfrühe die Polizei an der Tür klopft, weil man ihn als »Schwachkopf« bezeichnet hat. Aber das ist Dummenfang. Er wäre jederzeit in der Lage gewesen, das Verfahren zu stoppen. Er wollte es nicht, so sieht’s aus.

			Pech für ihn, wenn man so will, dass der Rentner, bei dem die Polizei anklopfte, nicht klein beigab, sondern sich an die Redaktion von »Nius« wandte, die den Fall groß herausbrachte. Die Macht von Onlineportalen wie »Nius« wird deutlich überschätzt. Aber über so viel Einfluss verfügen sie dann doch, publik zu machen, was bei anderen Presseorganen bestenfalls unter »ferner liefen« vermeldet würde.

			So wurde Habeck im Wahlkampf mit der Frage konfrontiert, ob er nicht etwas zu ehrpusselig sei für jemanden, der Deutschland als Kanzler führen wolle. Die ganze Staatsmacht gegen einen Pensionär in Einsatz bringen, weil der einen auf X mit der Verballhornung einer Shampoo-Marke veräppelte? Kann man machen. Aber wenn man sich für das wichtigste Amt im Staat bewirbt, ziehen die Leute am Ende möglicherweise doch jemanden vor, der über bessere Nerven verfügt.

			Wobei der Rentner aus Burgpreppach ja noch nicht einmal so weit gegangen war, den grünen Kanzlerkandidaten mit einem Schmähwort zu belegen. Er hatte lediglich ein satirisch verfremdetes Bild gepostet, in dem der Kopf auf der Shampoo-Flasche durch eine Habeck-Silhouette ersetzt worden war und der Markenname »Schwarzkopf« durch »Schwachkopf«, ein Gag, der in Satireformaten wie der »Anstalt« Dutzendware ist. Der entscheidende Unterschied: In der »Anstalt« geht es verlässlich gegen rechts, wobei rechts beim Sozialflügel der CDU beginnt.

			Seit sie mit an der Regierung sind, neigen insbesondere die Grünen dazu, sich mit dem Staat zu verwechseln. Das ist bei einer Partei, deren Wurzeln in der Protestbewegung liegen, eine besondere Pointe. Aber wie das manchmal so ist: Die trockenen Alkoholiker sind anschließend die rabiatesten Abstinenzler.

			Hass ist keine Meinung, heißt es. Das klingt einleuchtend, ist aber Unsinn. Hass kann durchaus eine Meinung sein, in dem Fall halt eine sehr prononcierte. Hass ist zudem eine sehr diffuse Kategorie. Der eine sieht die Grenze zum Hassdelikt mit der Abbildung eines Ampel-Galgens überschritten, der andere bereits mit der Herabwürdigung der Regierung als Gurkentruppe.

			Eines der ambitioniertesten Vorhaben des Staates ist die Eindämmung der üblen Nachrede. Auch was keine strafrechtliche Relevanz habe, könne gleichwohl staatswohlgefährdend und damit ein Fall für staatliche Verfolgung sein, erklärte die damalige Innenministerin Nancy Faeser 2024 auf einer Pressekonferenz.

			Diese Grenzverschiebung ist keine Kleinigkeit. Anhängern des Rechtsstaats wie dem berühmten Strafrechtler Gerhard Strate (übrigens ein Linker der ersten Stunde) treiben solche Ankündigungen die Schweißperlen auf die Stirn. Ficht das die federführenden Politiker an? Nein. Wer gewohnt ist, sich mit dem Staat zu verwechseln, den hält die Kritik von Fachleuten nicht auf.

			Auch bei sogenannten Offizialdelikten waren die Dinge relativ einfach geregelt. Bislang galt hier in Deutschland Artikel 5 Grundgesetz, wonach jeder frei ist, seine Meinung in Wort und Bild zu äußern. Einschränkendes definierten neben den Gesetzen zum Persönlichkeitsschutz einige Spezialnormen (Holocaustleugnung, Volksverhetzung). Wo beides kollidiert, die Meinungsfreiheit und die Strafnorm, legte das Verfassungsgericht in einem Grundsatzurteil fest, dass der Interpretationsspielraum bei umstrittenen Äußerungen zugunsten des Angeklagten auszulegen sei.

			Das wollte die Bundesregierung unter Olaf Scholz so nicht mehr stehen lassen. Seitdem gilt das Gegenteil: im Zweifel gegen den Angeklagten. »Viele Feinde der Demokratie wissen ganz genau, was gerade noch so unter Meinungsfreiheit fällt«, verkündete die Bundesfamilienministerin Lisa Paus, Nancy Faesers Schwester im Geiste, auf einer Pressekonferenz zum Thema »Hass im Netz«. Hass komme auch unterhalb der Strafbarkeitsgrenze vor, diesem Umstand wolle man Rechnung tragen.

			Die Antwort der Bundesregierung hieß: »Gesetz zur Stärkung von Maßnahmen zur Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und politischen Bildung«. Aus Sicht des Staates braucht es nicht nur neue Instrumente wie Meldeportale, bei denen man als aufmerksamer Bürger dann antifeministisches, transfeindliches und überhaupt diskriminierendes Verhalten anzeigen kann. Es braucht auch neue Kategorien, wenn man Delikte unterhalb der Strafbarkeitsgrenze erfassen will.

			Statt von der Meinungsfreiheit ist nun von mentalen und verbalen Grenzverschiebungen die Rede, die es in den Blick zu nehmen gelte. Der frühere Chef des Bundesverfassungsschutzes, Thomas Haldenwang, sprach von »Denk- und Sprachmustern«, die sich nicht in der Sprache einnisten dürften.

			Seine Behörde hat in ihrem Jahresbericht vorsorglich eine neue Rubrik eingeführt: »Delegitimierung des Staates«, lautet diese. Bundesbürgern, die in der DDR groß geworden sind, wird das seltsam vertraut vorkommen. Dort hieß das Delikt »staatsfeindliche Hetze«, also Hass und Hetze gegen Regierung und Partei.

			Wie man sich der Delegitimierung verdächtig macht? Indem man zum Beispiel die politischen Maßnahmen zur Bewältigung des Klimawandels infrage stellt und damit Vertrauen in die Funktionsfähigkeit des Staates untergräbt. Das habe ich mir nicht ausgedacht, so steht es wörtlich im Jahresbericht 2024.

			Das Strafrecht kennt eine Reihe von Gesinnungsdelikten, die in der breiteren Öffentlichkeit wenig bekannt sind, einen aber bei Verstoß schwer in Bedrängnis bringen können. Die bekannteste Strafvorschrift betrifft die Holocaustleugung, die alles unter Strafe stellt, was auf eine Relativierung oder gar Infragestellung dieses Verbrechens hinausläuft. Weitere Äußerungsdelikte umfassen die Billigung und Belohnung von Straftaten (Paragraf 140 StGB), die Verwendung verfassungswidriger Symbole (Paragraf 86a StGB) und die Volksverhetzung im Allgemeinen (Paragraf 130 StGB).

			Für bundesweites Aufsehen sorgte im vergangenen Oktober das Vorgehen gegen den Publizisten und Medienwissenschaftler Norbert Bolz. Bolz hatte im Januar 2024 einen Tweet abgesetzt, in dem er einen Kommentar der Berliner Tageszeitung »taz« zum AfD-Verbot zum Anlass nahm, über die Bedeutung des Wortes »woke« nachzudenken. Der »taz«-Kommentar hatte die Überschrift »Deutschland erwacht« getragen. Bolz schrieb dazu: »Gute Übersetzung von ›woke‹: Deutschland erwache.« Anderthalb Jahre später hatte er die Polizei mit einem Durchsuchungsbeschluss in der Tür stehen.

			Wie sich herausstellte, war die Meldekette in Bewegung geraten. Erst hatte ein aufmerksamer Bürger den Tweet bei »Hessen gegen Hetze« zur Anzeige gebracht. Von dort war der Text ans Bundeskriminalamt gegangen, wo man nach kurzer Prüfung einen Anfangsverdacht erkannte und die Sache an die Staatsanwaltschaft Berlin weitergab, dem Wohnort des Publizisten. Auch dort sagte man sich nicht: »Wir haben Wichtigeres zu tun, das stellen wir ein.« Nein, man eröffnete ein offizielles Ermittlungsverfahren und, an dem Punkt wird es vollends absurd, beantragte beim Amtsgericht Tiergarten einen Durchsuchungsbeschluss für eine Beweissicherung im Hause Bolz.

			Weil wir in Berlin sind, also der Stadt, von der Grüne sagen, dass sie an den richtigen Stellen ihre Leute untergebracht haben, fand sich auch ein Richter, der auf Gefahr im Verzug erkannte. Und so begab es sich, dass an einem schönen Herbstmorgen die Polizei bei Nobert Bolz an die Tür klopfte.

			Zur Ehrenrettung der Berliner Polizei muss man sagen, dass die beiden Beamten, die mit der Hausdurchsuchung beauftragt waren, deutlich mehr Sinn für Proportionen besaßen als der Amtsrichter, der die Durchsuchung angeordnet hatte. Statt die Herausgabe aller elektronischen Geräte, angefangen vom Handy, zu verlangen, reichte ihnen das Eingeständnis des Verdächtigen, für den inkriminierenden Tweet verantwortlich zu sein. Nachdem sie gemeinsam das Handy geöffnet und einen Screenshot zur Beweissicherung angefertigt hatten, zogen die zwei Polizisten mit einem Wort des Bedauerns wieder von dannen.

			Man sollte an dieser Stelle vielleicht hinzufügen, dass man in Berlin nahezu alles äußern kann, ohne dass dies Konsequenzen hätte. »Juden ins Gas« oder »Israel Kindermörder« gehört auf Demonstrationen zum guten Umgangston. Ich würde meinen, gegen »Juden ins Gas« ist die satirische Verwendung einer Naziparole aus den Dreißigerjahren ein vergleichsweise lässliches Delikt. Aber so kann man das am Amtsgericht Tiergarten nicht sehen.

			Auch den Namen des Richters, der den Durchsuchungsbeschluss unterschrieben hat, kennen wir inzwischen: Dr. Lars Fricke, Spezialist für »Rechtsfragen der Rücknahme von Batterien« (so der Untertitel seiner Dissertation). Der Richter dränge sich damit als Komödienfigur auf, schrieb der unbestechliche Jürgen Kaube in der »Frankfurter Allgemeinen« und empfahl die Lektüre von E. T. A. Hoffmanns »Meister Floh«. Der gesinnungsschnüffelnde Hofrat Knarrpanti spricht dort den denkwürdigen Satz, »wenn erst der Verbrecher ermittelt sei, werde sich das begangene Verbrechen von selbst finden«. Andererseits, wer sich anderthalb Jahre seines Lebens mit den juristischen Grundlagen der ordnungsgemäßen Entgegennahme und Verwertung verbrauchter Batterien beschäftigt, ist eine in jeder Hinsicht literaturwürdige Gestalt.

			Verteidiger der Staatsanwaltschaft wiesen anschließend darauf hin, dass die Gesinnung bei der Anwendung des Paragrafen 86a keine Rolle spiele, es allein auf die Verwendung der verbotenen Parole ankomme. Die braven Staatsanwälte hätten gar keine andere Wahl gehabt, als Bolz die Polizei auf den Hals zu hetzen. Aber auch das ist nur zur Hälfte wahr.

			Richtig ist, dass die politische Absicht keine Rolle spielt. Aber wie immer im deutschen Recht gibt es Ausnahmetatbestände. Journalisten zum Beispiel oder Historiker sind ausgenommen, sonst würde einen ja bereits das Zitat in Schwierigkeiten bringen. Es gibt zudem »ähnliche Zwecke« wie die Kunst oder die staatsbürgerliche Aufklärung, die straffrei gestellt sind, also ziemlich genau das, was im Fall Bolz zur Anwendung gekommen wäre, hätte man nicht dem Verfolgungsfuror nachgegeben.

			Anfang des Jahres traf es auch mich. Mein Fehler: Ich hatte in meinem Podcast die AfD-Nachwuchsorganisation anlässlich ihrer Neugründung als »Generation Deutschland erwache« verspottet. Das sei eine verbotene Parole gemäß 86a und damit strafwürdig, teilte mir die Polizei mit.

			Der Anwalt, den ich beizog, warnte mich darauf: Jede Erwähnung oder Schilderung des Sachverhalts ohne Auslassung oder Überblendung der anstößigen Stelle könnte problematisch sein. Allein das Zitat reiche für ein Strafverfahren. Dass dies ziemlich verrückt ist, weil es am Ende darauf hinausläuft, dass man auch Charlie Chaplins »Der große Diktator« wegen Darstellung von Insignien des Dritten Reichs aus dem Verkehr ziehen müsste, sahen auch Leute so, die keine großen Sympathien mit mir hegen. 

			Die öffentliche Reaktion fiel ziemlich eindeutig zu Lasten der ermittelnden Staatsanwaltschaft aus, worauf diese es vorzog, den geordneten Rückzug anzutreten. Einstellung des Verfahrens und Erklärung einer Sprecherin, ich hätte mich im Rahmen des Erlaubten bewegt.

			Es sorgt regelmäßig für Tamtam, wenn das Meinungsforschungsinstitut Allensbach wieder einmal zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die Mehrheit der Deutschen meint, dass man sich vorsehen müsse, was man öffentlich sage. In den Zeitungen finden sich dann längliche Kommentare, dass die Leute falsch informiert seien. Mit der Meinungsfreiheit sei doch alles in Ordnung. Die Auffassung, dass es auch gut sei, dass sich die Bürger mehr vorsehen müssten, liest man interessanterweise so gut wie nie. Dabei ist es genau das, was man in vielen Redaktionsstuben denkt.

			In Besinnungsaufsätzen wird das Internet gerne als Demokratiemaschine beschrieben. Dass heute auch Menschen Zugang zur Öffentlichkeit haben, die noch vor zehn Jahren nicht mal über die Schwelle eines Verlagshauses gekommen wären, wird ausdrücklich gelobt. Aber damit ist dummerweise halt auch verbunden, dass Politiker in die Kritik geraten, die in den feineren Kreisen sehr bewundert werden.

			Wenn Robert Habeck auf einer Buchmesse oder im Theater Audienz hält, wird er auf einer Wolke der Anbetung getragen. Wenn Habeck auf das Netzvolk trifft, kommt es mitunter zu deutlichen Abstoßungsreaktionen, wobei »Schwachkopf« noch zu den lässlichen Sünden zählt.

			Was heute unter »Kampf gegen Hass und Hetze« läuft, ist das Bestreben, den Diskurs wieder in geordnete Bahnen zu lenken. Man kann auch etwas deutlicher sagen: Es ist der Versuch, in einer politischen Auseinandersetzung, in der man ins Hintertreffen zu geraten droht, über Einschüchterung und Repression die Oberhand zu behalten.

			Es ist auffällig, dass es fast ausschließlich Leute trifft, deren politische Sympathie nicht bei Rot-Grün liegt. Wenige Monate bevor die Staatsanwaltschaft Berlin über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens im Fall Bolz zu befinden hatte, lag ihr der Antrag gegen einen Journalisten der »Süddeutschen« vor, der ebenfalls von einer nationalsozialistischen Parole Gebrauch gemacht hatte, in diesem Fall einem zünftigen »Heil Hitler«. Hier allerdings kam die Ermittlungsbehörde schon nach flüchtiger Draufsicht zu dem Befund, dass die Verwendung nicht strafwürdig sei. »Heil Hitler« sei ironisch gemeint.

			Ich finde es begrüßenswert, wenn Staatsanwälte Augenmaß beweisen. Man kann sich nur nicht des Eindrucks erwehren, dass dies auch vom politischen Hintergrund abhängt. Bolz hat sich einen Namen als klarsichtiger Kommentator mit Sympathie für liberale und konservative Positionen gemacht. Das ist in Berlin ein Handicap.

			Manchmal schreiben die Ermittler die politische Vorannahme gleich in ihre Schriftsätze. In Bayreuth brachte ein Rechtsanwalt einen Beitrag zur Anzeige, in dem ein X-Nutzer die Abschiebung von Flüchtlingen mit dem Holocaust verglichen hatte. Ein klassischer Fall für die Anwendung des Paragrafen 130: »Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus begangene Handlung öffentlich billigt, leugnet oder verharmlost.«

			Die Staatsanwaltschaft stellte das Ermittlungsverfahren zügig ein. Begründung: Der Beschuldigte bekenne sich dazu, dass der Holocaust ein einmaliges und unvergleichliches Verbrechen gewesen sei. Außerdem setze er sich auch privat und beruflich für Vielfalt, Toleranz und Inklusion ein. »Die Auswertung weiterer Posts ergab eine eindeutig linksgerichtete Gesinnung. Damit liegen keine zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte für verfolgbare Straftaten vor.« So viel Nachsicht wünschte man sich an anderer Stelle ebenfalls

			Auch die Meldestellen agieren selektiv. Als vor ein paar Monaten die beiden Gründerinnen von »HateAid« auf die Sperrliste des amerikanischen Außenministeriums gerieten, war die Bestürzung groß. Zahlreiche Politikerinnen lobten das segensreiche Wirken der NGO und bekundeten ihre Anteilnahme.

			Im Schatten der öffentlichen Solidarität meldeten sich mehrere Frauen zu Wort, die zum Teil üblen Beschimpfungen ausgesetzt sind, aber vergeblich bei HateAid um Hilfe nachsuchten. Eine der Frauen, die ihre Erfahrungen mit der Hilfsorganisation schilderte, war die FDP-Politikerin Karoline Preisler.

			Preisler erinnert seit dem 7. Oktober regelmäßig bei Pro-Palästina-Demonstrationen an die Verbrechen der Hamas. Sie wurde dafür mit Vergewaltigungs- und Todesdrohungen überzogen, einige Drohungen richteten sich gegen ihre Kinder. Alle Versuche, von HateAid Unterstützung zu erhalten, liefen allerdings ins Leere, obwohl sowohl sie selbst als auch Dritte sich mehrfach an die Organisation wandten.

			Eine Entgegnung lautet, Rechte neigten nun einmal eher dazu, den Mund vollzunehmen beziehungsweise über die Stränge zu schlagen. Linke verhielten sich von Natur aus zivilisierter. Schon der bloße Augenschein auf X oder anderen sozialen Plattformen belehrt einen eines Besseren. Wenn ich mir ansehe, wie manche Leser über mich herfallen, kann ich nicht finden, dass sie links der Mitte deutlich beherrschter sind. Auch im öffentlichen Diskurs sind Linke oft von erstaunlicher Rücksichtslosigkeit. Einmal zu oft die Weisheit des Genderns infrage gestellt – und man ist Nazi.

			Vielleicht sollte man an dieser Stelle den Blick noch einmal zurück auf die Staatsanwälte richten. Wenn wir über Amtsmissbrauch sprechen, haben wir übereifrige Behördenmitarbeiter oder schikanöse Polizisten vor Augen. Aber was ist die Macht eines Polizeibeamten gegen die einer deutschen Staatsanwaltschaft? Wer einmal in deren Fänge gerät, dem gnade Gott. Der braucht sehr viel Geld und sehr gute Anwälte, um nicht zu verzagen.

			Eigentlich soll ein Staatsanwalt unparteiisch agieren, so sieht es die Strafprozessordnung vor. Aber damit geben sich immer weniger Vertreter dieser Zunft zufrieden. Im Zweifel auch Beweise sichten, die für den Angeklagten sprechen? Wo kommen wir denn da hin! Dann müsste man ja ein wenig leiser auftreten, am Ende sogar bescheidener.

			In einer Reihe von Bundesländern wurden flankierend zum Kampf gegen Hass und Hetze sogenannte Schwerpunktstaatsanwaltschaften eingerichtet. Auch das ist eine Neuerung, die mehr Beachtung verdient hätte. Das amerikanische Reportageformat »60 Minutes« gab unlängst einen Blick auf das Selbstverständnis dieser Stellen frei. Für einen Beitrag über Meinungsfreiheit war die CBS-Reporterin bei der Göttinger Zentralstelle zur Bekämpfung von Hasskriminalität im Internet zu Gast.

			Dass sich etwas verschoben hat, sah man am Selbstbewusstsein der Ermittler. Da saßen die drei leitenden Staatsanwälte nebeneinander vor der Kamera und lachten sich kaputt über die Bürger, denen sie die Polizei vorbeischickten, um ihnen zur »Strafe« Computer und Handy wegnehmen zu lassen.

			Handy-Entzug als Strafe für vermeintlich anstößige Äußerungen? Das ist eine eher eigenwillige Auslegung der Gewaltenteilung. Normalerweise erfolgt im Rechtsstaat die Strafe erst nach dem Urteil. Aber so ist das, wenn der Staat gegen Hasskriminalität vorgeht: Dann reicht schon der Verdacht eines Fehlverhaltens.

			Es ist nicht so, dass es im Netz nicht genug gäbe, was verfolgungswürdig wäre. Ich habe vor Jahren für einen »Spiegel«-Report wochenlang zu den Abgründen recherchiert, die sich bei Facebook auftun. Es ist irre, was einem dort präsentiert wird: Naziverherrlichung, Vergewaltigungsfantasien, ganz unverblümte Aufrufe zur Gewalt – das volle Programm.

			Und die Strafwürdigkeit ist in vielen Fällen auch keine Auslegungsfrage. Wer das Bild von SS-Soldaten postet, die mit dem Maschinengewehr in eine Gruppe von Menschen halten, und dazu schreibt: »Meine Lösung der Flüchtlingsfrage«, benötigt keinen Interpreten. Angeblich ist die Löschpraxis bei Facebook zwischenzeitlich strenger geworden. Aber nach wie vor findet man dort allen möglichen Wahnsinn, ohne dass es Konsequenzen hätte.

			Weshalb lassen die mit dem Kampf gegen Hass und Hetze betrauten Staatsanwälte das laufen? Es gibt nur eine plausible Erklärung: Es ist ihnen zu anstrengend und zu kompliziert, sich mit Facebook anzulegen. Dann müssten sie ja gegen einen Milliardenkonzern vorgehen, der seinen Sitz praktischerweise in Irland hat, was Schriftverkehr in englischer Sprache erforderlich macht, um mit dem naheliegendsten Hindernis zu beginnen. Also greifen sie sich lieber die armen Kerle, die so unvorsichtig sind, auf X irgendwelche Fundsachen zu posten, die sie lustig finden.

			Da gibt es dann kein Halten mehr. 3500 Euro Strafbefehl wegen Verbreitung eines Schnappschusses, auf dem Karl Lauterbach mit erhobenem rechtem Arm zu sehen ist (Staatsanwaltschaft Schweinfurt). 1500 Euro wegen des Postens eines ironisch kommentierten Screenshots eines Twitter-Rankings, bei dem der Hashtag #AllesfürDeutschland ganz oben trendet (Staatsanwaltschaft Köln).

			Letzterer Fall ist besonders irre und damit besonders typisch. Der FDP-Influencer Ali Utlu liest auf der Musk-Plattform, welche Hashtags gerade populär sind. Weil der AfD-Anführer Björn Höcke vom Landgericht Halle wegen der mehrfachen Verwendung des SA-Satzes »Alles für Deutschland« verurteilt wurde, steht der Spruch an der Spitze.

			Utlu postet das Twitter-Ranking, versehen mit der Frage: »Und nun?« Er macht also nichts anderes, als eine für jedermann zugängliche Hitliste zu dokumentieren – und kassiert dafür einen Strafbefehl. Wenn das Schule macht, steht man in Deutschland demnächst mit einem Bein im Gefängnis, weil man erwähnt hat, dass Adolf Hitlers Nummer-1-Bestseller »Mein Kampf« hieß.

			Ich muss mir keine Sorgen machen, ich bin bei einem solventen Verlag beschäftigt. Wenn jemand meint, mich verklagen zu müssen, gebe ich das Anwaltsschreiben kalt lächelnd an die Kanzlei Söder Berlinger weiter, die Burda vertritt.

			Neulich setzte die Amadeu-Antonio-Stiftung ihren Hausanwalt in Marsch, weil sie nicht über sich lesen wollte, dass sie die meistgeförderte NGO Deutschlands sei. Die Stiftung forderte das Landgericht Berlin auf, mir entsprechende Äußerungen in meinem Podcast per einstweiliger Verfügung zu untersagen. Die Deutsche Kriegsgräberfürsorge und die Caritas erhielten schließlich noch mehr Geld als sie.

			Der fabelhafte Rechtsanwalt Stefan Söder setzte darauf eine Erwiderung auf, die den Richter dermaßen beeindruckte, dass er den Antrag umstandslos abwies. Dass die Kriegsgräberfürsorge im allgemeinen Verständnis nicht als NGO gesehen wird, leuchtete auch der Pressekammer des Berliner Landgerichts ein.

			Ich hätte es begrüßt, wenn wir uns vor Gericht wiedergesehen hätten. Vielleicht hätte man dort ja einmal genauer erfahren, aus welchen Quellen sich der Reichtum der Amadeu-Antonio-Stiftung speist. Aber davor schreckte man dann doch zurück. Die Stiftung zog es vor, die Sache auf sich beruhen zu lassen – ich vermute, um genau dieser Klärung auszuweichen.

			So kann ein freier Journalist nicht denken. Und ein Bürger, der abends unbedacht einen kessen Tweet absetzt, schon gar nicht. Da steht keine Anwaltskanzlei bereit, um für ihn die Kohlen aus dem Feuer zu holen. Da sind schnell 1000 Euro für das erste Erwiderungsschreiben fällig, und bei jedem weiteren Schriftsatz läuft die Anwaltsuhr.

			Es ist ein ungleiches Match. Insbesondere der Atem von Staatsanwälten kann lang sein. Sie haben ja nichts zu verlieren. Theoretisch unterstehen sie dem Justizministerium und damit der Dienstaufsicht. Aber das steht nur auf dem Papier. In der Praxis können Staatsanwälte schalten und walten, wie sie wollen. Wenn sich wider Erwarten doch mal ein Justizminister erdreisten sollte nachzufragen, was seine Leute so treiben, heißt es: Einmischung in die Unabhängigkeit der Justiz!

			Im April 2022 setzte die Journalistin Anabel Schunke auf Twitter, wie X damals noch hieß, einen längeren Tweet ab, in dem sie die damalige Innenministerin Nancy Faeser für die Verwendung des Begriffs »Antiziganismus« anging und sich in dem Zusammenhang herablassend über Sinti und Roma äußerte (»Ein großer Teil der Sinti und Roma in Deutschland und anderen Ländern schließt sich selbst aus der zivilisierten Gesellschaft aus, indem sie den Sozialstaat und damit den Steuerzahler betrügen, der Schulpflicht für ihre Kinder nicht nachkommen, nur unter sich bleiben, klauen, Müll einfach auf die Straße werfen und als Mietnomaden von Wohnung zu Wohnung ziehen«).

			Erst beantragte die Staatsanwaltschaft einen Strafbefehl, den der zuständige Richter mit dem Hinweis ablehnte, bei dem Post handele es sich um zulässige Regierungskritik im Rahmen der Meinungsfreiheit. Als die Staatsanwaltschaft nicht lockerließ, gab es doch einen Strafbefehl, über 3600 Euro. Weil den wiederum die Journalistin nicht akzeptieren wollte, landete die Sache vor dem Amtsgericht, das den Tatbestand der Volksverhetzung erfüllt sah und Schunke zu einer Strafe von 5400 Euro verurteilte.

			Damit hätte es sein Bewenden haben können. Aber die Staatsanwälte waren nicht zufrieden. Sie fanden, die Strafe hätte höher ausfallen können, und gingen gegen den eigenen Erfolg in Berufung. »Die Angeklagte ist Journalistin und genießt hierdurch ein besonderes Maß an Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung«, hieß es zur Begründung. »Wenn sie also derartige Inhalte veröffentlichen kann, ohne dass es einschneidende Konsequenzen hat, könnte dies zu einem negativen Vorbildeffekt führen.«

			Im März 2025 wies die 5. Strafkammer des Landgerichts Braunschweig die Klage ab. Ein Angriff auf die Menschenwürde sei nicht erkennbar, die Ausführungen der Angeklagten seien durch die Meinungsfreiheit gedeckt. Freispruch auf ganzer Linie, könnte man sagen. Hatte die Sache damit ein Ende? Mitnichten. Die Staatsanwaltschaft focht das Urteil umgehend an. Was sollte sie daran auch hindern? Im Gegensatz zu der Journalistin, die alle Verfahrenskosten selbst tragen muss, verfügt der Staat über nahezu unbegrenzte Mittel. Wenn er verliert, trägt die Kosten der Steuerzahler.

			Wehe dem, der in die Fänge der Justiz gerät. Ein falsches Wort, und man ist erledigt.

		


		
			Ab jetzt nur noch Bratwurst – 
oder Schrumpfen als Utopie

			Früher träumten sie links der Mitte von einer Welt, in der es von allem mehr gab: mehr Erleuchtung, mehr Rausch, mehr Sex. Heute sehnt man sich nach der Wende zum Weniger. Wer beim Verzicht nicht mitmachen will, gilt als zweifelhafter Charakter.

			Ich komme aus dem Jahrhundert der Utopie. Dass die Welt besser und gerechter werde, wenn man sie nur machen ließe, das war immer das Versprechen der Linken. Die Linke, mit der ich aufgewachsen bin, begnügte sich allerdings nicht mit der Umverteilung materieller Güter. Sie wollte mehr. Sie wollte, dass die Zukunft freier, zärtlicher, berauschender sei, das gehörte ebenfalls zu ihrer Allüre.

			Für jeden war etwas dabei: für den Kiffer der Joint, der nie ausgeht. Für den Somnambulen die ewige Nacht. Für die Anhänger der freien Liebe ein Leben in Glück und endloser Ekstase. »Pourquoi pas!«, hieß der Film der Stunde. Eine Frau liebt zwei Männer, und die Männer lieben sie und einander – warum nicht?

			Schon bei Karl Marx, dem Ahnvater der Bewegung, findet sich so etwas wie ein Heilsversprechen. Dass der Mensch im kommunistischen Paradies jeder Fronarbeit enthoben sei und stattdessen seinen Neigungen nachgehen könne – oder wie es bei Marx hieß: morgens Jäger, nachmittags Fischer und abends Philosoph –, kommt dem elysischen Ideal schon ziemlich nahe.

			Viel mehr war bei Marx aus gutem Grund allerdings auch nicht zu finden. Es ist das Wesen der Utopie, dass sie umso wirkmächtiger ist, je mehr sie im Ungefähren bleibt. Das ist wie bei dem Monster im Horrorfilm. Am eindrucksvollsten ist immer die Vorstellung. Wenn man das Monster endlich zu sehen bekommt, sagt man sich: »Es ist wirklich absolut grauenhaft. Aber ich bin froh, dass es nicht noch grauenhafter ist.« Bei der Utopie funktioniert es ganz ähnlich. Das Paradies ist wunderschön, aber man hätte gedacht, es wäre vielleicht noch schöner. Mehr geht immer.

			Und heute? Heute werden wir belehrt, dass wir sündige Wesen seien, die am besten der Sünde abschwören. Alles ist auf Weniger eingestellt: weniger Emissionen, weniger toxische Energie, weniger Footprint. Der vorbildliche Mensch ist der Mensch, der keinen Fußabdruck mehr hinterlässt, weder beim CO2 noch beim verbalen Fallout.

			Zu den Überraschungserfolgen der Saison gehörte der Bestseller »Das Ende des Kapitalismus«. Anders als man erwarten sollte, ist das Buch weniger eine Abrechnung mit dem kapitalistischen System als vielmehr eine Einstimmung auf das Leben danach.

			Die Autorin Ulrike Herrmann musste einiges an Spott ertragen. Der große Vorzug ihres Buches ist, dass sie darin ausbuchstabiert, wie ein wahrhaft klimaneutrales Leben aussieht. Urlaub nur noch auf Bezugsschein. Bahnfahrten lediglich, wenn es sein muss (ja, auch die Bahn verbraucht Energie), und Arbeit am Computer maximal einmal die Woche. Dass es mit Bananen aus Costa Rica, Kakao aus Ghana und Trauben vom Kap künftig vorbei ist, versteht sich von selbst.

			Frau Herrmann empfiehlt die Siebzigerjahre als Referenzjahrzehnt. Auch da habe es sich gut leben lassen: »1978 war das Jahr, als Argentinien Fußballweltmeister wurde und der erste Teil von ›Star Wars‹ in den Kinos lief.« Die Lebenserwartung fiel zehn Jahre kürzer aus. Der medizinische Fortschritt hat in den vergangenen fünfzig Jahren ja nicht Pause gemacht. Man sollte also nicht das Pech haben, auf dem Weg zurück in die Zukunft an Leberkrebs oder einem degenerativen Muskelleiden zu erkranken. Aber davon abgesehen: Warum nicht back to the Seventies? Jimi Hendrix und Janis Joplin anstelle der Antenne-Bayern-Mucke, damit könnte ich leben.

			Die Linke rätselt, wie ihr die Meinungshoheit entgleiten konnte. Ganze Kongresse gehen der Frage nach, woher der Backlash rührt. Dass die andere Seite aufgeholt hat, daran kommt auch der sattelfesteste Kombattant nicht vorbei. Der Befund ist so traurig wie erschütternd: Die Linke ist in der Defensive.

			Manche Menschen mag die Wende zum Weniger überzeugen. Auch im Verzicht kann Freude liegen. Dass nicht mehr, sondern weniger glücklich mache, ist eine Weisheit, die über die Jahrhunderte ihre ganz eigenen Heilsprediger hervorgebracht hat.

			Schon der ehrwürdige Bhagwan aka Osho lehrte, dass Besitztümer nur Ablenkungen seien. Ihn selbst hielt das selbstredend nicht davon ab, die größte Rolls-Royce-Flotte der westlichen Hemisphäre anzusammeln. Aber so ist der Guru in seiner unendlichen Weitsicht: Wenn er dem nach Sinn suchenden Westler die Überweisung aufs Ashram-Konto als Weg zur Erleuchtung verkaufen kann, warum nicht?

			Allein, machen wir uns nichts vor: Es ist eine Minderheit, die Erweckung in der Entsagung sucht. Die Mehrheit hält nach wie vor ein Leben im Überfluss für erstrebenswert. Das mag auch mit der materiellen Grundausstattung zusammenhängen. Erst wenn man so viel besitzt, dass es einem zum Hals raushängt, wird Verzicht zum verlockenden Ideal.

			Es ist kein Zufall, dass sich vor allem die obere Mittelschicht zum Fasten hingezogen fühlt. Das war schon im Ashram so. Am Yogi-Tee-Buffet fanden sich vorzugsweise stressgeplagte Mittvierziger in der Blüte ihrer dritten Midlife-Krise ein, die von den tantrischen Exerzitien den Kick erwarteten, der sich in ihrem leeren Penthouse in Harvestehude nicht mehr einstellen wollte. Auch zum Verzicht muss man geboren sein.

			Die einfachen Stände haben nie vom Weniger geträumt. Für sie ist auch das Nichtstun nicht Verheißung, sondern Drohung. Der kluge Marxist Mathias Greffrath hat zu Recht angemerkt, dass es ein gut gefülltes Bildungskapital-Depot braucht, um die Monate der Entschleunigung als Bereicherung zu empfinden.

			Es sei kein Wunder, dass der Anteil derjenigen, die für das bedingungslose Grundeinkommen stritten, unter arbeitslosen Kulturwissenschaftlern besonders hoch sei. »Die können sich ein Leben mit 900 Euro, ein paar Reclam-Heftchen und ab und zu einem Konzertbesuch gut vorstellen. Das ist für jemanden, der am Band oder der Ladenkasse steht, keine Perspektive. Da fehlen die kulturellen Ressourcen dazu.«

			Die Rückkehr zum Auenland findet man interessanterweise als Utopie auch rechts der Mitte. Der Streit zwischen Fundis und Realos bei der AfD ist tatsächlich ein Streit über die Abkehr von der Moderne oder deren Akzeptanz. Alexander Gauland bezeichnete Björn Höcke im Gespräch einmal als Romantiker. Das mag manchem verharmlosend erscheinen, aber es trifft die Sache.

			Die Welt, die Höcke sich erträumt, ist die Hobbit-Welt, die entschlossen dem 21. Jahrhundert den Rücken kehrt. Der Kampf um seltene Erden und Nano-Chips, das Ringen um Einflusszonen, Macht und Märkte – all das existiert im Auenland nicht, weil man dort keine seltenen Erden und Nano-Chips braucht. In dieser Welt tritt der Familienvater morgens vor die Tür und blickt voll Genugtuung auf die Zucchini, die im Garten dank Rinderhorndünger, unter Mondlicht ausgebracht, zu Torpedogröße reifen, während die Kinder das selbst gebackene Brot aus dem Ofen holen.

			Computer aus Altbeständen und Kaffee nur noch einmal im Monat: Womit die »taz«-Redakteurin Ulrike Herrmann erfolgreich durch die Medien tingelt, ist hier ebenfalls Teil der Vision. Das ist das ganz große Hufeisen: Deutschland als eine Art nationale Waldorfschule, in der alle, statt auf TikTok rumzuhampeln, wieder ihren Namen tanzen. Das Einzige, was dieses Idyll von der grünen Bukolik unterscheidet, sind die Namen selbst. Die Kinder heißen hier nicht Finn, Clara und Annika, sondern Gunhild, Kriemhild und Hagen.

			Eine Zeit lang hatte das Feuilleton eine morbide Faszination für den rechten Theoretiker Götz Kubitschek entwickelt. Im Wochentakt marschierten Redakteure auf seinen Hof im sachsen-anhaltinischen Schnellroda, um bei selbst fermentiertem Käse und frisch gekeltertem Joghurt den Ausführungen über die nationale Revolution zu lauschen. Zum Dessert trugen die brav gescheitelten Kinder dann Mutters Eierspeise auf abgeschlagenem Porzellan auf.

			Dabei haben die Besucher die eigentliche Pointe übersehen. Bei Kubitscheks wird nicht deshalb von Steingut vom Flohmarkt gegessen, weil sie es für besonders volkstümlich halten. Sie sind auch nicht auf das Rittergut gezogen, um den deutschen Wurzeln näher zu sein. Sie sind in Schnellroda gelandet, weil sie sich Dresden nicht mehr leisten konnten. Das ist der Grund für den Umzug: zu arm für die Stadt. Sie sind Hippies. Nur eben Hippies, die die deutsche Bratwurst vergöttern.

			Die Rückbesinnung aufs Heimische ist politisch vielseitig anschlussfähig. Auch der Vorbildrechte versagt sich Flugreisen ins Ausland und den Genuss exotischer Speisen, aber halt nicht aus Rücksicht auf die Klimabilanz, sondern aus völkischer Überzeugung. Im Ergebnis läuft es auf dasselbe hinaus: Winterurlaub auf dem Brocken und im Sommer zur Abwechslung mal nach Rügen.

			Kein Gag. Wer das für einen Gag hält, dem sei Kubitscheks Auftritt bei Jasmin Kosubek empfohlen, wo er auf die Döner-Frage mit dem Bekenntnis zum deutschen Kochbuch antwortet. Döner sei für ihn einfach ein Kulturbruch. »Das macht man nicht. In Deutschland isst man eine Thüringer Bratwurst, eine Bockwurst.« Die Kreuzung aus Ulrike Herrmann und Götz Kubitschek wären dann wohl drei Wochen Kraft durch Freude auf dem Rhein im garantiert dieselfreien Schlauchboot mit Katja-Ebstein-Remix in Dauerschleife.

			Die seltsame Übereinstimmung zwischen links und rechts war mir schon vor Jahren nach einem Besuch eines Berliner Restaurants aufgefallen, in das mich das befreundete Ehepaar Pfister/Kullmann schleppte und das mit dem Versprechen für sich warb, dass jede Zutat aus der Region komme. Es gab dort zum Beispiel keinen Pfeffer, weil in Berlin kein Pfeffer wächst. Bei der Möhre wusste der Kellner nicht nur, wo sie großgezogen wurde, er kannte auch den Namen des Bauern, der sie geerntet hatte.

			Als wir beim Sauerampfersalat angelangt waren, musste ich mich kurz vergewissern, dass an einem der Nebentische nicht Beatrix von Storch saß. Kein fremdes Gemüse auf dem Teller? Nur Einkauf bei Leuten, die man beim Vornamen kennt? Alle sitzen um einen Tisch und essen deutsch? Mir kam das allzu bekannt vor.

			Nicht von ungefähr erfährt auch die Figur des Überlebenskünstlers ihre Wiederauferstehung, eine vertraute Gestalt der Postmoderne, die Mitte der Siebziger ihre ersten Erfolge feierte und in dem Hamburger Konditormeister Rüdiger Nehberg ihren größten Star fand.

			Nehberg brachte seinen Lesern bei, wie man praktisch jeden Kollaps überlebt, auch den globalen. Seine kleine Insektenküche (»Wer sich vor Heuschrecken, Maden oder Termiten ekelt, der ist lediglich Opfer gesellschaftlicher Gepflogenheiten«) war nicht nach jedermanns Geschmack. Doch wer den Zusammenbruch der zivilen Ordnung erwartet, sollte sich beizeiten mit den Begleiterscheinungen vertraut machen. Da darf man nicht zu zimperlich sein.

			Der Nehberg der anderen Seite heißt Udo Ulfkotte. Auf den ersten Blick verbindet den ehemaligen »FAZ«-Journalisten, der 2017 einem Herzinfarkt erlag, wenig mit dem draufgängerisch veranlagten Konditor aus Wandsbek, der sich mit Sandalen und Badeshorts am Amazonas aussetzen ließ, um den Weg zurück in besiedeltes Gebiet zu finden. Ulfkotte bevorzugte den Look des britischen Landadels; auf dem Kopf trug er nicht die Glatze des Dschungelbezwingers, sondern das weich in die Stirn fallende Haar des ewigen Verbindungsstudenten.

			Aber wie Nehberg lebte Ulfkotte in der Erwartung des Ernstfalls. Sein Haus hatte er in einen See gebaut, mit eigener Strom- und Wasserversorgung. Wer sich ihm unerkannt nähern wollte, musste erst über einen meterhohen Zaun und dann durch eine Gänseherde, da Gänse, wie der Fachmann weiß, besser anschlagen als Hunde. Der Überlebensexperte beglaubigt seine Expertise durch die Lebenspraxis, das sichert ihm die Treue seiner Anhängerschaft. Bei Ulfkotte war es der Umbau des Wohnhauses zur Festung.

			Eines seiner erfolgreichsten Bücher handelt davon, wie man den GAU nach einem totalen Stromausfall überlebt. »Was Oma und Opa noch wussten: So haben unsere Großeltern Krisenzeiten überlebt«, heißt das Buch, das man über den Kopp-Verlag beziehen kann. Kopp hat sich darauf spezialisiert, die Bedürfnisse einer kritischen Gegenöffentlichkeit nach alternativen Wahr- und Weisheiten zu befriedigen. Andere Erfolgstitel des Verlags lauten: »Finanzcrash: Die umfassende Krisenvorsorge«. Oder: »Das Handbuch der Selbstversorgung: Überleben in der Krise«.

			Die utopische Bereitschaft hat die Seiten gewechselt. Heute sind es die Tech-Milliardäre in den USA, die dem Fortschritt und dem Technikoptimismus huldigen. Auch das gehört ja zur merkwürdig schillernden Seite des Trumpismus. Er mag regressiv sein, rückwärtsgewandt und rechthaberisch, aber zugleich werden Menschen zum Mars geschickt oder in Hypergeschwindigkeit durch Röhren in der Erde gejagt.

			Die einzige technische Innovation, die sie links der Mitte vorbehaltlos akzeptieren, ist das Elektroauto. Aber auch die Freuden der Elektrizität sind nicht ungetrübt. Bei der Klimaanlage hört die Begeisterung schon wieder auf. Deshalb findet man zum Sommeranfang lange Listen, wie sich die Hitze bekämpfen lasse, um dem Klimakollaps zu entgehen: Verdunkelung aller Räume, Lüften erst ab 22 Uhr, feuchte Tücher über dem Ventilator. Nur das probateste Mittel, die Klimaanlage, ist aus einem unerfindlichen Grund nie dabei. Vermutlich weil es als Verschwendung gilt, Strom wie ein Amerikaner zu verbrauchen.

			Selbst die Fluchten ins Rauschhafte sind merkwürdig blass. Keine Ahnung, welche bewusstseinserweiternden Drogen Luisa Neubauer nimmt. Möglicherweise Guano. Ich habe die halluzinogene Wirkung von in Wasser aufgelöstem Pinguinkot nicht überprüft, aber dass sie davon reichlich zu sich genommen hat, wissen wir dank der täglichen Video-Updates ihrer vierwöchigen Antarktis-Reise.

			Die rauschverstärkende Wirkung des Sekrets der Coloradoflusskröte ist gut dokumentiert. Die Indianer am Amazonas schwören auf die Opioid-Peptide, die sie aus den Drüsen des Riesenmakifroschs gewinnen. Warum es also nicht mit den Exkrementen des Pinguins probieren?

			Drogen versprechen heute nicht Freiheit von den Zwängen des Alltags und Erleuchtung, sondern Kontrollverlust und Wehrlosigkeit gegenüber dem Raubtier Mann. Nicht Kokain und Heroin verkörpern länger das Böse, sondern Gammahydroxybuttersäure und Gammahydroxybutyrolacton, wie K.-o.-Tropfen in der Fachsprache heißen. Dass man am alkoholfreien Sekt nippt und plötzlich nicht mehr weiß, wo man sich befindet – das ist der Stoff, aus dem der Albtraum ist.

			Schon für die Freigabe von Haschisch haben sich die jüngeren Jahrgänge nur zögerlich erwärmen können. »Legalize it« war immer ein Projekt der Boomer, die davon träumten, dass endlich die alte Kifferlosung, wonach auf deutschem Boden nie wieder ein Joint ausgehen dürfe, Wirklichkeit werde. Dem Alter der Besucher nach zu urteilen, die sich im Dehner-Gartencenter mit Samen der Marken »Loslassen« und »Pure Motivation« eindecken, ist der Traum vom Eigenanbau ein Ein-Generationen-Projekt geblieben.

			Bleibt die soziale Utopie einer gerechten Gesellschaft, was das dann auch sein mag. Dass es irgendwie gleicher zugehen solle, darauf kann man sich immer einigen, das ist gewissermaßen der ideologische Bodensatz jeder linken Strömung. Aber in der modernen Ausgestaltung führt es dann ebenfalls doch nur zu einer Gesellschaft, in der es von allem weniger gibt: also weniger Aggression, weniger loses Reden, weniger ungeschützten Sex.

			Der Umgang der Geschlechter ist ein sumpfiges Gelände, das in besonderer Weise der Aufsicht und Kontrolle bedarf. Am weitesten ist die Kodifizierung der Beziehungen in den nordischen Ländern gediehen. Schweden, Dänemark und Norwegen hatten von jeher eine Faszination für egalitäre Gesellschaftsmodelle. Sex ohne wiederholte und ausdrückliche Zustimmung gilt dort seit Einführung des »Einverständnis-Gesetzes« als strafbar. Weltweite Bekanntheit erlangte die von der Anwältin Baharak Vaziri entwickelte Dating-App »Libra«, mit der man sich vom Partner mittels digitaler Unterschrift am Mobiltelefon die Zustimmung zum Geschlechtsverkehr einholen konnte.

			Dass Julian Assange in der ecuadorianischen Botschaft in London Zuflucht suchen musste, lag nicht an den Nachstellungen durch die CIA. Sein Pech war, dass er nach einer Lesung in Stockholm mit einer Frau ins Bett gegangen war, die anderntags fand, er habe sich zu viele Freiheiten herausgenommen. Dass der Sex einvernehmlich war, bestritt auch die Frau nicht. Zum Verhängnis wurde Assange, dass seine Bekannte beklagte, man sei nicht auf Augenhöhe gewesen. Da hätte allerdings auch die »Libra«-App nicht helfen können.

			Parallel zu den Berichten über männliche Übergriffigkeit ist ein ganz eigenes Subgenre entstanden: der Forschungsbericht über die Suche nach dem Tier in sich. Als Forschende treten bevorzugt Autoren auf, denen man selbst beim zweiten oder dritten Blick kein lautes Wort zutraut. Aber man darf sich nicht täuschen. Auch stille Wasser sind bekanntlich tief. Motto: Ich habe zwar niemanden vergewaltigt, aber ich habe den Müll noch nicht runtergetragen.

			Ein besonders eindrucksvolles Beispiel dieser Form der Introspektion ins bestialische Unterholz lieferte der »Spiegel«-Autor Marc Röhlig mit dem Bekenntnistext »Dieser verdammte Epstein in uns allen«. Vorspann: »Empörung über die Epstein-Files lenkt von der eigenen Verantwortung als Mann ab. Jeder, der das System der Mächtigen anklagt, sollte auch sich selbst fragen: Wie viel Macht habe ich über Frauen?«

			Was sind die Anzeichen dafür, dass einem Epstein näher ist, als einem lieb sein kann? Unkonzentriertheit, wenn die Freundin etwas erzählt. Nicht genug nachfragen, obwohl sie das offensichtlich doch erwartet. Sie beim Reden unterbrechen (Zitat: »Gleichzeitig ertappe ich mich aber auch dabei, Kolleginnen oder Freundinnen ins Wort zu fallen. Ich meine schon zu wissen, was sie sagen wollen, und will dann unbedingt auch gehört werden«). Und schließlich, selbstredend, der Klassiker: Absenzen bei der Hausarbeit.

			Lieber mal den Abwasch machen, statt das große Wort führen. Wissen, was im Kühlschrank fehlt und wo die Putzmittel stehen. Das sind die Empfehlungen, die Epstein-Forscher Röhlig seinen Lesern mit auf den Weg gibt. Andererseits, wenn sich so das Tier im Mann in Schach halten lässt, ist das ein vergleichsweise bescheidener Preis, den man entrichten muss. Mit der Spülbürste gegen den Epstein in uns allen – da sage noch einer, Magazine wie der »Spiegel« verstünden nichts von Lebensberatung.

			Ich fürchte, ohne eine gewisse utopische Kraft kommt auf Dauer auch die Linke nicht aus. Der Pastorentraum einer durch und durch feminisierten Gesellschaft, in der alle im Ton der Achtsamkeit und Bedachtsamkeit miteinander verkehren, ist nicht wirklich massentauglich.

			Er wird dann leider auch schnell furchtbar fad. Aus allgegenwärtiger und umfassender Rücksichtnahme lassen sich nun einmal nur schwer Funken schlagen. Möglicherweise liegt hier der Grund, warum zwischen dem, was als richtig erkannt und gepredigt wird, und dem, woran sich die Masse ergötzt, noch immer ein Graben liegt.

			Ich habe vor zwei Jahren eine aufschlussreiche Geschichte über die beiden Erfinder des Partykrachers »Layla« gelesen. Der eine ist Lagerist, der andere Elektriker. Das Geheimnis eines guten Partyhits sei ganz einfach, erklärten die zwei: eine eingängige Melodie und ein Text, den man auch mit zwei Promille im Blut noch mitsingen könne. Dass es »Layla« zum Protestsong des Jahres brachte, hat allerdings auch die beiden jungen Männer aus Stuttgart überrascht.

			Das Lied war auf jeder Kirmes der Renner. Beim Oktoberfest stand es ganz oben auf der Wunschliste. Ihren Riesenerfolg verdankten die Erfinder allerdings nicht ihrem umwerfenden Talent, sondern der Mithilfe der Grünen. Hätten sich die Grünen in einer Reihe von Städten nicht in den Kopf gesetzt, die Aufführung des Songs zu untersagen, hätte »Layla« nie diese Popularität erreicht.

			Das ist ja die Krux der guten Absicht: Die meisten Menschen reagieren nicht mit Demut und Dankbarkeit, wenn man ihnen die Rückständigkeit ihrer Ansichten vor Augen führt – sie antworten mit Trotz und Auflehnung. Als die Linken noch etwas von Dialektik verstanden, gab es auch links der Mitte dafür ein Bewusstsein.

			Das Verhältnis der Avantgarde zur werktätigen Klasse war nie einfach. Die Begegnung verlief schon in der Hochzeit der revolutionären Bewegung oft unglücklich. Unvergessen, wie Joschka Fischer und andere Arbeiterführer in den Siebzigerjahren in die Opel-Werke gingen, um die werktätigen Massen zum Klassenkampf aufzustacheln. Die Massen reagierten freundlich, aber desinteressiert. Im besten Fall hielten sie die Studenten, die ihnen den Weg aus der selbst verschuldeten Unmündigkeit weisen wollten, für Spinner, im schlechtesten setzte es ein paar Watschen.

			Zu Fischers Ehrenrettung muss man sagen, dass er das Experiment drei Monate durchhielt, bis er sich Richtung WG-Bett im Frankfurter Westend verabschiedete. Seine Mitstreiter, darunter der später als Kabarettist zu Ruhm und Ehren gekommene Matthias Beltz, hatten schon früher die Segel gestrichen, ausgelaugt und wundgescheuert von der ungewohnten Anstrengung am Fließband. Bereits der Arbeitsantritt zur Frühschicht um sechs Uhr morgens hatte für die meisten der Aufklärer eine nahezu unüberwindliche Hürde dargestellt.

			Bei dieser Distanzbeziehung ist es geblieben. Zu den werktätigen Massen verirren sich die Anführer der Bewegung heute nur noch aus Versehen. Schon ein Volksfest mit Bierzelt erscheint ihnen eine fragwürdige Veranstaltung. So laut, so roh, so enthemmt. Und am Ende singen die Leute noch Lieder, in denen Frauen entwürdigt werden (»Layla«), oder versuchen ungeniert, einen Blick auf das Mieder ihrer Nachbarin zu erhaschen.

			Die Entfremdung hat eher zugenommen. Früher stand der einfache Mensch zumindest aus der Ferne in hohem Ansehen. Der Arbeiterverein entfaltete als Ort der Selbstbildung geradezu mythische Strahlkraft. Die Arbeiterliteratur, wenn auch kaum gelesen, galt als bewundernswertes Zeugnis des redlichen Bemühens, zu den Bildungsschichten aufzuschließen. Heute tritt an die Stelle der Bewunderung für den ungelenken, aber ehrlichen Malocher die Verachtung über eine pöbelhafte Unterschicht, die sich am Ballermann volllaufen lässt, grundsätzlich zu hochtourig fährt und sich auch sonst nach Kräften danebenbenimmt.

			Die ultimativ suspekte Figur ist allerdings nicht der Prolet, es ist der Bauer. Das mag auf den ersten Blick verwunderlich erscheinen, schließlich ist es der Arbeiter des Feldes, der die Früchte des Ackers auf den Tisch bringt. Im Gegensatz zum Arbeiter der Faust lebt er auch nicht entfremdet von der Scholle, sondern im Einklang mit Mutter Natur. Der Bauer ist gewissermaßen der Ur-Ökologe, Träger des heiligen Gaia-Bandes.

			So war es auch der Bauer, der die Nachricht vom Klimawandel in die Herzen trug. Ich erinnere mich an eine Begegnung mit Roger Hallam, dem Begründer von Extinction Rebellion, am Rande einer Investorenkonferenz in der Schweiz. Hallam schilderte eindrucksvoll seine Konversion vom walisischen Farmer zum Umweltaktivisten, nachdem ihn eine nicht enden wollende Kette von Extremwetterereignissen in den Verkauf seines Hofes zwang. Ob die Erzählung nun den Tatsachen entsprach oder nicht, sie machte Eindruck.

			Aber mit dieser Sonderstellung als Klimaprophet ist es vorbei, seit sich der Bauer auf den Trecker setzte, um gegen die Pläne zur Besteuerung des Agrardiesels zu demonstrieren. Nicht nur seine Anhänglichkeit an den Diesel kostete ihn die Sympathie, schlimmer noch wog, dass die Proteste von rechts gesteuert waren, wie es hieß. Bei den Treckerdemos gehe es darum, rechtsradikales Gedankengut auf der Straße zu platzieren, erklärte ein Extremismusforscher in der »Tagesschau«. »Die Bauernproteste werden von Rechtsextremen und Verschwörungsideologen gekapert«, lautete das Verdikt in der »Zeit«.

			Der Bauer als Agent der radikalen Rechten: Damit war das Urteil gefällt. Dass die BR-Heroine Julia Ruhs dem verfemten Stand wenige Monate später dennoch eine eigene Sendung widmete, war ihrem Ruf auch nicht förderlich. Bis dahin galt sie als rechts, danach als rechtsextrem. Kein Wunder, dass der NDR die Reißleine zog und das Experiment »Klar« umgehend beendete.

			Wenn man darüber nachdenkt, gab es schon immer reichlich Gründe, dem Bauern zu misstrauen. Wer ist dafür verantwortlich, dass das Federvieh in qualvoller Enge steht, bevor ihm der Hals umgedreht wird? Der Landmann. Sein Hof: ein Ort dunkler Geheimnisse, von denen die heimlichen Besuche von Tierschützern im Schutze der Nacht düstere Kunde ablegen.

			Das ist ja das, was den Großstädter vom ländlichen Leben erreicht: Videos aus dunklen Ställen, aufgenommen mit wackliger Handykamera, die hektisch über das gequälte Vieh schwenkt. Wie ein Erzeugerpreis von 35 Cent pro Liter Milch ein glückliches Kuhleben garantieren soll, das gehört zu den Fragen, über die man sich vor dem Supermarktregal zum Glück nicht den Kopf zerbrechen muss.

			Der Idealbauer ist heute der Ökobauer. Der Ökobauer ist gewissermaßen die zivilisierte Variante des Hühner- und Kuhquälers. Oder soll man sagen: die romantisierte Version? Hoffen wir, dass seine Fans nie dahinterkommen, dass es der Ökobauer ist, der die AfD wählt, und nicht sein Cousin aus der industriellen Landwirtschaft.

			»Der Biomarktbesitzer ist grün, der Biobauer ist einer von uns«, sagte mir der AfD-Bundestagsabgeordnete Maximilian Krah, einer der scharfsinnigsten Vertreter der Partei, lächelnd über einem Glas Grüner Veltliner. Ich glaube das sofort. Nicht nur in Ostdeutschland gehen völkisches Brauchtum und pestizidfreie Korngewinnung Hand in Hand. Renate Künast mit ihrem Kampf gegen den Genmais ist hier unbedingt akzeptanzfähig.

			Vieles ist Lippenbekenntnis. Ohne moralischen Druck geht auch bei den Begüterten nichts, den Happy Travellern der Klimabewegung. Es braucht das schlechte Gewissen als Instanz der Selbststeuerung. Was bei Freud das Über-Ich ist, das dem Ich befiehlt, die niederen Instinkte in Schach zu halten, das sind in der Klimabewegung Mahnerinnen wie die Transformationsforscherin Maja Göpel. Jede Gesellschaft hat ihre Hohepriester, die über den rechten Weg wachen. In den archaischen Gesellschaften waren das die Haruspices, die aus den Eingeweiden der Tiere lasen, in der Postmoderne sind es die Klima-Auguren.

			Alles an dieser Frau lässt einen ertappt zusammenzucken. Jeder Satz ein Bannstrahl, der einen unwillkürlich nach dem CO2-Ausweis in der Brieftasche suchen lässt. Unvergessen, wie sie den RBB-Moderator Jörg Thadeusz zur Minna machte, weil der es gewagt hatte, sie auf den undemokratischen Charakter der Klimabewegung anzusprechen. Als er dann noch bekannte, einmal mit dem Erwerb eines SUV geliebäugelt zu haben, war es vorbei. Noch Tage später hatte er sich von dem Kälteschock nicht erholt, wie ich aus einem zufällig geführten Telefonat weiß.

			Es ist nicht nur der etwas aufgebauschte Lebenslauf, der einen bei Göpel beeindruckt, oder die Meriten in der Transformationsforschung, ein mehr oder weniger selbst gestricktes Wissenschaftsgebiet. Auch die Universität, an der Frau Prof. Dr. Göpel eine Honorarprofessur innehat, zählt eher zu den Patchwork-Unis des Landes. Der Nobelpreisträger jedenfalls, der von der Leuphana-Universität Lüneburg abgeht, muss erst noch geboren werden.

			Die Stringenz ihrer Bücher kann es ebenfalls nicht sein, die ihren Ruf begründete. In Wahrheit ist sie mehr eine Vertreterin des freien Gedankenflusses, dem dann fleißige Heinzelmännchen Struktur und Ordnung verleihen. Weite Teile von »Unsere Welt neu denken – eine Einladung« stammen aus der Feder eines Ghostwriters. Man kann auch sagen: Bei der Klimawandelikone geht die Wende zum Weniger so weit, dass sie sogar darauf verzichtet hat, das Buch selbst zu schreiben, für das sie berühmt wurde.

			Aber all das verblasst neben der unnachahmlichen Fähigkeit, Kritiker in den Senkel zu stellen. Man redet oder streitet nicht, man »geht in Resonanz mit anderen«. Man liest nicht einfach ein Buch, man »geht in ein tieferes Verständnis von Zusammenhängen«. Keine Ahnung, wo man so zu sprechen lernt, aber es ist einmalig. Dazu der Blick und der eiserne Gouvernantenton, der keinen Widerspruch duldet. »Du willst es doch auch«, sagt dieser Blick.

			In jedem Disney-Film würde Prof. Dr. Göpel eine fabelhafte Internatsleiterin abgeben, als Fräulein Rottenmeier der Letzten Generation. So saß Thadeusz dann nach dreißig Minuten Interviewsitzung auch auf seinem Stuhl: zusammengefaltet wie ein Schüler, der leider sehr unartig gewesen war.

			»Herr Thadeusz, noch einmal, möchten wir das jetzt ernst nehmen mit der Umweltkrise, oder möchten wir das insgesamt infrage stellen?« Die Lektion hat er nicht so schnell vergessen. Er fährt jetzt einen VW Multivan. Wenn Maja Göpel eine »Einladung« ausspricht, leistet man lieber Folge, und zwar ohne lange zu fackeln.

			Bezeichnenderweise sind die Degrowth-Prediger sehr viel stiller geworden, seitdem deutlich wird, wie eine Welt ohne Wachstum aussieht. Deutschland hat drei Minus-Jahre hinter sich, und wenn man den Prognosen glauben kann, sehen die nächsten Jahre nicht viel besser aus. Alle Aggregate drehen ins Negative, wie mein Freund Gabor Steingart sagen würde. Das hat es seit Gründung der Republik noch nicht gegeben.

			Bislang wurde mit Schulden das Ärgste zugedeckt. Aber auch das stößt jetzt an seine Grenzen. Deshalb denken sie in der Regierung die ganze Zeit verzweifelt darüber nach, wie sie mehr Geld heben können. Die SPD will Steuererhöhungen, klar. Bei der CDU spielt man auf Zeit. Die Antwort von rechts ist leider nicht viel seriöser. Siebzig Prozent Rentenniveau, wie es der AfD-Sozialstaatsflügel fordert: Das trauen sie sich nicht einmal bei der Linkspartei.

			Ohne Aufstiegsversprechen funktioniert es nicht. Das wissen auch klügere Linke. Die Wende zum Weniger mag ein großer Hit in der Generation Neubauer sein. Aber darüber hinaus zündet es nicht. Zumal die Leute ja wissen, dass Aktivisten wie Neubauer auch deshalb vom Weg ins Weniger träumen können, weil sie ihre Schäfchen im Trockenen wissen.

			Die beiden Journalisten Ezra Klein und Derek Thompson haben mit ihrem Buch »Abundance« (»Der neue Wohlstand«) eine Agenda vorgelegt, wie Wachstum aus linker Sicht aussehen könnte. »Moderne linke Politik wird von Erfindungen möglich gemacht«, heißt es im Kapitel über die Politik des Erfindens. »Fast sämtliche Alltagsprodukte und Dienstleistungen, die Linke heute universell verfügbar machen wollen, hängen ab von Technologien, die vor drei Lebensspannen noch nicht existierten, in manchen Fällen sogar noch nicht einmal vor einer halben Lebensspanne.«

			Manche würden sagen, dass man sich erst einmal darum kümmern solle, für eine gerechte Verteilung der vorhandenen Ressourcen zu sorgen, schreiben die beiden Autoren. Aber das sei grundfalsch. »Mit der Behauptung, dass die Welt nicht besser werden könne, stehlen wir der Zukunft etwas Unschätzbares, nämlich die Möglichkeit von Fortschritt. Ohne diese Möglichkeit ist progressive Politik tot und wird Politik an sich zu einem rücksichtslosen Krieg um rare Güter, in dem der Gewinn des einen Verlust bei einem anderem bedeutet.«

			Ich bin überzeugt davon, Klein und Thompson haben absolut recht. Stagnierende Gesellschaften waren in der Geschichte noch nie glückliche Gesellschaften, und besonders friedlich waren sie auch nicht. Aber ich habe Zweifel, ob man im rot-grünen Lager die Kraft findet, den Schalter umzulegen. Unglückseligerweise ist die Zahl von Biochemikern, Wirtschaftsingenieuren und Quantenphysikern unter Linken relativ klein. Stattdessen dominieren Leute, die in ihrem Leben gelernt haben, dass man am weitesten kommt, indem man Sand ins Getriebe streut.

			Meine Hoffnung ruht jetzt auf der Generation Z. Wie ich einem Artikel in der »Süddeutschen Zeitung« entnommen habe, sind das Feindbild der 16- bis 25-Jährigen nicht mehr die Babyboomer, also Leute in meinem Alter, sondern die Millennials, das heißt: die zwischen 1980 und 1999 Geborenen. Das Urteil der Generation Z über die Vorgängergeneration: zu uncool, zu streberhaft, zu borniert.

			Das ist das Verhängnisvolle am Alter. Aus Sicht eines 18-Jährigen ist eine 30-Jährige schon brutal alt. Und ein 40-Jähriger nahe an der Pensionsgrenze. Da helfen auch alle Verrenkungen, sich möglichst zeitgeistig zu gebärden, nichts. Der alte weiße Mann ist einem immer näher, als man denkt.

		


		
			Die Linke und der Humor – 
oder am Ende bekommt immer Jan Böhmermann den Preis

			Ein Volk, das Carolin Kebekus für komisch hält, ist verloren, jedenfalls für alles, was mit Sprache und Sprachgefühl tun hat.

			Einmal habe ich es auf Platz 7 geschafft, im »Medium-Magazin« bei den »Journalisten des Jahres« in der Kategorie Unterhaltung. Dann wechselte die Chefredaktion, und es war auch damit Essig. Beim nächsten Mal kam ich nicht mal mehr unter »ferner liefen« vor.

			Ich will nicht unbescheiden wirken. Aber von den Leuten, die im Meinungsgeschäft sind, verfügen nicht viele über eine vergleichbare Reichweite. Ich habe in dreizehn Jahren auch noch nie eine Kolumne versäumt. Egal, was anstand – Urlaub, Flitterwochen, die Geburt eines Kindes –, ich habe pünktlich geliefert. Andere opfern lieber einen Freund als eine Pointe, ich habe mehrfach meine Ehe aufs Spiel gesetzt. Es nützt alles nichts, immer bekommen die anderen die Preise.

			Ein problematisches Thema: die Deutschen und der Humor. Aus Sicht der Linken der Ort, an dem das Volk zu sich selbst kommt. Also Alkohol, schlüpfrige Witze und viel Humtata. Da kann man nicht vorsichtig genug sein.

			Erinnern Sie sich noch, als die ehemalige CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer einen Witz über Gendertoiletten in Berlin machte? Oh Gott, war da was los. Ihr fehle jegliches Feingefühl für Diskriminierungsfragen, hieß es. Solche Äußerungen, auch im Karneval, seien absolut respektlos, befand der SPD-Sonderberichterstatter für die tollen Tage, Lars Klingbeil.

			Ich hatte immer gedacht, Karneval sei die Zeit, die Grenzen des Humors auszutesten. Weit gefehlt. Selbst der Büttenredner muss heute den allgegenwärtigen Empfindlichkeiten Rechnung tragen. Eigentlich erstaunlich, dass sich Frau Kramp-Karrenbauer von dem Witz-Debakel noch einmal erholen konnte. Seit Januar 2026 steht sie der Adenauer-Stiftung vor. Andererseits war sie jetzt auch wirklich lange im Abklingbecken. Sechs Jahre hat es gedauert, bis sie nach dem Genderwitz wieder für eine Führungsaufgabe in Betracht kam.

			Ich habe aufgehört, zu zählen, wie viele Grimme-Preise Jan Böhmermann eingeheimst hat. Waren es sieben oder acht? Der einzige Preis, bei dem auch Menschen eine Chance haben, die nicht korrekt gendern, ist der Bambi. Deshalb hat sich die ARD ja auch vom Bambi getrennt. Jetzt läuft die Preisverleihung bei Amazon.

			Es war eigentlich ein unschlagbares Angebot: Burda karrt die ganzen Stars heran, sorgt für Moderation, Licht und Bühne – und der Sender muss nur noch die Kamera draufhalten. Aber so konnte man die Dinge bei der ARD selbstredend nicht sehen. Außerdem hatte der Medienkritiker Stefan Niggemeier geschrieben, dass der Bambi eine Dauerwerbesendung für das Haus Burda sei. Also Aus für den Bambi. Wenn’s die »Zeit« präsentiert hätte, dann hätte man noch einmal drüber reden können. Leider sind die einzigen Stars, die sie bei der »Zeit« kennen, Iris Berben und Katharina Dröge.

			Wen findet das Feuilleton witzig? Einen Molch wie El Hotzo. Da übt sich sogar die Justiz in Nachsicht. Die Berliner Justizverwaltung kennt normalerweise kein Pardon, was Ironie und Satire angeht. Wenn man Pech hat, steht morgens die Polizei in der Tür wegen eines anderthalb Jahre alten Tweets, in dem man »Deutschland wird woke« mit »Deutschland erwache« übersetzt hat. Aber Trump-Witze gehen immer. Auch wenn sie nur daraus bestehen, dass man hofft, dass der nächste Scharfschütze ins Ziel trifft.

			Fairerweise muss man sagen, der Typ hat schwer einen an der Waffel. Jedes Mal, wenn es jemanden erwischt, den er politisch nicht leiden kann, muss El Hotzo denselben Witz reißen. Dafür ist er superempfindlich, wenn man ihm selbst auf die Pelle rückt. Da kann er richtig wütend werden! Ich habe dafür sogar Verständnis. Sie hatten ihm gesagt: »Klein und mopplig? Mach dir keine Sorgen, Humor zieht bei Frauen immer.« Und dann funktioniert nicht mal das. Da käme ich auch schlecht drauf.

			Ein besonders heikles Thema sind Frauen und Humor. Nachdem es jahrelang hieß, Frauen könnten nicht witzig sein, hat die ARD eine Humoroffensive gestartet. Ganz vorne dabei: Carolin Kebekus, die Komödiantin für alle, die auf Knopfdruck lachen.

			Robin Williams hat einmal auf die Frage, warum die Deutschen nicht lustig seien, geantwortet, das sei halt die Folge, wenn man alle lustigen Menschen umbringe. Kebekus ist der Beweis, dass Williams recht hat. Gegen Kebekus ist El Hotzo ein Humorgigant.

			Wenn ich nicht schlafen kann, schaue ich mir manchmal alte Folgen in der ARD-Mediathek an. Meine Lieblingsfolge, um runterzukommen: Carolin Kebekus begeht die Trump-Wahl.

			Die Comedienne steht mit einem Cowboy-Hut auf der Bühne und singt: »Ich hoffe, Deutschland macht es besser und wird nicht braun, braun, braun. Denn ich lass mir meine Zukunft nicht versaun, saun, saun.« Dann werden alle aufgefordert mitzusingen. Weil ihr Publikum vornehmlich aus Leuten besteht, für die der Gipfel der Komik erreicht ist, wenn der Hund in den Garten des Nachbarn pinkelt, klatschen alle brav mit.

			Im letzten Jahr war Annalena Baerbock zu Gast. Erst ging es um Essen mit Markus Söder, dann um Tampons von Alice Weidel. Als Kebekus »Tampon« sagte, fegte ein Lachorkan über die Studioreihen. Okay, dachte ich, Blut- und Bodenhumor hat doch wieder eine Zukunft.

			Mir ist es ein Rätsel, wie Leute zwei Stunden jemanden frenetisch beklatschen können, der es für einen Granatenwitz hält, wenn man »Trump« auf »Horror-Clown« reimt. Dagegen ist jede »Mainz bleibt Mainz«-Sitzung eine intellektuelle Gipfelleistung. Im Feuilleton wird Kebekus dennoch auf Händen getragen. Dort ist Lachen nach Zahlen bis heute ein Hit.

			Jetzt ist Deutschlands Antwort auf Ricky Gervais auch noch Mutter geworden. Also Frau plus Humor plus Baby – da schmelzen die letzten Vorbehalte dahin. Was fällt Frau Kebekus zur Mutterschaft ein: Sie hätte es sich nicht vorstellen können, dass es so anstrengend wird. Tja, willkommen in meiner Welt, kann ich nur sagen.

			Wir sind an einem Punkt, wo man mit einem schlechten Scherz seine Karriere beenden kann. Wir waren da schon einmal, aber ich hatte die Hoffnung, wir hätten das überwunden. Der Kebekus-Kollege Luke Mockridge hat vor zwei Jahren einen Witz über Behinderte gemacht. Er stand bereits wegen Sexismus-Vorwürfen unter Beobachtung. Dann saß der arme Tropf in einem Podcast und machte sich über Schwimmer bei den Paralympics lustig.

			Hey, es war ein blöder Witz, würde ich sagen. Aber damit lässt man heute keinen mehr davonkommen. Eigentlich sollte Mockridge bei Sat.1 eine neue Chance erhalten. Die Show war schon im Kasten, alles abgedreht. Aber als eine Radsportlerin Einspruch erhob, zog Sat.1 den Stecker, wie so etwas heißt. Keine Show, kein Mockridge mehr. Wie gut, dass Mario Barth sich auf humoristische Kaffeefahrten verlegt hat. Wer seit zwanzig Jahren denselben Witz recycelt, fällt irgendwann unter das Klimaneutralitätsgesetz.

			Der Einzige, der damit durchkommt, dass er »Satire« ruft, wenn etwas schiefgeht, weil alle dann sagen »ja, klar, Satire«, ist der heilige Jan Böhmermann. Ich muss aufpassen, was ich schreibe. Wir sind ja jetzt Kollegen. Andererseits: Ich bin froh, dass es Böhmermann gibt. Das meine ich ernst. Immerhin eine Sendung, bei der nicht vor jedem Auftritt der Humor-TÜV anrückt, um zu testen, ob es auch garantiert keinen Ärger gibt. Ich bin sicher, dass sie in der Intendanz des ZDF regelmäßig die Hände über dem Kopf zusammenschlagen. Der Rundfunkrat, der über alles wacht, ist die Todeskammer des Humors, wo jeder Witz zu Staub zerfällt.

			Zur Verteidigung der Linken muss man sagen, sie konnten auch anders. Man vergisst es heute leicht, aber selbst die »Titanic« war mal lustig. Es gab immer den verstockten und verhockten Teil der Bewegung, der auf besondere Linientreue achtete. Aber daneben existierte eben auch eine anarchistische Linke, die fand, dass Autoritäten vor allem dazu da waren, dass man sie durch den Kakao zog.

			Dass diese Fraktion auch mit dem eigenen Lager über Kreuz geriet, konnte nicht ausbleiben. Wahre Spottlust kennt keine Grenzen. Als Wiglaf Droste zu Grabe getragen wurde, würdigte ihn sein Verleger mit den Worten: »Er hat mehr Feinde als Freunde hinterlassen, das hätte ihm gefallen.« Oder war es Wolfgang Pohrt, der so zu Grabe getragen wurde? Egal, tot sind leider beide.

			Unvergessen, wie Droste sich in die Nesseln setzte, indem er sich über die Me-Too-Bewegung lustig machte, die damals noch anders hieß. Danach überwarf er sich mit dem radikalen Tierschützer-Flügel (Casus Belli: »Das weiße Blut der Kuh«, ein Spottgedicht über den Veganer).

			Zwischenzeitlich mussten seine Lesungen geschützt werden, weil die Hater meinten, so einer wie er dürfe nicht ungehindert auftreten. Woran man erstens erkennt, dass die Cancel Culture so alt ist wie die Linke. Und zweitens, dass am Ende der Freigeist die Lacher auf seiner Seite hat. Seine Schutzgarde hatte Droste übrigens aus den Reihen der militanten Lesbenszene rekrutiert. Da blieb den anämischen Veganerfreunden irgendwann nichts anderes übrig, als die Waffen zu strecken. Fortan konnte Droste wieder unbehelligt auftreten.

			Es waren auch Linke wie Eckhard Henscheid und Gerhard Henschel, denen wir das erste Kompendium der deutschen Bläh- und Blahsprache verdanken. In der wunderbaren Edition Tiamat sind unter Titeln wie »Im Sparadies der Friseure« und »Das Blöken der Lämmer« bis heute gültige Perlen der Sprachkritik versammelt.

			Die Publikation fiel nicht zufällig mit dem Auftritt der grünen Umweltbewegung zusammen, bei der erstmals um die Wette geknetet, gebetet und gefastet wurde. Politischer Kitsch gedeiht besonders gut, wo Menschen sich an der Hand fassen, um dem Guten zum Sieg zu verhelfen, also auf Kirchentagen, Protestumzügen und überhaupt allen Zusammenkünften, in denen es um den Weltfrieden, die globale Gerechtigkeit und das Überleben auf Erden geht.

			Kitsch entsteht aus dem Bedürfnis, einer innigen Beziehung noch mehr Innigkeit zu verleihen beziehungsweise dem Weihevollen noch mehr Weihe. Es ist dieses Übermaß an Süße, das dem Kitsch seine betäubende Wirkung verleiht (und seine Erzeugnisse leider auch so schwer verdaulich macht). Es gilt die Faustformel: Wo der Baum umarmt und die Biene gerettet wird, da ist der Kitsch nicht fern. Dass unverwüstliche Oberkitschproduzenten wie Konstantin Wecker (»weiterhin verwundbar sein«) einem noch im siebzigsten Schaffensjahr von den Plakaten entgegenlächeln, ist Signum unserer Zeit.

			Humor schafft Distanz und hilft damit bei der Erkenntnisgewinnung. Umgekehrt vernebelt der Sentimentalismus nicht nur die ästhetische Vernunft. Auch wenn von Wecker die Empfehlung stammt, man solle mit dem Kopf fühlen und dem Herzen denken, eignet sich das Herz leider nur bedingt zu Verstandeszwecken.

			Aus der Tatsache, dass uns etwas besonders nahegeht, folgt nicht notwendigerweise, dass es auch besonders bedeutsam wäre. Oder wie es der unvergleichliche Ricky Gervais sagte: »Just because you’re offended, doesn’t mean that you’re right« – nur weil du beleidigt bist, bedeutet noch nicht, dass du im Recht bist.

			Das Gegenkonzept zu Humor heißt Betroffenheit. Wo der Betroffene sein Haupt erhebt, muss der Humor schweigen. Weil die Zahl der Betroffenen mit jedem Jahr wächst, wird das Feld, das der Humorist beackern kann, immer kleiner.

			Tabu sind schon mal Behinderte, Alte und Kranke, klar. Dazu kommen die Angehörigen diverser Minderheiten wie Türken, Libanesen, Syrer und selbstverständlich aller osteuropäischen Völker und Volksgruppen. Der beliebte Polen-Witz, mit dem Harald Schmidt Erfolge feierte, steht schon seit Jahren auf dem Index. Auch von Witzen über Italiener, Franzosen oder andere Mittelmeerbewohner ist dringend abzuraten.

			Unterschätze nie die Kränkungsbereitschaft des Südländers, wäre mein Rat. Als ich mich anlässlich des Unglücks der »Costa Concordia« am Beispiel des Schiffskapitäns Francesco Schettino über das »Bella Figura«-Machen der Italiener lustig machte, brachte mir das erst einen empörten Brief des italienischen Botschafters an meine Chefredaktion ein und dann die Verwünschungen der gesamten Berlusconi-Presse. Zwischenzeitlich war unvermutet wieder der Briten-Witz möglich. Der Brexit lüftete kurzzeitig das Witz-Embargo. Aber auch damit ist es schon vorbei, seit a) Labour regiert und b) die Insel den Anschluss zurück ans Festland sucht.

			Kompliziert wird es, weil inzwischen auch Frauen im Generellen dem humoristischen Zugriff entzogen sind plus alle, die sich für Frauen halten beziehungsweise sich als Frauen lesen und gelesen werden. Witze über Mütter, Schwangere und grüne Politikerinnen sind aus grundsätzlichen Erwägungen außen vor. Womit eigentlich nur eine Gruppe bleibt, über die man gefahrlos herziehen kann: Männer ab vierzig, vorausgesetzt natürlich, sie sind heterosexuell und weiß. Scherze über Schwule oder Schwarze? Da kann man sich gleich die Karten legen.

			Der Witz entsteht aus der Enttäuschung der Erwartung. Indem er den Ausgang ins Unerwartete nimmt, erzeugt er den komischen Effekt. Auch deshalb ist es von so abgrundtiefer Traurigkeit, wenn die immer gleichen Knallchargen verprügelt werden.

			Das Lachen selbst steht im Grunde unter Verdacht. Lachen geht gar nicht, sagte der große SPD-Fraktionsvorsitzende Matthias Miersch, als seine Parteivorsitzende Bärbel Bas mit ihren Ausführungen zur Rentenfinanzierung einen Lachanfall auf dem Arbeitgebertag provozierte. Sie war auch nicht etwa ausgelacht worden, wie anschließend die Fama ging. Die Anwesenden hatten ein Lachen nicht unterdrücken können, als die Ministerin ausführte, dass ja die Beitragszahler verschont blieben, weil die Rentenerhöhung aus Steuergeld finanziert würde.

			Das Strafrecht sieht seit der Wiedereinführung des sogenannten Majestätsbeleidigungsparagrafen einen Strafaufschlag bei Personen des politischen Lebens vor. Ich schlage aus gegebenem Anlass eine Erweiterung des Paragrafen 188 StGB um den Paragrafen 188a vor: »Wird eine im politischen Leben stehende Person durch Lachen oder andere Bekundungen der Heiterkeit unterbrochen oder in irgendeiner Weise irritiert und ist die Tat geeignet, ihr öffentliches Wirken erheblich zu erschweren, so ist die Strafe Freiheitsentzug bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.«

			Lachen kennt keine Autoritäten, deshalb wurde es seit jeher gefürchtet. Dass Donald Trump die Standup-Comedians mehr hasst als alle Journalisten, ist der beste Beweis. Ein Enthüllungsartikel in der »New York Times«, wie der Präsident und seine Familie sich bereichern: Das steckt er locker weg. In seiner Welt gilt es eher als anrüchig, wenn man sich nicht bereichert, sobald man die Chance dazu hat. Aber der Spott, den sie Abend für Abend über ihn als Präsidenten auskippen – das tut weh.

			Ich mache mir keine Illusionen. Sollte die Linkspartei in naher Zukunft das Sagen haben, habe ich gar nichts mehr zu lachen. Ich sehe das Gesicht von Leuten wie Jan van Aken oder Heidi Reichinnek und weiß, dass sie Possenreißern wie mir sofort das Handwerk legen würden, wenn sie könnten.

			Bei der AfD schaut es leider nicht besser aus. Das verbindet beide Parteien: die Ungeduld gegenüber Menschen, die anderer Meinung sind. Bei der AfD lacht niemand. Oder wenn, dann auf eine merkwürdig triumphierende Weise, die eher Hohngelächter gleicht. Haben Sie Frau Weidel mal lachen hören? Ich schon. Es erinnerte mich an das Lachen eines Pferdes, dem man die Sporen gegeben hat.

			Aus gegebenem Anlass sei an dieser Stelle aus dem Text zitiert, der kurz vor der Verleihung des Jean-Paul-Preises an Eckhard Henscheid erschien. Der Preisverleihung blieben darauf, bis auf eine Ausnahme, alle Juroren fern. Die Namen zu nennen, erübrigt sich. Sie werden alle vergessen sein, wenn man Henscheid noch in Jahren liest.

			Der Text, den der Preisträger anlässlich des Wahlkampfes 2009 über die tagein, tagaus schmerzende, quälende, peinigende Zumutung typischer Sätze der ewigen Kanzlerin veröffentlichte, ging so:

			»Ob sie selber glaubt, was sie da bedrückend genug uns vorfaselt? Ob sie niemals zu ahnen vermocht hat, welch einen entsetzlichen Phrasenjargonauflauf sie da Tag für Tag beinahe ohne Ausnahme und approximativ Satz für Satz zusammenseiert, weit übers Berufsübliche und -obligate hinaus in den schieren Nonsens hinein?!

			Je länger sie schon als Kanzlerin amtiert, desto souveräner, ja pudelwohler fühlt sie sich offenbar dabei. Sobald sie den Mund aufmacht, kann man Wetten darauf abschließen, daß eine Gedankenlosigkeit, eine Phrase, ein Quatsch dabei rauskommt – oder noch weniger, gar nichts.

			›Wir sollten das Auto nicht zum Buhmann der Nation machen‹ (Juni 2009)

			›Nicht jede Auseinandersetzung bedeutet eine Kontroverse‹ (2008)

			›Ich will Deutschland dienen‹ (Wahlkampf 2005)

			›Ich will Deutschland nach vorne bringen‹ (ebd.)

			›Ich will, daß Deutschland die Nase vorn hat‹ (ebd.)

			Und diese Lästigkeit, diese Wortpein, dieses Sprechmonster ohnegleichen soll nunmehr weitere vier Jahre nerven, soll weitere acht, zwölf, wer weiß sechzehn Jahre im Amt verweilen und unser Leben mit endlosem Schmerz und Schmadder übertünchen?!«

			So ist es gekommen, genau so. Was uns zeigt, dass der Jean-Paul-Preisträger über mehr politische Vorstellungsgabe verfügte als die versammelten Berliner Journalisten zusammen.

			Es hat seinen Grund, warum alle großen Sprachkritiker auch Humorkritiker waren. Wer von der Sprache nichts versteht, ist für den Humor verloren, und umgekehrt.

			Was Eckhard Henscheid wohl über Carolin Kebekus gesagt hätte?

		


		
			Alles Nazis außer Oma – 
oder der ewige Kampf gegen den Faschismus

			Die Bundesregierung gibt Millionen für den Kampf gegen rechts aus. Große Teile der Presse haben sich untergehakt und führen jeden vor, der auch nur im Verdacht steht, mit den Falschen zu sympathisieren. Trotzdem wird die AfD größer und größer. Irgendwas läuft schief.

			Warum wählen Menschen das, was sie wählen? Es ist eine einfache und sehr naheliegende Frage, die aber interessanterweise selten gestellt wird. Sie kommt in den Diskussionsrunden über Politik so gut wie nie vor. Man sollte meinen, dass sich Leute, deren Karriere vom Wohlwollen der Bürger abhängt, mit nichts anderem beschäftigen. Aber weit gefehlt.

			Das ist wie in vielen Redaktionen, wo die Frage, was die Leser interessiert, ebenfalls nur eine Nebenrolle spielt. Stattdessen kreisen die Gespräche meist um die Frage, was die Redakteure wichtig und richtig finden und wie man das dem Leser nahebringen könnte. Wenn man Politiker fragt, was ihrer Meinung nach zählt, verweisen sie auf das Parteiprogramm. Oder sie sagen, es seien die Menschen an der Parteispitze, auf die es ankomme.

			Dass dies so einfach nicht sein kann, zeigt der Wahl-O-Mat, der regelmäßig vor Wahlen online geht und eine Übersicht der wichtigsten Programmpunkte der verschiedenen Anbieter liefert. Der Reiz besteht dabei in der Kluft zwischen der eigenen Parteipräferenz und der Empfehlung des Programms. Die Überraschung ist immer wieder groß, wie weit beides auseinanderliegen kann.

			Bis heute hat das etablierte Deutschland keine wirkliche Erklärung, weshalb immer mehr Deutsche der AfD ihre Stimme geben. Eigentlich sollte es ja umgekehrt sein, die AfD sollte kleiner und kleiner werden und nicht größer und größer.

			Darauf sind alle Programme ausgerichtet, die mit millionenschwerer Unterstützung durch die Bundesregierung den Kampf gegen rechts aufgenommen haben und unter so anspruchsvollen Titeln wie »Demokratie leben« oder »Zusammenhalt durch Teilhabe« laufen. Darauf richtet sich die Kraft eines großen Teils der Presse, die sich bei dem Kampf eingehakt hat. So hat es nicht zuletzt der Bundeskanzler in Aussicht gestellt. Er werde die AfD halbieren, das ist sein Anspruch, das war sein Versprechen.

			Am Anfang hieß es, die Talkshows hätten die AfD groß gemacht. Das war schon damals kurios, weil in den Talkshows kaum Politiker der AfD auftauchten. Und wenn sie dort saßen, wurde dem Zuschauer von allen anderen Teilnehmern inklusive der Moderatorin klar gemacht, wie wenig von dieser Partei zu halten sei. Fünf gegen eins (oder eine) – das war das Setting.

			Bis heute sind AfD-Politiker gemessen an der Zahl der Sitze, die sie im Bundestag einnehmen, in den Talkshows deutlich unterrepräsentiert. Ginge es nach der Medienpräsenz, müssten die Grünen haushoch führen. Tatsächlich dümpeln sie in den Umfragen bei 12 Prozent.

			Die Talkshow kann es also nicht sein, es sei denn, man unterstellt, dass die AfD bei ihren wenigen Auftritten so überzeugend wirkt, dass sie ihre geringe Präsenz durch die Brillanz ihrer Kandidaten mehr als wettmacht. Das aber beißt sich mit dem vernichtenden Urteil nach jeder Sendung, wie überfordert der jeweilige AfD-Vertreter gewirkt habe.

			Die CDU ist schuld, das ist der zweite Erklärungsansatz. Indem sie die Themen der Rechten übernommen habe, habe sie die AfD groß gemacht. Die Wähler würden sich stets für das Original und nicht die Kopie entscheiden – so lautet die in unendlichen Varianten und Wiederholungen vorgetragene These.

			Was aber sollten das für Themen sein, mit der dann die CDU punkten könnte? Wenn es nicht die Themen der Rechten sind, also Migration, steigende Kriminalität, ein aus dem Ruder laufender Sozialstaat, bleiben ja nur die Themen, die man auch bei Rot-Grün für wichtig erachtet, also Klimawandel, soziale Ungerechtigkeit, die zunehmende Spaltung der Gesellschaft. Dass dies zufälligerweise genau die Punkte sind, denen man sich bei der »Süddeutschen«, der »Zeit« und dem »Spiegel« hingebungsvoll widmet, also den Organen, die am eifrigsten die CDU für die angebliche Anbiederung nach rechts kritisieren, ist eine schöne Koinzidenz.

			Übersetzt heißt das: Die CDU müsste nur über das reden, was man links der Mitte für wichtig und richtig erachtet, und schon käme die AfD ins Schlingern. Dass die Union zulegen würde (und die AfD verlieren), wenn sich die Parteiführung mehr am »Spiegel« und der »Süddeutschen« orientierte, ist eine originelle These. In der Regel geht es allerdings schlecht aus, wenn Konservative so reden wie Grüne. Es spricht jedenfalls unendlich mehr für die Annahme, dass es Angela Merkels Schwenk nach links war, der die AfD auf den Plan rief, als für das Gegenteil.

			An den Themen der AfD kann es ebenfalls nicht liegen, dass sie reüssiert. Von einer Regierungspartei zu verlangen, dass sie das, was den Wählern unter den Nägeln brennt, links liegen lässt, nur weil die Konkurrenz es beackert: Das würden vermutlich nicht einmal die härtesten CDU-Kritiker verlangen. Damit bleibt nur die logische Schlussfolgerung, dass die AfD über Erfundenes und Nichtiges groß geworden ist. Die Spitzenleute können es auch nicht sein, die ihr die Wähler zutreiben. Die gelten ja durch die Bank als Nullnummern.

			Warum wählen die Menschen also AfD? Es ist ein Rätsel. An der Spitze der Partei stehen Leute, die in Wahrheit ein leeres Hemd sind. Die Probleme, die sie beschreibt, sind aufgebauscht. Und die Lösungen, die sie anbietet, entpuppen sich bei näherem Hinsehen als leere Versprechungen. Wir haben es demzufolge mit einer Partei zu tun, die über Probleme redet, die es nicht gibt, mit Politikern, die reine Fassade sind, und politischen Vorschlägen, die nichts taugen. So eine Partei sollte man eigentlich im Handumdrehen erledigen können.

			Dass hier ein gewisses intellektuelles Loch klafft, ist inzwischen auch der Politikwissenschaft aufgefallen. Deshalb dreht man die Argumentation einfach um. Das Problem ist nicht mehr die AfD – mit der wäre man schnell fertig, so hohl wie ihr Programm ist, da ist man sich einig. Das Problem sind die Wähler. Wenn sich die Leute nicht einlullen und verführen ließen, gäbe es keinen Rechtsruck.

			Es gibt jetzt auch ein Buch, das dafür den theoretischen Unterbau nachliefert. Es heißt »Zerstörungslust« und stammt von den beiden Soziologen Carolin Amlinger und Oliver Nachtwey. Im Grunde handelt es sich um eine Fortschreibung ihres Erstlings »Gekränkte Freiheit – Aspekte des libertären Autoritarismus«, der die radikale Mitte zum Thema hatte, also das Milieu, das empfänglich für einfache Antworten ist und gesellschaftliche Spielregeln als Einengung betrachtet, wie die beiden Wissenschaftler darin ausführen.

			Jetzt haben die zwei Soziologen ihre These noch einmal zugespitzt. Das Ressentiment ist zur »Zerstörungslust« geworden, der libertäre Autoritarismus zum »demokratischen Faschismus«. Entsprechend düster liest sich die Zeitdiagnostik: »Aus einem demokratischen Nihilismus heraus will man die liberale Demokratie im Namen des Besitzindividualismus abwickeln. Die entsprechenden Affektstrukturen dichten sich gegen Solidarität ab und projizieren Probleme auf Migrant:innen oder soziale Minderheiten.« Mit anderen Worten: Der Aufstieg der Rechten ist weniger ein politisches, er ist ein sozialpsychologisches Phänomen. Damit ist ihm aber auch mit den klassischen Mitteln der Politik nicht mehr beizukommen.

			Ich kenne die Verführungsthese noch aus meiner Schulzeit. Dass das System Menschen verleitet, Dinge zu tun, die unsinnig oder für sie sogar schädlich sind, ist ein Evergreen der Kapitalismuskritik. Früher waren es die Werbung oder die Massenmedien, die den Leuten den Kopf verdrehten, heute sind es rechte Verführer wie Alice Weidel und Tino Chrupalla.

			Dass die Wähler weniger vorhersehbar agieren, als die Theorie es vorsieht, ist ein altes Bekümmernis der Linken. Seit ich denken kann, herrscht ungläubiges Kopfschütteln, weshalb die sogenannten kleinen Leute für konservative Parteien stimmen, obwohl die doch ihre Interessen verraten. Wie Arbeiter einen Mann wie Helmut Kohl wählen konnten, vermochten schon meine Eltern nicht nachzuvollziehen. Der Erfolg der CDU führte zu endlosen Diskussionen am Abendbrottisch. Erklärung: Kohl stehe mit der Wirtschaft und den Eliten im Bunde, sozusagen Amlinger-Nachtwey in light.

			Im Grunde halten viele Politiker den Wähler für käuflich. So wie sie es sehen, muss man nur genug Sozialversprechen ins Schaufenster legen, und schon fliegen einem die Herzen zu. Also versprechen sie mehr Rente, mehr Kindergeld, mehr Bürgergeld. Dass die ganze Sache mehr oder weniger wie ein Enkeltrick funktioniert, weil die Beschenkten die Geschenke über höhere Steuern am Ende selbst zahlen müssen, lässt man großzügig unter den Tisch fallen.

			Wie es aussieht, sind die Bürger sehr viel weniger bestechlich, als man in der Politik annimmt. Wenn es aber nicht so sehr materielle Interessen sind, die den Wähler an die Wahlurne bringen, was dann? Ich würde sagen, es geht in erster Linie um Anerkennung. Wenn es einen Satz gibt, der im Wahlkampf geradezu magische Wirkung entfaltet, dann ist es der Satz: »Ich sehe dich.« Das ist das größte Versprechen, das ein Politiker machen kann: Wertschätzung für die Lebenswelt derer, die er vertritt.

			Warum wählen Hillbillies in den Appalachen einen Milliardär wie Trump, der ihnen im Zweifel noch die kümmerlichen Reste ihrer Krankenversicherung zusammenschießt? Die Antwort der Demokraten ist: weil sie sich den Kopf weggesoffen haben. Das ist ziemlich genau das, was in dem Wort »Deplorables« steckt, mit dem Hillary Clinton die Wähler der Republikaner bedachte.

			Meine Antwort wäre: Weil sie sich in Trump auf verrückte Weise wiedererkennen. Alles, was die linke Oberschicht verachtet – das Fake-Gold, das Faible für osteuropäische Schönheitsköniginnen, der ganze Swarovski-Bombast –, ruft bei seinen Fans nicht Spott, sondern Bewunderung bevor.

			Es sind Codes des Reichtums und der Macht, die sie mühelos entziffern können. Auch die Sprache, die eher an einen Rap als an Cicero erinnert, ist ihnen vertraut. Trump mag gnadenlos ichbezogen sein, autoritär, rachsüchtig, kindisch. Aber er schaut nicht auf die Leute herab, die ihn wählen, das ist sein großer Trumpf.

			Das demokratische Establishment hatte für den Ehrgeiz und die Gefallsucht des Mannes aus Queens immer nur Spott übrig. Ich habe vier Jahre in New York gelebt. Ich erinnere mich noch gut daran, mit welcher Herablassung man in den liberalen Salons über den Talmi-König an der Fifth Avenue sprach. Die Demokraten haben gelacht, wenn sich Trump als Außenseiter darstellte. Schaut euch seine Privatjets und seine Golfplätze an, sagten sie. Sieht so ein Außenseiter aus?

			Aber genau das war er, das verbindet ihn mit seinen Anhängern. Dass die Abwertung auch sie meint, haben sie instinktiv erfasst. Trump ist der König des schlechten Geschmacks, angefangen bei der orangen Farbe, die er sich jeden Morgen ins Gesicht schmiert, und den blonden, zum Comb-Over toupierten Haaren. Der neue Ballsaal im Ostflügel? Jackie Kennedy hat viele Schicksalsschläge erlitten, aber das wird sie noch im Himmel ins Grab bringen. Schlechten Geschmack teilen mehr Menschen, als man an der Upper West Side zu realisieren scheint. Wäre es anders, wäre die Welt nicht mit Plastikstühlen vollgestellt.

			Wählerbeschimpfung ist ein innovatives Konzept. Bislang waren Politiker eher versucht, den Wählern nach dem Mund zu reden. Sie zu beschimpfen, ist neu. Aber ob es auch erfolgreich ist? In der Regel ist die Reaktion ja nicht: Danke, dass ihr mir das Licht der Aufklärung bringt. In der Regel ist die Reaktion ein sattes, schallendes »Fuck you«. Genau das sagen die Wähler, indem sie AfD wählen.

			Weil das eine Reihe von Politikern erkannt hat, heißt es jetzt: Nein, gegen die Wähler haben wir nichts, nur gegen die Funktionäre dieser schrecklichen Partei. Aber das bleibt ein Lippenbekenntnis, das schon beim nächsten Wahlkampfauftritt wieder vergessen ist. Würde man es ernst nehmen, müsste man sich ja dafür interessieren, warum viele Wähler ihr Herz an eine Person wie Alice Weidel hängen. Was ist es, was die AfD ihnen gibt, was andere ihnen nicht geben können? Wer aber die Anhänger der Gegenseite im Grunde für Idioten hält, der sieht in Wahrheit auch keine Veranlassung, auf sie zuzugehen und mit ihnen zu sprechen. Faschisten schlägt man aufs Maul, man setzt sich nicht mit ihnen an einen Tisch – das ist die Antifa-Variante dieses Denkens.

			Wenn der Wähler nur Affekten folgt und kein Interesse an Fakten hat, verpufft ohnehin jedes vernünftige Argument. Oder wie es in einer Kritik des Amlinger-Nachtwey-Buchs »Zerstörungslust« im »Spiegel« hellsichtig hieß: »Die politische Analyse wird gleichsam zur Exkulpationsstrategie. Wenn man den Wähler zum Faschisten erklärt, erübrigt sich praktischerweise gleich der Dialog mit ihm. Welcher aufgeklärte Demokrat will sich schon den Vorwurf gefallen lassen, in den Abgrund der Menschenverachtung zu steigen?«

			Der Berliner Verfassungsrechtler Christoph Möllers hat neulich bei einem Podiumsgespräch eine interessante Beobachtung geteilt. Es ging um die Vorbereitung eines AfD-Verbots, sein Fachgebiet. Es würde immer gesagt, die politische Auseinandersetzung sei wichtig, sinnierte Möllers. Aber er sehe keine Strategie. Er sehe keine rhetorische Strategie, er sehe keine semantische Strategie, er sehe auch nicht, dass Leerstellen oder Selbstwidersprüche im AfD-Programm offensiv aufgezeigt würden.

			Ihm scheine, als begnüge sich die Seite der etablierten Parteien mit moralischer Empörung, befand Möllers. »So ganz hat das mit der politischen Auseinandersetzung noch nicht angefangen. Wenn’s jetzt nicht angefangen hat, vielleicht fängt’s ja auch gar nicht an.« Weckt mich, wenn es losgeht, könnte man sagen.

			Die Achillesferse der AfD ist ihr Personal. Ich weiß, das will keiner hören, bei den Linken nicht und bei der Rechten verständlicherweise auch niemand. Links der Mitte lehnt man den Gedanken ab, weil das angeblich die AfD verharmlost. Wer die komödiantischen Aspekte des Führungspersonals herausarbeitet, hat den Ernst der Lage nicht verstanden. Und rechts der Mitte klammert man sich verzweifelt an die Vorstellung, dass sich auch mit Leuten wie Björn Höcke im Schlepptau das Kanzleramt erobern ließe.

			Kann sein, dass es klappt. Man soll bekanntlich nie »nie« sagen. In der Not frisst der Teufel Fliegen, wusste schon meine Mutter. Aber nach meiner Erfahrung ist es von Vorteil, an der Spitze Leute zu haben, in denen sich der Wähler wiedererkennt.

			Ich habe in meinem Leben keine verspanntere Politikerin kennengelernt als Alice Weidel. Allein das Zusehen bereitet einem körperliche Schmerzen. Man möchte ihr zurufen: Komm, atme doch mal durch, trink mal ’ne Tasse Tee. In gewisser Weise verstehe ich die Anspannung. Wenn man nicht einmal sicher sein kann, ob einem nach einem langen Wahlkampftag in dem vorab gebuchten Hotel das Bett sicher ist oder ob sie einem an der Rezeption sagen: »Ne, Übernachtung bei uns gestrichen« – dann wäre ich auch verspannt. Aber es überträgt sich auf die Zuhörer.

			Von Leuten wie Björn Höcke, der Leni Riefenstahl aus Bornhagen, brauchen wir gar nicht erst zu reden. Die anderen Parteien können gottfroh sein, dass die AfD niemanden an der Spitze hat, der über den Charme und auch die Cleverness einer Marine Le Pen oder Giorgia Meloni verfügt. Dann stünde die AfD wirklich vor den Toren.

			In Wahrheit offenbart Alice Weidel gewaltige Schwächen, wenn man ihr einmal nicht den Gefallen tut, sie die ganze Sendezeit auf das Grundgesetz schwören zu lassen. Sobald man ihr sachliche Fragen stellt, zum Beispiel zu den Kosten des Dexit, des deutschen Ausstiegs aus der EU, oder den Folgen ihres Abschottungsprogramms, wird es schnell erstaunlich dünn.

			Aber diese Strategie würde voraussetzen, dass man sich die Mühe macht, überhaupt einmal genau das Programm zu studieren. Es würde übrigens auch heißen, dass man die Argumente der AfD durchgearbeitet hat, um darauf seine Gegenargumente aufzubauen. Man müsste zudem die Fakten kennen, auf die sich die AfD beruft, um nicht beim ersten Konter zu Boden zu gehen.

			Im Thalia-Theater kam es Mitte Februar zu einer denkwürdigen Szene. Der Regisseur Milo Rau hatte zu einem seiner Prozess-Spiele nach Hamburg eingeladen. »Prozess gegen Deutschland« hieß das Stück. Drei Tage wurde im Theaterraum in einer Art Schauprozess das AfD-Verbot verhandelt, mit einer Jury, der die ehemalige SPD-Justizministerin Herta Däubler-Gmelin vorstand, sowie einer Reihe von Anklägern und Verteidigern.

			Als einer von mehreren geladenen Zeugen trat am Nachmittag des ersten Tages der deutsch-pakistanische Influencer Feroz Khan auf. Khan gehört zu dem Kreis von Migranten, die für die AfD in den Ring steigen. Sein YouTube-Kanal »achse:ostwest« hat es binnen kurzer Zeit auf über 250 000 Abonnenten gebracht.

			Die Anklage wurde durch die Anwältin Gabriele Heinecke vertreten, eine verdiente Strafverteidigerin, hochgeehrt für ihren unermüdlichen Einsatz für die linke Sache. Als Khan auf die steigende Zahl von Messerdelikten zu sprechen kam, er nannte die Zahl 29 000 allein im Jahr 2024, ging die Anwältin erwartungsgemäß dazwischen.

			Es entspann sich folgender Dialog:

			Heinecke: »Ja, okay, Superzahl, woher haben Sie die?«

			Khan: »Ich finde die nicht super. Die ist offiziell nachvollziehbar. Über die polizeiliche Kriminalstatistik.«

			Heinecke: »Über die polizeiliche Kriminalstatistik? Kennen Sie die Statistiken vom BKA, haben Sie die mal eingesehen? Kennen Sie die Auswertungen für die Jahre?«

			Khan: »Die polizeiliche Kriminalstatistik, nur zu Ihrer Information, wird vom BKA herausgegeben.«

			Heinecke: »Soll ich Ihnen was sagen? Das, was Sie hier bisher gesagt haben, ist, Entschuldigung, nicht bös gemeint, aber totaler Bullshit.«

			Beifall aus dem Publikum.

			Khan: »Das sagt mehr über Sie aus, weniger über mich. Die Zahl ist öffentlich nachvollziehbar, Sie können jederzeit …«

			An dieser Stelle folgte eine Intervention von der Richterbank durch Herta Däubler-Gmelin, die sich direkt an Khan wandte: »Entschuldigung, können wir bitte darauf achten, dass wir uns in unserer Sprache mäßigen? Das hatten Sie auch gelobt.«

			Khan: »Welches Wort beanstanden Sie?«

			Däubler-Gmelin: »Entschuldigung, auch gegenüber Frauen bitte respektvoll.«

			Khan: »Welches Wort beanstanden Sie genau?«

			Däubler-Gmelin: »Sie haben gerade in einer Art und Weise geantwortet, die nicht dem Gebot vor Gericht entspricht. Ich bitte Sie, das jetzt einfach zu akzeptieren und nicht mit mir zu diskutieren.«

			Khan: »Immerhin habe ich geantwortet.«

			Däubler-Gmelin, jetzt lauter: »Ist das klar?!?«

			Khan: »In Ordnung, immerhin habe ich geantwortet.«

			Däubler-Gmelin: »Frau Heinecke, Sie haben das Wort.«

			Khan: »Immerhin habe ich geantwortet im Vergleich zum Kollegen Andreas Kemper.« (Andreas Kemper, ein linker Soziologe aus Münster, hatte zuvor als Zeuge der Anklage minutenlang über die »Kettensäge als das neue Hakenkreuz« extemporiert.)

			Däubler-Gmelin: »Wenn Sie jetzt bitte so freundlich wären und die Frau Heinecke wieder fragen lassen würden und ihre Fragen bitte beantworten.«

			Heinecke, huldvoll zu Khan: »Ich habe noch Interesse an Ihnen.«

			In dieser Szene ist alles zusammengefasst, was auf der Linken schiefläuft. Der Unwille, sich mit der Wirklichkeit auseinanderzusetzen. Die Arroganz, die aus der Gewohnheit resultiert, dass man im Recht ist. Die hochfahrende Ungeduld gegenüber der kleinen Schmeißfliege, die sich erdreistet, lästig zu werden. Da nützt es auch nichts, dass Khan das Ehrensiegel des Migranten trägt – im Gegenteil, das wird als besondere Provokation empfunden.

			Oder wie Deniz Yücel in einer Kurzinterpretation die Szene zusammenfasste: »Wenn nämlich irgend son Pakistaner sich nicht als schutzbedürftiges Opfer erweist, nicht den Knuddelausländer gibt und nicht als Staffage für die moralische Selbsterhöhung herhält, wenn er sogar die Frechheit besitzt, die AfD gut zu finden – ja, dann ist Polen offen. Dann sprudelt das Ressentiment aus der guten Prof. Dr. Däubler-Gmelin nur so heraus. Dann ist das nicht nur ein Pakistaner mit einer anderen Meinung – meinethalben: ein Pakistaner mit wenig Ahnung und einer Scheißmeinung. Nein, dann ist er ein Paki, der sich respektlos gegen Frauen verhält, weil diese Typen sich gegenüber (deutschen) Frauen gar nicht anders verhalten können als respektlos.«

			Links der Mitte ist man bis heute der Meinung, dass einem die Stimmen aus den sogenannten marginalisierten Gruppen zustehen. So wie man als Ehemann fälschlicherweise davon ausgeht, dass einem die Zuneigung der Ehefrau zusteht, weil man den Alltag mit ihr teilt und zweimal im Jahr gemeinsam in den Urlaub fährt.

			Dass sich jemand in der Wahlkabine frei entscheidet, unabhängig von Herkunft, Geschlecht oder sexueller Orientierung, diese Emanzipation ist im linken Wahlprogramm nicht vorgesehen. Wer als Schwarzer nicht wisse, ob er für ihn oder für Trump sein solle, der sei nicht schwarz, sagte Joe Biden im Wahlkampf 2024. Das war der Herta-Däubler-Gmelin-Ton im Weißen Haus. Wir wissen, wie das ausgegangen ist.

			Ausgrenzung, Tabuisierung, Stigmatisierung – das sind klassische Mittel der politischen Auseinandersetzung. Die Republikaner unter Franz Schönhuber hat man damit Anfang der Neunzigerjahre erfolgreich unter Wasser gedrückt. Kein gemeinsamer Auftritt mit Republikaner-Vertretern, das war die Anweisung von Franz Josef Strauß an seine Leute.

			Demokratietheoretisch ist das selbstverständlich hoch zweifelhaft. Das wird so in keinem Proseminar gelehrt. Aber insgeheim ist es ein probates Mittel der Machtsicherung. Nur sind wir erkennbar über den Punkt hinaus, an dem Ausgrenzung funktionieren würde. Im Gegenteil: Heute ist Ausgrenzung kontraproduktiv, weil sie eine Faulheit und Hochnäsigkeit offenbart, die vom Wähler als elitär wahrgenommen und entsprechend bestraft wird.

			In Wirklichkeit kann man den Politikern der AfD kein größeres Geschenk machen, als sie auszubuhen oder mit Lautsprecheranlagen zu beschallen. Was Aktivistengruppen wie das »Zentrum für politische Schönheit« als antifaschistische Heldentat feiern, ist für routinierte Wahlkämpfer ein Prop, den sie locker in ihre Performance einbauen. Alice Weidel ist schon so auf Störungen konditioniert, dass sie scheinbar irritiert auf das Mikrofon klopft (»Ich höre nichts, ich höre nichts«), wenn der Lärm mal ausbleibt und sie ungehindert reden könnte.

			Der »Zeit«-Kulturkorrespondent Ijoma Mangold, einer der unbestechlichsten Beobachter des Zeitgeschehens, hat sichtlich erschüttert über das traurige Inquisitions- und Zurechtweisungstheater anlässlich der Befragung von Tino Chrupalla durch Caren Miosga berichtet. Sechzig Minuten rechtschaffene Entrüstung, bei der jedes Heben der Augenbraue, jedes Rollen der Augen, jedes Schütteln des Kopfes lediglich eines zum Ausdruck bringen soll: für wie indiskutabel, ja absolut konfus, wirr und widersprüchlich man alle Aussagen des Gastes hält.

			Nur, warum lädt man dann jemanden zu sich in die Sendung ein, lautet die berechtigte Frage. »Jedes Gespräch hat zur normativen Voraussetzung, dass der andere etwas zu sagen hat. Wenn das nicht mehr der Fall ist, hat man das Genre gewechselt, dann ist man technisch gesprochen in einem klassischen Inquisitionsformat, bei dem die eine Seite die Wahrheit kennt und es eigentlich nur noch darum geht, die Verstocktheit dessen, der im Irrtum lebt, zu brechen.«

			Mangold fügte den Hinweis an, dass derlei Vorführritual keinen einzigen AfD-Sympathisanten dazu bewegen werde, es sich anders zu überlegen. Der einzige Effekt der Belehrungen sei, dass sich einige Zuschauer zu ritterlichen Solidaritätsgefühlen mit dem Gescholtenen genötigt gefühlt haben dürften, schlicht aus Scham über die Zurechtweisung ex cathedra.

			Dass Politiker dazu neigen, sich die Sache zu einfach zu machen, daran hat man sich gewöhnt. Aber dass auch mehr und mehr Journalisten das Erledigungstheater mitspielen, hat etwas Deprimierendes. Denkfaulheit war immer eine Geißel des sogenannten Haltungsjournalismus. Unter den Berichterstattern, die sich dem Kampf gegen rechts verschrieben haben, ist sie endemisch geworden.

			In der Verzweiflung über die Vergeblichkeit ihres Tuns wird jeder mitverhaftet, der bei der Teufelsaustreibung nicht mitmachen will. Jetzt heißt es, Leute wie zum Beispiel Mangold seien schuld, weil sie den Erzählungen der Rechten aufsäßen und damit rechtes Denken salonfähig machen und in die Mitte der Gesellschaft tragen würden. Das ist die Schulhof-Variante der »Die-Leute-Wählen-Immer-Das-Original«-These: Einmal nicht an der geforderten Stelle »Vorsicht, Nazi« gerufen – und schon ist man Wegbereiter.

			Ein eindrückliches Beispiel dieser Art von Got-You-Journalismus lieferte die »Spiegel«-Redakteurin Ann-Katrin Müller im April 2024 im »Presseclub«. Außer ihr war auch der ehemalige »Focus«-Chefredakteur Ulrich Reitz zu Gast, das Thema lautete »Steigende Kriminalität – eine Frage der Herkunft?«. Anlass für die Sendung war die aktuelle polizeiliche Kriminalstatistik, die einen Anstieg der Straftaten insbesondere bei nichtdeutschen Tatverdächtigen verzeichnete.

			Reitz sprach an einer Stelle vom Schleuserstaat Serbien als »Einfallstor« illegaler Migration, worauf ihm die »Spiegel«-Redakteurin entgegenhielt, die Wortwahl finde sie superschwierig. Das klinge so, als würden die Hunnen kommen und die Deutschen überfallen. Als Reitz darauf beharrte, dass er von Einfallstor und nicht von Hunnen gesprochen habe, antwortete Müller, für sie klinge das aber gleich. Man wisse ja, was Sprache anrichten könne.

			So funktioniert das: Es reicht, dass ein Wort als problematisch empfunden wird, damit es problematisch ist. Und wenn es nicht problematisch genug ist, erfindet man halt etwas dazu.

			Es gibt inzwischen ein ganzes Verdächtigungsvokabular, aus dem man sich bedienen kann. »Zündeln« ist zum Beispiel ein beliebtes Wort, um jemandem unlautere Absichten zu unterstellen. Verdächtige Zeitgenossen erkennt man auch daran, dass sie »raunen« oder »am rechten Rand fischen«, indem sie »Stimmungsmache« beziehungsweise »Populismus« betreiben.

			Ein weiterer Signalbegriff ist »Diskursverschiebung«, gerne kombiniert mit dem Universalwörtchen »gefährlich«. Wenn sich beim besten Willen nichts Konkretes finden lässt, dann erfüllt der Delinquent eine »Scharnierfunktion ins rechte Lager« beziehungsweise, Klassiker, »bedient rechte Narrative«.

			Um zum Scharnier zu werden, bedarf es wenig. Wenn die »Zeit« über die in linken Kreisen hoch angesehene Energieökonomin Claudia Kemfert schreibt, dass sie die Wissenschaft manchmal zugunsten der Politik vernachlässige, bestärkt das aus Sicht von Luisa Neubauer die »gefährliche Tendenz«, Wissenschaftlerinnen in der Öffentlichkeit Kompetenzen abzusprechen. Ein klarer Fall für die Meldestelle für Diskursverschiebung, wenn Sie mich fragen.

			Bis vor Kurzem galt es bereits als Verharmlosung des rechten Populismus, wenn man darauf hinwies, dass sich ganz links und ganz rechts mehr zu sagen haben, als vielen Linken lieb ist. Ich weiß noch, welchen Verwünschungen ich mich ausgesetzt sah, als ich bei einer »Maybrit Illner«-Sendung auf die Hufeisentheorie zu sprechen kam, nach der sich die Extreme am Ende wieder annähern. Das immerhin hat sich mit der Gründung der nationalkommunistischen Sammlungsbewegung von Sahra Wagenknecht erledigt. Dass sie links außen und rechts außen im selben Teich fischen, lässt sich seitdem schwer bestreiten.

			Ich habe aus Spaß einmal zusammengetragen, was alles als Hinweis auf eine rechte Gesinnung gilt. Tracht. Zöpfe bei kleinen Mädchen. Seitenscheitel. Rüdes Verhalten. Zu höfliches Verhalten (Sie mögen den Kopf schütteln, aber das war original die Antwort der Linkspartei-Politikerin Susanne Hennig-Wellsow auf die Frage, woran man einen Nazi erkennt: übertriebene Freundlichkeit). Schlager. Dickmilch statt Kefir. Okay, das Letzte habe ich mir ausgedacht. Aber es liegt auf der Linie.

			Habe ich etwas vergessen? Ach ja, Doppelhaushälfte natürlich. Morgens immer Orangensaft trinken. Im Wanderverein sein. Zöpfe bei Mädchen haben inzwischen sogar Eingang in die Kita-Erziehung gefunden. Die Amadeu-Antonio-Stiftung in Berlin hat nach den ersten Erfolgen der AfD eine Broschüre herausgegeben, in der sie Erziehern und Erzieherinnen Tipps gab, wie sie sich besser gegen rechte Gesinnung im Kindergarten wehren könnten. In vielen Fällen ist es ja nicht unmittelbar ersichtlich, dass ein Kind aus einem völkischen Elternhaus stammt.

			Ein rechtes Kind erkenne man zum Beispiel daran, dass es im Morgenkreis schweigsam und passiv sei, da rechte Eltern viel Wert auf Gehorsam legten, hieß es in der Broschüre. Außerdem seien »traditionelle Geschlechterrollen« im Erziehungsstil erkennbar: Die Mädchen trügen, Achtung, Zöpfe und Kleider, die Jungs hingegen würden »stark körperlich gefordert«. Meine Tochter ist blond und heißt Greta. Sie war glücklicherweise immer unter den Lautesten im Morgenkreis und hasst bis heute Zöpfe und Kleider. Schwein gehabt.

			Leistungsbereitschaft und Disziplin gelten ebenfalls als verdächtig. Wer sein Studium in der Regelstudienzeit mit Diplom abschließt, kann sich gleich selbst beim Verfassungsschutz als Verdachtsfall melden. »Was ein AfD-Minister für Schulen und Hochschulen bedeuten würde«, war eine Geschichte in der »Zeit« überschrieben. Antwort: »Mehr ›Leistungsbreitschaft und Disziplin‹, keine Genderforschung, Rückkehr zum Diplom und Magister: Auch mit ihrer Bildungspolitik rückt die AfD den Diskurs nach rechts.«

			Wenn ich bei der AfD wäre, würde ich mich bedanken. Was kann einem Besseres passieren, als dass einem lauter Eigenschaften und Verhaltensweisen zugesprochen werden, die eine Mehrheit der Deutschen positiv sieht? Es ist immer die gleiche Fehlkalkulation: Nur weil man selbst nichts von Pünktlichkeit und Disziplin hält, denkt man, dass auch die Mehrheit etwas dagegen hätte.

			Wenn sich eines in solchen Verdikten zeigt, dann die Begrenztheit des eigenen Horizonts. Was im Prenzlauer Berg oder in München-Schwabing als No-Go gilt, ist mitunter schon zwanzig Kilometer weiter total normal. Dass »normal« auch ein Begriff ist, der eine verdächtige Nähe zu den falschen Leuten nahelegt, lassen wir an dieser Stelle gnädigerweise unter den Tisch fallen.

			Ein nicht ganz unwichtiger Nebenaspekt der Naziinflation: Wenn jeder halbwegs durchschnittliche Mensch ein Nazi ist, dann ist es irgendwann keiner mehr. Die meisten durchschauen den faulen Zauber. Wenn man ihnen sagt, dass sie sich vorsehen sollen, weil die Kinder einen Seitenscheitel tragen, ist die Antwort nicht: »Oh ja, stimmt, das war unbedacht, in Zukunft nur noch offenes Haar.« Sehr viel wahrscheinlicher ist, dass sie sich sagen: »Gott, ja, wenn das einen bereits zum Nazi macht, dann bin ich wohl Nazi.« Im nächsten Schritt sagen sie sich dann allerdings möglicherweise auch: »Wenn ich schon als Nazi gelte, waren die Nazis vielleicht gar nicht so schlimm.«

			Es gibt nach wie vor echte Nazis, das ist das Unglück. Es gibt Menschen, die anderen das Menschsein absprechen, weil sie fremd aussehen oder behindert sind oder aus einem anderen Grund aus dem Rahmen fallen. Eindeutig als Nazi qualifiziert einen auch die Begeisterung für das »Dritte Reich«. Beim Antisemitismus als Erkennungszeichen muss man inzwischen vorsichtig sein, den gibt es links der Mitte heute mehr als rechts.

			Solche Leute gibt es auch in der AfD. Es gibt sie möglicherweise in allen Parteien, aber in der AfD halt am häufigsten. Das ist ein Grund, weshalb ich nie die AfD wählen würde. Ich verstehe den Impuls, den anderen Parteien mal zu zeigen, wo der Hammer hängt. Wer einfach immer so weitermacht, als ob Wahlen nichts bedeuten würden, braucht vielleicht einen Tritt vors Schienbein, damit er zuhört. Dieser Gedanke leuchtet mir ein. Aber dann schaue ich mir die Leute an, die bei der AfD in der zweiten und dritten Reihe stehen, und denke mir: Wenn diese Leute etwas zu sagen haben, dann gnade Gott dem deutschen Vaterland.

			Es ist ja auch gut dokumentiert, was in der AfD alles möglich ist, ohne dass jemand einschreitet. Die AfD sieht sich gerne als bürgerliche Kraft. Alice Weidel würde mühelos den Preis als politische Tradwife des Jahres gewinnen. Aber alle Perlenketten der Welt können nicht überdecken, was sich in ihrer Partei an Unrat angesammelt hat.

			Der »Nius«-Chefredakteur Julian Reichelt hat im vergangenen Jahr einen Kommentar verfasst, in dem er sinngemäß sagte: Entweder trennt ihr euch von den Irren und Wirren, oder es wird halt nichts mit der Regierungsbeteiligung. Der Text hat ihn auf einen Schlag 50 000 Abonnenten gekostet. Das ist für ein so kleines Portal wie »Nius« ein erheblicher Aderlass. Aber Reichelt hat recht, das wissen sie auch in der AfD-Spitze.

			Solange sie Leute mitschleppen, die Soldaten als hirnlose Krüppel beleidigen, weil sie uns gegen Russland verteidigen, und Ausländer als Gesocks, das man wie Abfall entsorgen müsse, kann die CDU nicht die Hand reichen, so gern es der eine oder andere dort möglicherweise auch täte. Deshalb gibt es nicht einmal Kungelrunden oder informelle Gespräche, in denen man so etwas wie eine Koalition vorbereiten könnte. Die Parteivorsitzenden müssten ein Machtwort sprechen, doch dazu sind sie zu feige.

			Nur, sind alle Nazis? Ich habe mir den Verfassungsschutzbericht angesehen, der jedes problematische Zitat und jede Grenzübertretung auflistet, alles, was man der AfD vorhalten kann, zusammengetragen auf 1200 Seiten. Gibt es hässliches, ekelhaftes, total abgefahrenes Zeug? Jede Menge. Reicht es, die AfD zu verbieten? Da habe ich Zweifel. Und offenbar nicht nur ich. Das Verwaltungsgericht in Köln hat Ende Februar die Einstufung der Partei als »gesichert rechtsextrem« verworfen, weil ihr das Gutachten zu dünn erschien.

			Es ist in Vergessenheit geraten, aber man darf gegen den Staat sein. Noch einmal zur Erinnerung: Revolutionäre Gedanken sind nicht verboten, nicht einmal in Deutschland. Man darf sich nur nicht mit anderen zusammenschließen, um die Idee in die Tat umzusetzen. Das ist die Grenze.

			Es reicht für ein Parteiverbot übrigens auch nicht, dass man einige Stimmen findet, die vom Umsturz träumen. Man muss begründen können, dass eine entscheidende Zahl der Anhänger und Funktionäre das System umstürzen. Erst dann hat man einen wasserdichten Fall zusammen.

			Viel ist derzeit von Polarisierung die Rede. Ich habe irgendwann aufgehört zu zählen, wie viele Veranstaltungen und Podiumsdiskussionen sich um die Frage drehen, ob wir amerikanische Verhältnisse bekommen. Unser Problem ist nicht Polarisierung, unser Problem ist der Wunsch nach Kohäsion.

			Die Wahrheit ist: Man ist links der Mitte gottfroh, dass es die AfD gibt. So hat man wenigstens eine Fahne, hinter der sich noch jeder versammeln kann. Es geht nicht darum, den Feind zu bekämpfen, sondern den Zusammenhalt der eigenen Gruppe zu stärken. Die eigentliche Zielrichtung beim Kampf gegen rechts geht nicht nach außen, sondern nach innen.

			Deshalb war es auch der größte Fehler von Friedrich Merz, zwei Wochen vor der Bundestagswahl der AfD symbolisch die Hand zu reichen. Er wird selbst immer sagen: »Habe ich ja gar nicht, ich habe lediglich einen Gesetzesvorschlag zur Abstimmung gestellt, den ich für richtig hielt. Wenn nur die AfD zustimmt, was kann ich dafür?« Aber so haben sie es im linken Lager nicht gesehen, und auch die Hunderttausende, die gegen die CDU auf die Straße gingen, sahen es anders.

			Man konnte den Effekt sofort in den Umfragen erkennen. Die Linkspartei lag bis dahin wie tot am Boden. Dann bot sich Heidi Reichinnek die Gelegenheit zu einer Brandrede im Bundestag, und die Partei stieg wie Phönix aus der Asche. Bis heute können sie ihrem Retter Merz jeden Tag drei Dankgebete schicken, dass er sie vom Siechtum erlöst hat.

			Geht es Heidi Reichinnek wirklich um den Kampf gegen rechts? Selbstverständlich nicht. Oder Lars Klingbeil? Wenn alles andere fehlschlägt, der Antifaschismus zieht immer. Dann rappelt sich auch noch der 70-jährige Genosse, der schon dreimal sein Parteibuch gegen die Wand geknallt hat, auf und schlägt die Hacken zusammen. No pasarán!

			Ist das zynisch und verlogen? Das kann man so sehen. Aber so ist Politik. Man verwandelt die Chancen, die sich einem bieten. Das macht Politik ja auch so spannend. Gestern war man noch der Loser, von dem keiner ein Stück Brot nehmen wollte, heute ist man plötzlich der TikTok-Star, um den sich alle reißen. Dummerweise funktioniert das auch umgekehrt. Legion die Zahl der Politiker, die einen schon sicher geglaubten Sieg auf den letzten Metern versemmelten.

			Erinnern Sie sich noch an Gerhard Schröders Abschiedsvorstellung in der Elefantenrunde nach der Bundestagswahl 2005? Viel hätte nicht gefehlt, und er wäre zum dritten Mal Kanzler geworden. Tatsächlich verdankte Angela Merkel ihr Amt allein der Anständigkeit (oder Angst) der SPD, die sie davor zurückschrecken ließ, die Linkspartei an Bord zu nehmen.

			Rot-Rot-Grün hatte am Wahlabend eine klare Mehrheit, das ist vielen entfallen. Wenn Franz Müntefering gesagt hätte: »Jetzt gilt’s, Gerd, jetzt schubsen wir die Alte in den Abgrund« – niemand hätte je mehr von Angela Merkel gehört. Ich weiß, es wird den einen oder anderen geben, der leise murmelt: Besser wär’s gewesen. Aber in dem Fall muss ich widersprechen. Angela Merkel war schlimm. Aber noch schlimmer wäre Rot-Rot-Grün gewesen.

			Der große Vorteil an dieser Kombination ist, man ist nicht auf Vermutungen angewiesen, wie Deutschland dann aussähe. Es gibt ein Modellprojekt, und zwar fünf Jahre Rot-Rot-Grün in der deutschen Hauptstadt.

			Ich habe mal eine Kolumne geschrieben, die den Titel hatte: »Berlin, das Venezuela Deutschlands«. Ich hätte nie gedacht, dass man das wörtlich nehmen muss. Bei der Bundestagswahl 2021 war an ein und demselben Tag: Bundestagswahl. Plus Berlin-Marathon. Plus Abgeordnetenhauswahl.

			Sagen wir so, am besten funktionierte noch der Marathon. Bei der Wahl waren sie so überfordert, dass sich vor den Wahllokalen lange Schlangen bildeten, weil sie vergessen hatten, für genug Wahlzettel zu sorgen.

			In Berlin-Wilmersdorf haben sie die Ergebnisse einfach geschätzt. Andernorts lag die Wahlbeteiligung bei 150 Prozent, das gibt es nicht einmal in Nordkorea. Dem obersten Gericht in Berlin blieb keine andere Möglichkeit, als eine Wiederholung anzuordnen – gegen den erbitterten Widerstand der Landesregierung, die fand, dass eigentlich alles mehr oder weniger Bombe gelaufen sei.

			Ich erzähle das, weil ich sagen will: So furchtbar die vergangenen Jahre auch gewesen sein mögen – alles ist besser als Rot-Rot-Grün. Ich gebe zu, dass ist kein wirklicher Trost. Aber an irgendetwas muss man sich ja festhalten.

			Ich habe einen Vorschlag. Wir vergessen die Brandmauer. Jeder bringt die Vorschläge im Parlament ein, die er für richtig hält. Oder wir errichten auch eine Brandmauer nach links. Also keine Koalition oder formalen Absprachen mit der Linkspartei. Ich will nicht die Diskussion aufmachen, ob AfD und Linkspartei vergleichbar oder gleich schlimm sind. Mir reicht es, was ich von den Linken weiß, um zu sagen: mit denen nicht.

			Ich hätte auch eine verwegene Idee, wie man wieder an Zuspruch gewinnen könnte. Man ändert seine Politik. Es gibt keine Garantie, dass dies was bringen würde. Aber man könnte es versuchen. Es erscheint mir jedenfalls erfolgversprechender, als die Wähler der AfD zu beschimpfen und sie als Trottel hinzustellen.

			Es ist auch kein großes Rätsel, was die Mehrheit des Landes sich für eine Politik wünscht. Die Wähler sagen es bei jeder Wahl, und zwar klar und deutlich. Einen Sozialstaat, der die Faulenzer und Durchmogler nicht noch ermutigt, das mal als Anfang. Ein Bildungssystem, das die Probleme nicht dadurch kaschiert, dass es einfach die Noten abschafft. Schön wäre auch, wenn man dafür Sorge tragen könnte, dass die Leute, die ins Land kommen, als Erstes den Weg zum Arbeitsamt finden und nicht den zum Sozialamt.

			Ich weiß, es ist naiv, so zu denken. Aus Sicht von SPD und Grünen hat der Zustand einen unbestreitbaren Vorteil: Solange eine Regierungsbeteiligung der AfD ausgeschlossen ist, ist man dabei. Das ist wie eine Lebensversicherung auf Machtbeteiligung. Wenn ich die Wähler kujonieren könnte, wie ich wollte, ohne ernsthafte Konsequenzen fürchten zu müssen, ich würde es vielleicht auch tun. Aber das ist in der Demokratie eigentlich nicht vorgesehen.

			Wie es weitergeht? Man soll sich als Journalist mit Vorhersagen zurückhalten. Wir Journalisten sind aus gutem Grund im Beobachtungs- und nicht im Prognosegeschäft. Aber wenn ich mir eine Prognose erlauben darf: Auf Dauer geht das nicht gut.

		


		
			Und nun? – 
Wege aus der Krise

			Das kannten wir: Wenn die Bürger mit ihrer Regierung nicht mehr zufrieden sind, suchen sie sich eine neue. Das kannten wir nicht: Die Mehrheit wählt die Regierung ab – und alles bleibt beim Alten.

			»Elections have consequences«, Wahlen haben Folgen, mit diesem berühmten Satz reagierte Barack Obama auf die Empörung der Gegner über seine Gesundheitsreform. Wer die Mehrheit einbüßt, muss damit leben, dass er nicht mehr das Sagen hat. Aber genau das Prinzip ist in Deutschland auf den Kopf gestellt.

			»Links ist vorbei«: Das war die Ankündigung von Friedrich Merz zum Wahlsonntag. Deshalb wurde er mit großem Abstand vor seinem Konkurrenten von der SPD gewählt. Tatsächlich läuft alles weiter wie gehabt, nur die Geschwindigkeit hat sich geändert. Das Geld für den deutschen Sozialstaat fließt jetzt einfach doppelt so schnell.

			Nominell ist das linke Lager stark zusammengeschnurrt. Alle Abgeordneten zusammengenommen, verfügen SPD, Grüne und Linkspartei über 43 Prozent der Sitze im Deutschen Bundestag. Legt man aktuelle Umfragewerte zugrunde, vereinen sie sogar nur noch zwischen 36 und 38 Prozent der Wählerstimmen auf sich. Aber es spielt in der Praxis keine Rolle.

			Das Unglück der Union ist, dass sie an einen Partner gekettet ist, der die Wirklichkeit nicht zur Kenntnis nehmen will. In der Regel geht mit einer Wahlniederlage irgendeine Form der Selbstbefragung einher. Die SPD tut einfach so, als säße sie noch immer im Kanzleramt.

			Wenn wenigstens auf den Kanzler Verlass wäre. Dann könnte man sagen: Sei’s drum. Merz umgibt der Nimbus des Machers und harten Knochens, aber nichts könnte von der Wahrheit weiter entfernt sein. In Wirklichkeit hat er die letzten dreißig Jahre seinen Lebensunterhalt im Wesentlichen damit verdient, anderen die Tür aufzuhalten.

			Wikipedia führt ihn etwas hochtrabend als Wirtschaftsanwalt. Nach allem, was man weiß, war Merz ein mittelmäßig erfolgreicher Lobbyist, der den Ruf zu versilbern wusste, in Berlin die richtigen Leute zu kennen. Dass Merz als konservativ gilt, verdankt er den Auftritten, in denen er sich schnell in Rage redete, und dem Urteil seiner Gegner. Verheiratet, drei Kinder, nicht geschieden und zu allem Überfluss auch noch aus der Provinz: Das reicht heute schon, um als rechter Hardliner durchzugehen.

			Bislang hält die Angst vor dem Scheitern die Leute in der Union zusammen. Man sollte Angst als Bindungskraft allerdings nicht überschätzen. Menschen agieren weniger strategisch, als man denken sollte. Schlimmer geht immer, wäre meine Lehre aus 35 Jahren Politikbeobachtung. Wenn der Frust überhandnimmt, rückt alles in den Hintergrund, auch der Blick auf den Tag danach.

			Auch demokratietheoretisch ist es kein nachhaltiger Zustand, wenn auf Dauer zwanzig bis dreißig Prozent der Stimmen einfach unter den Tisch fallen. Wer darauf hinweist, wie neulich die Wirtschaftsweise Veronika Grimm, sieht sich wüsten Verdächtigungen und Beschimpfungen ausgesetzt. Sie sei Verschwörungstheoretikerin, hieß es.

			Gibt es ein Umdenken? Es gibt Momente der Verunsicherung. »Sind die Linken selber schuld?«, lautete Ende 2025 ein Aufmacher in der »Zeit«, in dem die Redaktion nach Gründen für den globalen Aufstieg der Rechten suchte. Aber das sind kurze Wetterleuchten der Klarheit. »Jetzt erst recht«, lautet der vorherrschende Tenor. Jetzt erst recht die Mauer aufrichten und für die gerechte Sache einstehen!

			Es gibt zwei Szenarien. Die Linke besinnt sich. Oder die andere Seite gewinnt. So einfach ist das.

			Ich glaube inzwischen, dass das zweite Szenario deutlich höhere Chancen hat. Wenn ich wetten müsste, würde ich auf die Reformunfähigkeit der Linken setzen. Bei SPD und Grünen ist man so sehr davon überzeugt, das Richtige zu wollen, dass jedes Zugeständnis an die Union als Verrat gilt. Wenn man ausnahmsweise doch einmal einlenkt, dann nur aus taktischen Gründen.

			Was kann man tun? Mein erster Rat wäre: Überlassen Sie nicht den anderen das Feld. Das wäre die praktische Lehre aus dem Mehrheitsparadox.

			Die Gruppen, die in der Öffentlichkeit den Ton angeben, sind zahlenmäßig oft erstaunlich klein. Es sind nie Tausende, die aufstehen und sagen: Die Kabarettistin, die darf nicht mehr auftreten, die macht so schlimme Witze über Minderheiten. Oder: Diesen Professor, den muss man boykottieren, der denkt so neoliberal. Es ist in der Regel ein sehr überschaubarer Kreis von Krakeelern, der Stimmung macht. Aber diese Leute sind gut organisiert. Und sie sind vernehmbar, deshalb setzen sie sich durch.

			Auch das ist ja ein Problem des Mehrheitsparadoxes. Wenn man denkt, dass man ohnehin nichts ausrichten könne, weil man in der Minderheit sei, wirft man die Flinte ins Korn, obwohl man von allen Seiten Zuspruch bekäme, wenn man nur den Mund aufmachen würde. Umgekehrt liegt hier auch das Ermutigende. Wenn man sich entgegen allen Bedenken dann doch zu Wort meldet, sagen plötzlich ganz viele: »Das sehe ich genauso.«

			Mein zweiter Rat: Lassen Sie sich nicht verdrießen. Vieles lässt sich besser ertragen, wenn man ihm mit Humor begegnet. Der Konservative steht staunend vor der Unvernunft der Welt, aber er akzeptiert sie kopfschüttelnd als Tatsache des Lebens. Der Linke versteht die Unvernunft als Beleidigung, weshalb er auch immer selbst schnell beleidigt wirkt. Das fasst nach meiner Beobachtung gut zusammen, was die beiden politischen Lager trennt.

			Und die Erfahrung lehrt: Die Geschichte war auf Dauer nie auf der Seite der Beleidigten. Der Trost bleibt.
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